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Vor s i tz € n d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Kr a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Zankl. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

383/M 

Bis wann wird der auf der Westautobahn 
bei Altlengbach aufgetretene Schaden (Senkung 
der Decke auf der Richtungsfahrbahn Salzburg). 
durch den der Pfingstreiseverkehr schwerstens 
beeinträchtigt wurde, behoben sein? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Abgeordneter! Die bei Altleng­
barn aufgetretenen Setzungen auf der Rich­
tungsfahrbahn "Wien-Salzburg" sind in­
zwischen behoben worden. Am 9. Juni er­
folgte die Aufhebung der Verkehrsbeschrän­
kung, und damit kann die Vollautobahn wie­
der voll dn diesem Bereich benutzt werden. 

Präsident: 1. Anfrage: Anfrage des Abge- Präsident: Eine Zusatzfrage. 
ordneten Dipl.-Vw. Josseck. (FPO) an den Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Herr Bun-
Herrn Bundesminister für Bauten und Technik. desminister! Idl entnehme einer Wiener 
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Dipl.-Vw. Josse<k 

Tageszeitung, daß ausgerechnet in den I Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Monaten von Juni bis September eine I Sie haben sicher recht, .daß in einem gewiissen 
Unzahl neuer Baustellen auf der Autobahn AbsdmJitt der Westautobahn nicht die 
gerade auf dem besprochenen Abschnitt ent- ganze W'estautobahn, sondern 'in einem ge­
stehen soll, und zwar Slind es allein zwischen wissen Abschnitt - eine gew,isse Unebenheit 
Altlengbach und Ybbs - das sind etwa der Fahrbahnoberfläche vom Kraftfahrer wahr-
70 Kilometer - neun neue Baustellen. Die genommen wird. Man . wird auch technisch 
Zelitung schreibt mit Recht, man werde dort überlegen müssen, welche Maßnahmen dort 
"AutOIslalom" fahren müssen. überhaupt mög~ich sind bezJiehungswe;ise 

Ich frage Sie: Ist es zweckmäßig, daß gerade durchgeführt Wlerden sollen. Die Frage des 
zur Zeit des Hauptreiseverkehrs diese Bau- Aufbaus mit 14 oder 16 cm, wie Sie meinen, 
stellen errichtet werden, und ist man sich hat aber mit der Oberflächenunebenhe:it nichts 
nun klar darüber, daß man damit ja gerade zu tun. Die Oberflächen unebenheit ist eine 
zu Zeliten des Fvemdenverkehrsflusses Wien Frage auch der technischen Erkenntnisse, wie 
regelrecht vom Fremdenverkehr abschneidet. man bereits be~ der Herstellung der Straße 

Präsident: Herr Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Die Bemühungen des BautenministeI1iums 
gehen dahin, notwendtige Instandsetzungs­
arbeiten oder Erhaltungsarbeiten außerhalb 
des Hauptre:isezeitpunktes zu verlegen. 

solche Unebenheiten verme.iden kann, mit 
Ausnahme von Unebenheiten, die sich aus 
geologischen Setzungserscheinungen, die man 
nie etwa volLständig ausschließen kann, er­
geben können. 

Wenn Sie einen Vergleich ziehen etwa mit 
der Oberflächenebenheit anderer Autobahnen, 
wie auch zum Beispiel der später gebauten 
Südautobahn, w.ird man bereHs auch den 
technischen Fortschritt in der Herstellung der 
Oberfläche deutlich, glaube ich, feststellen 
können. 

Der technische Fortschritt ast auch im 

Ich darf aber darauf hinweisen, daß nach 
der Verteilung der Agenden im Bundesstraßen­
bau für Erhaltungsarbeiten ruicht die Zustim­
mung des BautlenminJlsteriums notwendig list 
- das würde auch ein Minister:ium überfor­
dern, etwa bei jeder Erhaltungsarbeit vorerst 
die Genehmigung des Bautenministeriums ein­
zuholen ---', sondern daß die Landeshaupt- Straßenbau nicht stehengebliieben. Wir ver-
leute iim eigenen Wlirkungsbereich die Er- fügen heute über Methoden der Oberflächen­
mächtigung haben, notwendige Reparatur- ebenheitsherstellung, die man vor 15 oder 
arbeiten an Straßen durchzuführen. 20 Jahren überhaupt noch nicht gekannt hat. 

Ich bin momentan überfragt, wenn ich auf Ich blin slicher, daß solche Gebrechen, wie 
die Frage, wlie viele Baustellen etwa lin den, sie da und dort vielleicht am Anfang oder 
von Ihnen genannten Abschnitten eröffnet Mitte der fünfziger Jahre noch entstehen 
werden sollen, antworten soll. Ich nehme aber konnten, lin Zukunft nicht mehr entstehen 
Ihre Anfrage zum Anlaß, mit dem Land Nieder- können. 
österreich, das ja in diesem Fall zuständig ist, 
diese Frage zu besprechen, weil es uns darum 
geht, daß während der Hauptreisezeit tunliehst 
uneingeschränkte Fahrverhältnisse vorherr­
schen. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Herr Bun­
desminister! Es stellt Slich jetzt heraus, daß 
die bekannt schlecht gebaute Autobahnstrecke 
hier in Niederösterreich jetzt schon nach zehn 
Jahren wieder einer Generalsanierung bedarf. 
Es ist slicher notwendig, daß diese Wasch­
rumpel - wenn ich es so bezeichnen darf -
entsprechend saniert wird. 

Aber eine techllliische Frage: Man hört, daß 
der Belag von 14 cm zu gering war und nun 
auf 16 cm Stärke aufgebessert werden muß. 
Sind Sie der Meinung, daß allein 2 cm aus­
reichen, um hier eine endgültige Sanierung 
herbeizuführen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Präsident: Wir kommen zur 2. Anfrage: Herr 
Abgeordneter Wuganigg (SPO) an den Herrn 
Bundesminilster für Bauten und Technik. 

425/M 
In welchem Stadimn befindet sich das 

Projekt der Umfahrung Weiz der Bundes­
straße 72 (Weizer Straße)? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich darf zunächst sagen, daß die Bundes­
straße 72, die 'Weizer Straße, früher die 
Landesstraße Nr. 1 gewesen list und erst mit 
dem neuen Bundesstraßengesetz zur Bundes­
straße wurde. Nach den DbergangsbestJimmun­
gen zu dem vom Parlament einstimmig be­
schloSiSenen Bundesstraßengesetz bedarf es zur 
formalen Ubernahme aber auch noch des Ab­
schlusses von Verträgen mit den einzelnen 
Bundesländern. Mit der Steliermark 'ist ein 
solcher Vertrag noch nicht abgeschlossen. Ich 
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Bundesminister Moser 
hoffe, daß er aber !in einIgen Wodlen wird 
unterzelichnet werden können. 

Daher befinden slich lim Bautenministerium 
auch noch nicht alle Unterlagen, die etwa im 
Beredch des Landes vorausschauend für den 
Ausbau die:ser ehemaligen LaIlldesstraße er­
arbeitet worden sind. Mir list allerdings be­
kannt, daß :in einem Detailprojekt dieser 
heut~gen W~izer Bundesstraße, und zwar im 
Absdmitt "Oberfeistritz-Anger", heftige 
Widerstände gegen die ehemalige LaIlldes­
straßenplanung seitens der Gemeinden und 
auch der Grundbesitzer entstaIlJden sind, die 
verschiedene Binwendungen erhoben haben. 
Die Bundesstraßenverwaltung hat 1Stich lin diese 
Phase auf diesem Teil der Straße eingeschaltet 
uIlld den Auftrag gegeben, die MögLichkeiten 
einer Verbesserung der Trassenführung aus­
zuschöpfen. Vor allen Dingen wird dort kriti­
siert, daß die Fahrbahn im Ortsbereich von 
Anger aufgeständert geführt wenden soll. Es 
werden nun Untersuchungen angestellt, w~e­
weit eine Ab senkung der TraSise möglich dst. 

Präsident: Eine Zusatzfrag'e. Bitte. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundesmini­
sterl Ich bin Ihnen für diese Antwort außer­
ordenUich dankbar. Auch das Projekt der Um­
fahrung Anger ist für mich als oststeirisdlEm 
Abgeordneten von Interesse, da es eine dI1in­
gende Notwendigkeit darstellt. 

Ich bin aber dennodl erstaunt, daß die 
Pläne der Umfahrung Weiz noch nicht zur 
Kenntnis des MinisteI1iums gelangt sind. An 
di'esem Projekt wird nämlich in der Steoier­
mark schon seit sechs Jahren gearbeitet. Es 
kann allerdings sein, daß eine Verlegung eines 
Teiles dieser Umfahrung diese Verzögerung 
herbe:igeführt hat. 

Darf ich Sie aber, Herr Bundesminister, in 
diesem Zusammenhang fragen: Wenn dann 
diese vom Bauamt der steiermärkischen 
Landesregierung ausgearbeliteten Pläne lins 
MinIistenium gekommen sind, werden dann 
diese Pläne durchgeführt werden oder wird 
seiteIlls des Mlinisteriums ein neues Projekt 
erstellt werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Darf ich Ihnen zum ersten Teil sagen: 
Natürlich sind di'e Planungen weit dem Bau­
geschehen voraus durchzuführen. Planungen 
bedürfen ummer meder auch neuer Uber­
legungen. Gerade bei Umfahrungen von Orts­
gebieten sind oftmals eine Reihe von 
Varianten zu studieren, um letzten Endes dtie 
beste Variante überhaupt ausfindig machen 
zu können. 

Wenn nun nadl Ubernahme dieSIer Straße 
- nadl formeller Ubernahme dieser bisheIli­
gen L'andesstraße in die BundeSistraßenver­
waltung - auch Ausbaupläne, Umfahrungs­
pläne anderer Ortschaften vorgelegt werden, 
dann, Herr Abgeordneter, müssen natüdich 
die Studien, die vom LalIld angestellt wurden, 
auch von der Bundesstraßenverwaltung noch 
einmal kritisch übel1dacht werden. Wenn sie 
allen Anforderungen einer Bundesstraße ent­
sprechen, wird keine Notwendigkeit von Ab­
änderungen mehr g'egeben sein. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundesmini­
ster! Da wir ja end1ich auch einmal zu einem 
Resultat gelangen müssen und dieses Proj'ekt 
der Umfahrung für die Stadt Weiz von aller­
größter Bedeutung ist, weil deren Bewohner 
durch den sich mehrere Kilometer durch die 
engen Straßen der Stadt ztiehenden Verkehr 
unmittelbar und unangenehmst betroffen sind, 
Wleil es lin den letzten Jahren schon zu sehr 
Vlielen Verkehrsunfällen gekommen ist, darf 
lich Sie hier fragen: Wann kann nach. Fertig­
stellung der Pläne und Prüfung derselben 
voraussichtllich mit den Arbeiten an der Um­
fahrung Weiz begonnen weI1den? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abg€ordneter! 
Ich habe das Hohe Haus bereits mehrfach 
davon linformiert, daß in melinem MinisteIlium 
seit mehr als eineinhalb Jahr.en ein öster­
reichisches Kontaktkomitee an einer Dring­
lichkelitsreihung der Ausbauprogramme der 
kommenden Jahre arbeitet. 

Was die Autobahnen uIlld die Schnell­
straßen anlangt, werden diese Arbeiten rrn 
Kürze abgeschlossen sein. Darauf aufgebaut 
werden aber dann d~e sonstJigen Bundes­
straßen zu durchleuchten sein. Des weiteren 
Wlird die Entscheidung über den Beginn des 
Ausbaues einer Umfahrung Weiz nicht zu­
letzt auch davon abhängen, wieweit seitens 
des Bundeslandes Steiermark, das ja quasi 
der verlängerte Arm in den Fragen der 
Bundesstraßenbauten iist, vorrangig diese Um­
fahrung gereiht werden wird für das Ausbau­
programm der kommenden Jahre, ob nämlich 
so weit vorne, daß auch eine ernst zu neh­
mende Finanzierungsmög~ichkeit damit ge­
schaffen wird. 

Ich selbst kenne aUIS persönlicher Anslicht 
aber auch die Schwier.igkeliten der Ortsdunn­
fahrt der bisherigen Landesstraße und heuti­
gen Bundesstraße durch Weiz und teile Ihre 
Auffassung, daß gerade dieses Teilstück der 
Umfahrung dieser Stadt sicherlich eine hohe 
Priorität gendeßen wird. 
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Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Dr. Schmidt (FPO) an den Herrn Bundesmini­
ster für Bauten und Technik. 

453/M 

Werden Sie veranlassen, daß für den Bau 
des neuen Zoologieinstitutes der Universität 
Wien ein anderes Grundstück als - wie derzeit 
beabsichtigt - ein Teil des Sternwarteparkes 
zur Verfügung gestellt wird ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Das GrundstüCk. der UIlIivemitätssternwarte list 
seit vielen Jahrzehnten Staatseigentum. Die 
,.vahl dieses Parks als Standort des Neubaues 
der Zoologäschen Institute erfolgte nach mehr­
malligen Untersuchungen und Ersuchen des 
Unterrichtsministeriums im Jahre 1967 nach 
viermalligem Urgenzschreiben. Damals standen 
auch andere Standorte zur Uberlegung. Das 
BundesmiIlJisterium für Unterricht hat aber 
damals im Jahr 1968 sehr energlisCh, und zwar 
gestützt auch auf Forderungen der Hochschule, 
auf diesem Platz bestanden. Es hat sdllließ-
1ich auch eine Erklärung der zuständigen 
Magistratsabteilung beigebracht, wonach nach 
Vorlage eines Vorprojektes diese Abteilung 
bereit wäre, von dem etwa 57.000 Quadrat­
meter großen Park eine Telilfläche ~n e:iner 
Größe von etwa 3600 Quadratmeter beim 
Gemeinderat zur Umwidmung zu beantragen. 

Bs wurde daher damals im Jahr 1967 be­
gonnen, das Vorprojekt zu erarbeiten. Es 
wunde Ende 1969 fertig. Anfang 1970 wurde 
dann bei der Gemeinde Wien um die Um­
widmung angesucht. Dieser Umwidmung 
wurde stattgegeben. In der ZWlischenzeit sind 
baureife Pläne erstellt worden. Die Bauver­
handlungen wurden bisher in zwei Phasen 
am 3. Ma'i und am 7. Junli abgeführt. 

Unabhängig von all den noch nicht er­
ledigten Fragen des Bauverfahrens habe ich 
aber nun in meinem Bereich den Auftrag ge­
gegeben zu überlegen, ob eine andere Mög­
llichkedt der Situterung besteht. Meine Herren 
haben bisher eine solche andere Situierung 
aus GrüIlJden der Grundnot des Bundes noch 
nicht finden können. Diese Untersuchungen 
laufen aber parallel weiter. (Abg. Doktor 
Bau e I: Was ist mit dem Aspangbahn­
Gelände?) 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Herr Bundes­
miI1lister! Ihre Antwort ist sehr bedauerlich, 
und ich möchte Sie fragen: Sind Sie nicht 
der Meinung, daß lin leiner Zeit, in der der 
Gedanke des Umweltschutzes großgeschrie-

ben wird, lin einer Zeit, lin der Sie in Ihrer 
Regierung ein eigenes Ministerium für Ge­
sundheit und Umweltschutz haben, !in einer 
Zeit, in der sich Ihre PartJeti im Wahlkampf 
auf ein Humanprogramm stützt, lin einer Zeit, 
in der eine große Wiener Tageszeitung um 
jeden Baum ~n der Großstadt kämpft und 
dabei die Unterstützung tausender Wiener 
findet, daß es in einer solchen Zeit 
eine Sünde wider den Geist de.s Umwelt­
schutzes bedeutet, wenn Sie gestatten, daß 
die Bundesgebäudeverwaltung auf einem 
Parkgebiet einen Betonklotz in einer Länge 
von 124 Meter und einer Höhe von 29 Meter 
errichtet? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Darf ich zum ersten sagen: Die' Genesis dieses 
Projektes reicht ja weit in die Vergangenheit 
zurück. Erst als es zu diesem Stadium der 
Bauverhandlungen kam, habe ich den Auftrag 
geben können, auch eline andere Standortwahl 
zu suchen. Dabei muß lieh sagen: das ist 
natürlich nicht Sache des Bautenmilliisteriums 
allein, sondern auch eine Frage der Universi­
tät und der Organe der Hochschule, die seiner­
zeit darauf bestanden haben, auf diesen in 
Frage stehenden Platz diese Institute hinzu­
bekommen. Aber weil uns eben daran ge­
legen list, möglichst schonend vorzugehen, 
habe ich, wie gesagt, unabhängig von der 
Frag1e des Bauverfahrens den Auftrag ge­
geben, nach anderen Lösungen zu suchen. 

Bei der Gelegenheit darf ich eines sagen: 
Meine Herren haben natürbich eine Reihe 
solcher Uberlegungen schon angestellt. Hin­
sichtlich der Situierung in der Nähe des 
Botanischen Institutes stoßen wir auf die 
Schwierigkeit, daß dort ein Teil des Botani­
schen Gartens geopf1ert werden müßte. Wir 
würden also das Problem nur verlagern, und 
das scheint mir überhaupt nicht zielführend 
zu sein. Die Gründe des Aspangbahnhofes 
sind bereits für den Neubau von Werkshallen 
der Technischen Hochschule reserviert. Eine 
Reihe anderer Dberlegungen führen auch nidü 
zum Ziel; so kollidieren die Plätze in der 
Sensengasse damit, daß dann dort die vor­
gesehenen chemischen und pharmazeutischen 
Institute nIcht Platz finden würden. Wir über­
legen also weiter, welche Möglichkeiten es 
hier gibt. 

Unabhängig aber davon, was die Bau­
behörde macht, hat die BGV den Auftrag, 
alle von den Anrainern vorgebrachten Ein­
wendungen zu überprüfen. Und, Herr Abge­
ordneter, wie ich mir habe· berichten lassen, 
stimmt es nirnt, daß dieser Betonklotz, wie 
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Bundesminister Moser 
Sie meinen, 29 Meter hoch wäre und daß 
dieses Projekt, so ein starrer Betonklotz, dort 
vollkommen stören würde. 

Darf ich darauf hinweisen, daß auch bei 
der ersten Bauverhandlung die Sachverständi­
gen aus dem Gesundheit.swesen und aus allen 
Bereichen, die bei einer solchen Bauverhand­
lung zugezogen werden und zugezogen wer­
den müssen, dieses Projekt begutachtet, ihre 
Auflagen erteilt haben, auch was gerade die 
Frage der Störung von Anrainern anlangt, 
und daß selbstverst.ändlich diesen Auflagen, 
die die Sachverständigen erhoben haben, 
Rechnung getragen werden müßte. Ich darf 
aber noch einmal sagen, grundsätzliche Ein­
wendungen haben die Sachverständigen an 
sich auch nicht erhoben. 

Eines muß uns auch klar sein. Wo immer 
wir eine andere Situierung finden: Es muß 
der Hochschule klar sein, daß dann mit einem 
baldigen Baubeginn natürlich nicht gerechnet 
werden kann, weil ein völlig neues Projekt 
erarbeit.et. werden müßt.e und weil erst der 
Grund überhaupt. gefunden werden müßte und 
dies zweifellos einige Jahre in Anspruch neh­
men wird. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Herr Minister! 
Die Notwendigkeit der Errichtung des 
Zoologieinst.itutes der Universität ist unbe­
stritten. Aber ich möchte doch sagen: Es gibt 
in der Bundeshauptst.adt eine Reihe von 
Grundstücken, die zweifellos der Entwicklung 
unserer Stadt nicht förderlich sind. Sie stehen 
nicht. alle in der Verwaltung Ihres Ressorts, 
wie zum Beispiel die Kasernen. Ich erinnere 
nur an die Renrnweg-Kaserne, di'e mitten im 
Stadtgebiet liegt, deren Areal zweifellos für 
bessere Zwecke genützt werden könnte. Aber 
es gibt auch Grundstücke, die von anderen 
Ressorts verwaltet werden. Ich denke zum 
Beispiel an die Kohlenrutschen im 2. Bezirk, 
ich denke zum Beispiel an die Bahntrassen 
der Franz Josefs-Bahn, die bis in den 9. Bezirk 
hineingehen, wo man also doch Grundstücke 

_ gewinnen könnte, wenn man mit den Kollegen 
der anderen Ressorts hier verhandeln würde. 

Ich möchte frag,en, ob Sie in dieser letzten 
von mir angedeuteten Richtung initiativ wer­
den? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Darf ich beim letzten beginnen: Bahntrasse 
der Franz Josefs-Bahn. Dort möchte die Hoch­
schule für Welthandel unbedingt hin, weil sie 
einfach in den bisherigen Räumen den 
Studienbetrieb nicht voll aufrecht erhalten 

kann. Ferner di,e Frage der Verwendung der 
Rennweg-Kaserne, die natürlich auch schon 
vorausschauend geplant für höhere Schulen 
reserviert ist. (Abg. Dr. Bau e I: Da hat 
Slavik den Umbau versprochen!) Wir stehen 
dauernd auch in Kontakten mit der Landes­
verteidigung über die Aufgabe von Kasernen­
objekten im Stadtbereich. Der Grundgedanke 
dabei ist aber, daß durch die Veräußerung 
solcher Kasernenobjekte aus dem Verkaufs­
erlös, der daraus erzielt werden kann, etwa 
außerhalb der Stadt oder am Stadtrand die 
für die millitänischen Bauten notwendigen 
Mittel wieder herelinfltiießen, soodaß sie nicht 
zusätzlich den Bund belasten. 

Bine Reihe sonstiger Uberlegungen sind 
bereits angestellt worden, wohin man könnte. 
Dabei darf man aber auch nlicht vergessen, 
daß nicht jede Gegend sich einfach für die 
SitUlierung solcher Institute eignet, weil ja 
die Studenten auch VoTllesungen im Haupt­
gebäude haben und dann nicht allzuwelÜ von 
diesem Hauptgebäude weg lihre Institute 
haben sollen. Das Slind also nicht sehr elinfach 
zu lösende Fragen. Eine abschließende Er­
klärung aber dazu kann ich, nachdem die 
Untersuchungen noch nicht abgeschlossen s'ind, 
heute auch noch nicht geben. (Abg. S ta u­
d i n ger: Eine Frage - eine Viertelstunde!) 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: Die 4. Anfrage: Herr Abgeord­
neter Dr. Gruber '(OVP) an den Herrn Bundes­
minister für Finanzen. 

403jM 

Wann werden Sie die Kommission einberufen, 
die Sie zur Behandlung der offenen Entschädi­
gungsfragen berufen haben? 

Präsident: Bitte. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Abgeordneter I Nach Fertigstellung und 
Bearbeitung des Materials, das den Kommis­
sionsmitgliedern dieser Tage zugeht, kann Ich 
Ihnen als Termin der Sitzung den 3. Juli be­
kanntgeben. 

Präsident: Eine Anfrage, bitte. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Nachdem wir für 
drei Anfragen bereits mehr als 20 Minuten 
gebraucht haben, will ich mich sehr kurz 
fassen. 

Herr Bundesminister! Glauben Sie, daß bei 
dieser Sitzung am 3. Juli - ich bin sehr dank­
bar, daß das bereits jetzt geschehen kann -
Beschlüsse ge faßt werden können? 

Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Androsch: Das glaube 
ich nicht, weil das Material und die Materie 
ja so umfangreidl ist, daß es doch einer ein­
gehenden Erörterung bedarf. Ich glaube nirnt 
so optimistisch sein zu können, srnon eine 
abschließende Beschlußfassung am 3. Juli er­
warten zu können. 

Präsident: Eine weitere Frage, bitte. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundesmini­
ster! Der Herr Bundeskanzler hat gestern in 
der Fragestunde die Meinung vertreten, daß 
für die Aufnahme von Verhandlungen auf 
Expertenebene mit der deutschen Bundesrepu­
blik ein Ergebnis der Kommission Vorausset­
zung wäre. Es besteht das Bedürfnii;s, diese 
Verhandlungen sehr rasch aufnehmen zu kön­
nen. Glauben Sie, daß die Kommission sehr 
bald zu einem ErgebnJis kommen kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich glaube, 
daß das möglich ist, und ich hoffe, daß es ein­
trifft. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Hellwagner (SPO) an den Herrn Bundesmini­
ster für Finanzen. 

446/M 

Wird die kommende Lohnsteuerreform auch 
für die Grenzgänger Vorteile bringen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Herr Abge­
ordneter! Die Einkünfte von Grenzgängern 
werden im Wege der Veranlagung einkom­
mensteuerlich erfaßt, weil anders als bei inlän­
dischen Arbeitnehmern ein Steuerabzug vom 
Arbeitslohn durch den Arbeitgeber nicht mög­
lich und im Gesetz daher aurn nicht vorge­
sehen ist. Die in Aussicht genommene Reform 
des Einkommensteuerrechtes wird den Grenz­
gängern daher alle jene Vorteile bringen, die 
generell für alle Abgabepflichtigen, die zur 
Einkommensteuer veranlagt werden, vorge­
sehen sind. Insbesondere ist auf die Steuer­
tarifreform selbst sowie auf den geplanten 
Ubergang zur Individualbesteuerung hinzu­
weisen, der für bisher gemeinsam veranlagte 
Ehegatten eine erhebliche steuerliche Ent­
lastung bedeuten wird. 

Aus der Tatsache, daß die Pflichtbeiträge 
zur Sozialversicherung in Hinkunft allgemein 
als Werbungskosten ohne Anrechnung auf den 
Werbungskostenpauschbetrag behandelt wer­
den sollen, wird sich ein weiterer Vorteil für 
Grenzgänger ergeben. Nach der derzeitigen 
Rechtslage werden nämlich im Ausland gelei­
stete Pflichtbeiträge der Grenzgänger nur unter 
Anrechnung auf den Werbungskostenpausch­
betrag von jährlich 3276 S als Werbungs­
kosten berücksichtigt. 

Weiters wird noch zu überlegen sein, ob 
dem Wunsch der Grenzgänger, in den Genuß 
der begünstigten festen Steuers ätze für son­
stige Bezüge gemäß § 67 Einkommensteuer­
gesetz zu gelangen, ähnlich wie bei der Veran­
lagung von Arbeitnehmern, die im Inland bei 
Arbeitgebern beschäftigt sind, welche nadl den 
allgemein anerkannten Regeln des Völkerrech­
tes oder auf Grund von Staatsverträgen nicht 
zur Vornahme des Steuer abzuges vom Arbeits­
lohn verhalten werden können, Rechnung ge­
tragen werden kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Hellwagner: Herr Bundes­
minister! Dürfen die Grenzgänger auch hoffen, 
daß diese gleiche Behandlung, die Sie ge­
schildert haben, auch hinsichtlich des Arbeit­
nehmerlohnsteuerabsetzbetrages Gültigkeit 
haben wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Das wird noch 
die Prüfung ergeben. 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeordneter 
Ing. Fischer (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster für Finanzen. 

441/M 

Angesichts Ihrer in der "AZ" vom 30. Mai 
1972 abgedruckten Feststellung, es sei ,.eine 
Fordenmg der Gemeindeverbände, das Bier, 
das bisher nicht der Getränkesteuer unterliegt, 
in die Getränkesteuer einzubeziehen", frage 
ich Sie, bei welcher Gelegenheit die Gemeinde­
verbände diese Forderung gestellt haben. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsm: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Gemeindebünde 
haben im Zusammenhang mit den Finanzaus­
gleichsverhandlungen ein Forderungsvolumen 
in der Größenordnung von 1,5 Milliarden SChil­
ling genannt. Die Berechtigung in sachlicher 
Hinsicht kann keineswegs in Abrede gestellt 
werden. 

Die Beratungen, wie man dieses Volumen 
finanziell bedecken kann, haben seitens der 
Vertreter der Gemeindebünde auch den Vor­
schlag gebracht, die Einbeziehung des Biers 
in die Getränkesteuer als eine Möglichkeit, 
von der die Gemeinden Gebrauch machen kön­
nen, ins Auge zu fassen. Konkret ist das am 
26. Mai bei den Finanzausgleichsverhandlun­
gen erörtert worden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter lng. Rudolf Heinz Fischer: ICh 
muß aus der Presserneldung der "Arbeiter­
Zeitung" vom 30. 5. entnehmen, daß Sie, Herr 
Finanzminister, die Behauptung aufgestellt 
haben, es sei eine Forderung und ein Wunsch 
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Ing. Rudolf Heinz Fisdler 

der Gemeinden, das Bier in die Getränkesteuer 
einzubeziehen. Diese Behauptung steht aber in 
einem eklatanten WiderspruCh zu den Tat­
sachen. 

Es muß Ihnen bekannt sein, Herr Minister, 
daß weder das Forderungsprogramm des 
Städtebundes vom 22. 2. 1972 noch die Resolu­
tion des Gemeindebundes als Verhandlungs­
grundlage für den FinanzausgleiCh 1973 die 
Einführung einer neuerlichen steuerlichen Be­
lastung durCh die Einbeziehung des Biers in 
die Getränkesteuer beinhalten, sondern diese 
Forderungsprogramme einen Bedeckungsvor­
schlag ausweisen, für die geforderten und von 
Ihnen nicht bestrittenen 1,5 Milliarden Schil­
ling eine Umverteilung der vorhandenen Bun­
des- und Landesabgaben vorzunehmen. 

Ich frage Sie als den Initiator und Urheber 
des Vorschlages, Bier in die Getränkesteuer 
einzubeziehen, den Sie mit Schreiben vom 
2. 5. 1972 Punkt 6 präzisiert und mit einer 
ausgewiesenen Summe von 760 Millionen 
Schilling präliminiert haben, ob Sie nach wie 
vor daran festhalten, daß Sie keine Umvertei­
lung der bestehenden Steuereinnahmen, wie 
es gefordert wurde, vornehmen wollen, son­
dern nur durch die Einführung der von Ihnen 
erfundenen Besteuerung des Bieres und einer 
damit verbundenen wesentlichen Preissteige­
rung des Volksgetränkes Bier, die der Konsu­
ment zu tragen haben wird, die berechtigten 
Forderungen der Gemeinden erfüllen können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Sie nehmen an den Finanz­
ausgleichsverhandlungen nicht teil. Meines 
Wissens - und ich überschaue diesbezüglich 
einen Zeitraum von zehn Jahren - ist es 
erstmalig, daß in dieser Form in Finanzaus­
gleichsverhandlungen eingegriffen wird. Ob 
das zweckdienlich ist, überlasse ich Ihrer Beur­
teilung. (Zwischenrufe bei der OVP.) Ich weise 
auch die Unterstellung ... (Abg. S tau d i n­
ger: Das hat schon die "Arbeiter-Zeitung" 
gemacht! - Abg. Ho r r: Nicht nervös werden! 
- Abg. G las e r: Von der Ministerbank pole­
misieren, das kann er!) 

Präsident: Meine Damen und Herren! Wir 
sind in der Fragestunde, und es können die 
Abgeordneten Fr:agen stellen. Aber wenn Sie 
sich immer beschweren, daß in der Fragestunde 
so wenige Anfragen beantwortet werden, dann 
liegt das auch dar an, daß meist die Zusatz­
fragen ziemlich lange sind und bei der Beant­
wortung gestört wird. 

Bitte, Herr Minister. (Abg. S tau d i n ger: 
Der Herr Minister weist von der Regierungs­
bank zurecht, er weist mit seiner Bemerkung 

den Aniragesteller zurecht! 
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Weitere 

Am Wort ist der Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsdt: Ich weise auch 
die Unterstellung, daß ich der Initiator und 
Urheber bin, zurück. Das ist das Ergebnis der 
Verhandlungen (Abg. S tau d i n ger: Vom 
26. Mai?), die nicht mit dem Forderungspro­
gramm abgeschlossen worden sind, sondern 
das war der Anfang, und es haben eine ganze 
Reihe von Verhandlungen stattgefunden. ICh 
habe schon Verständnis, daß Sie das nicht 
wissen können, weil Sie daran nicht teilneh­
men. (Abg. GI ase r: Das ist eine Antwortl) 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Ing. Rudolf Heinz Fischer: 
Herr Finanzminister! Ihre Zurückweisung ent­
spricht nicht der Wirklichkeit, denn es wurde 
beim Städtetag in Villach am 6. Juni im offenen 
Forum festgestellt, daß Sie erstmals die Forde­
rung auf Einbeziehung des Bieres in die Ge­
tränkesteuer aufgestellt haben. (Abg. P ö 1 z: 
Das fordern die Bürgermeister schon seit 
10 Jahren!) Es wurde auch beim Steirischen 
Städtetag von sozialistischen Bürgermeistern 
öffentlich festgestellt, daß der Finanzminister 
uns "ein Ei gelegt" hat. Das wurde auch in der 
Presse zum Ausdruck gebracht. 

Herr Finanzminister! Es ist Ihnen bekannt, 
daß das Bier derzeit mit einer hohen Ver­
brauchssteuer anstelle der Getränkesteuer von 
11 Prozent belastet ist, die zirka 600 Millionen 
Schilling beträgt und nach einem Schlüssel 
Bund, Länder und Gemeinden aufgeteilt wird; 
dazu 10 Prozent Alkoholsteuer . 

Bei Verwirklichung Ihrer Vorstellung, Bier 
neuerlich mit einer Getränkesteuer und Ab­
gabe zu besteuern, wird das Bier mit 31 Pro­
zent im Endpreis echt diskriminiert. (Rufe bei 
der SPO: Wo ist die Frage!) 

Ich frage Sie, Herr Finanzminister (Abg. 
Mon d 1: Fragen Sie doch!), ob Sie entgegen 
den Vorschlägen des Städtebundes und des 
Gemeindebundes durch die Erfindung Ihrer 
"Androsch-Bier-Supergetränkesteuer" (Heiter­
keit bei der SPO) die bisherige Niedrigpreis­
politik der Brauereien - unser Bier ist noch 
immer das preisgünstigste in Europa - beloh­
nen wollen und nach Ihrer ausgedachten 
Methode - die für Sie als Finanzminister 
am billigsten, aber für die Bevölkerung am 
teuersten zu stehen kommt - die Biertrinker 
deshalb zur Kassa bitten wollen, weil Si.e beim 
Finanzausgleich nicht die Umverteilung beste­
hender Steuern (Rufe bei der SPO: Frage! 
Frage! - Abg. Mon d 1: Superfragesteller!), 
wie sie zum Beispiel bei der Mineralölsteuer 
gefordert ist, durchführen wollen. 
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log. Rudolf Heinz Fisdler 
Konkret: Sehen Sie in der Umverteilung, 

die der Städtebund in Villach und der Ge­
meindebund bei der Mineralölsteuer gefordert 
haben, für die Gemeinden keine echte Alter­
native, um diese Superbiergetränkesteuer ab­
zuschaffen? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich werde die Finanzaus­
gleichsverhandlungen in dem Geiste weiter­
führen und zum Abschluß bringen, wie sie 
begonnen haben. Ich werde aber den Vertre­
tern dort diese Ihre Meinung als die Meinung 
der großen Oppositionspartei zur Kenntnis 
bringen und zur Diskussion stellen. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. S tau d i n ger: Herr 
Minister! Das ist unerhört! Weitere 
Zwischenrufe bei der OVP. - Abg. G 1 ase r: 
Das ist unerhört! Sie haben in der Fragestunde 
Rede und Antwort zu stehen!) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Herren! Wollen Sie sich ein wenig 
beruhigen! (Lebhafte Rufe bei der UVP: Nein! 
Nein! - Gegenrufe bei der SPO. - Abg. 
G 1 ase r: Eine solche Behandlung kann sich 
das Parlament nicht gefallen lassen! - Der 
Prä s i den t gibt das Glockenzeichen.) 

Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz 

Präsident: Wir kommen zur 8. Anfrage: 
Herr Abgeordneter DDr. König (OVP) an die 
Frau Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz; zur 8. Anfrage deshalb, weil 
die 7. Anfrage zurückgezogen wurde. 

400/M 

Welche Rangordnung nimmt das derzeit 
in Beratung stehende Lebensmittelgesetz in 
Ihrem Gesundheitskonzept ein? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Ingrid Leodolter: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Die behördlichen Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Nahrungsmittelkontrolle 
haben ihre gesetzliche Grundlage in dem 
Gesetz von 1896. Die Vorschriften dieses 
Gesetzes entsprechen daher bei weitem nicht 
mehr einem modernen Konsumentenschutz. Es 
liegt deshalb auf der Hand, daß mein Bundes­
ministerium der Neuordnung des Lebens­
mittelrechtes absolute Priorität zumißt. 

Gesetzesvorhabens äußerst interessiert ist, 
wobei unter voller Wahrung des Schutz­
bedürfnisses der Konsumenten eine wirtschaft­
lich vernünftige Regelung angestrebt wdrd". 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter DDr. König: Frau Bundes­
minister! Es ist erfreulich zu hören, daß die 
Regierung die Bedeutung eines modemen 
Lebensmittelgesetzes ebenso hoch einschätzt 
wie die Opposition, die bekanntlich hiefür 
einen eigenen Initiativantrag eingebracht hat. 
Es ist nur befremdend, Frau Minister, daß Sie 
bisher - von zwei Gesichtsbädern zur Be­
grüßung zu Eingang der Sitzung abgesehen -
kein einziges Mal an den tagelangen Bera­
tungen des Ausschusses teilgenommen haben. 

Ich frage Sie daher, Frau Minister: Wie 
vereinbaren Sie es mit Ihrer Minister­
verantwortlichkeit für dieses Gesetz, das zu 
Ihrem Ressort ressortiert, daß Sie selbst daran 
so gar keinen aktiven Anteil nehmen? (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter! Das ist sehr leicht erklärlich, 
denn mit mir werden ja die Termine vorher 
nicht abgesprochen, und ich habe einen vollen 
Terminkalender und ich muß mich dann 
danach richten, was ich sehr gut verstehe. 
(Beifall bei der SPO.) Aber ich habe natürlich 
viele andere Verpflichtungen, und es ist nicht 
unbekannt, wann ich diese Verpflichtungen 
habe. Wenn man die Termine also mit mir 
abgesprochen hätte, dann hätte ich natürlich 
zu den Sitzungen des Unterausschusses 
kommen können. 

Präsident: Eine weitere Frage. 

Abgeordneter DDr. König: Frau Minister! 
Ich glaube, es ist Ihnen bekannt, daß die 
Tätigkeit des Parlaments und Ihre Verant­
wortung gegenüber diesem Hause absolut 
Vorrang vor allen anderen Verpflichtungen 
haben! (Beifall bei der OVP.) Die Frage Ihres 
Terminkalenders ist eine Frage 
(Zwischenrufe bei der SPO.) 

Präsident: Meine Damen und Herren! Die 
Sitzung dauert heute noch sehr lang! Wollen 
Sie vielleicht Ihre Kräfte und Ihre Stimme 
schonen und die Fragestunde anhören. -
Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter DDr. König (fortsetzend): Die 
Frage Ihres Terminkalenders, Frau Minister, 

Wir haben zu dem derzeit in parlamen- ist eine Frage, die Sie ausschließlich mit Ihrer 
tarischer Beratung stehenden Vorhaben eines Fraktion auszumachen haben. (Widerspruch 
neuen Lebensmittelgesetzes im Gesundheits- bei der SPO.) 
plan ausdrüddich festgestellt, daß das Bundes- Ich möchte Sie aber sehr konkret fragen. 
ministerium für Gesundheit und Umweltschutz Angesichts der Tatsache, daß Ihre Fraktion 
"an einer zügigen Behandlung dieses nun sogar die Permanenzerklärung des Aus-
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DDr. König 

sd1Us~es in Erwägung gezogen hat, was doch 
sehr eigenartig anmutet, da Sie so wenig 
Anteil nehrr.en, frage ich Sie ganz konkret: 
Sind Sie bereit, hier zuzusagen, daß Sie in 
Zuku:~ft an allen Sitzungen dieses Aus­
schusses aktiv teilnehmen werden, wie das in 
der Geschichte des Parlaments absolut üblich 
ist? (Beifall bei der OVP. - Zwischenruf bei 
der SPO.) 

Präsident: Frau Bundesminister. (Weitere 
Zwischenrufe.) Frau Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Sie wissen sehr 
gut, daß Auslandsverpflichtungen, in deren 
Rahmen ich Referate zu halten hatte, die lang 
proponiert sind, mich abgehalten haben, an 
der Sitzung teilzunehmen. Ich glaube, daß 
man mir meine Verantwortung, die ich für 
meine Probleme und für meine Aufgaben bis­
her in zwanzig Jahren in meiner ärztlichen 
Tätigkeit an den Tag gelegt habe, nicht wird 
absprechen können und daß ich, wenn es die 
Zeit erlaubt, alle meine Agenden erfülle. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: \r\!ir kommen zur 9. Anfrage: Frau 
Abgeordnete Anneliese Albrecht (SPO) an die 
Frau Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz. 

445/M 

Was sind die nächsten Schritte in RichtlUlg 
einer systematischen GeslUldenuntersuchlUlg zur 
Frühe;kennung von Krebs, Diabetes und Tuber­
kulose, die vom Gesundheitsministerium vorbe­
reitet werden? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid LeodoUer: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete! Es sind derzeit 
Beratungen in verschiedenen Arbeitskreisen 
mit den Sozialversicherungsträgern und den 
Vertrete:-n der Ärzteschaft im Gange, um für 
diese Maßnahmen programmierte Unter­
suchungsrichtlinien auszuarbeiten. Die organi­
satorischen und finanziellen Möglichkeiten 
werden dabei geprüft. Was die Bekämpfung 
der Tuberkulose anlangt, gibt es hiefür ein 
eigenes Bundesgesetz, und dort sind alle Maß­
nahmen festgehalten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albrecht: Frau 
Bundesminister! Diese im Sinne der Volks­
gesundheit sehr erfreuliChen Initiativen erfor­
dern einen gewissen Aufwand - und sicher 
keinen unbeträchtlichen Aufwand -, nicht nur 
in finanzieller oder in ausstattungsmäßiger 
Hinsicht, sondern auch in personeller Hinsicht. 
Nun wird immer darauf hingewiesen, daß 
gerade auf dem medizinischen Sektor ein 
Mangel an Fachkräften besteht, vor allem 

was die ausgebildeten Schwestern betrifft. Zu 
den systematischen Gesundenuntersuchungen, 
die Sie vorhaben, werden zweifellos ausgebil­
dete Schwestern notwendig sein. 

Meine Frage, Frau Bundesminister, geht nun 
dahin, ob es Ihnen möglich ist, bei dem der­
zeitigen Stand an Fachkräften solche systema­
tischen Gesundenuntersuchungen durch­
zuführen. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete! Sicher sind die personellen 
Probleme schwierig, aber wir glauben, daß 
wir dies, wenn wir die frei praktizierenden 
_Ä.rzte, so wie wir es auch im Gesundheitsplan 
vorgesehen haben, und die vorhandenen 
Institutionen dafür verwenden, natürlich mit 
optimalem und rationellstem Einsatz, durch­
führen können. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albrecht: Frau 
Bundesminister! Besteht eine Statistik aus 
jüngster Zeit, die über die Verbreitungs­
tendenz und die Häufigkeit von Krebs, Tuber­
kulose und Diabetes Auskunft gibt, eben über 
jene Krankheiten, die durch die systema­
tischen Gesundenuntersuchungen früherkannt 
und womöglich zeit ge recht erkannt werden 
sollen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete! In den letzten Jahren sind die 
Herz-Kreislauferkrankungen an die Spitze der 
Todesursachen getreten, und zwar in allen 
hochindustrialisierten Ländern, natürlich auch 
bei uns. An zweiter Stelle der Todesursachen 
stehen die Krebserkrankungen; 'im letzten 
Jahr weist die Statistik 19.000 Todesfälle auf. 
Die bisher durchgeführten Früherkennungs­
aktionen für Diabetes haben gezeigt, daß 
2 bis 4 Prozent der Bevölkerung Diabetes 
haben. Auch das stimmt ungefähr mit den 
hochzivilisierten Ländern überein. Das hängt 
von der Altersstufe ab, die von der Statistik 
erfaßt wird. Aus diesen Tatsachen geht ein­
deutig hervor, daß Maßnahmen zur Früh­
erkennung der angeführten Erkrankungen 
sehr vordringlich zu behandeln sind. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 10: 
Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) an die 
Frau Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz. 

379/M 
Wie weit sind die Arbeiten der vom inter­

ministeriellen Komitee für Umweltfragen ein­
gesetzten Arbeitskreise gediehen? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 
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Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Das Intermini­
sterielle Komitee hat anfangs eine Bestand­
aufnahme gemacht. Die einzelnen Arbeits­
kreise - "Luft", "Wasser und Boden", "Ab­
fallstoffe", "Lärm und biologische Umwelt" -
haben die ihr Sachgebiet betreffenden Ergeb­
nisse bearbeitet. Gleichzeitig wurde darauf 
Bedacht genommen, daß auch der Wissen­
schaftliche Beirat, der zum Unterschied dazu 
nicht aus Beamten der Ministerien, sondern 
aus ministeriumsunabhängigen Experten be­
steht, korrespondierende Arbeitskreise ein­
richtet, um die nötigen wissenschaftlichen 
Grundlagen für Entscheidungen festzulegen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter! Erstens möchte ich sagen, daß 
es sich hier um eine in Osterreich einheitliche 
Messung handelt, die bisher nicht überall er­
folgt ist. Wir haben jetzt in Tirol und Steier­
mark - in Wien ist das allerdings schon 
früher geschehen - wirklich einheitliche Ge­
sichtspunkte, nach denen die Messungen er­
folgen. Wir mußten auch die Meßgeräte für 
diese einheitlichen Messungen erst zur Ver­
fügung stellen. 

Die Maßnahmen und Vorschläge beziehen 
sich unter anderem auf die Wartung von be­
weglichen Anlagen wie Kraftfahrzeugen, aber 
auch von ortsfesten Anlagen wie Feuerungs-

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Frau Bundes- anlagen. 
minister! Ich hoffe, daß die Koordination in Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich sagen: 
diesem Interministeriellen Komitee so funk-I Ich glaube, daß weder das eine nom das 
tioniert wie die Koordinieru~g von Anfr~gen andere zur Wahl meiner Person geführt hat. 
der Abgeordneten der RegIerungsparteI an Ich glaube vielmehr, daß doch der Grund der 
ihre Minister, wo die Zusatzfragen schon war, daß ich erstens Ärztin bin und weil man 
schriftlich vorbereitet beantwortet werden. zweitens annimmt, daß, wenn hier ein neues 
(Zwischenrufe.) Wenn das der Fall ist, dann Ministerium für Gesundheit und Umweltschutz 
haben wir von dem Interministeriellen Komi- geschaffen wird, dann sich auch Initiativen 
tee einiges zu erwarten. entwickeln werden. (Beifall bei der SPO.) 

Im April 1971 wurde die Einrichtung von Präsident: Wir kommen zur 11. Anfrage: 
Arbeitskreisen beschlossen. Das ist jetzt ein Frau Dr. Marga Hubinek; (OVP) an die Frau 
gutes Jahr her. Ich gebe zu, inzwischen war Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
ein Ressortwechsel und so weiter. schutz. 

Meine Zusatzfrage geht dahin: VI/as haben 
diese eingesetzten Arbeitskreise vom April 
1971 bisher zutage gefördert? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. IngrJid Leodolter: Ich 
kann das natürlich nicht in extenso sagen. 
Zum Beispiel haben die Arbeitskreise betref­
fend "Luft" und "Lärm" in kleinen Gruppen 
Vorschläge erarbeitet, um Messungen in 
Osterreich nach einheitlichen Gesichtspunkten 
durchzuführenj diese Arbeitskreise haben 
auch Maßnahmen auf den verschiedenen 
Ebenen initiiert. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Frau Bundes­
minister! Auf den beiden von Ihnen genann­
ten Gebieten würden die Arbeitskreise den 
Tatsachen nachhinken, denn dazu gibt es schon 
einbringungsreife Vorschläge von verschie­
dener Seite. Als Beispiel bringe ich den Städte­
tag, um nur eines zu nennen. Es würde hier 
also weiterer Vorarbeiten gar nicht bedürfen. 

Sie, Frau Bundesminister, sind in Stockholm 
zur Vizepräsidentin der Umweltschutzkonfe­
renz gewählt worden. Ich frage nun folgendes: 
Sind Sie dazu gewählt worden, weil Oster­
reich in Fragen des Umweltschutzes nachhinkt 
oder weil es so weit voraus ist? (Heiterkeit.) 

402jM 

In welcher Form (Aktenzahlen) erfolgte 
die Koordination zwischen Ihrem Ressort und 
anderen einzeln anzuführenden mitbefaßten 
Ministerien bei der Erstellung des Gesundheits­
planes ? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete! Die neuen Auf­
gaben, die sich die Gesellschaft auf dem Ge­
biete des Umweltschutzes und des Gesund­
heitswesens gestellt hat und mit deren Durch­
führung mein Ressort betraut wurde, erfordern 
auch den Einsatz neuer Methoden. 

Bei der Erstellung des Gesundheits- und 
Umweltschutzplanes und der Koordination des 
Konzepts mit den anderen Zentralstellen 
wurde daher bewußt von traditionellen büro­
kratischen Arbeitsmethoden abgegangen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Sehr ge­
ehrte Frau Minister! Wenn Sie Ihr Vorgehen 
als unbürokratisch bezeichnen, so muß ich es 
akzeptieren. Zumindest ist aber der Gesund­
heitsplan unvollständig. Sie haben den ganzen 
großen Komplex der Sozialversicherung aus­
geklammert. 
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Dr. Marga Hubinek 
Frau Bundesminister! Das Bundesfrauen­

komitee der Sozialistischen Partei hat in Vil­
lach die Freigabe der Abtreibung verlangt. 
Man müßte doch glauben, daß Ihr Gesund­
heitsplan wenigstens andeutungsweise diese 
Frage berücksichtigt. 

Meine Frage lautet nun: Wurde wenigstens 
die Frage des gesamten oder teilweisen 
Kostenersatzes von Verhütungsmitteln disku­
tiert'? Wenn ja: Wie ist die Stellungnahme 
dazu? Diese Aussage fehlt mir im Gesund­
heitsplan. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Werte 
Frau Abgeordnete! Der Gesundheits- und Um­
weltschutzplan stellt ein operatives Konzept 
für die Arbeit im Bundesministerium für Ge­
sundheit und UmweltsChutz dar. Daher ist, wie 
Sie ganz rirntig sagen, die Sozialversicherung 
ausgeklammert. 

Hinsichtlich der Schutzmaßnahmen, der 
Lösung der Frage des § 144 begleitenden Maß­
nahmen haben wir die Beratungsstellen sehr 
dringend gefordert. Diese Beratungsstellen 
sind enthalten. 

Uber Lösungen finanzieller Art, die die 
Sozialversicherung zu treffen hat, ist selbst­
verständlich nichts enthalten. 

Präsident: Eine weitere Anfrage. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Frau Bun­
desminister! Ich muß den Zeitungs berichten 
entnehmen, daß auch Sie der Fristenlösung 
und damit der Freigabe der Abtreibung zu­
gestimmt haben. Frau Bundesminister! Ist 
Ihnen bewußt, daß nach § 22 des Kranken­
anstaltengesetzes eine Abtreibung in der 
Krankenanstalt oder im Spital nicht möglich 
ist, weil nach § 22 die Anstaltsbedürftigkeit 
gegeben sein muß. Damit werden Sie nach 
dem heutigen Stand erreichen, daß die armen 
Frauen nach wie vor zur Kurpfuscherin gehen. 
(Zwischenrufe bei der SPO.) Nach dem beste­
henden Krankenanstaltengesetz gibt es keine 
andere Interpretation. 

Frau Minister! Ist es richtig - man hört 
das aus Kreisen der Sozialversicherung -, 
daß es seit längerer Zeit eine Arbeitsgruppe 
gibt, der Ihr Ministerium, das Sozialministe­
rium und der Hauptverband der Sozial ver­
sicherungsträger angehören, die über eine 
Ubernahme der Kosten, die durch eine Abtrei­
bung entstehen, berät? Stimmt das, und wenn 
ja, wie hoch werden diese Kosten angenom­
men? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete! Alle diese Dinge 

müssen erst entschieden werden. Es ist in 
dieser Beziehung nichts beschlossen. Es gibt 
sicher Gespräche darüber, ob solche Kosten 
übernommen werden könnten; aber in Wirk­
lichkeit müßten Sie diese Anfrage an den 
Herrn Sozialminister richten. Vorderhand ist 
darüber noch nichts zu sagen. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: Anfrage 12: Herr Abgeordneter 
Dr. Schmidt (FPO) an den Herrn Bundesmini­
ster für Inneres. 

372JM 

Werden Sie veranl88Sen, daß die Abwicklung 
von Paßangelegenheiten, die besonders in Wien 
für die Bevölkerung mit unzumutbaren Warte­
zeiten verbunden ist, dm'ch entsprechende 
Rationalisierungsmaßnahmen spürbar abge­
kürzt wird? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Rösch: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Als Anfang April 
dieses Jahres festgestellt wurde, daß die Ab­
wicklung der Ausstellung von neuen Pässen 
in Wien auf größere Schwierigkeiten stößt, 
hat die Bundespolizeidirektion Wien bereits 
eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, um 
diese Abwicklung flüssiger zu gestalten. 

Erstens wurde festgelegt, daß alle inner­
halb der Amtsstunden eingebrachten Anträge 
auf Ausstellung von Reisepässen noch am 
gleichen Tag angenommen werden müssen 
und daß kein Paßwerber abgewiesen wird; 

zweitens, daß im Bedarfsfall die Amtsstun­
den verlängert werden können; 

drittens wurde Personal, das bisher nicht 
mit der Ausstellung von Pässen beschäftigt 
war, zugewiesen. 

Uber alle diese Maßnahmen hat dann die 
Bundespolizeidirektion Wien am 19. April 
1972 in einer Presseaussendung die Offent­
lichkeit informiert. Diese Presseaussendung 
wurde auch von einigen Zeitungen - unter 
anderem auch vom "Kurier·' und der "Wiener 
Zeitung" - übernommen. 

Seit dieser Zeit, glauben wir, ist im wesent­
Iirnen das Problem der Ausstellung der Pässe 
geregelt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Herr Bundes­
minister! Trotz Ihrer optimistischen Erklärun­
gen muß man feststellen, daß bei einzelnen 
Paß ämtern noch immer unbefriedigende Zu­
stände bestehen. Es gibt noch immer Schlan­
gen von Wartenden. 
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Dr. Sdunidt 
Dazu kommt, Herr Bundesminister, daß bei 

einzelnen Paßämtern Maßnahmen ergriffen 
werden, von denen ich nicht weiß, ob sie auf 
allgemeiner Weisung beruhen oder nur auf 
der Initiative der einzelnen Behördenleiter. 
Auf dem Paßamt Döbling zum Beispiel kann 
die Abholung der Pässe - also ein relativ 
einfacher Verwaltungsvorgang - nur zu jeder 
vollen Stunde stattfinden, sodaß es vorkommt, 
daß ein Paßwerber, der 10 Minuten nach der 
vollen Stunde kommt, bis zu 50 Minuten war­
ten muß - bis zur nächsten vollen Stunde -, 
damit er seinen Paß bekommt. 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie Weisung 
geben werden, daß diese Verfügungen wieder 
zurückgezogen werden. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Röscb: Es wird natürlich 
immer vorkommen, Herr Abgeordneter, daß 
sich zu gewissen Zeiten eben Schlangen bil­
den. Das ist einfach nicht vermeidbar. Ich darf 
darauf hinweisen, daß in diesen ersten Mona­
ten in Wien 85.000 Reisepässe ausgestellt 
wurden, 13.000 Personalausweise und 25.000 
Ansuchen wegen Arbeitsbewilligungen von 
diesen Ämtern bearbeitet werden mußten. Es 
ist einfach nicht vermeidbar, daß es hier stel­
lenweise zu Stauungen kommt. 

Ich darf hier festhalten, daß sich über diese 
Maßnahmen auch die Presse informiert hat. 
Der "Kurier" zum Beispiel schreibt, daß diese 
Maßnahmen strikte eingehalten werden, sie 
haben das selbst jetzt überprüft, und daß es 
keine weiteren Schwierigkeiten gebe. 

Ich bin aber gerne bereit, diese Frage mit 
den Stundenabholungen noch einmal anzu­
sehen. Ich nehme an, das dürfte damit zusam­
menhängen, daß man es den Leuten eben 
ermöglicht, sich nicht eine Stunde anstellen 
zu müssenj sie wissen, daß sie eben erst in 
einer Stunde drankommen, und können in der 
Zwischenzeit etwas anderes erledigen. Das 
dürften vielleicht die Dberlegungen gewesen 
sein. Ich werde das gerne neuerlich beim Kom­
missariat Döbling ansehen. Selbstverständlich. 

Präsident: Anfrage 13: Herr Abgeordneter 
Dr. Schwimmer (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

390/M 

Wie viele Anzeigen sind auf Grund der 
Aufforderung des Bundeskanzlers anläßlich 
der Regierungsklausur in Bad Vöslau, die 
Konsumenten mögen überhöhte Preise zur 
Anzeige bringen. bei Ihnen oder den Preis­
behörden der Länder eingelangt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Die von Ihnen angeführten An-

zeigen sind bei den Preisbehörden zu erstat­
ten, das sind die Landespreisbehörden. Ich 
habe nun, um Ihre Anfrage beantworten zu 
können, versucht, so weit es möglich war, 
Erkundigungen einzuziehen, wie die Reaktion 
bei den Landespreisbehörden gewesen ist. In 
Wien, wo es am einfachsten gewesen ist, hat 
sich folgendes Bild ergeben. 

In der Zeit vom 16. März bis 25. Mai - das 
ist der Zeitpunkt Ihrer Anfragestellung -
sind 115 Verfahren auf Grund des Preistrei­
bereigesetzes eingeleitet worden. Die Ver­
fahren basieren auf Anzeigen beziehungs­
weise Feststellungen vom Wiener Markt­
amt 26, des Bundesministeriums für Inneres 6 
- das sind Anzeigen und Beschwerden, die 
bei uns eingegangen sind, die wir an die Wie­
ner Polizeidirektion weitergegeben haben -, 
63 Anzeigen von privater Seite direkt an die 
Behörden und 20 eigene dienstliche Wahrneh­
mungen. 

Ich habe dann auch, weil es für diesen 
Raum interessant ist, versucht, von der Nie­
derösterreichischen . Landesregierung solche 
Ziffern auf kurzem Weg zu bekommen. Die 
Niederästerreichische Landesregierung hat 
mitgeteilt, daß es wegen amtsinterner Vor­
schriften nicht möglich ist, mir telephonisch 
Auskünfte beziehungsweise solche Ziffern zu 
geben. Sie verlangt, daß das auf schriftlichem 
Weg erfolgen sollte. Das würde aber bedeu­
ten, daß ein zu großer Verwaltungsaufwand 
entsteht; deswegen habe ich das vorläufig 
unterlassen. 

Soweit also die Ziffern, die zu Ihrer Anfrage 
bekanntgeworden sind. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bundes­
minister! Sie haben für das eine Bundesland 
die Zahlen genannt. Können Sie mir auch 
sagen, in wie vielen Fällen in diesem Bundes­
land die eingeleiteten Verfahren zu einer Ver­
urteilung nach dem Preistreibereigesetz 1959 
geführt haben und wie weit diese Zahlen 
vom langjährigen Durchschnitt abweichen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Nein, diese Zahlen 
kann ich Ihnen derzeit nicht sagen. Ich könnte 
sie neu erheben lassen und sie Ihnen dann 
bekanntgeben. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bundes­
minister! Es dürfte aber ziemlich offensichtlich 
sein, daß diese Aktion mit der Aufforderung 
zu Anzeigen keineswegs erfolgreich gewesen 
ist und überhaupt nicht geeignet ist, die 
Basispreissteigerung, die derzeit etwa 6 Pro­
zent betragen dürfte, zu bekämpfen, nachdem 
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Dr. SChwimmer 
ja das Preistreibereigesetz nicht dazu dient, 
die Basispreissteigerung zu bekämpfen. Das 
kann nur durch entsprechende Wirtschaftspoli­
tik geschehen. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister, was Sie 
im Rahmen Ihrer Preiskompetenz zur Hint­
anhaltung der Basispreissteigerung tun wer­
den, abgesehen von den preissteigernden 
Effekten der Mehrwertsteuereinführung? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneter! 
Sie wissen, glaube ich, daß die Kompetenzen 
des Innenministeriums im Zusammenhang mit 
dem Preisregelungsgesetz, das derzeit in Kraft 
ist, verhältnismäßig bescheiden sind. Wir kön­
nen also nur die Preise kontrollieren, und 
zwar die Einhaltung der Auszeichnungspflicht 
der Preise. Wir können versuchen, überhöhte 
Preise dann, wenn sie dem Preistreibereigesetz 
unterliegen, zur Anzeige zu bringen. 

Die Auszeichnungspflicht einer der 
wesentlimsten Teile, die derzeit im Gesetz 
vorgesehen sind - zu kontrollieren, ist, glaube 
ich, in ausreichendem Maße geschehen. Wir 
haben eine allgemeine Aktion durchgeführt, 
die großen Anklang sowohl bei der vVirtschaft 
als auch, wie ich glaube, bei den Konsumen­
ten gefunden hat. 

Die zweite Aktion, die das Gast- und Be­
herbergungsgewerbe betrifft, läuft jetzt im 
Einvernehmen mit den Fremdenverkehrsver­
bänden, der zuständigen Fachgruppen der 
Wirtschaft und so weiter an. Wir werden also 
auch auf diesem Sektor die Preise kontrollie­
ren. 

Drittens haben wir versucht, wie Sie wis­
sen, eine Neuregelung für ein neues Kontroll­
gesetz zu finden. Ich kann nur hoffen, daß es 
auf Grund dieses Gesetzes auch für die Be­
hörde mehr Möglichkeiten geben wird. 

Im übrigen sind alle diese Basispreisrege­
lungen, von denen Sie, Herr Abgeordneter, 
gesprochen haben, eine Angelegenheit der 
Paritätischen Kommission, wo sie einvernehm­
lich ausgehandelt werden. Unsere Aufgabe ist 
es dann nur, zu kontrollieren, ob die Be­
schlüsse der Paritätischen Kommission nach 
Möglichkeit auch eingehalten werden. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Zuweisungen 

Präsident: Die in der letzten Sitzung einge­
brachten Anträge wiese ich zu wie folgt: 

dem Handelsausschuß : 

Antrag 43/A der Abgeordneten Dr. Keimel 
und Genossen betreffend Abänderung der 
Richtlinien der BURGES; 

dem Verfassungsausschuß: 

Antrag 45/ A der Abgeordneten Erich Hof­
steUer und Genossen betreffend ein Preis­
kontrollgesetz 1972 und 

Antrag 46/ A der Abgeordneten Gratz und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz zur Er­
füllung des Artikels VII Aibs. 3, zweiter Satz, 
des Osterreichischen Staatsvertrages vom 
15. Mai 1955; 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Antrag 47/ A der Abgeordneten Regensbur­
ger und Genossen betreffend die Novellie­
rung des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes; 

dem Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz: 

Antrag 48/ A der Abgeordneten Dr. Broe­
sigke und GenosseJ' ~etreffend ein Bundes­
gesetz über Versuche an lebenden Tieren 
(Tierversuchsgesetz) . 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise 
id1 zu wie folgt: 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung: 

Bundesgesetz, mit dem die Medizinische 
Rigorosenordnung abermals geändert wird 
(351 der Beilagen), und 

Bundesgesetz über die Studienrichtung Me­
dizin (352 der Beilagen); 

dem Finanz- und Budgetausschuß: 

Bundesgesetz betreffend die Ubemahme der 
Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und 
sonstige Kredite der Vereinigten Metallwerke 
Ranshofen-Berndorf Aktiengesellschaft (389 
der Beilagen), 

Bundesgesetz über die Bezüge und Pensio­
nen der obersten Organe des Bundes (Be­
zügegesetz) (392 der Beilagen) und 

Bundesgesetz, mit dem das Verfassungs­
gerichtshofgesetz 1953 abgeändert wird (393 
der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz: 

Bundesgesetz über die Abgabe von Arznei­
mitteln auf Grund ärztlicher Verschreibung 
(Rezeptpflichtgesetz) (390 der Beilagen) und 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltskassen­
gesetz 1959 geändert wird (Gehaltskassen­
gesetznovelle 1972) (391 der Beilagen). 

Vor Eingang in die Tagesordnung gebe ich 
noch bekannt, daß die Abgeordneten Gratz 
und Genossen gemäß § 42 der Geschäftsord­
nung den An t rag eingebracht haben, dem 
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Präsident 
Verfassungsausschuß zur Berichterstattung 
über den Initiativantrag 46/A der Abgeordne­
ten Gratz und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz zur Erfüllung des Artikels VII Abs. 3, 
zweiter Satz, des Osterreichischen Staatsver­
trages vom 15. Mai 1955 eine Frist bis 5. Juli 
1972 zu stellen. 

Zur Geschäftsbehandlung hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi zum Wort gemeldet. 
kh erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrlnzi (FPO): Herr Präsi­
dent! Ich stelle den Antrag, zu dem eben zitier­
ten Geschäftsordnungsantrag der Sozialisten 
über die Fristsetzung eine Debatte abzufüh­
ren. 

Präsident: Ich lasse zunächst über den An­
trag des Herrn Abgeordneten Dr. Scrinzi ab­
stimmen, über den Fristsetzungsantrag eine 
Debatte abzuführen. ICh bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
einstimmi g. 

Ich möchte aber gemäß § 52 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung die Redezeit der einzelnen 
Abgeordneten auf fünf Minuten beschränken. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. Bitte sehr, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPtJ): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Der soziali­
stische Initiativantrag über die Regelung der 
topographischen Aufschriften in Kärnten und 
der im Zusammenhang damit eingebrachte 
Befristungsantrag wird damit motiviert, daß 
staatspoIitische Gründe die Behandlung und 
den Abschluß dieser Materie noch in der Früh­
jahrssession erfordern. Dazu erlaube ich mir 
folgendes festzustellen: 

Im Mai 1955 Abschluß des Staatsvertrages. 
1956 beschließt der Minderheitenausschuß 

des Kärntner Landtages einstimmig, die Bun­
desregierung aufzufordern, ein Minderheiten­
errnittlungsgesetz zu erlassen, um dem Auftrag 
des Artikels VII des Staatsvertrages im Inter­
esse der beiden Kärntner Volksgruppen ent­
sprechen zu können. 

1959 folgt eine einstimmige Resolution des 
Hohen Hauses des gleichen Inhaltes, mit der 
Aufforderung an die Bundesregierung, ein 
Minderheitenermittlungsgesetz zu erlassen. 
Im gleichen Jahr werden zwei Bundesgesetze, 
und zwar das Minderheitenschulgesetz und 
das Gerichtssprachengesetz, von diesem Hohen 
Haus beschlossen, welche den Auftrag enthal­
ten, die dort gesetzte provisorische Regelung 
der in Frage stehenden Materie durch ein 
Minderheitenermittlungsgesetz einer endgül­
tigen Regelung zuzuführen. 

1960 ist audl ein diesbezüglicher Regie­
rungsentwurf bereits fertig, scheitert aber firn 
EinspruCh der Volksgruppenführung der slo­
wenisChen Minderheit. Seither sind trotz wie: 
derholter Initiativen, die insbesondere von 
seiten meiner Partei ausgegangen sind, 
13 Jahre ins Land gegangen, ohne daß in die­
ser Frage ein echter Fortschritt erzielt wurde. 
Noch zu Beginn des Jahres 1971 hat der Bun­
deskanzler auf eine Anfrage erklärt, er habe 
nicht die Absicht, in dieser Frage initiativ 
zu werden. 

1970 findet ein von meiner Fraktion gestell­
ter Antrag, die Minderheitenfrage im gesetz­
lichen Wege zu regeln, nicht die notwendige 
Unterstützung im Hause und verfällt. Ich 
brachte den gleichen Antrag dann neuerlich 
im Frühjahr des heurigen Jahres ein. Seine 
Behandlung wird durch eine ablehnende Hal­
tung der sozialistisChen Fraktion dieses Hau­
ses verhindert. 

Im April wird ein Ministerialentwurf erar­
beitet; er wird im Mai ausgesendet mit einer 
Begutachtungsfrist bis 25. Juni dieses Jahres. 
Und nunmehr folgt dieser Initiativantrag der 
SPO. Im wäre der sozialistischen Fraktion 
sehr verbunden, wenn sie sagen würde: 

Erstens: Welche sind die von Ihnen geltend 
gemachten staatspolitisChen Gründe, die eine 
solche Behandlung des Gegenstandes nach 
jahrelangem Stillhalten notwendig machen? 

Zweitens: Haben Sie auch die Zustimmung 
der slowenischen Minderheit zu dieser Rege­
lung, weil ja nicht zuletzt jede Regelung bis­
her deshalb hintangehalten wurde, weil man 
erklärt hat, man könne eine derartige Rege­
lung niCht gegen den Willen der betroffenen 
Minderheit mamen? Für die Beantwortung der 
beiden Fragen wäre ich Ihnen verbunden. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Präsident: Als näChster zum Wort kommt 
Herr Abgeordneter Gratz. 

Abgeordneter Gratz (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Auf die inhaltlichen Fragen 
möchte ich heute niCht eingehen, da dazu 
Gelegenheit sein wird, wenn über die Materie 
selbst im Haus gesprochen wird. 

Ich möchte zur Begründung des Fristset­
zungsantrages hier folgendes erklären: Unse­
rer Ansicht nach hat die Republik OsterreiCh 
ein dreifaChes Interesse an einer raschen und 
sauberen Lösung dieser staatsvertraglichen 
Verpflichtung. Daß es eine staatsvertragliche 
Verpflimtung ist, geht aus den Erläuterungen 
hervor. 

Das dreifaChe Interesse besteht darin, 
daß Osterreich erstens ein Staat ist, der die 
Gott sei Dank durch die Entwicklung der zwi­
schenstaatlichen Beziehungen bestehende 
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Gratz 
offene, friedliche und geradezu kooperative gang, den Sie hier wieder gewählt haben, 
Grenze mit unserem südlichen Nachbarn er- einen erschreckenden Beweis für Ihr verän-
halten will. dertes Demokratieverständnis. 

Osterreich hat zweitens ein starkes Inter­
esse als ein Staat, der selbst eine österrei­
chische Minderheit zu vertreten hat. Ich sage 
absichtlich österreichisch und nicht deutsch­
sprachig, denn deutschsprachig kann man auch 
dadurch sein, daß man die Sprache in einem 
Sprachkurs lernt. Wir haben eine österreichi­
sche Minderheit in Italien zu vertreten und 
wollen kein Janusgesicht zeigen auf der einen 
Seite als Vertreter einer Minderheit in einem 
anderen Land, auf der anderen Seite als 
strenge Mehrheit gegenüber der eigenen Min­
derheit. 

Wir haben drittens das Interesse, in dem 
Land, in dem diese Minderheit lebt, weiterhin 
eine friedliche Entwicklung des Zusammen­
lebens der Volksgruppen zu garantieren; eine 
friedliche Entwicklung, die dadurch in zuneh­
mendem Maß gefährdet werden könnte, daß 
die laufende Diskussion um diese Frage, in 
zunehmendem Maß von anderen angeheizt, 
von außen und von Interessenten angeheizt, 
droht, dieses gute Zusammenleben, diese gute 
Atmosphäre zu vergiften. 

Gerade in den letzten Monaten wird in 
einem zunehmenden Maße von Ihrer Frak­
tion die Regierungsaufgabe übernommen, in­
dem Vorlagen und Gesetze, die eindeutig Auf­
gabe der Regierung sind, von dieser angekün­
digt werden, von ihr im politischen Kraft­
feld vertreten und mit denen Schaum geschla­
gen wird, dann in letzter Sekunde von Ihrer 
Fraktion präsentiert werden. So bei dem letz­
ten Steuergesetz, das wir gestern verabschie­
det haben, so bei den Schulbüchern, die im 
Ausschuß als Ergänzungsantrag initiiert wur­
den, und heute wieder bei diesem Kärntner 
Ortstafelgesetz. 

Mitten in eine laufende Begutachtung, die 
vor wenig mehr als acht Tagen begonnen hat, 
stellen Sie hier im Haus einen Fristsetzungs­
antrag. Das heißt nichts anderes als: Wir wol­
len über diese Frage überhaupt nicht debattie­
ren. 

Ich frage mich: Warum hat eigentlich diese 
"staatspolitische Notwendigkeit" - bevor Sie 
diesen Weg gewählt haben - nicht der Herr 

Das ist das staatspolitische Interesse, das Bundeskanzler in diesem Haus begründet? 
uns dazu gebracht hat, diese Materie als In- Oder, Hohes Haus, gibt es irgendwo eine Ver­
itiativantrag einzubringen und zu beantragen, pflichtung, die den Herrn Bundeskanzler zu 
daß sie noch vor dem Sommer erledigt wird. dieser Vorgangs~eis~ bindet, ei~e Ver~flich; 
Wir sind der Ansicht, daß der Verfassungs- tung: von d.er WIr hIer noch mchts WIssen. 
ausschuß erst nach dem 25. Juni zusammen-! Es nlI~mt mIch se~r wunder, daß der Antra~, 
treten soll - das ist die Frist die vom Bun- den SIe gestern emgebracht haben, von kel­
deskanzleramt für die Begut~chtung gesetzt nem Kärntner Abgeordnete~ ~nterzei~net ist. 
wurde _, damit es dem Verfassungsausschuß De~n der Herr Kollege Pan~~ Ist auf em Wahl­
möglich ist, die im Begutachtungsverfahren krelsver~andsmandat gew:ahlt worden. Ich 
vorgebrachten Argumente noch eingehend zu glaube Jedenfalls ... (ZWIschenruf des Abg. 
würdigen. (Beifall bei der SP.O.) L u k a s. - Gegenruf des Abg. Dr. G r u b er.) 

Das weiß er schon, Herr Kollege I (Weitere 
Präsident: Zum Wort kommt der Herr Ab- Zwischenrufe bei der SRa und Gegenruie bei 

geordnete Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herrenl Der Herr 
Klubobmann Gratz hat eben die Formulierung 
"staatspolitisches Interesse", die den unge­
wöhnlichen Vorgang rechtfertigen sollte, der 
eingeschlagen wurde, mit drei Fakten begrün­
det. Keines dieser drei Fakten ist etwa in den 
letzten acht Tagen aufgetaucht, ja nicht einmal 
in den letzten Monaten, sondern sie sind 
selbstverständlich Bestandteil der österreichi-
sehen Außenpolitik seit Jahren. 

Ich sehe daher in der Begründung, die uns 
gegeben wurde, nicht den geringsten Ansatz­
punkt dafür, daß die Vorgangsweise, die Sie 
gewählt haben, gerechtfertigt erscheinen 
könnte. Im Gegenteil, ich sehe in dem Vor-

der avp. - Der PI ä s i den t gibt das 
Glockenzeichen.) Jedenfalls zeigt diese Vor­
gangsweise, die Sie gewählt haben, eine Miß­
achtung parlamentarischer Gepflogenheiten. 
(Beifall bei der avp.) Sie zeigt eindeutig, daß 
diese Regierung ein weiteres Mal nicht bereit 
ist, ihrer Aufgabe nachzukommen, so wie sie 
es auch in anderen Fällen bisher ebensowenig 
getan hat. (Zustimmung bei der aVP.f 
Ich möchte nur festhalten, daß das nicht der 
Weg ist, auf dem wir mitgehen können. Und 
deshalb werden wir den Antrag ablehnen. 
(Beifall bei deI avp.) 

Präsident: Ich. lasse nunmehr über den An­
trag der Abgeordneten Gratz und Genossen 
abstimmen, dem Verfassungsausschuß zur Be­
richterstattung über den Initiativantrag 46/ A 
eine Frist bis 5. Juli 1972 zu stellen. 
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Präsident 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Der An­
trag ist a n gen 0 m m e n. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 1 und 2 wie auch 
über die Punkte 3 bis einschließlich 6 der heu­
tigen Tagesordnung jeweils unter einem abzu­
führen. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden jedesmal zuerst die Berichterstatter 
ihre Berichte geben, sodann wird die Debatte 
über die jeweils zusammengezogenen Punkte 
gemeinsam abgeführt. Die Abstimmung erfolgt 
selbstverständlich - wie immer in solchen 
Fällen - getrennt. Wird gegen diese zwei 
vorgeschlagenen Zusammenfassungen ein Ein­
wand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich 
werde daher in dieser Weise vorgehen. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (145 der 
Beilagen): Bundesgesetz über die Besteuerung 
der Umsätze (Umsatzsteuergesetz 1972) (382 

der Beilagen) 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (227 
der Beilagen): Bundesgesetz über die Einfüh­
rung des Umsatzsteuergesetzes 1972 (383 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den Punkten 1 und 2, 
über die die Debatte unter einem abgeführt 
wird. 

Es sind dies die Berichte des Finanz- und 
Budgetausschusses über 

die Regierungsvorlage (145 der Beilagen). 
Bundesgesetz über die Besteuerung der Um­
sätze (Umsatzsteuergesetz 1972) (382 der Bei­
lagen) und 

die Regierungsvorlage (227 der Beilagen): 
Bundesgesetz über die Einführung des Um­
satzsteuergesetzes 1972 (383 der Beilagen). 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Troll. Ich ersuche ihn um 
seine beiden Berichte. 

Berichterstatter Troll: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Ich berichte zu 382 der Beilagen betref­
fend den Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (145 der 
Beilagen): Bundesgesetz über die Besteuerung 
der Umsätze (Umsatzsteuergesetz 1972). 

Die Bundesregierung hat am 20. Jänner 1972 
im Nationalrat den Entwurf eines Umsatz­
steuergesetzes 1972 eingebracht, durch welches 

an Stelle des geltenden Allphasen-Brutto­
umsatzsteuersystems das System einer All­
phasen-Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug 
- kurz "Mehrwertsteuer" genannt - einge­
führt werden soll. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat sich 
in seiner Sitzung am 9. Feber 1972 in Gegen­
wart des Bundesministers für Finanzen Doktor 
Androsch erstmals mit dieser Regierungsvor­
lage befaßt. Einstimmig wurde beschlossen, 
zur Vorberatung einen Unterausschuß einzu­
setzen, dem von der SBO die Abgeordneten 
Erich Hofstetter, Jungwirth, Lanc, Mühlbacher, 
Dr. Tull und Wielandner, von der OVP die 
Abgeordneten Hietl, Dr. Keimel, DDr. König, 
DDr. Neuner und Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr sowie 
von der FPO Abgeordneter Dr. Broesigke an­
gehörten. 

Abgeordneter Lanc beantragte, diesem 
Unterausschuß zur Berichterstattung eine Frist 
bis 15. Mai zu setzen. Nach einer Debatte, an 
der sich außer dem Antragsteller die Abge­
ordneten Dr. Koren und Dr. Broesigke betei­
ligten, wurde der Antrag auf Fristsetzung mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Nach Ablauf der Frist berichtete in der 
Sitzung des Finanz- und Budgetausschusses 
am 18. Mai 1972 Abgeordneter Troll, daß der 
Unterausschuß in der Zeit vom 16. Feber bis 
17. Mai 11 Sitzungen abhielt, die Frist jedoch 
nicht ausreichte, um zu einem abschließenden 
Ergebnis zu kommen. Abgeordneter DDr. Neu­
ner beantragte, den Gegenstand nochmals an 
den Unterausschuß zurückzuverweisen, damit 
dieser die gründliche Beratung weiter fort­
setzen kann. Abgeordneter Lanc stellte den 
Antrag, dem Unterausschuß sowohl für die 
Berichterstattung des Umsatzsteuergesetzes 
als auch für die des Einführungsgesetzes eine 
Frist bis 5. Juni 1972 zu stellen. Der Antrag 
des Abgeordneten DDr. Neuner wurde ein­
stimmig, jener des Abgeordneten Lanc mit 
Stimmenmehrheit beschlossen. 

In der Sitzung des Finanz- und Budgetaus­
schusses am 8. Juni 1972, die am 12. Juni 
1972 fortgesetzt wurde, berichtete Abgeordne­
ter Troll, daß der Unterausschuß insgesamt 
12 Sitzungen abhielt, ein Einvernehmen über 
den Gesetzentwurf bis zum Ablauf der neuer­
lichen Frist jedoch nicht erzielt werden konnte. 

In der auf den Bericht des Unterausschusses 
folgenden Debatte ergriffen die Abgeordneten 
Lanc, DDr. Neuner, Dr. Mussil, Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr, Dr. Broesigke, Dr. KeimeI, Hietl, 
DDr. König, Wielandner,Dr. Blenk, Dr. Peli­
kan, Sandmeier, Dr. Haider sowie der Aus­
schuß obmann Abgeordneter Tull und Bundes­
minister für Finanzen Dr. Androsch das Wort. 

192 
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Troll 
In dieser Sitzung wurde seitens der SPO 

und der FPO durch die Abgeordneten Erich 
Hofstetter und Dr. Broesigke, Lanc und Dok­
tor Broesigke, Pfeifer und Dr. Broesigke, Wie­
landner und Dr. Broesigke, Mühlbacher und 
Dr. Broesigke, Dr. Broesigke und Lanc sowie 
seitens der OVP durch die Abgeordneten 
DDr. Neuner, Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Doktor 
Keimei, DDr. König und Hietl eine Reihe von 
Abänderungsanträgen eingebracht. Aus der 
Abstimmung im Finanz- und Budgetausschuß, 
die am 12. Juni 1912 mit Stimmenmehrheit er­
folgte, ergibt sich der dem Ausschußbericht 
beigedruckte Gesetzestext. 

Eine vom Abgeordneten DDr. König bean­
tragte Entschließung betreffend Abgeltung zu­
sätzlicher Belastungen für die Studierenden 
in Form einer Wohnbeihilfe fand nicht die 
Zustimmung der Mehrheit des Ausschusses. 

Diese Druckfehlerberichiigungen beziehen 
sich nur auf die heute vorliegenden Exemplare 
des Berichtes. Die späteren Reindrucke durch 
die Staatsdruckerei werden bereits richtig­
gestellt sein. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanz- und Budgetausschuß den A n­
t rag, der Nationalrat wolle 

1. dem dem Ausschußbericht angeschlosse­
nen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

2. die dem Ausschußbericht beigedruck.te 
Entschließung annehmen. 

Ich darf g1eich über den Bericht des Finanz­
und Budgetausschusses über die Regierungs­
vorlage (227 der Beilagen): Bundesgesetz über 
die Einführung des Umsatzsteuergesetzes 1972, 
referieren. 

Hingegen hat der Ausschuß die dem Aus- Die Bundesregierung hat am 29. Feber 1912 
schußbericht beigedruck.te, von den Angeord- I d~n genannten Gesetzentwurf im ~ational~at 
neten Dr. Broesigke, Pfeifer und Genossen e.~ngebracht, durch welchen den mit der Em­
beantragte Entschließung betreffend Verein- fuhrung des Umsatzsteuergeset~es 1912 ve~­
fachung der Getränkebesteuerung einstimmig b~nd.enen Anpassungserfordermssen - dle 
angenommen. 

Die E n t s chi i e ß u n g lautet: 

Der Nationalrat hält eine Vereinfachung 
der Getränkebesteuerung für dringend not­
wendig. Die Bundesregierung wird ersucht, 
dem Nationalrat entspreChende Vorlagen 
zuzuleiten und auch 'darauf hinzuwirken, 
daß die Getränkesteuergesetzgebung der 
Länder diesem Erfordernis angepaßt wird. 

slch msbesondere auf das Gebiet der Bundes-
abgabenordnung, der Einkommensteuer, des 
Finanzstrafrechtes und des ZivilreChtes er­
strecken - Rechnung getrag,en werden soll. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 11. April 
1972 erstmals in Verhandlung genommen. Auf 
Antrag des Abgeordneten Wielandner wurde 
beschlossen, die Regierungsvorlage jenem 
Unterausschuß zur Vorberatung zuzuweisen, 
der vom Finanz- und Budg,etausschuß bereits 
am 9. Feber 1972 zur Vorberatung des Um-

Zu 382 der Beilagen muß iCh noch zusätz- satzsteuergesetzes 1972 eingesetzt worden 
lich erklären: 

Infolge des kurzen Zwischenraumes zwi­
schen den Schlußabstimmungen im Finanz­
und Budgetausschuß und dem Beginn der 
heutigen Plenarberatung konnte von der 
Staatsdruckerei nur der Gesetzestext herge­
stellt werden. Sowohl der Bericht als auch der 
Minderheitsbericht mußte im Hause verviel­
fältigt werden. Dadurch haben sich im Bericht 
einige Druckfehler eingeschlichen: 

Auf Seite 14 hat es in der Erläuterung zu 
§ 21 Abs. 6 statt 36.000 S richtig 40.000 S zu 
heißen. 

Auf Seite 22 hat es in der Erläuterung zu 
§ 28 Abs. 6 statt 3 vom Hundert richtig 5 vom 
Hundert zu lauten. 

Die auf Seite 23 wiedergegebene, vom Aus­
schuß einstimmig angenommene Entschließung 
hat richtig zu lauten, wie ich sie verlesen habe. 

war. 

In der Sitzung des Finanz- und Budgetaus­
schusses am 18. Mai 1972 beantragte Abge­
ordneter Lanc, dem Unterausschuß zur Be­
richterstattung über den gegenständlichen 
Gesetzentwurf eine Frist bis 5. Juni 1912 zu 
stellen. Nach einer Geschäftsordnungsdebatte, 
an der sich außer dem Antragsteller Abgeord­
neter Dr. Koren und Ausschußobmann Doktor 
TuB beteiligten, wurde der Antrag mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

In der Sitzung des Finanz- und Budgetaus­
schusses am 8. Juni 1972, die am 12. Juni 
1972 fortgesetzt wurde, berichtete Abgeordne­
ter Troll, daß der Unterausschuß in der Zeit 
vom 12. April 1972 bis 29. Mai 1972 insge­
samt sieben Sitzungen abhielt, wobei insbe­
sondere in der Sitzung am 29. Mai dieses Jah­
res der gegenständliche Gesetzentwurf bera­
ten wurde. Ein Einvernehmen konnte jedoch 
nicht erzielt werden. 
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Troll 
Die E n t s chI i e ß u n gen haben folgen- der Herr Bundeskanzler seinerzeit die Diskus-

den Wortlaut: sion über die Preisdebatte angeregt hat. Da­

1. Die Bundesregierung wird ersucht, die 
Voraussetzungen für eine umfassende In­
formation über Wesen und Inhalt der mit 
dem Umsatzsteuergesetz 1972 eingeführten 
Mehrwertsteuer zu schaffen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, in 
der Zeit der Einführung und UmstJellung 
auf das neue Umsatzsteuersystem im Rah­
men der gesetzlichen Möglichkeiten Ver­
säumnisse und Fehler der Steuerpflichtigen 
mit größter Toleranz zu behandeln. 
Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 

der Finanz- und BudgetaussChuß den A n­
t rag, der Nationalrat wolle 

1. dem dem Ausschußbericht angeschlosse­
nen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

2. die dem Ausschußbericht beigedruckten 
Entschließungen annehmen. 

Falls Wortmeldungen zu beiden Regierungs­
vorlagen vorliegen, beantrage ich, General­
und Spezialdebatte untJer einem abzuführen. 

Präsident: Sie haben den Antrag, daß Gene­
ral- und Spezialdebatte unter einem durchge­
führt werden sollen, gehört. Wird hiegegen 
ein Einwand erhoben? - Es list nicht der Fall. 
Es wird so vorgegangen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Schleinzer. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 
(OVP): Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Mit dieser Regierungsvorlage wird zwei­
fellos die tiefgreifendste Änderung im Steuer­
system der Zweiten Republik vorgenommen. 
Ich habe manchmal den Eindruck, daß sich die 
Regierungspartei der Tragweite der möglichen 
Konsequenzen dJ~eser Entscheidung vielleicht 
gar nicht hinreichend bewußt ist. 

Es haben das unsere Vertreter um Unter­
ausschuß beobachtet. Die SPO-Abgeordneten 
haben sich an der Diskussion nicht ernsthaft 
beteiligt, aber die Mitwirkung unserer Abge­
ordneten vielfach als Verzögerungstaktik 
qualifiziert. Und Wlenn ich hier an diie Reihen 
sehe, habe ich 'auch heute nicht das Gefühl, 
daß das Interesse an der Diskussion über­
trieben groß list. (Zustimmung bei der OVP.) 
Der Herr Bundeskanzler zum Beispiel hat es 
nicht nur vorgezogen, bed der Fernsehdiskus­
sion nicht anwesend zu sein, er fehlt auch 
hier im Haus. (Abg. Li b a 1: Wo waren denn 
Sie?) 

Dazu ein klärendes Wort: Ich habe die 
Fernsehdiskussion angeregt, genauso, wie 

mals diskutierten wlir drei zu dreli. Und ich 
habe angeregt, auch diese Diskussion drei zu 
drei zu führen, drei Befürworter dieser Regtie­
rungsvorlage und drei Vertreter der Volks­
partei, die sich gegen diese Vorlage stellen. 
Sie haben das abgel,ehnt. Der Herr Bundes­
kanzler erklärte, er halte es für richtig, die 
Diskussion den Experten zu überlassen. Sie 
waren nur zu einer Zwei-zu-Zwei-Diskussion 
bereit, und so hat Slie dann stattgefunden. 

Ich bedauere, daß der Herr Bundeskanzler 
zu dieser Debatte nicht bereit gewesen list. 
Und was mich und meine Anr.egung betrifft, 
werden Stie verstehen, daß lich als meinen 
Partner den Herrn Bundeskanzler und nicht 
den Herrn Minister Androsch betrachtet habe. 
(Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Hohes Haus! Ich stelle noch einmal fest, daß 
wir grundsätzlich für die Einführung der Mehr­
wertsteuer Slind, daß es darüber nie einen 
Zweifel gab, und an dieser Auffassung hat sich 
auch im Prin~ip nichts geändert. Meine Damen 
und Herren! Auch Wlir !sehen diese System­
änderung, die hier vorgenommen wird, zwei­
fellos in einem Zusammenhang mit unseren 
Bemühunglen um einen Vertrag mit der EWG. 
Aber das bedeutet doch keineswegs, daß wir 
unter Zeitdruck ein unzulängliches Gesetz be­
schließen müssen; denn die Binführung der 
Mehrwertsteuer ist keine Voraussetzung für 
einen EWG-Vertrag. Die Italiener haben bis 
heute die Mehrwertsteuer noch nicht einge­
führt. In der Schweiz list sie heute erst \im 
Stadium der Di!skussion, und von einer all­
fälligen Beschlußfassung über ein Gesetz ist 
man dort nom sehr weit entfernt. 

Ich hatte in den retzten Monaten sehr oft 
Gelegenheit, in zahlreichen Gesprächen mit 
Unteriliehmensführern, mit Betriebsleitern vor 
allem exportorientierter Unternehmungen 
das ganze Problem der Einführung der Mehr­
wertsteuer zu besprechen. Ich möchte nicht 
verschweigen, daß vor allem für die Export­
wirtschaft die Einführung der Mehrwertsteuer 
zu diesem Zeitpunkt außerordentliich proble­
matisch ist. Es wurde mir öfter allS einmal bei 
dieser Gelegenheit gesagt, daß es zweck­
mäßig gewesen wäre, diese Systemänderung 
erst zu dem Zeitpunkt durchzuführen, wenn 
nach ejnem Vertrag mit der EWG bereits die 
erste Etappe der wechselseitigen Zollsenkun­
gen stattgefunden hat. Dadurch könnten die 
Exporterschwerruisse, die sich aus dieser Um­
stellung auf die Mehrwertsteuer ergeben, ge­
mildert werden. GleichzeütJig könnte auch für 
die Dauer der Umstellungsphase lein ver­
stärkter Druck auf die Inlandspreise stattfin-
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den, was zweifellos auch diesen Umstellungs­
prozeß dm Sinne einer wünschenswerten Ver­
meidung von Prei!sauftniebstJendenzen erleich­
tern würde. 

Erwägungen dieser Art konnten offenbar 
die Regierung nicht beeindrucken. Sie heß 
sich in lihren Terminvorstellungen nicht be­
lirren. Die Regierung hat diese Reglierungs­
vorlage unzureichend vorbere:itet. durchge­
peitscht, um sie dann heute hier zu beschlie­
ßen. 

Hohes Hausl Wenn wlir diesen Entwurf ab­
lehnen, so ist das zur grundsätzNch positiven 
Einstellung zur Einführung der Mehrwert­
steuer kein Widerspruch, weil unsere Ableh­
nung die:ses Gesetzes seine guten Gründe hat. 

Am 20. Dezember 1970 hat der Herr Finanz­
minister erklärt, daß er im Herbst 1971 den 
Gesetzentwurf dem Parlament vorlegen wird. 
Ende Juni 1971 war dann die Begutachtungs­
frist beendet, aber der Gesetzentwurf ist erst 
am 20. Jänner 1972 ins Parlament gekommen 
und die Verhandlungen lim Unterausschuß 
konnten erst am 16. Februar aufgenommen 
werden. Für diite Verhandlungen standen daher 
praktisch nur drei Monate zur Verfügung. 
Ich sage noch einmal: die Regierungsvorlage 
war unausgereift und sie wird nun durch­
gepeitscht. Das :ist Ihre Methode. (Lebhafte 
Zustimmung bei der OVP.) 

Die VolksparteIi hatte vorerst 115 schrift­
liche Anträge zu 30 Paragraphen un die Unter­
aussmußverhandlungen eingebracht. Viele 
mündliche Anfragen der Volksparte'i konnten 
überhaupt nicht oder erst später und dann 
nur schriftlich beantwortet werden. Der 
F:inanzmJinister selbst ließ seine Vorlage durch 
Tl Anträge kon1igieren. Ledigltich die Frei­
heithche Par1:reti hatte ,darauf verzichtet, An­
träge in die Unterausschußverhandlungen ein­
zubringen. Auf Grund der massiven Elinwen­
dungen der VolkJspartei hat sich dann schNeß-
1ich die Regierung genötJigt gesehen, auch 
einige sachliche, wenn auch unzureichende 
Zugeständnisse zu machen, und ich möchte 
unseren Verhandlern im Un1Jerausschuß für 
ihre Arbeit und für ihre Mühe :im Interesse 
der gesamten Bevölkerung danken. (Beifall 
bei der OVP.) 

Allerdings sind dann von den Sozialisten 
nicht lin den Unterausschußverhandlungen 
diese Zugeständnisse gemacht worden. dazu 
hat Isich die Regierungspartei die Optik von 
Partelienverhandlungen mit der FPO gewählt. 
Hohes Hausl Das 'ist Sache der Regierung. 
Aber es ist auch Sache der FPO, die die Mit­
verantwortung für dieses Gesetz zu tragen 

hat. Ob slie damit allerdings, wie die Rede 
war, 49 Prozent der Bevölkerung vertritt. das 
möchte ich persönlich rundweg bezweifeln. 
(Lebhafte Zustimmung bei der OVP.) 

Hohes Haus! Ang€S'ichts der Belastungen, 
die dieses Gesetz bringen wird, stellt sich doch 
Vlielmehr die Frage. ob die Volkspartei tat­
sächliich nur im Interesse jener 44 Prozent 
der Wähler spricht. deren Stimmen sie beli 
den letzten Nallionalratswahlen erhalten hat, 
oder ob IlIicht gerade sie auch jene Millionen 
OsterfE~icher mitvertreten muß, deren Inter­
essen durch dieses Gesetz empfindlich betrof­
fen werden. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nicht 
verschweigen, daß mich eine Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers bedenklich stimmt. Er 
hat nämlich am 1. Juni zum Verhandlung's­
ergebnis über die Mehrwertsteuer folgendes 
gesagt: "Das alles hätte die OVP nach Hause 
bringen können - und noch mehr!"' Meine 
Damen und Herren I Ich betrachte diese Erklä­
rung :in der Tat für sehr merkwürdig. Sie 
drückt nämlich ein Zweifaches aus: erstens 
einmal, daß der Bundeskanzler die FPO als 
einen billigen Verhandlungspartner betrachtet, 
und zwetitens, daß stich diese Bundesregierung 
n'icht in Iselbstverständl\icher Weise für alle 
Bevölkerungskmise verantwortlich fühlt, daß 
sie also offenbar keine Po~itoi.k für aUe Oster­
reicher macht, sondern nur für einen Teil der 
Bevölkerung. (Beifall bei der OVP.) 

Ich sagte vorhin schon, daß wtir diesen Ge­
setzentwurf 'ablehnen. Wesentltiche Anträge 
der Volkspartei wurden IlIicht oder unzurei­
chend berücksichtigt. Um nur einiges in die­
sem Zusammenhang zu erwähnen: 

Der von uns vorgeschlagene Einführungs­
termin 1. Jänner 1974 wurde abgelehnt. 

Wir haben den halben Mehrwertsteuersatz 
für Mineralölprodukte verlangt, um eine 
neuerliche Verteuerung des Treibstoffes zu 
vermeiden; auch dieser Antrag wurde abge­
lehnt. 

Wir sind für die Senkung der Investitions­
steuer eingetreten, um einen aufkommens­
neutralen Satz zu er~ielen und um die Wirt­
schaft nicht zusätzlich zu belastenj auch diesen 
Vorstellungen wurde nicht entsprochen, und 
auch dlie getroffenen Uberg·angsregelungen für 
den Export sind ungenügend, 

Unser Antrag. für PI1ivatschulen den halben 
MehrwertJsteuersatz anzuwenden, wurde über­
nommenj auch jener Antrag. der auf eine 
Sonderregelung für Gebrauchtwagen abzielt, 
nicht aber unser Antrag, auch eine Sonder­
regelung tür Gebrauchtgegenstände herbeizu­
führen. 
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Unser Antrag, die Zeitungen von der Mehr­

wertsteuer zu befreien, wie dies in den mei­
sten ausländischen Mehrwertsteuerregelungen 
der Fall 'ist, weil dies zur Förderung der demo­
kratischen MeinungsV1ielfalt auch in Osterreich 
erfordedidl. wäre, wurde bedauerllicherweise 
abgelehnt. 

Unser Antrag auf Befreiung der Sportver­
bände von der Mehrwertsteuer wurde in diese 
Vorlage dann übernommen, eine Begünsti­
gung für Kleinbetriebe als Härteausgleich 
jedoch abgelehnt. 

Der Antrag, für Handelsdünger den halben 
Mehrwertsteuersatz anzuwenden, wurde ab­
gelehnt. Das wlird zwangsläufig zu einer 
neuerlichen Verteuerung der Betrilebsmittel 
für d,ie LandWlirtschaft führen, die ohnehin zu­
nehmend in die Kostenschere gerät. 

Unserem Antrag, den Wein als landwirt­
schaftliches Produkt mehrwertsteuerldch zu be­
handeln, wurde nicht entsprochen - um nur 
einiges hier zu erwähnen. 

Meine Damen und Herren! Die Regierung 
war n1icht berelit, unsere Argumente und An­
träge hinf€lichend zu berücksichtigen. Sie 
wollte ein Mehrwertsteuergesetz erreichen, 
das dem Finanzminister möglichst hohe 
Steuereinnahmen bringt. 

Vor allem Exportunternehmungen, die auf 
längere Slicht kalkulieren müssen, stehen vor 
den größten Problemen. Ich will den Namen 
eines großen und sehr stark exportorientier­
teIl Unternehmens nicht nennen; aber die 
sagen mir, daß sie in ,ihrer Kalkulation auf 
Grund der gegenwärtigen Lage !in einer der­
artigen Situabion sillld, daß sile es mit verbind­
lichen Offerten außerordentlich schwer haben, 
und daß dieses Unternehmen für das nächste 
Jahr einen Auftragsrückgang von 500 Mil­
lionen SchiUing erwartet. Ich habe rückge­
fragt, um mich zu vergewissern, ob ich nicht 
falsCh gehört habe, und es wurde diese Ziffer 
neuerl'ich bestätigt. 

Ich sage Ihnen, meine Damen und Henen: 
In anderen Ländern war man klüger, und die 
SPO-Regierung hätte davon lernen können. 
Sie beruft sich :in diesem Zusammenhang doch 
so gerne auf Belgien. Aber man muß wissen, 
daß dort :der Gese~zentwurf eineinhalb Jahre 
lang parlamentarisch vorbereitet wUI1de und 
daß wleitere eineinhalb Jahre zWlischen der 
Veröffentl:ichung und dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes verstrichen :sind. Dort hat also die 
Wirtschaft wesentlich mehr Zeit gehabt, sich 
auf die Umstellung auf die Mehrwertsteuer 
vorzubereiten. 

Auch in Deutschland wurde das Mehrwert-
Die wichtigsten drei Ablehnungsgründe, die st€uergesetz ,eineinhalb Jahre vor dem In­

wir vorzubrlingen haben, sind die folgenden: krafttreten lin den Bundestag eingebracht, in 
einem unvergleichlich anderen Reifezustand, 

Der Termin für die Einführung bez:iehungs- als ,das bei Ihrer Regierungsvorlage der Fall 
weise Umstellung auf dieses neue Steuer- war. 
system ist zu kurz, er ist überdies konjunktur- . . 

Ol't'sch f 1 ...]... "hIt d ß d . d WIr, meme Damen und Herren, hatten p 111 1 a SUl gewa ,un au er em WH . . .. . 

d · G t t f . . h h t knappe drel Monate ZeIt fur die Verhandlun-leser ese Zlell wur, wue IlC sc Oll sag e, . 
. I' h T 11 1" '1 i gren, und kaum sechs Monate bleIben der 

d · G t ff ·chtli·...]... I M h' h Wirtschaft und der Verwaltung fur diesen 
eIne neuer lC e euerungswe e aus osen, wel I .. . 

leses ese z 0 enSl lUl a s " e remna - U 11 ß 
mengesetz für den Finanzminister konzipiert mste ungsproze . 
wurde. 

Auch die Vorbereitung war unzureichend. 
Das ist keine KI1itik an den Beamten. Die 
Tragweite der Systemänderung erfordert elin­
fach mehr Zeit, um sie gründlich durchzubera­
ten. Wegen der zahlreichen Mängel war die 
Zeit für die parlamentallische Verhandlung 
einfach zu kurz, um ein gutes Gesetz zu 
machen. 

Uberd:ies wird :der UmstellungsZIeHraum 
von einem knappen halben Jahr bis zum In­
krafttreten des Gesetzes llIicht ausreichen, 
damit Slich die Wirtschaft vernünftig und hin­
Deichend darauf umstellen kann, von den 
EDV-Anlagen ange{,angen bis zum neuen 
Formularwesen; Buchhalter, Unternehmer, 
aber auch die Verwaltung haben Dlicht hin­
reichend Zeit, sich auf das neue System umzu­
schulen. 

Ich sagte vorhin, daß der Zeitpunkt 1. Jän­
ner 1913 auch konjunkturpo~itisch falsch ge­
wählt wurde. Der Rinanzminister hat im April 
1911 in der "Zukunft" geschrieben: 

"Der Zeitpunkt für die Binführung der 
Mehrwertsteuer spielt zWleifellos eine niCht 
zu unterschätzende Rolle. Ein bestehender 
Käufermarkt wind Vliel eher die Unternehmer­
kreise dazu verhalten, eine echte Entlastung 
ihrer Preise von der bisherigen Alt-Umsatz­
steuer vorzunehmen, als ein Verkäufermarkt 
in einer Phase der Hochkonjunktur." 

Meine Damen und Herren! Von einem 
Käufermarkt ist heute keine Rede und es wird 
nach menschllichem Ermessen auch am J ahres­
ende nricht der Fall sein. 

Ich muß überhaupt f:eststellen, daß wir, was 
unsere gesamtwirtschaftliche Situation be-
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tJlifft, in den letzten Jahren einigermaßen tins 
Schlittern geraten sind. Es begann damit, daß 
der Finanzmintster für das Jahr 1971 e:in Bud­
get vorlegte, das trotz der herrsChenden Hoch­
konjunktur und der beginnenden Unruhe auf 
dem Preissektor eine Steigerung der inlands­
w:irksamen Ausgaben vorsah, die um rund 
11 Prozent und damJit deutliCh über dem Zu­
waChs des nomineUen Sozialproduktes des 
-gleichen Jahres gelegen waren. 

Im Budget 1972 wuchsen die dnlandswirk· 
samen Staats ausgaben um 11,5 Prozent. Das 
nominelle Bruttonationalprodukt wird, wenn 
die Prognosen !Stimmen, nur um etwa 9 Pro· 
zent zunehmen. Daß ein solches Budget infla­
tionJistische Wlirkungen haben muß, steht 
außer Zweifel. 

AusCh stellt in seinem Artikel in der weite­
ren Folge die Frage, wer denn die Opfer einer 
solchen Politik sind. Und ,er sagte, .daß zu 
lihnen vor allem jene Hunderttausende Be­
zieher kleiner, fixer Einkommen gehören. 
Dazu gehören weiters die etwa 1,2 Mlillionen 
BeZlieher von Pensionen und Renten. Ihre Be­
züge werden wohl dynamJisiert, aber' mit einer 
einjährigen Verzögerung. Für das heurige 
Jahr zum Belispiel beträgt der Einkommens­
entgang etwa 2 Prozent. Das gilt ebenso für 
die Sparer. Derzeüt beträgt die Summe aller 
Spareinlagen rund 150 MillJiarden SChilling. 
Nehmen Wlir vorSliChtig an, es sei ein Drittel, 
also rund 50 Milliiarden, Vermögen in Arbeit­
nehmerhand. DielSes wunde in dem einzigen 
J'ahr 1971 durch den Kaufkraftschwund um 
rund 2,5 Milliarden SchiUing entwertet. 

1970 war das Geldvolumen um 6,7 Pro~ent Das sage nicht ich, das sagte der Generalrat 
angesüiegen. 1971 erreichte die Steligerung die Ausch, meine Damen und Herren! 
Rekordhöhe von 16,8 Prozent. Als der Präsi­
dent der Nationalbank am 12. Jänner d:ieses 
Jahres warnte, daß die maßgebenden Daten 
eine Entwicklung ze!igen, Idie vom Standpunkt 
der Inflationsbekämpfung bedenklich sind, da 
hat der Herr Bundeskanzler erklärt: "Man 
soll nicht nach Stabilisierung tin einem Land 
mit einer maximalen Stabilität rufen." 

Meine Damen und Herrenl DielSe Erklärung, 
glaube ich, list für uns symptomatisch. aber 
auch die Tatsache, daß der Herr Bundeskanz­
ler be!i dieser Diskussion heute hier im Hause 
nicht anwesend dst. (Beifall bei der OVP.) 

Und was ist nun di'e ZWlismenbilanz dieser 
Pollitik? 

Hohes Haus! In den letzten 15 Jahren, zwi­
schen 1954 und 1969, war es IlIiemals der Fall, 
daß die Teuerung in Osterreich !in zwei auf­
einanderfolgenden Jahren 4 Prozent err~icht 

oder gar überschritten hätte. 

Dieses Bild der letzten 15 Jahre hat siCh 
erst seit 1970 geändert. 1970 betrug die Teue­
rung 4,4 Prozent, 1971 4,7 Prozent, 1972 wird 
sie um 5 Prozent oder vielleicht sogar noch 
darüber liegen. 

Diese Entwlicklung hat bereits auch war­
nende Stimmen aus dem sozialistisChen Lager 
auf den Plan gerufen. Ich darf noCh e1inmal 
daran erinnern, daß sich Karl Ausch, der SPO­
Generalrat der Nationalbank, in der März­
nummer 1972 der "Zukuft" mit dieser Proble­
matik auseinandergesetzt hat. Er schrieb dort: 

"Das besonders Gefährbiche ist der Be­
sChleunigungseffekt. Marn beginnt bei drei und 
vier und fünf Prozent und ist, ehe man es siCh 
ver.sieht, bei zwölf, 15 und 20 Prozent und 
darüber angelangt." 

Es gilt für v:iele Selbständige, vor allem für 
Kleingewerbetrelibende und für die Landwirt­
schaft. Und g,erade die Landwirtschaft hat hier 
auch unter besonderen SchWlielligkeiten dieser 
Entwicklung zu leiden. Allein 1971 hat sie 
E'inkommenseiinbußen global von mehr als 
5 Prozent hinnehmen müssen. 

Diese sozliale Härte, meine Damen und Her­
ren, hat ~n erster Linie die Regierung zu ver­
antworten. Sie hat Ul1Jsere Warnungen [n den 
Wind geschlagen. Sie hat unselie Vorschläge 
abgelehnt. Sie war nicht zur Milderung der 
Lohn- und Einkommenssteuerprogression 
schon ab 1. Jä'nner 1972 bereit. Slie war nicht 
bereit, Maßnahmen zur Förderung der Spar­
tätigkeit zu ergreifen. Sie war nicht bereit, zur 
Entlastung des Arbeitsmarktes die Ruhens­
bestimmungen zu lockern. Und sie war nicht 
bereit, Tar.iferhöhungen der öffentliChen Hand 
zurückzustellen oder 'aber zu reduzlieren. 

So müssen wir heute feststellen, daß die 
Kaufkraft jedes 1000-S-Scheines vorn April 
1970 bis zum April dieses JahDes um mehr als 
100 S abgenommen hat. Deshalb sage lich: Das 
ist die teuerste Regierung, die wir in Oster­
mich jemals gehabt haben! (Beifall bei der 
OVP.) 

Wenn ich an die Steuerprogression denke, 
dann muß lieh feststellen, daß für je 100 S 
Lohnsteuer des Jahres 1970 heuer auf Grund 
der Inflation und Progression rund und durch­
sChIllitHich 142 S be21ahlt werden müssen. Das 
ist der stärkste Steuerdruck, der je von einer 
Regierung ausgeübt wurde I (Beifall bei der 
OVP.) , 

Zwei Jahre Slind schließliich ungenützt ver­
stl'ichen, in denen wir unsere Wlirtschaft auf 
den verstärkten Wettbewerb, auf einen größe-
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ren europäischen Markt vorbereiten hätten 
können. Vor 1970 gab es die Wachstums­
ges'etze und den Koren-Plan. Die SPO-Regie­
rung ilst uns eine konstruktive W'irtschafts­
politik bis heute schuldig geblieben. 

Meine Damen und Herren! Vrielleicht :ist es 
gut, einmal lin Erinnerung zu rufen, wie die 
Dinge wirklich liegen. Im Gegensatz zur 
Regierung Kreisky hatte die OVP-Regierung 
im Jahl'e 1966 ein schweres Erbe anzutreten. 
Denn 1965 war das W'irtschaftsw'achstum mit 
2,6 Prozent eines der schwäChsten, der PrEris­
anstieg aber mit 5 Prozent einer der stärk­
sten seit lang,em gewesen. Hätte sich die OVP­
Regierung damals in gleiicher Sorglosigkeit 
gewiegt und hätte sie die Entwlicklung dahlin­
treiben lassen, wäre es ihr ganz bestimmt 
nicht gelungen, den Preis auftrieb in den Jah­
ren der OVP-Reg;ierung in den Grenzen von 
durchschnHtlich 3 Prozent jährlich zu halten 
und gleichzeitig eine Hochkonjunktur herbei­
zuführen, von der auch die gegenwärtige Re­
gjerung, wie wir sehen, derzeit noch ganz gut 
leben kann. (Beifall bei der OVP.) 

Aber die damalige Regierung war SJich auch 
ihrer V;erantwortung bewußt. Sie hat die 
Dinge nicht treiben lassen, sorndern mit einer 
FüHe von Initiativen eingegriffen. Und Slich 
das heute ins Bewußtsein zu rufen, rust viel-
1eidIt ganz nützlich, um die Lage zur heutigen 
Situation lin entsprechenden VergleIich zu zie­
hen. 

Ich will von den damaHgen Aktivitäten nur 
einige Dinge erwähnen: Auf dem Gebiet der 
Wachstumspollitik das Paket der Wachstums­
gesetze 1966 und das Kapitalbepichtigungs­
glesetz 1967. In der Strukturpolitik die Maß­
nahmen des Koren-Planes. Dem Ziel der Inve­
stitionsförderung dienten unter anderem: das 
Bundesgesetz über die Förderung von Ent­
wicklungs- und Erneuerungsinvestitionen und 
die Gründung des Entwlicklungs- und Erneue­
rungsfonds. Dem Ziel der KonzentratJions­
förderung diente damals auch das Struktur­
verbesserungsgesetz 1969. Für die Verbesse­
rung der Agrarstruktur wurden unter anderem 
beschlossen: das Bundesgesetz zur Verbesse­
rung der Besitzstruktur bäuedicher Betriebe 
und das Landpachtgesetz, das auch einen er­
heblichen Beitrag zur Förderung der Boden­
mobilität darstellte. 

Dem Ziel ,der Forschungsförderung dienten 
das Bundesgesetz zur Förderung der wissen­
schaftliichen Forschung 1967 und die Errich­
tung des Forschungsfonds der gewerblichen 
Wirtschaft 1968. Durch das Arbelitsmarktför­
derungsgesetz 1969 wurden die Grundlagen 

tür eine aktive Arbeitsmarktpolitik geschaf­
fen. Meine Damen und Herren, das sind die 
Tatsachen. (Beifall bei der OVP.) 

Idl sagte vorhin schon, daß wir heuer mit 
einer Teuerung von 5 bis 6 Prozent rechnen 
müssen. Damit liegen wir heute bereits rim 
europäischen Spitzenfeld der Teuerung. Das 
Mürnchner IFO-Institut hat vor kurzem den 
voraussidltlichen Preisanstieg für die wichtig­
sten Indushüeländer eIl1echnet. Für Osterreich 
wird eine Preissteigerungsrate von etwa 
51/2 Prozent für das J,ahr 1972 vorausgesagt. 

Nach dieser Berechnung Wird die Teuerung 
in Osterreich bereits über jener seiner Haupt­
handelspartner l:iegen, nämlich der Bundes­
republik Deutschland und Italien. Und in die­
ser Situation ist die E~nführung der Mehr­
wertsteuer II1Iit 1. Jänner 1973 ein nicht zu 
unterschätzendes wirtschaftspollitisches Risiko. 
Insbesondere dann, meine Damen und Her­
ren, wenn die Höhe dieser Steuer zwangs­
läufig eine neue Teuerungswelle zur Folge 
haben muß. 

Und dami t bin ich beim dritten Punkt mei­
ner Kritik, näml:ich, daß dieser Gesetzentwurf 
als ein Mehreinnahmengesetz für den Finanz­
minister konzipiert wurde. (Beifall bei der 
OVP.) 

Wir wissen sehr wohl, daß wlir die Höhe 
des Mehrwertsteuers,atzes natürlich :im Zu­
samm.enhang mit den Regelungen, die insge­
samt und für spe1Jifische Bereiche getroffen 
werden,· sehen und auch beurteilen müssen. 
Bei dem Ergebruis, das die Verhandlungen zei­
tigten, meine Damen und Herren, ist der Mehr­
wertsteuersatz mit 16 Prozent zu hoch ange­
setzt. Vielleicht wäre die Aufkommensneu­
trabität etwa bei 15 Prozent gegeben. Die Nie­
derlande hatten 12 Prozent zunächst vorsich­
tig eingeführt und haben dann später, als 
sie die Entwicklung gesehen haben, auf 
14 Prozent lerhöht. In HaHen stehen 12 Pro­
zent zur Diskussion, ohne daß das Gesetz bis­
her, wie gesagt, beschlossen worden wäre. 
Dänemark hat 15 Prozent. Schweden gting in 
die Mehrwertsteuer mit 10 Prozent und hat 
dann später auf 15 Prozent erhöht. Die Bun­
desrepub~ik Deutschland hat 11 Prozent. 

Und dies ist ja ganz !interessant, daß gerade 
jetzt ,im letzten "Spiegel", der sicherlich der 
rot-blauen Koalition !in Deutschland nicht un­
freundlich gegenübersteht, dem Wirtschafts­
minister Schtiller unsozi,ales Verhalten vor­
geworfen wurde, weil er sich II1Iit dem Gedan­
ken trägt, den Mehrwertsteuersatz, me~ne 

Damen und Herren, wohlgemerkt, von 11 Pro­
zent auf 12 Prozent hJinaufzusetzen. Sie aber 
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haben auf 16 Prozent beharrt. (Präsident Dok- An und für sich hätte man mit dem Einfüh-
lor M a Jet a übernimmt den Vorsitz.) rungsgesetz zur Mehrwertsteuer den Versuch 

Und, meine Damen und Herren, Experten unternehmen müssen, eine Ubereinsnimmung 
haben berechnet, daß Mehrwertsteuer und über notwendige v.erschärfte Preiskontroll-

maßnahmen zu erzielen. Nun hat der Herr Investitionssteuer im Mehrwertsteuergesetz so 
angesetzt sind, daß säe dem FrinanzmiIllister in 
den näChsten Jahren erhebliche Mehreinnah­
men bringen werden. Mag sein, daß hier die 
Expertenauffassungen auseinandergehen. 
Aber um etin Edchaus, glaube iCh, können sie 
nicht diffeI1ieren. Und demnach haben wir un­
weigedich PreisausWlirkungen aus dieser 
Mehrwertsteuerregelung zu erwarten. Sie 
kann, nach allen bisherigen Berechnungen, 
nicht ohne Auswirkungen bleiben. 

Aber ein zusätzhicher Teuerungsstoß durch 
die Mehrwertsteuer droht die österreichische 
WirtJschaft an rennen folgenschweren Kippunkt 
zu führen, nämlich an jenen Klippunkt, an dem 
Vollbeschäftigung bei höherer Teuerung unter 
Umständen !in Arbeitslosigkeit und Inflatrion 
umschl<agen kann. Das ist kein Gespinst, das 
ich hier entwickle, sondern die Engländer 
haben diese EntWlicklung unter der Reglierung 
Wilson erlebt. 

Und hier muß lieh eines sagen, Herr Bundes­
kanzler. Sie haben mehrfaCh erklärt, daß die 
Teuerung gle:ichsam der Preis für die Erhal­
tung der Vollbeschäftigung wäre. Ich glaube, 
daß man das ISO und lin dieser Formel nicht 
uneingeschränkt sagen kann. Die OVP-Regie­
rung hat bewiesen, daß slie Vollbeschäftigung 
und etine relative Geldwertstabilität in den 
Grenzen der jährlichen Teuerung von 3 Pro­
zent schaffen und halten konnte. 

Ich glaube, daß diese Erklärung eher ein 
Beweis dafür ist, daß diese Regierung in den 
wirtschaftspolitischen Fragen einfach nicht 
fest genug im Sattel sitzt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Herr Bundeskanzl,er! Ich wünsche Ihnen 
ganz bestimmt nicht, daß Sie vlielleJicht ISchon 
nächstes Jahr vor dem Scherbenhaufen Ihrer 
Pollitik stehen, aber ich kann mich des Ein­
druckes nicht erwehren, daß Sie s'ich des R!isi­
kos Ihrer Politik für unser Land und unsere 
Bevölkerung [)licht hinreichend bewußt sind. 

Zum Schluß nur !Iloch einige Bemerkungen 
zum Problem der verschärften Preiskontrolle 
im Zusammenhang mit der Einführung der 
Mehrwertsteuer. Metine Damen und Herren! 
Es ti.\st heute schon in anderem Zusammenhang 
von unserem Klubobmann daran Kritik geübt 
worden, daß Dinge, die rächlligerweise entspre­
chend und zeitger!echt vorbereitet in Beratung 
gezogen werden sollten, oft sehr verspätet in 
parlamentarische oder pollitische Verhandlun­
gen kommen. 

Innenminister über die !Sozialistische Fraktion 
einen Initiativantrag etinbl1ingen lassen. Ich 
möchte ,dazu ein sehr klares Wort sagen: Der 
Entwurf des Innenministers würde zu einer 
vollkommenen Systemänderung führen. Die 
Paritätiscbe Kommission und die bisher be-
währte SOZJialpartnerschaft würden auf der 
Grundlage dieses Entwurfes überflüssig wer­
den. Der Rösch-Plan wäre ein Instrument für 
einen nahezu totalen Preisstopp. Volkswirt­
schafter aller politischen Richtungen sind sich 
einig, daß Preisstopp ohne Lohnstopp, ohne 
Stopp der öffentlichen Tanife und sonstigen 
Belastungen nicht mög~ich ist. Dazu hat sich 
mehr als leinmal auch der Präsident des Ge­
werkschaftsbundes, Beny,a, bekannt. (Abg. 
Mit te r e r: Er ist ja nicht einverstanden!) 

Meine Damen und Herren! Die im RösCh­
Plan vorgesehenen freiwilliigen Preishelfer 
unter Behördeneid bedeuten niChts anderes als 
gesetzllich gefördertes Denunziantenturn. (Bei­
fall bei der OVP.) Klassenhaß in der Bevölke­
rung lehnen wir ab. 

Mit dem derzeitigen Preisbehördenapparat, 
vor allem mit dem wirtschaftlich geschulten 
Appar,at der Preisbehörden, lilst dieses Gesetz 
gar nicht administri;erbar. Anträge würden ~n 
die Hunderttausende gehen. Erst gestern habe 
ich ,in einem Gespräch gehört, was filir offen 
gestanden gar nicht so bewußt war, nämlich 
daß ein einZliges großes Wiener Warenhaus 
bis zu 150.000 verschiedene Artikel führt. Ich 
kann die Preusbehörden nur beglückwünschen, 
wenn sie diese Dinge zu administrieren haben. 

Dieser Entwurf ist unreif wie so vieles, was 
diese Regierung bisher gelliefert hat. Ich er­
kläre aber, me:ine Damen und Herren, daß 
wir bereit Slind, an StabiLisierungsmaßnahmen 
im Zusammenhang mit der Einführung der 
Mehrwertsteuer mitzuwirken. Diese Bereit­
schaft bleibt auch aufrecht, wenn wir heute 
dieses Mehrwertsteuergesetz ablehnen. Ich 
habe diese Bereitschaft bei einem Partei­
obmännergespräch dem Herrn Bundeskanzler 
bereits am 26. April ausgedrückt, und dabei 
bleibt es. Wur tun es lin erster Linie, nicht 
um dieser Regierung über die Runden zu hel­
fen, sondern Jim Interesse unserer Bevölke­
rung. (Beifall bei der OVP.) 

Wir sind 'also bere/it, für die sChwierige 
Phase der Umstellung dieses Steuersystems 
an Stabilrisierungsmaßnahmen mitzuwJirkren. 
Nach unserer Auffassung iso11 bei der Binfüh­
rung der Mehrwertsteuer IlIiemand verdienen, 
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weder die Unternehmer noch der Finanzmini­
ster. (Beifall bei der OVP.) Idl möChte daher 
jetzt deutliCh aussprechen: Es soll aber be'i 
der Einführung der Mehrwertsteuer auch nie­
mand geschädigt werden und unter die Räder 
kommen. (Beifall bei der OVP.) Wir sind be­
redt, auch an Maßnahmen mitzuwirken, bei 
denen Sie ·auf unsere ZustJimmung angewJiesen 
sind, um zu verhindern, daß ungerechtfertigte 
Preiserhöhungen stattfinden, um aber auCh zu 
erreichen, daß möglliChe Verbilligungen tat­
sächltiCh weitergegeben werden. Wer niCht ent­
sprechende Entla'Stungen von der Alt-Umsatz­
steuer vor Hinzurechnung der Mehrwertsteuer 
vornJimmt, soll auCh von uns rin keiner Weise 
geschützt werden. (Beifall bei der OVP.) Ich 
glaube aber, daß wir uns !insgesamt um Lösun­
gen bemühen müssen, bei denen die Sozial­
partnerschaft IlIiCht geschwächt und ausgehöhlt, 
sondern vielmehr gestärkt wird. (Neuerlicher 
Beifall bei der OVP.) Sie hat in den letzter! 
j,ahrzehnten eline große Aufgabe in Oster­
reich erfüllt. 

ren geradezu vervielfachen würden, wenn man 
nicht durCh eine Umstellung des Steuersystems 
dem Einhalt gebietet. Ich darf sagen, daß es 
drei große Gesichtspunkte sind, die ich hier 
als die Gründe für die Einführung des soge­
nannten Mehrwertsteuersystems und für 
unsere Zustimmung und unser Bestreben, 
diese Einführung zu erreichen, herausstellen 
möchte. 

Zunächst einmal ist unbestreitbar, daß die 
Mehrwertsteuer die Verbrauchs besteuerung 
der Zukunft in ganz Europa sein wird. Wir 
leben in Osterreich nicht auf einer Insel, und 
wir können es uns einfach nicht leisten, an 
den europäischen Entwicklungen vorbeizu­
gehen und zu sagen, wir behalten das bei, 
was wir seit dem 1. Jänner 1939 in Osterreich 
hatten. 

Zum zweiten ist zu sagen, daß es nur mit 
der Mehrwertsteuer möglich ist, eine zufrie­
denstellende Regelung beim Export herbei­
zuführen. Der sogenannte Grenzausgleich, die 
Entlastung der Waren von der darin enthal­
tenen Umsatzsteuer, ist exakt nur bei einem 
derartigen Steuersystem, wie es die Mehr­
wertsteuer ist, möglich. Bekanntlich mußte 
bisher mit den geschätzten Exportrückvergü­
tungen gearbeitet werden, und man müßte 
weiter damit arbeiten, wenn man das Umsatz­
steuersystem nicht umstellen würde. 

Ich sag1e daher noch einmal: Sie werden 
un!s, Herr Bundeskanzler, zu Verhandlungen 
bererit finden, wenn Sie diese suchen. DamH 
werden wrir aber Ihre bisherige Politik und 
auch deren Auswirkungen nicht ungeschehen 
machen können, auch nicht die Auswirkungen, 
die ~n diesem Mehrwertsteuerg1esetz liegen 
und um deretwillen wir nicht in der Lage sind, 
diesem Gesetz unsere ZustJimmung zu geben. 
(Lebhafter Beiiall bei der OVP.) 

Das dritte aber ist keineswegs das Gering­
fügigste, sondern das, was uns vielleicht am 
meisten am Herzen liegen muß, und das ist 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet die Tatsache, daß die Wettbewerbsneutralität 
ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile nur durch eine solche Form der Besteuerung 
es ihm. herbeigeführt wird. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO): Herr "Wettbewerbsneutralität" mag vielleicht ein 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die bei- sehr hochgestochener Begrliff sein. Man kann 
den Regierungsvorlagen, die wir heute zu es auch anders formulieren. Man kann es so 
behandeln haben, bedeuten die größte Steuer- formubieren, daß das Steuersystem die Großen 
reform, die in Osterreich seit der Einführung reicher werden läßt und die Kleinen zugrunde 
des reichsdeutschen Steuerrechts im Jahre richtet, und zwar deshalb, weil demjenigen, 
1938 durchgeführt wurde. Es ist noch hinzuzu- der das entsprechende Kapital hat, mehrere 
fügen, daß die Reform des Umsatzsteuer- Stufen in einer Hand zu vereinigen, das 
systems die notwendige Voraussetzung für Umsatzsteuersystem der kumulativen Umsatz­
alle kommenden Steuerreformen darstellt. Wir steuer die Möglichkeit gibt, Steuerersparnisse 
sind uns durchaus bewußt, daß eine Steuer- zu haben, die der kleine Gewerbetreibende, 
reform dieses Umfanges eine sehr schwierige der kleine Händler niemals haben kann. Wenn 
Umstellung für die Wirtschaft und für die es daher so weiterginge wie bisher, dann 
ganze Bevölkerung bedeutet. Wir glauben wäre die notwendige Entwicklung jene Kon­
aber im Gegensatz zu dem Vertreter der zentration bei den Großbetrieben, die wir 
Osterreichischen Volkspartei, daß diese not- sicherlich alle nicht haben wollen. 
wendige Umstellung mit jedem Jahr, um das Ich darf dazu aus einem wissenschaftlichen 
sie hinausgezögert wird, schwieriger sein Werk etwas zitieren und werde Ihnen dann 
wird. (Beifall bei der FPO und bei Abgeord-
neten der SPO.) 

Wir glauben weiters, daß die Schäden, die 
das derzeitige Umsatzsteuer system bereits 
angerichtet hat, sich in den kommenden Jah-

sagen, wann das erschienen ist. Ich zitiere mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten aus dem 
Werk "Die Reform der Umsatzsteuer - eine 
wirtschaftspolitische Notwendigkeit" von Dok­
tor Zechner. Er sagt hier wörtlich folgendes: 
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"Für Osterreich ist die Systemreform nun 

aber vergleichsweiJse deshalb von weitaus 
allergrößter wirtschaftspolitischer Bedeutung 
und DringHchkeit, da bier zurzeit noch die 
aus dem ersten Weltkrieg. beziehungsweise 
der Diktaturperiode des Jahres 1934 stam­
mende, primitive Urform der 1938 oktroyier­
ten .,. Kumulatlivsteuer als nahezu ,reines' 
Allphasensystem gilt und ihr Haupttarif seit 
1951 mit 5,25 vorn Hundert" - daraus können 
Sie schon ungefähr die Zeit entnehmen, wann 
das geschrieben wurde - "eine für eine der­
artige Systemart beispiellose Höhe aufweist, 
während sie in Deutschland selbst ... nur 
maximal 4 vom Hundert, in Luxemburg nur 
2 vom Hundert beträgt. Die für das geltende 
Umsatzsteuersystem typischen nachteiligen 
Wirkungen werden damit in einern einmalig 
bösartigen Ausmaße akzentuiert und poten­
ziert. Je höher nämlich die Tarife dieser 
steuertechnisch unzulänglichen Form der Um­
satzsteuer sind, desto bedenklicher und gefähr­
licher werden die bei niedrigeren Sätzen viel­
leicht noch vorübergehend vertretbaren nega­
tiven ökonomischen Wirkungen." 

Und weiter: "Das geltende ... System schä­
digt aber in Wahrheit keineswegs nur den 
selbständigen Handel beziehungsweise das 
Gewerbe, sondern beeinflußt in stärkstem 
Maße audl die Wettbewerbsverhältnisse sowie 
das Kosten- und Preisgefüge der gesamten 
übrigen Wirtschaft, insbesondere soweit ,ver­
schiedenstufige' Unternehmen miteinander 

befürchten, daß das aus irgendwelchen Grün­
den immer weiter von einern Jahr zum ande­
ren verschoben wird. 

Sicher, lich gebe zu: Die Wahl des Einfüh­
rungszeitpunktes ist furchtbar schwer. Aber 
wer von den Kritikern des Einführungszeit­
punktes vermag zu sagen, ob die wirtschaft­
lichen Verhältnisse am 1. Jänner 1974, am 
1. Jänner 1975 für die Einführung der neuen 
Steuer günstiger sein werden? (Beifall bei der 
FPO und bei Abgeordneten der SPO.) Das 
kann man ja nicht vorhersehen. Wir wissen 
ja, wie sdlwer es ist, auf wirtschaftlichem Ge­
biet irgendeine Entwicklung zu prophezeien, 
}.ll1d wir können es nicht von einem Jahr auf 
das andere hinausschieben, bis zu dem Augen­
bEck, wo sich alle darüber einig sind, daß nun 
der günstigste Zeitpunkt da ist; und der ist 
vielleicht dann gerade der falsche. 

Es ist also sicherlich sehr schwierig, den 
Zeitpunkt zu finden, aber es ist keine Lösung, 
wenn man sagt: Dieser Zeitpunkt ist es nicht, 
schieben wir die Dinge hinaus!, Dinge, die im 
Grunde genommen nicht mehr hinausgescho­
ben werden dürfen (Beifall bei der FPO und 
bei Abgeordneten der SPO), im Interesse der 
österreichischen Wirtschaft, im Interesse des 
österreichischen Exports, im Interesse eines 
Weges Osterreichs nach Europa, wo wir ja 
auch nicht kommen und sagen können: Die 
und jene Bedenken haben wir innenpolitisch, 
wirtschaftspolitisch und dergleichen mehr. 

konkurrieren. Sie prämiiert die vertikale Kon- Wenn andere europäisdle Staaten noch nicht 
zentration und diskriminiert das überaus wich- so weit sind, so sind sie uns deswegen kein 
tige Prinzip der Arbeitsteilung und hat somit Vorbild. Sie haben vielleicht - ich will das 
die Stagnation, .. Sc~wächung und Gefährdun~ nicht näher konkretisieren - mit Schwierig­
zahllose~ selbstandlger Unt~rnehmen ~nt~chel- keiten zu kämpfen, die nicht wirtschaftspoli­
dend mItverursacht, was emer empfindlIchen, tischer sondern eher technischer Natur sind. 
Beeinträchtigung der Gesamtwirtschaft gleich- ' 
kommt. Durüber hinaus schädigt die. heutige Aber Tatsadle 'ist, daß die me:isten europä-
Umsatzsteuer audl die Leistungsfähigkeit der ,ischen Staaten die Isogenannte Mehrwertsteuer 
AußenhaGdelswirtschaft." bereits eingeführt haben, vor allem unser 

Das wurde im Jahre 1963 geschrieben: 1963, wichtigster Handelspartner, die Bundesrepu­
vor neun Jahren! Wir haben seither keines- blik Deutschland, und zwar seit 1. ,Jänner 
wegs eine Reform durchgeführt, sondern der 1968. 
Weisheit letzter Schluß war dann noch, den 
exorbitanten Steuersatz von 5,25 glücklich 
noch auf 5,5 zu erhöhen, ihn also noch höher 
zu machen. Aber von Reform keine Spur, 
obwohl sehr viel davon geredet wurde. 

Wenn man neun Jahre - ich gehe von dem 
Zeitpunkt dieser wissenschaftlichen Unter­
suchung aus -, neun Jahre hat verstreichen 
lassen, ohne daß etwas geschehen ist, so glau­
ben wir, daß es nicht zu früh ist, sondern im 
Grunde genommen viel zu spät, wenn am 
1. Jänner 1913 eine Umsatzsteuerreform in 
Kraft tritt. (Zustimmung des Abg. Doktor 
K r e j s k y.) Wir müssen nämlich sonst 

Wenn wir vom Einführungszeitpunkt reden, 
so möchten wir doch meinen, daß der Termin­
plan hätte so sein müssen, daß es nach Ein­
führung der Mehrwertsteuer in der Bundes­
republik Deutschland mit 1. Jänner 1968 und 
einem Jahr der Beobachtung der Auswirkun­
gen dort ohneweiters mögHch gewesen wäre, 
in ,Osterreich bereits ein Steuergesetz zu be­
schließen und mit einem langen Abstand mit 
1. Jänner 1970 oder 1. Jänner 1911 in Kraft 
treten zu lassen. Wir glauben also, daß es 
nicht zu früh ist und nicht übereilt ist, sondern 
im Gegenteil, daß es sehr spät ist. Hoffentlich 
ist es nicht so spät, daß es unmöglich ist, 
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schon eingetretene Schäden in der österreichi- vornehmen, was dann auch geschehen ist. Sol­
sehen Wirtschaft durch eine solche Maßnahme che kleinere Abänderungen wurden in großer 
wieder gutzumachen. Zahl vorgenommen. 

Ich darf aber auch etwas zum Steuersatz 
sagen. Das Institut für Wirtschaftsforschung 
hat zur Frage des Steuersatzes ein Gutachten 
eingeholt und ist bekanntlich zu dem Ergeb­
nis gekommen, daß 15 Prozent der richtige 
Steuersatz wären. Diese 15 Prozent sind nicht 
auf der Grundlage der jetzt eingebrachten 
Regierungsvorlage errechnet, sondern auf der 
Grundlage jenes Gesetzentwurfes, der zur Be­
gutachtung ausgesendet wurde. Es wird nie­
mandem entgangen sein, daß auf Grund der 
Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren 
bereits in der Regierungsvorlage Änderungen 
vorgenommen wurden, die zweifellos zu 
Steuerausfällen führen, etwa die Regelung bei 
den freien Berufen, die nach der Regierungs­
vorlage mit 8 Prozent, also dem halben Steuer­
satz, eingestuft sind, während sie; im Begut­
achtungsentwurf noch mit 16 Prozent ange­
führt waren. - Ich sage das nur als Beispiel. 

Im Laufe der Beratungen ist es weiter zu 
einer ganzen Reihe von Änderungen gekom­
men, alles Änderungen, die kleinere oder grö­
ßere Steuerausfälle zum Ergebnis haben müs­
sen. Ich würde daher so formultieren: Im Zeit­
punkt der Aussendung des Entwurfes für das 
Begutachtungsverfahren war der Steuers atz 
von 16 Prozent sicher um 1 Prozent zu hoch; 
man konnte ihn vielleicht in der Regierungs­
vorlage mit kräftiger Abrundung und Inkauf­
nehmen kleinerer Steuerausfälle noch auf 
15 Prozent abrunden. Aber nach all dem, was 
auf Grund der Ausschußberatungen dazuge­
kommen ist - wobei ich auf die Frage, ob wir 
billig oder teuer waren, gar nicht eingehen 
will; das mag jeder für sich selbst beurtei­
len -, glaube ich, daß es zu riskant wäre, 

Ich glaube, es wäre eine Legendenbildung, 
wenn wir feststellen würden, daß wir mit 
den Abänderungen, die i.n unseren Abände­
rungsanträgen enthalten sind, das Gedanken­
gut der OVP übernommen haben. Wir wollen 
auch gar nicht sagen, daß es unser eigenes 
Gedankengut gewesen war. Es ist nun einmal 
so, daß jeder Abgeordnete von einer großen 
Anzahl von Einzelpersonen, aber auch von 
Organisationen, bestimmten Branchen und 
dergleichen mehr, Anregungen und Wünsche 
bekommt, und je nach dem dann versucht, 
diese Anregungen durchzusetzen. . 

Es ist also keineswegs so, wenn etwa von 
den Gebrauchtwagen die Rede ist, daß wir 
darauf angewiesen gewesen wären, von einer 
bestimmten Seite auf dieses Problem aufmerk­
sam gemacht zu werden, sondern alle Teil­
nehmer des Unterausschusses wissen genau, 
daß von allen Seiten Anregungen und Vor­
schläge gekommen sind. 

Anträge kann man ja bekanntlich in einem 
Unterausschuß nicht stellen. \Venn wir uns 
also geschäftsordnungsgemäß verhalten haben 
und die Anträge dann im Ausschuß selbst 
gestellt haben, so glaube ich, kann man uns 
das in keiner Weise vorwerfen. Wir haben 
dabei vielmehr den formal richtigen Weg ein­
geschlagen. 

Wir haben mit diesen unseren Abänderungs­
anträgen, die wir gemeinsam mit der soziali­
stischen Fraktion gestellt haben, eine Reihe 
von Änderungen an der Regierungsvorlage 
durchgeführt, die uns notwendig erschienen 
sind. _. Das Problem der Gebrauchtwagen 
habe ich schon erwähnt. 

hier noch immer bei jenem Satz von 15 Pro- Es ist noch das Probiem der Spediteure zu 
zent zu verbleiben, der damals im Gutachten erwähnen, die nach der Regierungsvorlage 
des Herrn Professor Dr. Nemschak drinnen auch von den Zöllen die Steuer hätten errech­
stand. nen müssen, die sie im Auftrag ihres Auf-

Denn eines ist zu bedenken: Es soll das traggebers bezahlt haben und zahlen. 
ganze neutral sein, das heißt, es soll der 
Staat nicht mehr einnehmen, er soll aber auch 
nicht weniger einnehmen, denn auch ein 
Staatsdefizit heizt die Preise an. Das bitte ich 
nicht zu vergessen. Auch ein Ausfall von 
Steuern - und damit das berühmte Defizit -
führt natürlich dazu, daß ein Kaufkraftverlust 
eintritt. Das sind ja bekannte Tatsachen. 

Nun zu eintigen Einzelproblemen. 

Es hat sich im Laufe der Beratungen das 
Kuriosum ergeben, daß ein Bundesminister 
- oder besser: eine Frau Bundesminister -
den Abgeordneten geschrieben hat, sie mögen 
eine Abänderung an der Regierungsvorlage 

Es ist die Frage der Privatschulen zu erwäh­
nen, wozu ich nur einen Satz sagen möchte: 
Ich glaube auf Grund meiner Erörterungen mit 
verschiedenen Betroffenen nicht, daß hier die 
unechte Steuerbefreiung eine schlechtere Lö­
sung darstellt als 8 Prozent mit Vorsteuer­
abzug, weil in diesen Fällen die möglichen 
Vorsteuerabzüge sehr gering sind. 

Ich gehe weiter in der Aufzählung der Än­
derungen: 

Die Steuerfreiheit der Bausparkassen- und 
Versicherungsvertreter, die Besserstellung bei 
den Schriftstellern, den Journalisten und den 
Komponisten, die Tatsache, daß beim Mühlen-

34. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 124

www.parlament.gv.at



2760 Nationalrat XIII. GP - 34. Sitzung - 15. Juni 1972 

Dr. Broesigke 
fonds statt 16 Prozent nur 8 Prozent zu bezah- die nun getroffene Regelung, daß also bis zu 
len sind, die Erhöhung des Kleinbetrages von einer Einheitswertgrenze von 250.000 S der 
500 Sauf 1000 S, der Istbesteuerung von Direktvermarkter die 8 Prozent hat, auch abzu-
500.000 Sauf 700.000 S, der Freigrenze von lehnen ist und daß alle lieber 16 Prozent 
24.000 Sauf 36.000 S und dann auf 40.000 S, zahlen sollen, weil für diesen Rest die Mög­
die Regelung für die Kleinunternehmer, die lichkeit der Steuerermäßigung nicht besteht -
Ubergangsregelung, die für zahlreiche Betrof- das hätten wir für einen falschen Standpunkt 
fene von wesentlicher Bedeutung ist, und so gehalten. (Zustimmung bei der FPO.) 
weiter. 

Wir hoffen im Gegenteil, daß hier eine 
Alles das sind Verbesserungen, die gegen- Bresche geschlagen ist und daß es möglich sein 

über der Regierungsvorlage vorgenommen wird, früher oder später auch zu einem 
wurden. einheitlichen Steuers atz zu kommen. Denn die-

Ich glaube nun - und das ist bei solchen ser Schönheitsfehler besteht bei der Wein­
regelung natürlich, daß es auf diese Art zwei 
Steuersätze gibt: einen von 16 Prozent und 
einen von 8 Prozent, und daß es bei einem 
bestimmten Einheitswert, nämlich 250.000 S, 
zwischen diesen beiden Steuersätzen eine 
Grenze gibt. 

Dingen immer die Frage -, daß es für die 
Betroffenen wesentlich besser ist, sie haben 
diese Verbesserungen, als sie haben gar nidlts 
und man setzt der Gesetzwerdung ein starres 
N ein entgegen. So ist es zu verstehen, wenn 
wir zum Ausdruck gebracht haben, daß wir 
auf' diesem Gebiete die Interessen von v,iel 
mehr Menschen vertreten mußten, als es unse­
rer Wählerschaft entspricht. (Anhaltender Bei­
fall bei der FPO.) 

Das ist ja auch - wie ich hinzufügen 
möchte - das demokratische Prinzip. Denn 
es wird doch in diesem Hohen Hause niemand 
die Behauptung aufstellen wollen, daß wir 
Abgeordnete jeweils nur die eigenen Wähler 
zu vertreten hätten und sonst nichts. Ich 
glaube im Gegenteil, daß jeder Abgeordnete 
geradezu verpflichtet ist, über den Kreis seiner 
eigenen Wähler hinauszublicken und für von 
ihm als richtig erkannte Dinge einzutreten, 
ohne auch nur danach zu fragen, welche poli­
tische Einstellung die Betroffenen haben und 
weldler Partei sie ihre Stimme geben. Ich 
habe jetzt eine Aneinanderreihung von Din­
gen gebracht, die geändert wurden. 

Ein sehr umfangreiches und sehr schwieriges 
Problem war die Weinregelung. Ich glaube. 
daß es völlig falsch war, da,s Problem des 
Weines von der Sicht aus zu betrachten, daß 
der Wein ein landwirtschaftliches Produkt ist, 
weil nirgends geschrieben steht, daß land­
wirtschaftliche Produkte nun mit 8 Prozent 
immer und überall zu versteuern sind. Das 
Problem beim Wein list doch ein völlig ande­
res, nämlich durch die Tatsache, daß hier zum 
Unterschied von anderen Waren eine ganze 
Reihe von Steuern dazukommt; als da ist die 
Alkoholsonderabgabe, als da ist die Getränke­
steuer - das ist das eigentliche Problem. Von 
diesem Gesichtspunkt aus hätten wir es auch 
begrüßt, wenn es generell zu einem 8prozen­
tigen Steuersatz gekommen wäre. Wir mußten 
uns aber hier sagen lassen, daß es aus fiskali­
schen Gründen nicht zu machen ist. Wir sind 
hier mit unserer Auffassung nicht völlig 
durchgedrungen. Aber deswegen zu sagen, daß 

Nun noch etwas zum Export. Ich glaube, 
daß die Regelung, die für den Export getrof­
fen worden ist, eine systemkonforme Regelung 
darstellt, während der andere Vorschlag, mit 
dem Beibehalten und dem langsamen Abbau 
der Rückvergütungen, nicht systemkonform 
wäre. Das Wort "systemkonform" bedeutet 
hier nicht nur ein Theoretisieren, sondern auch 
eine Rücksichtnahme auf unsere internatio­
nalen Handelspartner. Das möchte ich bei die­
ser Gelegenheit anführen. 

\lVir glauben also, daß diese Regelung eine 
fühlbare Erleichterung für den österreichischen 
Export darstellt. Natürlich hat man dagegen 
eingewendet, daß das zuwenig se~. Das ist 
ein Einwand, der 'immer möglkh list. Man 
kann bei jeder Sache sagen, daß es zuwenig 
sei. Das ist niemals widerlegbar. 

Es gibt hier sehr differente Schätzungen, 
was diese Maßnahme für den Export bringt. 
Es gibt eine Schätzung, die jetzt bei 2,5 Mil­
liarden Schilling ist: das ist die Minimalschät­
zung. Und es gibt eine Schätzung, die bei 
6 Milliarden bis 7 Milliarden Schilling liegt: 
das ist die des Bundesministeriums für Finan­
zen. Ich glaube, daß es müßig ist, nunmehr 
lange Berechnungen und Betrachtungen anzu­
stellen, wer hier im Recht ist. (Abg. Dkfm. 
Gor ton: Aber die Exportindustrie muß 
damit kalkulieren!) Aber eines, Herr Kollege, 
muß hervorgehoben werden. Ich habe das 
Thema deswegen zur Sprache gebracht, um 
auch hier im Hause festzuhalten, daß der Herr 
Bundesminister für Finanzen im Ausschuß das 
feierliche Versprechen abgegeben hat, daß er, 
sollte sich in Zukunft heraussteHen, daß diese 
Entlastung unter 6 Milliarden Schilling bleibt, 
die notwendige Aufstockung durchführen 
werde. (Abg. Dkfm. Gor ton: Und mit dem 
Versprechen soll die Exportindustrie langfri-
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sUg kalkulieren?) Es geht aber jetzt nicht 
um das Kalkulieren, wird sie mit 5 Prozent 
und 6 Prozent - wie Sie genau wissen ... 
(Abg. Dkim. Gor ton: Mit diesen traglichen 
4 Milliarden, die er vielleicht einmal geben 
wird!) Ich glaube, daß Sie in einem wesent­
lichen Irrtum sind. Kalkuliert wird niemals 
mit einer Globalsumme. Ich glaube - das 
muß ich doch Ihnen nicht sagen (Widerspruch 
bei der OVP - Gegenrute bei der FPO) -, 
daß kein Exporteur denken wird: Die ganze 
österreichische Exportwirtschaft bekommt -
sagen wir - 3 bis 4 Milliarden Schilling, und 
davon kalkuliere ich. - Davon kann gar keine 
Rede sein! Kalkuliert wird nach dem Steuer­
gesetz. 

Das Versprechen des Herrn Finanzministers, 
das ich hier hervorheben möchte, weil wir 
zur gegebenen Zeit daran erinnern werden -
deswegen möchte ich es hervorheben! -, hat 
die Bedeutung, daß, sollten die steuerlichen 
Auswirkungen dieser Regelung für den Export 
nicht zufriedenstellend sein, dann eben noch 
eine weitere Hilfe kommen muß. So haben 
wir es verstanden, und so erwarten wir es 
auf Grund der im Ausschuß abgegebenen Er­
klärungen. 

Es gibt noch ein Problem, das im Zusam­
menhang mit der Einführung der Mehrwert­
steuer steht und ein sehr schwieriges Pro­
blem ist. Ich rede von den Mieten. Ich gebe 
offen zu, daß ich von der Regelung im Ein­
führungsgesetz nicht begeistert bin, und zwar 
von der technischen Seite her gesehen. (Abg. 
Dr. Mus si 1: Aber von der lüniten Version!) 
Ja wissen Sie, Herr Dr. Mussil, das ist halt so: 
Den einen gibt's der Herr im Schlafe (Zustim­
mung bei der FPO - Zwischenrufe bei der 
GVP), während die anderen versuchen, immer 
noch eine bessere Lösung zu finden. Ich würde 
nicht anstehen, eine sechste Version zu 
machen, wenn es möglich wäre und ich der 
Meinung wäre, daß diese sechste Version noch 
besser ist als die fünfte. (Neuerliche Zustim­
mung bei der FPO.j Ich hoffe, daß Ihnen das 
dann auch nicht unangenehm ist. (Abg. Doktor 
B 1 e n k: Diese Argumentation kann aber ein 
Bumerang werden! - Weitere Zwischenrufe.) 

Bitte, wann dieses Gesetz novelliert wird, 
weiß ich nicht, aber ich könnte Ihnen eine 
ganze Reihe von Gesetzen aufzählen, an denen 
Sie sehr tätig mitgewirkt haben und die sehr 
schnell novelliert wurden. (Beitall bei der 
FPG.) Wir wissen alle, daß die moderne 
Steuergesetzgebung sehr kompliziert ist. Seit 
vielen Jahren, auch in der Zeit, wo Sie den 
Finanzminister gestellt haben, hat jeder 
schlaue Rechtsanwendende nur mehr Lose­
Blatt-Ausgaben bezogen, weil er gewußt hat, 
daß eine Anderung des Gesetzes nach der 

anderen kommt. Das ist eben so. (Beifall bei 
der FPO. - Abg. DkJm. Gor ton: Aber nicht, 
bevor es in Kratt getreten ist!) Bevor es in 
Kraft getreten ist, heißt es ja noch nicht Novel­
lierung, wie ich Ihnen gesetzestechnisch sagen 
darf. (Beifall bei der FPO. - Abg. Dktm. Go r­
l 0 n: Aber noch vorher müssen wir das schon 
ändern!) 

Ich darf aber vielleicht wieder zum Problem 
der Mieten zurückkommen. Wir haben 
gemeint, daß es besser gewesen wäre, nach 
dem-Vorbild der Bundesrepublik ein Options­
recht einzuräumen, ob der Betreffende zur 
Umsatzsteuer veranlagt werden will oder 
nicht, womit man allerdings im Gegensatz zur 
Bundesrepublik einen ermäßigten Steuers atz 
hätte verbinden müssen. Eine weitere Mög­
lichkeit, die wir auch angeregt haben, wäre 
gewesen, den Wohnungsbau und die Instand­
setzung von Wohnungen mit einem halben 
Steuers atz zu belegen und dafür die Mieten 
selbst steuerfrei zu stelien. 

Wir haben uns mit dieser Auffassung nicht 
durchgesetzt, wir haben nur einige Verände­
rungen an den Entwürfen durchgeführt. Der 
Herr Generalsekretär Dr. Mussil hat ja darauf 
Bezug genommen; an sich hat er sie inhalt­
lich nicht kritisiert, sondern nur, daß eben 
mehrere Entwürfe vorlagen. (Abg. Doktor 
Mus si 1: Die Kritik kommt noch, Herr Kol­
lege!) Wir halten das Ganze für sehr kom­
pliziert und wahrscheinlich für sehr schwer 
administrierbar. Ich möchte aber eines dazu­
sagen: Der Grundgedanke, der daMntersteckt, 
nämlich zu verhindern, daß am 1. 1. 1973 die 
Mieten steigen, wird von uns genauso bejaht. 
Es waren nur Differenzen über den Weg, auf 
dem man zu diesem zweifellos anzustrebenden 
Ergebnis kommt. 

Damit komme ich zum Problem der Preise. 
Eine Änderung des Umsatzsteuersystems die­
ses Ausmaßes bringt zweifellos eine Anderung 
der Preis struktur, was nicht identisch ist mit 
einer allgemeinen Erhöhung des Preisniveaus 
oder, besser gesagt, nicht identisch sein muß 
mit einer allgemeinen Erhöhung des Preis­
niveaus. Das ist eine Tatsache, die wir uns 
vor Augen führen müssen. Aber gerade diese 
Tatsache erfordert höchstes Verantwortungs­
bewußtsein, erfordert, daß nicht nur alle 
Berufsstände sich bemühen, in der Ubergangs­
zeit Disziplin zu halten, sondern erfordert 
auch, daß man zwar unnötige Preiserhöhungen 
und eine verfehlte Preispolitik kritisiert, daß 
man aber nicht von vornherein das keines­
wegs richtige Dogma aufstellt, es müsse alles 
teurer wer:den, und daß man noch Sätze dazu 
sagt. (Beifall bei der FPO und bei Abgeord­
neten der SPO.) 
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Ich möchte nur ein konkretes Beispiel er­

wähnen: In der bekannten Fernsehdiskussion, 
von der der Herr Minister Dr. Schleinzer heute 
gesprodlen hat, wurde eine Tafel vorgezeigt, 
darauf stand: Friseure 10 Prozent teurer. Im 
MinderheitsbeIlicht steht 7 Prozent. (Abg. 
S k r i t e k: Lizitieren!) Ich frage: Mußte das 
sein? Ich glaube ,also, man soll die Dinge sicher 
beim Namen nennen, man soll sie aber nicht 
aus politischen Motiven übertreiben, und man 
soll aud1 nicht und niemals behaupten, es muß 
teurer werden. (Beifall bei der FPO und bei 
Abgeordneten der SPO.) Wir Oppositionspar­
teien haben in diesem Hause so viel Stoff, 
so viele Möglichkeiten der Kritik, daß wir 
nicht künstlich uns noch irgendeinen Stoff 
beschaffen müssen; der vorhandene reicht voll­
kommen aus. (Beifall bei der FPO.) 

Zum Abschluß darf ich folgendes sagen: 
Hohes Haus! Es wäre zweifellos sehr verlok­
kend gewesen, bei einem Gesetz wie diesem 
der Versuchung zu unterliegen, etwa von fol­
gender Erwägung auszugehen: Die Einfüh­
rung eines neuen Steuersystems ist ohne jeden 
Zweifel schwierig. Sie fordert von der Bevöl­
kerung, aber auch von den Behörden ein Um­
denken auf steuerlichem Gebiet, ein Erlernen 
neuer Arten der Buchführung, der Steuererklä­
rung, des Kalkulierens und dergleichen mehr. 
Weiters ist zweifellos eine Änderung der 
Preisstruktur damit verbunden. Man kann also 
unschwer voraussetzen, daß bei den Betrof­
fenen eine gewisse Unzufriedenheit entsteht, 
und kann politisch versuchen, daraus Kapital 
zu schlagen. 

Nun, glaube ich aber, ist diese Umstellung 
dsterreichs auf ein neues Steuersystem eine 
notwendige Umstellung, notwendig in dem 
Sinn, den ich eingangs dargelegt habe, eine 
viel zu wichtige Sache, als daß hier derartige 
parteipolitische Erwägungen zulässig wären 
und angestellt werden dürfen. (Beifall bei der 
FPO.) 

Wir meinen vielmehr, daß es unsere Pflicht 
ist, alles daranzusetzen, daß diese Umstellung 
gelingt, daß diese sehr schwere Umstellung 
- das möchte ich nochmals unterstreichen -
möglichst glatt durchgeführt werden kann. 
Das, glaube ich, ist die Aufgabe, und es wäre 
daher sehr erfreulich gewesen, wenn das Er­
gebnis der Beratungen im Unterausschuß 
ebenso wie im Ausschuß gewesen wäre, daß 
sich alle Parteien darangemacht hätten, dieses 
Werk zu bewältigen, das ja keine Frage der 
Ideologie gewesen ist, und versucht hätten, 
möglichst viel von ihren Vorstellungen hinein­
zubringen und dann dazu ja zu sagen. Das 
wäre zu erstreben gewesen, sodaß also nicht 
eine Auseinandersetzung entsteht über Ter­
min, Steuers atz und vieles mehr. 

Wir haben unserer Meinung bezüglich der 
Notwendigkeiten bei der Einführung durch 
zwei Entschließungsanträge Ausdruck gege­
ben, wir halten zwei Dinge für notwendig: 
Erstens, daß die Finanzverwaltung in der Ein­
führungszeit Verständnis dafür aufbringt, daß 
die Steuerpflichtigen natürlich Fehler machen 
werden - auch die Finanzverwaltung wird 
wahrscheinlich Fehler machen -, die nicht auf 
die Goldwaage gelegt werden dürfen. Die Zeit 
der Einführung eines völlig neuen Systems 
ist anders zu beurteilen als eine Zeit, zu der 
die Gesetze schon seit langem eingelaufen 
sind und den Betroffenen bekannt sein müssen. 

Die zweite Resolution, dl.ie !.ich auch für sehr 
wesentlich halte, betrifft die notwendige In­
formation. Es wird notwendig sein, die Bevöl­
kerung Osterreichs eingehend und gut über 
das neue Gesetz zu informieren, sachlich zu 
informieren, zu erklären, worum es geht, 
warum das notwendig war und wie es zu 
handhaben ist. Das ist eine der wesentlichsten 
positiven Aufgaben für die Zukunft. 

Ich glaube, wenn es gelingen wird, diese 
Aufgaben zufroiedenstellend zu bewältigen, so 
wird es zweifellos Schwierigkeiten bei der 
Einführung geben - die sind nicht zu vermei­
den -, aber es wird dann Osterreich den 
Beginn einer entscheidenden Reform seiner 
ganzen Steuergesetzgebung gesetzt haben. Aus 
diesem Grunde stimmen wir den beiden Vor­
lagen zu. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Finanzminister. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Das Netto­
umsatzsteuersystem - besser bekannt unter 
dem Titel Mehrwertsteuersystem - ist ohne 
Zweifel das Umsatzsteuersystem Europas in 
den siebZliger und achtziger Jahren, ist jeden­
falls das Umsatzsteuersystem der erweiterten 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Das ist auch der Grund, warum es bereits 
in der Bundesrepublik Deutschland, in den 
Niederlanden, in Belgien, in Luxemburg, in 
Frankreich, in Dänemark, in Norwegen und 
Schweden eingeführt ist, warum Großbritan­
nien vor der Einführung steht, warum Italien 
vor der Einführung steht. Selbst die Schweiz, 
die als einziges Land in diesem Bereich keines 
der anderen und ursprünglich geltenden Um­
satzsteuersysteme hat, denkt nunmehr daran, 
dieses System einzuführen. 

dsterreich ist zu dem Zeitpunkt, zu dem 
wir es nun voraussichtlich, die Beschlußfas­
sung im Hohen Haus vorausgesetzt, einfüh-
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ren, wahrlich nicht in einer Pionierstellung, 
und ich glaube, wir sollten vor allem auch ver­
meiden, hier Nachzügler zu werden. 

Daß hier eine prinzipielle Ubereinstimmung 
besteht, haben die Beratungen, haben die bis­
herigen Wortmeldungen gezeigt, das heißt, 
es besteht Ubereinstimmung, daß wir diese 
Umstellung des Umsatzsteuersystems vorneh­
men sollen. Das hat sich schon in der Legis­
laturperiode 1966170 gezeigt, Herr Abgeordne­
ter Dr. Schleinzer, wo die von Ihrer Partei 
getragene Regierung sich vorgenommen hatte, 
das zu tun, mehrfach schon fixe Termine 
genannt hatte, zuerst den 1. 1. 1969, dann 
war vom 1. 1. 1970, dann vom 1. 1. 1971 die 
Rede, und erst vor kurzem hat mein Amts­
vorgänger, Herr Professor Koren, entnehme 
ich einem Presseartikel, erklärt, er hätte das 
bei anderem Ausgang der Wahlen im sieb­
ziger Jahr zum 1. 1. 1972 eingeführt. 

Wir haben uns aus der sachlichen Notwen­
digkeit heraus ebenfalls entschlossen und in 
der Regierungserklärung vom 27. April 1970 
erklärt, daß wir an die Arbeit zur Reform 
unseres sicherlich reformbedürftig gewordenen 
Steuersystems insgesamt schreiten wollen und 
daß innerhalb dieser Arbeit die Umstellung 
des Steuersystems bei der Umsatzsteuer ein 
ganz wichtiger Bestandteil sein soll. 

Wir konnten daher bereits im Februar 1971 
einen Ministerialentwurf in die Begutachtung 
sd1icken, und das zu einem Zeitpunkt, wo wir 
auch international erklärt haben, dieses 
System zum 1. 1. 1973 in Kraft treten lassen 
zu wollen. 

Vorgesehen war eine viermonatige Begut­
achtung, die dann de facto erstreckt wurde, 
weil eine ganze Reihe von Gutachten später 
eingelangt ist. Eine ganze Fülle von Ordnern, 
nämlich insgesamt 12 Ordnern, Stellungnah­
men sind eingelangt, und es bedurfte einer 
gründlichen Bearbeitung derselben, das heißt, 
wir hatten dafür mit dem ganzen procedere 
ein halbes Jahr Zeit und konnten am 20. Jän­
ner 1972 einen Regierungsentwurf im Mini­
sterrat verabschieden und dem Hohen Haus 
zuleiten. 

ist, an Vorbereitungsfrist gehabt haben; selbst 
in der Bundesrepublik Deutschland war die 
Frist von der Beschlußfassung bis zum Inkraft­
treten nur um etwa acht Wochen länger als 
bei uns in Osterreich. 

Nun zur Frage des Zeitpunktes. Ich darf 
hier auch den Herrn Generalsekretär Doktor 
Mussil zitieren. Offenbar unmittelbar, nachdem 
der Ministerialentwurf in die Begutachtung 
geschickt wurde, hat der Herr Generalsekretär 
am 24. Februar 1971 ein Interview dazu im 
Mittagsjournal in 0 1 gegeben. Eine der Fra­
gen lautete: "Herr Generalsekretär. der Ter­
min wurde allgemein mit 1. 1. 1973 genannt. 
Ist dieser Termin Ihrer Ansicht nach möglich?" 
Die Antwort: "Ich glaube schon. Wir halten 
ihn für realistisch, und wir werden alles dar:an­
setzen - soweit wir hier Möglichkeiten 
haben -, daß dieser Termin auch eingehalten 
wird." (Abg. Dr. Mus s i J: Aber Sie müssen 
auch vorlesen, was ich vorher gesagt habe, 
Herr Minister! - Weitere Zwischenrufe bei 
der GVP.) 

Nun zur Frage der konjunkturellen Situa­
tion. (Abg. Dr. Mus s i 1: Ich habe vorher 
genau die Bedingungen genannt, unter denen 
wir bereit sind, zuzustimmen!) Die konjunk­
turelle Situation. Es ist gar keine Frage, daß 
das ein Problem im Zusammenhang mit der 
Einführung ist. (Abg. Dr. Mus si 1: Aber die 
Voraussetzungen hätten Sie zu nennen gehabt, 
Herr Minister, wenn Sie fair von der Regie­
rungsbank berichten würden! - Abg. Dok­
tor P rad e r: Das ist eine Polemisiererei!) 

Es ist auf Grund der ohne Zweifel inten­
siven Beratungen im Unterausschuß, zu denen 
wir nahezu 100 Seiten schriftlicher Unterlagen 
bereitgestellt haben - was meines Wissens 
in der Form noch bei keiner Unterausschuß­
beratung der Fall war -, um die Arbeit zu 
erleichtern, möglich, naß wir heute zur Be­
schlußfassung schreiten können - etwas mehr 
als ein halbes Jahr vor dem Einführungster­
min, und das ist eine längere Frist als die 
meisten Länder, die ich vorhin aufgezählt 
habe, wo es zu einer Einführung gekommen 

Ich bitte aber zu berücksichtigen, daß fol­
gende Ausgangssituation war: Wir hatten ein 
sehr hohes Wirtschaftswachstum im Jahre 
1970, nämlich real 7,8. Es wurden damals Vor­
aussagen gemacht, daß es im Jahre 1972 sehr 
ungünstig werden könnte. Es wurd~ von einem 
Konjunkturrückschlag gesprochen. Es wurden 
düstere Prophezeiungen abgegeben. Die Pro­
gnose war optimistischer und lautete auf 
4 Prozent. Tatsächlich erreicht wurden 5,2 Pro­
zent. Im Jahre 1971 für 1972 wiederholte sich 
dies. Wieder wurde mit düsteren Prophezei­
ungen von einem Konjunkturrückschlag ge­
sprochen. Die Prognose lautete neuerdings auf 
4 Prozent, und ich darf Ihnen berichten, Hohes 
Haus, daß die jüngst vorliegenden Zahlen 
dazu führen werden, daß die Prognose von 
4 auf 5 Prozent hinaufgesetzt werden wird. 
Das bedeutet, daß in diesen drei Jahren ein 
reales Wachstum von im Durchschnitt 6 Pro­
zent erzielt wurde, und ich darf im Vergleich 
sagen, daß in den vier Jahren 1966 bis 1970 
ein solches von dm Schnitt 41/2 Prozent erzielt 
wurde. Wenn das das Schlittern. Herr Abge­
ordneter Dr. Schleinzer, unserer Wirtschafts-
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politik darst,ellt, wenn das die Indikatoren Industrie soll die Mehrwertsteuer frühestens 
sind auf diesem Gebiet, dann, glaube iCh, am 1. Jänner 1910 eingeführt werden. - Das 
brauchen wir uns dafür nicht zu schämen. war am 29. November 1961. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich pflichte Ihnen aber vollkommen bei 
- und Sie würden das natürliCh einwenden .,-, 
wenn Sie sagen: Aber es hat auch der Preis­
auftrieb beträchtlich zugenommen, womit das 
stabilitätspolitische Problem zu einem erst­
rangigen geworden ist. Ich bitte, das nicht so 
darzustellen, daß der Herr Bundeskanzler ge­
sagt hätte, Teuerung sei der Preis für die 
Vollbeschäftigung. Ich glaube, daß wir alle 
die Auffassung teilen, daß Arbeitslosigkeit 
nicht der Preis für Stabilität sein kann (Anhal­
tender Beifall bei der SPO), sondern daß wir 
alle übereinstimmen ... (Abg. 0 i e n böe k: 
Niemand hat das behauptet! - Abg. GI a­
se r: Wer hat denn diese Behauptung aufge­
stellt? - Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 
Hohes Haus! Ich bin der Meinung, daß wir alle 
dieser Auffassung sind, weil wir alle ... 
(Abg. Dkfm. Gor ton: Sie haben unterstellt!) 

Hohes Haus! Ich habe festgestellt, daß WH 

alle hier im Hohen Haus diese Auffassung 
teilen, weil wir der Meinung sind, weil wir 
übereinstimmen, daß unser Problem darin be­
steht, ein hohes Wachstum bei Vollbeschäfti­
gung herbelizuführen und in einer Umwelt, 
währungspolitlisch bedingt zum Teil, e'ine mög­
lichst hohe Stabilität unter diesen Umwelt­
bedingungen herbeizuführen. Und das ist 
unser Problem und das ist unsere SChwierig­
keit. 

Nun, was bedeutet das konjunkturpolitisch, 
Termin 1. 1. 1973? Es gäbe, wenn man nur den 
konjunkturpolitischen Aspekt betrachten 
würde, ohne Zweifel günstigere Zeitpunkte. 
Aber wenn Sie die Jahre zuvor nehmen und 

Hohes Haus! Das bedeutet, daß man sich 
von allem Anfang an klar war, daß der Steuer­
satz in der Größenordnung liegen würde. Das 
war aber noch unter einer geringeren "im heu­
tigen System Umsatzsteuerhöhe, denn ich darf 
daran erinnern, daß am 1. Feber 1968 die 
Umsatzsteuer von 5,25 auf 5,5 Prozent bezie­
hungsweise bei Einzelhandelsunternehmungen 
mit einem größeren Umsatz als jährlich 20 Mil­
lionen auf 6,1 erhöht wurde. 

Nun darf ich bitten, mir bei folgender Milch­
mädchenrechnung, sehr schätzungsweisen 
Rechnung, zu folgen. In der Bundesrepublik 
hatte man einen viel niedereren Satz, nämlich 
4 Prozent, und heute ist man bei 11 Prozent. 
Wenn ich das aufrunde, damit ich das leichter 
rechnen kann, so ist das das Dreifache, 4 auf 
12 Prozent. Vvenn ich das DreifaChe, und jetzt 
runde ich ab, von nur 51/2 nehme und nicht 
auch von 6,1, so ist dreimal 51/2 16,5. Sie 
können die Kontrollrechnung machen. Nehmen 
Sie das GutaChten des Instituts mit 15 Prozent 
auf der Basis des Ministerialentwurfs, nehmen 
Sie die Änderung des Regierungsentwurfes, 
nehmen Sie die Änderungen des Ausschuß­
entwurfes, so kommen hier gut und gern 
11/2 Prozentpunkte hinzu, das heißt, dieser 
Satz von 16 Prozent ist nur mehr preispoli­
tisch zu vertreten. (Abg. Dr. Kor e n: 1st das 
Ihre Rechengrundlage, die Sie da gerade an­
führen, Herr Minister?) Nein, bitte, Institut: 
15 Prozent. Das ist ja unbestr:itten, gl,aube ich, 
auch bei Ihnen, und die Änderungen lim Aus­
schuß dazu machen 11/2 Prozentpunkte aus. 
Das haben wir im Ausschuß beraten. Soviel 
also zum Steuersatz. 

wenn Sie davon ausgehen, was wahrschein- Und nun gibt es ohne Zweifel Umstellungs­
lich die folgenden Jahre sein wird, so ist das, und Anpassungsprobleme. Ein solches stellt 
jedenfalls auch nach Meinung der Experten, sich lim besonderen Maß für die Exportwirt­
der relativ günstigste Zeitpunkt auch vom schaft dar. Und daher haben wir ,eine Maß­
Konjunkturpolitischen, wenngleich, für sich nahme vorgeschlagen, die vor ,allem dort, wo 
allein gesehen, kein ~dealer Zeitpunkt. es sich um kapitaLintensive Exporte handelt. 

eine entsprechende Entlastung bringen soll. 
Und nun, Hohes Haus, zur Frage des Sat- Was die Herabsetzung der Invest/itionssteuer­

zes. Ich darf vielleicht auch hJier e'in kurzes anteile betrifft, so dst 1Jiemllich klar, wieviel 
Zitat anbringen. Der Geschäftsführer der Sek- das ausmaCht, nämliCh, wenn man davon aus­
tion Industrie in der Vorarlberger Handels- geht, daß man ein bestimmtes Aufkommen 
kammer, Dr. Blenk, schätzte den für Oster- dieser Selbstverbrauchssteuer erwartet und 
reich ins Auge gefaßten Steuersatz zwischen" weil man bestimmte, sehr konkrete Vorstel-
15 und 17 Prozent. An der inländischen Steuer- lungen über das voraussichtlJiche Investitions­
belastung werde sich damit - gesamtwirt- volumen hat. Hingegen gehen be:i der Ent­
schaftlich gesehen - nichts ändern; im Export lastung der Alt/investitionen, in denen ja durch 
hingegen werde der österreichiscbe Exporteur den Einkauf auch alte Umsatzsteuer enthalten 
dank Mehrwertsteuer seine Produkte an der ist, die Meinung,en sehr weit auseinander, weil 
Grenze um 8 Prozent bilNger als bisher man hier eben die erforderlichen Zahlenunter­
anbieten können. Nach den Wünschen der lagen nicht hat, und deswegen haben Wlir uns 
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auch bereit erklärt, weil Wlir für dliesen Zweck 
die Mittel, die wir genannt haben, bel1e1itstel­
len wollen, daß, wenn unsere Annahmen nicht 
zutreffen sollten, wir daraus keinen fiskalli­
sehen Vort,eil erzielen wollen. 

Und nun zum schWlienigsten Problem in die­
sem Zusammenhang, nämLich zu dem Problem, 
was das auf der preispolitischen Seite bedeu­
tet, wobei, Hohes Haus, glaube !ich, hier drei 
Phasen zu untersche'iden sind: die Phase vor 
dem Einführungsstichtag, die Phase, die das 
Problem geWlissermaßen zum Einführungs­
stichtag mit sieb. bringt, und die Phase danach. 
Ich darf beim Einführungsstichtag beginnen 
und sagen, worum es hier geht: alle Preise, 
alle Faktufienwerte von den heute lin ihnen 
enthaltenen Umsatz bestandteilen zu entlasten 
und von dieser verminderten Basis dann die 
Mehrwertsteuer zu rechnen, was in vielen 
Fällen Verbilltigungen bringen muß, was in 
den meisten Fällen gleich hohe Preise ergeben 
wird und was 'in einigen Fällen Erhöhungen 
ergeben wird. 

Und nun geht es darum, sicherzustellen, 
daß nicht Erhöhungen, die über das mögliche 
und berechtigte Maß hinausgehen, eintreten, 
beziehungsweise zu vermeiden, daß dort, wo 
VeJ1billigungen eintreten müßten, diese nicht 
oder nicht zur Gänze vorgenommen werden. 
Das ist ein Problem, das wir auf der einen Seite 
- und das sind die Bemühungen des Herrn 
Handelsministers - durch einen Entlastungs­
katalog, der hier Anhaltspunkte und Richt­
linien geben soll, ermöglichen wollen, wo es 
aber auch €liner entsprechenden Kontrolle 
bedarf, nicht, Hohes Haus, um hier hinter 
jeden Pr,eis, hinter jeden Unternehmer, hinter 
jeden Geschäftsmann einen PreispolizJisten zu 
stellen - niemand will das -, aber um zu 
verhindern, daß Mißbräuche hier evntreten. 
(Beifall bei der SPO.) 

Das zweite Problem, das die Phase davor 
und danach betnifft. - Dabei geht es doch 
darum, sicherzustellen, daß nicht unter dem 
Titel, unter dem Aufhänger Mehrwertsteuer 
gar nicht dadurch bedingte Preiserhöhungen 
vorgenommen werden. 

Und nun, glaube 'ich, sind hier zweierlei 
Dinge notwendig: nämlich eine weitest­
gehende Zusammenarbeit auf der W,irtschafts­
partnerebene, wo seit geraumer Zeit die dies­
bezüg~ichen Gespräche und Vorbereitungen, 
etwa Entlastungskatalog, laufen, und, ich 
glaube, auch lergänzend dazu und im engsten 
Zusammenwiirken und lin Abstimmung der 
einen mit der anderen Maßnahme :in g,ewissen 
Einflußmöglichkeiten der Bundesregierung, um 
Ubergriffe zu verhindern. Ich bin doch sicher, 

wenn wir auch. in diesem Punkt, wiie die 
Ausführungen gezeigt haben, übereinstimmen, 
daß es dieser Maßnahmen bedarf und daß wir 
auch. einen Weg finden werden, zu diesen 
Maßnahmen zu kommen. (Beifall bei der SPO.) 

Und nun, Hohes Haus, darf ich noCh einmal 
sagen: Diese Bundesregierung hat sich zu die­
ser wirtschaftspoldtisCh wie staatspolibitsch not­
wendigen Reformmaßnahme entsChlossen, 
niCht weil wir der Meinung sind, daß eine 
solche Umstellung besondere PopulaI1ität mit 
sich bI1ingt, besonderle Wählergunst nach sich 
zieht; keineswegs (Zwischenruf des Abg. Dok­
tor Mus si 1), sondern, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, weil wir von der staatspoliti­
schen Notwendigkeit überzeugt sind und weil 
Wlir als Regierung bereit sind, diese Verant­
wortung zu tragen. (Erneuter Beifall bei der 
SPO.) 

Ich möchte diesen Beitrag nicht schließen, 
ohne den Abgeordneten des UnterausschusiSes 
für ihre lintensive Beratungstätigkeit zu dan­
ken. Ich möchte nicht abschlließen, ohne vor 
allem den mit der Vorbereitung dieser t-.1ate­
ri,e befaßten Beamten meines Hauses ganz 
besonders zu danken, weil sie in den letzten 
Jahren, vor allem in den letzten zwei Jahren, 
eine kolossale Arbeibsleistung vollbrach.t 
haben, und das vor 'allem, wie die Abgeord­
neten des Unterausschusses bestätigt haben, 
in den letzten Monaten lim Zusammenhang mit 
den Beratungen im Unterausschuß. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete DDr. Neuner. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter DDr. Nenner (OVP): Hohes 
Haus! Die Beratungen über das Mehrwert­
steuergesetz \im Unterausschuß standen von 
Anfang an unter Zeitdruck, Daran haben Sie, 
Herr Flinanzminister, di.e Schuld. Da hlilft Ihnen 
keine Polemik von der Regierungtsbank, da 
hilft Ihnen keine Unterstellung, da hilft Ihnen 
keine "Milchmädchenrechnung", und da hilft 
Ihnen auch kein Dozieren von der Regierungs­
bank. (Beifall bei der OVP.) 

Sie können auch. mit Ihren Ausführungen 
niCht darüber hinwegtäuschen, daß mit der 
Mehrwertsteuer ganz gewaltige Preisauftriebe 
zu erwarten sein werden. (Ruf bei der SPO: 
Das ist euer Wunsch!) Es gibt, Herr Bundes­
miI1iister, das wissen Sie ganz genau (anhal­
tende Zwischenrufe), keine monokausalen 
Auftriebstendenzen, etwa nur allein aus der 
Mehrwertsteuer. (Abg. M a y r: Das ist eine 
völlig unbewiesene Behauptung, völlig aus 
der Luft gegriffen!) Die gesamte Wirtschafts­
politik der Bundesregierung ist darauf ausge-
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Ilichtet, daß rue Preise steigen. (Weitere Zwi­
schenrufe. - Präsident Dr. Mal eta gibt 
das Glockenzeichen.) Die Mehrwertsteuer 'ist 
nur ein Faktor dabei. 

Es wäre IhDe Aufgabe, die Impulse, die aus 
der Mehrwertsteuer entstehen werden, auf 
anderen Gebieten zu dämpfen und das Pr.eds­
gefüge nicht durch TaI1if- und sonstige Erhö­
hungen anz!lheizen, wo limmer Sie nur kön­
nen. (Beifall bei der OVP.) 

Sie, Herr Finanzmiruister, haben die Schuld 
daran, daß diese Regierungsvorlage über­
stürzt beraten werden mußte. Das Begutach­
tungsverfahren war bereits Ende Juni 1971 ab­
geschlossen. Die zwölf Ordner, die Ihnen an 
Gutachten im Begutachtungsverfahren zuge­
kommen sind, Herr Flinanzminister, haben Sie 
wohl abgelegt, und Ihre Beamten haben sie 
vielleicht studiert. Einen Niederschlag haben 
aber diese zwölf Ordner in der Regierungs­
vorlage kaum gefunden! (Beifall bei der OVP.) 

Sie haben diese Regierungsvorlage entgegen 
dem Versprechen, sie lim Herbst 1971 dem 
Parlament zuzuleiten, erst am 20. Jänner 1972 
dem Nabionalrat übergeben. Durch dieses Ver­
säumnis, Herr Finanzminister, konnte der 
Unterausschuß seine Beratungen erst am 
16. Februar 1972 beginnen. Sie von der sozia­
listischen Fraktion wollten diese Sache durch­
peHschen und haben von Haus aus e~ne FI1ilst 
gesetzt, die es nur hätte ermöglichen sollen, 
drei Monate an diesen Beratungen mitzuwir­
ken. (Abg. L i baI: 1m Durchpeitschen sind 
Sie Spezialist!) 

Sie haben dann später selbst erkennen müs­
sen, daß man IIlIit solch einer kurzen Bera­
tungszeit nicht das Auslangen findet, und 
haben sich gezwungen gesehen, die Frist bis 
zum 5. Juni zu erstrecken. Ich erinnere mich 
noch sehr genau; als wir über diese Frist­
setzung lim Ausschuß IdebattJiert haben, hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Broestigke, der ja nk'ht 
mitgestJimmt und damals mit uns gegen die 
Fristsetzung gestimmt hat, gesagt: Wir werden 
eben so lange über diese Regirerungsvodage 
diJskutieren, und sei es auch Iim Plenum, bis 
slie wirklich reif list. 

Herr Kollege Broesigke! Sie hätten heute 
über die Mietenfrage in der sechsten Lösung 
hier diskutJieren können. Sie haben nur glesagt, 
Sie sind nicht einverstanden mit der fünften 
Lösung der Mietenfrage. (Abg. Doktor 
B r 0 e s i g k e: Nicht ganz!) 

Es war also so, daß Sie, die sozialistische 
Fraktion, von Haus aus an die Notwendigkeit 
einer gründllichen Beratung des Mehrwert­
steuergesetzes gar nicht gedacht haben. Sie 

wollten die Sache, diese grundlegende System­
änderung des Steuerrechtes, "in wenigen Mona­
ten durchpeitschen. 

Wenn Sie sag,en, Herr Finanzminrister, daß 
in der deutschen Bundesrepubl'ik zwischen 
dem Erscheinen lim deutschen Bundesgesetz­
blatt und dem Wirksamkeitsbeginn IlIidlt viel 
\venJiger Zeit verstllimen ist als bei uns, 
dann stimmt das insofern aber nlicht, als sich 
in der deutsdlen Bundesrepublik das Parla­
ment über ein Jahr sehr eing·ehend mit dieser 
Materie befaßt hat. Man hat dort Hearings 
abgehalten und Isehr gründlidle Beratungen 
im Finanzausschuß vorgenommen. Das alles, 
weil in der deutsdlen Bundesrepublik, so wie 
es die Osterreichische Volksparteli sieht, im 
Mehrwertsteuergesetz, in dieser grundlegen­
den Systemäncterung, ganz gewaltige Impulse 
und ganz gewaltige Auswirkungen auf die 
Preise, auf die ExportsituatJion und, was uns 
besonders am Herzen liiegt, auf die Arbeits­
plätze und auf viele andere Lebensbereiche zu 
bemerkien sind. 

Außerdem, Herr Finanzminister - das ist 
Ihnen als Steuerspezialist geläufig -, haben 
Sie !in Osterreich als BundesmiIllister für F,inan­
zen nicht jene Möglichkeiten, die dem deut­
schen Amtskollegen eingeräumt sind. Der 
deutsche Amtskollege kann zu einem mangel­
haften Gesetz in Form von Erläuterungen und 
Verordnungen sehr viele Erlässe und Aufklä­
rungen hinausgeben. Das können Sie nicht, 
denn das verbietet Ihnen die österreichische 
Bundesverf assung. 

Wir haben gleich zu Beginn unserer Bera­
tungen den Bindruck gewonnen, daß Sie aus 
Dein parteipolitischen und wahltaktJischen 
Gründen dJileses Gesetz so rClJsch wie mögLich 
durChgepeitscht haben wollen, glekhgültig, 
welChe Auswirkungen es auf die Bevölkerung 
Osterreichs haben wird. (Beifall bei der OVP.) 

Wir als Unterhändler der Osterreichischen 
Volkspartei haben die Problematik dieses Ge­
setzes von Anfang an erkannt und haben auch 
den Zeitdruck erkannt, unter dem wir ver­
handeln werden müssen. Daher waren wlir es, 
die immer wieder neue Sitzungstermine für 
die UnteraussChußsitzungen verlangt haben, 
die di.e Permanenterklärung des Unteraus­
schusses verlangt haben, um die größten Un­
zulängllichkeiten, zumlindest die, die in der 
unvorbereiteten Regierungsvorlage enthalten 
waren, aufzudecken und zu besffitigen. 

Die OVP-UnterhäIlldler sind Personen, die 
im praktischen Wirtschaftsleben stehen und 
von da her ein bestimmtes Naheverhältnils 
zu Steuerfragen haben, linerster IJinie, weH 
sie selbst mit diesen Steuerfragen in der Pra-
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xis befaßt Slind, sei es, daß sie Leiter von Be- dienen, die der Herr Finanzminister da und 
trieben sind, sei es, daß sie leitende Ange- dort gegeben hat, aber im Parlament hat er 
stellte sind oder, Wlie mein Kollege Hietl, der hierüber geschwiegen. (Abg. Dr. Pr ade r: 
Weinbau:er list, oder lich, der ich mich berufs- Wie der Lütgendorf! Das ist der Regierungs­
mäßig mit Steuerberatungts- und Steuerfragen stil! - Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Er ist er-
befassen muß. haben über so etwas!) 

Wir haben uns daher bemüht, im Unter- Und dasselbe ist bei einer noCh viel sdlwer-
ausschuß wirkliCh konstruktiv zu arbeiten, wiegenderen Frage als der Weinbesteuerung 
und der Herr Kollege Lane hat das ja bei der Fall gewesen: Wir sind am 17. Mai in 
der letzten FinanzaussChußsitzung mit dem den UnteraussChußverhandlungen dazu ge­
Superlativ bezeichnet, daß wir, die OVP- kommen, d.en Herrn FlinanzminJister zu fragen, 
Unterhändler, sehr konstruktiv mitgearbeitet ob auf dem sehr sChwerwiegenden Sektor der 
haben. Investitionssteuer :irgendein Verhandlungs-

Sie aber, meine Damen und Herren von spielraum vorhanden wäre, ob es hier eine 
der sozialistischen Fraktion, haben ein Unter- Möglichkeit gäbe, vielleiCht überhaupt auf die 

InvestitJionssteuer, dJie ja mit dem kurzen Ein­händlerteam in den Unterausschuß gesetzt, das 
f t t ·, d' h' h t d' t r führungstermin, den die Regierung vorsieht, as s an Ig ge sc wIegen a un In ers e 00, 00 , , 

L" G hOOft d f h -1... ' It systemmaßlg uberhaupt keme Beredltllgung Ime esc a sor nungs ragen oUlgespie . 
d '-1... d b 't t h t "h d ' S h ! hat, zu verzlchten, oder, wenn der Herr un Slul a ver rel e a, wa ren WIr ac -, , , 
b 't I' t t h b W S' fOO d' e Fmanzmmlster darauf niCht Vlerzidlten kann, ar el ge eIS e a en, enn le ur les, , '00 

B h t h ' 't B ' I eme Senkung ilm Satz oder ellne Verkurzung e aup ung noc eInen wel efen eweiS wo -" 00 

I d k '-1... 'h fOOh d' h ' Im ZeItraum durchzufuhren, en, ann ann ILll 1 n an uren, a lC mIr 
die Sitzungsprotokolle angesehen habe. In 
den zwölf Unterausschußsitzungen, meine 
Damen und Herren, hat der im Unterausschuß 
anwesende Vizepräsident des Freien Wirt­
schaftsverbandes, auch ein Abgeordneter, der 
sich als mein Berufskollege berufsmäßig mit 
Steuerfragen befassen muß, im ganzen vier 
kurze Wortmeldungen abgegeben. (Abg. 
M ü h 1 b ach er: Was haben wir erreicht, 
und was haben Sie erreicht? - Abg. Doktor 
Tu 11: Es kommt nicht darauf an, wie oft 
man redet, sondern was man redet! - Heiter­
keit und Zwischenrufe bei der OVP. - Ruf 
bei der OVP: Das merken Sie sich besonders 
gutf) Das merken Sie sich besonders gut, 
Herr Dr. Tulll (Zwischenrufe bei der, SPO und 
Gegenrufe bei der OVP.) 

Die sozialistische Fraktion - und das muß 
hier einmal mit aller Deutllichkeit ausgespro­
chen werden - hat das Fadlwissen der OVP­
Unterhändler ganz einfaCh ausgenützt, so­
lange sie es für richtig gefunden hat, solange 
es lihr zweckmäßlig erschiienen ist. Als wir 
aber zu einem wesentlichen Punkt, zum 
krtitJischen Punkt der Verhandlungen im Unter­
aUSISChuß gekommen sind, als wlir zu wesent­
liChen Punkten Fragen gestellt haben, hat der 
Herr Finanzminister beharrliCh geschwiegen. 
Es ist fast keine Sitzung des Unteraussdlusses 
vorbe:igeg,angen, ohne daß unser Weinbauern­
Abgeordneter Hietl an den F:inanzmiIllister die 
Frage gerichtet hat: Na wie stellen Sie sich 
denn die Weinbesteuerung vor, Herr Mini­
ster? - Im UnterauS!schuß hat der Kollege 
Hietl vom Herrn Finanzmiruister ke,ine Ant­
wort bekommen. Er mußte slich der divers-en 
Presseaussendungen und Pressemeldungen be-

Der Herr Finanzminister hat - nicht gleich 
auf die erste Frage, wenn Sie glauben, nein, 
vielleicht auf die dritte oder V!ierte ausdrück­
Liche Frage - dann deZl~diert erklärt: In der 
InvestitJionssteuer ist nichts dl1innen! Er bleibe 
auf dem Boden der Regierungsvorlage. 

Es war noch Iliicht die näChste Unteraus-
schußslitzung. SChon am 26. Mai mußten wir 
dann der Presse entnehmen, daß in der 
Investitionssteuer ja etwas drinnen sein mag, 
weil zWlischen FPO und SPO in Parteienver­
handlungen g,erade eine Ermäßigung der 
Investitionssteuer in Erwägung gezogen und 
zum Verhandlungsgegenstand gemacht wor­
den war. 

Wir haben daher an den Herrn Finanz-
minister be'i der unmittelbar darauffolgenden 
Unter,ausschußsitzung am 29. Mai neuerliich 
Fragen naCh der Möglichkeit der Senkung der 
Investitionssteuer und der Verkürzung des 
Zeitraumes g,estellti nicht nur ein OVP-Unter­
händler, sondern jeder der fünf OVP-Unter­
händler hat an den Herrn FinanzminiiSter diese 
Fragen mit einer sehr großen Drlingl:ichkeit 
gestellt. Der Herr Bundesmin:ister hat wieder 
beharrlich gesChwiegen (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai e I: Das ist eine Mißachtung des Parla­
ments!), obwohl wir bereits wissen mußten, 
daß am Nachmittag desselben Tages die Ver­
handlungen rruit der Freihelitlichen P,artei über 
diesen Gegenstand fortgesetzt werden. 

Hohes Haus! Die OVP-Unterhändler und die 
ganze Fraktion der OsterrelichJisChen Volks­
partei fühlten sich - das muß einmal klar­
gestellt werden - nicht so sehr dadurch 
brüsk/iert, daß PartJeienverhandlungen über 
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einen Gegenstand geführt werden, der auch 
im Unterausschuß des Parlaments beraten 
wird. Das ist zwar ungewöhnllich, aber immer­
hin wäre es noch hinnehmbar gewesen. Aber 
unannehmbar ,ist es, lim parlamentaIiischen 
Forum zu 'Schweigen und außerparlamentarisch 
zu reden und zu verhandeln. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Das ist 
die Achtung vor dem Parlament!) 

Herr Abgeordneter Broesigke! Ich möchte 
Ihnen dazu sagen: Wernn Sie hier in Ihrer 
Rede appelliert haben, man solle die Mehr­
wertsteuer Illiicht zu parteipolitischen Fragen 
machen - Sie von der Freiheitlichen Partei 
haben außerhalb des Parlaments parte1ipoliH­
sche Verhandlungen geführt! Und wie sehr 
diese Unterausschußverhandlungen zur Farce 
geworden sind, indem Sie unsere vorgelegten 
Abänderungsvorschläge, die in Antr,agsform 
formuliert worden isind, überhaupt nicht be­
achtet haben, beweist, daß der Herr Abge­
ordnete Broesigke in der Pressekonferenz, die 
unmittelbar nach Abschluß dieser Beratungen 
stattgefunden hat, behauptet hat, er hätte 'im 
Unterausschuß nie Abänderungsanträge der 
Dsterreiichischen Volksparte:i g,esehen. Er hat 
das, obwohl wir ihm den Nachweis gelief'ert 
haben, daß sie den Protokollen der Unter­
ausschußsitzungen, die joa vom Parlament er­
stellt werden, angeschlossen sind, bisher IlIicht 
widerrufen. Der Bevölkerung wurde nur ge­
sagt, er hätte keine gesehen. Ja, lieh glaube 
es ihm, er hat sie halt nicht angeschaut, welil 
ihn das gar nicht mehr interessiert hat. (Bei­
fall bei der OVP. - Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: 
Er war ganz glücklich, weil er mitmachen 
durfte! - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Der Herr Abgeordnete BroeSligke hat Mer 
auch erklärt - ich habe mlir das wörtlich 
mitgeschrieben -, ob wir billig oder teuer 
waren, überlassen wir and€ren. - Nun, Herr 
Abgeordneter Broesigke, wir haben nicht ge­
sagt, daß Sie b!illig waren. Ihr Verhandlungs­
partner , Herr Bundeskanzler Kreisky hat ge­
sagt, daß Sie billiig waren, weil die DVP hätte 
mehr hereinbringen können. Es ist IlIicht sehr 
schmekhelhaft, wenn man das vom Verhand­
lungsp,artner erfährt. (Weitere Zwischenrufe 
bei der SPO und Gegenrufe bei der OVP.) 

schwert, weil zwar wir von der Osterreimi­
schen Volkspartei unsere Vorstellungen durch 
begründete Anträge Ihnen schriftlich h:inge­
legt haben (Abg. M ü h 1 b ach e r: Sie hatten 
das System noch nicht erkannt/), aber von 
Ihnen, von der SPO und von der FPD, haben 
wir erst im letzten Augenblliek die Abände­
rungsvorschläge bekommen, ohne daß lirgend­
eine Begründung enthalten gewesen wäre und 
ohne daß man aus den seitenlangen Aus­
führungen überhaupt hätte erkennen können, 
in welchen Punkten eine Abänderung ge­
wünscht worden ist. 

Meine Damen und Herren! Das Mehrwert­
steU!ergesetz - das ist jetzt schon Allgemein­
gut geworden - trifft alle o.sterreicher in 
der Brieftasche. Es sollte daher elin Volks­
recht sein. Tatsächlich wird es aber elin Fach­
juristenrecht in Reinkultur. 

Deshalb, Hohes Haus, bedauern wJir von 
der Osterreichischen Volksparte:i die unzu­
reichende Vorbereitung der Entwürfe und die 
Negierung aller wesentlichen VorbI1ingen im 
Begutachtungsverf,ahl1en. Wir bedauern wei­
ters die viel zu kurze Beratungszeit. Wlir be­
dauern die überstürzte Verabschiedung dieser 
schwierigen Materie, und wir bedauern die 
dem Gesetz noch weiterhin anhaftenden 
schweren Mängel. 

Hohes Haus I Für diese Mängel führe kh 
jetzt Beweis und werden auch meine sich 
hier noch zu Wort meldenden Frakbions­
kollegen Bewe~is führen. Für einen wesent­
lichen Beweis der Unzulänglichkeit dieses Ge­
setzes in einem Berelich, der alle Osterreicher 
tI1ifft, hat schon der Herr Abgeol1dnete 
Broesigke gesorgt. nämlich bei der unzuläng­
lichen Mietenregelung. 

Es ist sicher richtig, daß der Eigenverbrauch 
nach dem Mehrwertsteuergesetz anders be­
handelt wlerden muß als nach dem geltenden 
Umsatzsteuersystem. 

Das hat die deutsche Bundesrepublik in 
- das muß man sagen - präzliser Gründlich­
keit erfaßt und hat - wenn lich hier ein 
Beispiel für vliele zunächst an die .Spitze stel­
len darf - den EigenverbrauchJstatbestand 'in 
drei AbschI1litte geteilt. Für unseren Bereich 

Hohes Haus! Die Beratungen lim Unteraus- sind· zwei Abschiliitte wichtig. Sie hat zurnächst 
schuß waren auch linsofern äußerst erschwert einmal den bishelligen Eigenverbrauch, die 
... (Anhaltende Unruhe.) Entnahme von Gegenständen aus einem 

Präsident Dr. Maleta: Also ich bitte, meine Unternehmen, der Mehrwertsteuer unter­
Damen und Herren, wieder um ein bißdlen zogen, und zwar das, was normalerweise, 
~uhe. J€der kann sich zu Wort melden. wenn der Unternehmer nicht für sich selbst 

die Sache entnimmt, sondern an einen Frem-
Abgeordneter DDr. Neuner (fortsetzend): 

Die Verhandlungen, Herr Abgeordneter Peter, 
waren im Unterausschuß deshalb sehr er-

den geben würde, eine Lieferung list. Sowelit, 
so gut, so richtig. Das deutsche Mehrwert­
steuergesetz hat aber auch einen zweiten Tat-
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bestand des Eigenverbrauches festgesetzt, 
nämlim die Verwendung von Gegenständen 
des Unternehmens für private Zwecke. 

Im österreichismen Mehrwertsteuerentwurf 
ist als Bigenverbrauchstatbestand nur die !sel­
tene Verwendung von Geg1enständen, die dem 
Unternehmen di1enen, für Zwecke, die außer­
halb des Unternehmens liegen. Der Haupt­
t,atbestand, daß man Gegenstände entnimmt 
und pl1ivat verbraucht, ist nicht erfaßt. 

Sie haben aber auch, Herr Bundesminister 
und die sozialistische Fr,aktion, keinen Respekt 
vor der Verfassung. Denn Sie haben im § 12 
Abs. 7 eine Bestimmung geschaffen, die 
smlemtweg verfassungswidrig ist. Dort ist die 
Möglimkeit, daß ein in der Gliederung des 
Unternehmens gesondert geführter Betrieb 
mehrwertsteuerrechtlich wi'e ein selbständiges 
Unternehmen behandelt wird. Und jetzt 
kommt der Satz: "Die Bewilligung kann 
zwecks Vermeidung eines ungeremtfertigten 

Wir haben das im Unterausschuß, wir haben Steuervorteiles ... mit Auflagen verbunden 
das im Ausschuß immer wieder gepredigt, werden:' 
und ich stehe IlIicht an, auch hier zu sagen, "Die Verwendung unbestimmter Gesetzes­
daß das keine Maßnahme ist, die vielleicht begriffe ist unbedenklich, solange sie" - diese 
eine Begünstigung für die Steuerpflichtigen unbestimmten Gesetzesbegriffe - "noch eine 
br.ingen sollte. Nelin, ganz im Gegenteil, wir Prüfung des Verwaltungsaktes am Gesetz er­
wollen klare VerhältnJisse haben, nämlich daß möglicht." Das ist ständige Judikatur des Ver­
der Eigenverbrauch, sei es nun die Entnahme fassungsgerichtshofes. 
von Gegenständen oder nur die sogenannte I . 
sonstJige Leistung, die Verwendung, steuer- § 12 Abs. 7 letzter Satz, den Ich eben 

fl · , .,. . 11 I zitiert habe, ist aber aus zwei Gründen ver-p IcnLllg sem so . . r • 

fassungswidng. Es Iinden SIch dort sowohl 
Wlir sind also überhaupt nicht angehört eine Ermessensbestimmung, nämlich die Be­

worden. Der Herr Flinanzminister hat sim bei willigung "kann" erteilt werden, als auch ein 
unseren Beratungen, als ich ihm gesagt habe, unbestimmter Gesetzesbegriff "Auflagen", wo­
es werde ein Rattenschwanz von Verwaltungs- bei weder die Ermessensbestimmung irgend­
gerichtshofverfahren und Steuerverfahren eine Richtlinie für die Ausübung des Ermes­
kommen, dann zum Schluß damit aus der sens erkennen läßt noch unter dem Begriff 
Affäre gezogen, lindern er erwiderte, er sehe "Auflagen" irgendwie erkennbar ist, an 
clieser Judikatur mit Beruhigung entgegen. welche Auflagen gedacht wird. Diese Vor­
Das war die ganze Argumentation. schrift ist nach der Judikatur des Verfassungs­

Wlir haben auch gemeint, daß es notwendig 
sein wird, die in der Regierungsvorlage vor­
gesehenen monatl:ichen Aufzeichnungen des 
Eigenverbrauches auf jährliche Aufzeichnun­
gen des Eigenverbrauches zu erstrecken, weil 
durch den derzeitigen Wortlaut des Gesetzes­
entwurfes die private Nutzung von \V:irt­
schafts gütern, die im Betriebsvermögen stehen, 
einfach unvollZJiehbar ist. 

Denken Sie doch nur daran, daß beispiels­
welise für die Rechnungen bei Energiebezug, 
wenn man also beisplielsweise Gas auch pr.iv,at 
benützt, nur monatliche Akontozahlung'en vor­
liegen. Wie soll der Unternehmer monatlich 
herausrechnen können, was er beispielsweise 
an Energie privat verwendet hat, abgesehen 
davon, daß das sehr schWllerige Aufzeichnun­
gen slind? So haben wlir gemeint, daß es zur 
Verwal tungsverelinfachung bei tr.agen würde, 
wenn man das nur einmal im Jahr zu machen 
hätte und in der jährlichen Steuererklärung 
anführen sollte in Form einer Schätzung, die 
sim auf das ganze Jahr erstreckt. 

Si'e haben diese Auffassung negiert und 
werden sicherlich auch unseren Antrag, der 
schon beim Herrn PräsiJclenten liegt, /in diesem 
Punkte ablehnen. 

gerichtshofes schlechtweg verfassungswidrig. 

Hohes Haus! W:ir waren bei den Beratungen 
im Unterausschuß bestrebt, das Gesetz voll­
ziehbar, leicht vollziehbar zu machen, wo 
immer es möglich ist. Man kann nidlt nur 
nach der Vereinheitlichung, nach der Verein­
fadlung des Steuerrechtes rufen, ohne dann, 
v/enn man zur Tat aufgerufen :ist, auch dar­
nach zu handeln. 

Für die einfache und im Gesamtkomplex 
nicht besond:er,s wichtige Sache, nämliich für 
den Vorsteuerabzug von Reisekosten, der im 
§ 13 geregelt ist, haben Sie es für notwendig 
gefunden, sechs umfassende Absätze in die 
Regierungsvorlage hineinzuschreiben, Ab­
sätze, die auch für Fachleute schwer verständ­
lich sind. 

Die Grundlage unseres Abänderungs­
antrages ist folgende. Wir wollen das Ab­
gabenrecht vereinheitlimen, wir wollen sagen: 
Das, was Reisekosten sind, von denen Vor­
steuern berechnet werden können, ist für die 
Einkommensteuer- und Körperschaftsteuer­
ermittlung in diesen einschlägigen Gesetzen 
geklärt. Wir meinen, daß es eine Verein­
famung tist, wenn wir sagen: Was nam dem 
Einkommensteuerrecht und Körperschaft­
steuerrecht abzugsfähig ist, das soll auch die 
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Grundlage für den Vorsteuerabzug nach dem 
Mehrwertsteuerrecht sein. So kommen wir mit 
zwei einfachen Absätzen statt sechs kompli­
zierten aus. Sie haben sidl aber beharrlidl 
geweigert, dieser einfachen Regelung beizu­
treten, weil diese von der OVP kommt. 

Meine Damen und Herren! Man muß hier 
natürlidl viel "SteuerchiIl!esisch" sprechen, 
aber die Fadlleute werden midl schon ver­
stehen. 

Ich komme jetzt zu § 10 Abs. 2 Z. 6. Darin 
ist davon di,e Rede, daß auch Hausgemein­
schaften mit Eigentumswohnungen Unter­
nehmer sind und dadurch mit ihren sonstigen 
Leistungen und Lieferungen dem halben Mehr­
wertsteuersatz unterliegen, und zwar mit den 
Lieferungen der Hausgemeinschaft an die Mit­
glieder der Hausgemeinschaft und mit den 
sonstigen Leistungen der Hausgemeinschaft 
an die Mitglieder der Hausgemeinschaft. 

Wir haben aufgezeigt, daß bei ein und der­
selben Hausgemeinschaft mitunter vier Unter­
nehmer in umsatzsteuerrechtlichem Sinne ent­
stehen können: Einmal die Hausgemeinschaft, 
die in der W ohnungseigentumsg'emeinschaft 
zusammengeschlossen ist. Wenn dann darüber 
hinaus ein Teil der Wohnungseigentümer, die 
im Parterre oder im ersten Stock wohnen, 
sagt: An der Liftgemeinschaft nehmen wir 
nicht teil, dann ist der übrige Teil der zweite 
Unternehmer, die Liftgemeinschaft. Wenn 
dann ein weiterer Kreis von Wohnungseigen­
tümern besteht, die sagen: An den Wasch­
kücheneinrichtungen nehmen wir nicht teil, 
dann sind der dritte Unternehmer jene, die 
an der Waschkücheneinrichtung teilnehmen. 
Und wenn es dann ,eine Heizungsgemein­
schaft gibt, an der einzelne nicht teilnehmen, 
dann sind der vierte Unternehmer jene, die 
in der Heizungsgemeinschaft beteiligt sind und 
zusammenhängen. Meine Damen und Herren, 
wissen Sie, was wir als Antwort bekommen 
haben, als ich diesen Fragenkomplex einem 
sehr hohen Beamten vorgetragen habe: Nun, 
dann sollen die Leute nicht solche Verträge 
machen! 

Meine Damen und Herren! Damit wird das 
Abgabenrecht aber zum Selbstzweck. erhoben. 
Das ist aber nicht unsere Auffoassung, nach 
der der Mensch eben tim Vordergrund steht, 
die Sachverhalte des Lebens Prlimat haben 
müssen und sjch das Recht, insbesondere das 
Abgabenrecht, darnach zu richten hätte. (Zu­
stimmung bei der avp.) 

Das Strukturverbesserungsgesetz ist ein 
sehr wesentliches Gesetz, mit dem Sie keine 
Freude haben, weil es audl von der OVP­
Regierung herstammt und lein Teil des Koren-

Plans list. Sie haben es daher beim Mehrwert­
steuergesetz total vernachlässigt. (Abg. N e u­
hau seI: Darum machen wir es jetzt besser!) 
Si'e haben in einem Katalog von Vorschriften, 
die durch das Mehrwertsteuergesetz auf um­
satzsteuerrechtlichem Gehilete aufgezählt wer­
den, soldle Nebenvorschriften auf dem Ge­
biete der Umsatzsteuer, wie das Pyhrn Auto­
bahn-Flinanzierungsgesetz, Tauernautobahn­
Finanziierungsgesetz, IAKW -Ftinanzlierungs­
g,esetz uoo so weiter, getreulich aufgezählt. 
Die wesentlichen umsatzsteuerl1€dltliduID Vor­
schniften des Umsatzsteuergesetzes haben Sie 
beharrlich verschwiegen. Auch ;in Ihrem Ab­
änderungsantrag, wo Sie das IAKW-Finanzlie­
rungsgesetz nachtragen, tragen Säe nicht das 
Strukturverbesserungsgesetz nach, obwohl Sie 
der Auffassung sind, daß auch diJe umsatz­
steuerrechtlichen Vorschriften des Struktur­
verbesserungsgesetzes, die durchwegs Befrei­
ungsbestJimmungen sind. durch das Mehrwert­
steuergesetz mit 1. Jänner 1973, wenn es so 
in Kraft tritt, unwirksam werden. Sie haben 
auch die Sorge der F,achleute, die Slich g,ehöI1ig 
literarisch auf dem Gebiete des Strukturver­
besserungsgesetzes ausgewiesen und Ihnen 
diesen Fragenkomplex vor Augen geführt 
haben, in den Wünd geschlagen. Sie haben 
unsere Bedenken bagateHiisiert. 

Das Strukturverbesserungsgesetz hat für 
das Mehrwertsteuersystem noch !in drei 
wesentlichen Punkten eline ganz eminente Be­
deutung. 

Erstens: Umgründungen von unecht befreli­
ten Unternehmungen, insbesondere in der 
Bankwirtschaft, müssen weiterhin befreit blei­
ben. Denken Sie nur an die Fragen: Wenn 
sich zwei Volksbanken oder zwei RaJiffeisen­
k,assen fusionieren, so wäre nach Ihrer Auf­
fassung Idie Befreiungsbestimmung des Um­
satzsteueIIlechtes darauf niCht mehr anwend­
bar; oder wenn eine Umwandlung in dieser 
Richtung stattfinden würde. 

Zweitens list es notw,endig, daß man bezüg­
Lich der Höhe der Vorratsentlastung bei Ein­
bringungsfällen eine KlarsteIlung bI1ingt. 

Und drittens - das erscheint mir das Wlich­
tigste - darf in Einbringungsfällen keine 
InvestJitionssteuer entstehen, weil sie vom 
sachlJichen Standpunkt her völlig unbegründet 
ist. Das wäre der Fall, wenn Sie die Steuer­
befmiungsbestimmungen des Strukturverbes­
serungsgesetzes weiter ,aufrecht halten. Sie 
haben alle diesbezüglichen OVP-Anträge im 
Ausschuß mit dem Hinweis niedergestJimmt: 
Das gilt ja sowieso nur mehr für das Jahr 
1973. Aber lieh sage Ihnen: Gerade wegen 
des AU!slaufens des Strukturverbesserungs-
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gesetzes werden sich die UmgrüIlldungen im 
Jahre 1973 häufen. Das Chaos wird nicht 
kle1iner, wenn es sich nur auf ein Jahr er­
streckt. (Präsident PI 0 b stübernimmt den 
Vorsitz.) 

Herr Bundesminister! W:ir werfen Ihnen vor, 
daß wegen der kurzen Beratungsz.eit viele 
versteckte Mängel des Entwurfes noch Iliicht 
aufgedeckt sind. Aber wir werfen Ihnen noch 
vliel mehr vor, nämlich, daß Sie die aufge­
zeigten Mängel einfach nicht sehen wollen. 
(Zustimmung bei der avp.) 

Wü müssen sagen, daß Sie dde Erschwerung 
der Vollziehung dieses Gesetzes lin der 
Finanzverwaltung und in der Wdrtschaft mut­
willig herbeiführen, wenn Sie unseren dI1in­
genden Ermahnungen, da und dort Abände­
rungen und Erleichterungen zu schaffen, €/in­
fach nicht folgen. Wlir haben beispielsweise 
festgestellt - und werden das in unserem 
Abänderungsantrag wieder hier dem Hohen 
Hause vorlegen -, daß es keinen Sinn hat, 
monaHich ,die Vor,anmeldungen un der Form 
von Steuererklärungen abgeben zu müssen, 
und zwar für alle ästerreichischen Unter­
nehmer. Nunmehr werden die Unternehmen 
nach Ihrer Vorstellung nicht nur eine Steuer­
erklärung, sondern dreizehn Steuererklärun­
gen abzugeben haben I Und was wird beim 
Finanzamt geschehen? Diese Voranmeldun­
gen, die allmonatlich mit viel Arbeit, Fleiß 
und Mühe erstellt wenden müssen, werden 
dort lin den Kellern abgellegt werden, wie 
Beispiele bayrischer Finanzämter der deut­
schen Bundesrepublik zeigen. 

Sie haben uns keine Möglichkeit lin Aus­
sicht ge!stellt, daß man diese Voranmeldungen 
auch zusammen mit dem Zahlschetin, mit dem 
Uberweisungsschein, abgeben könnte. Das in 
der v,erwaltung herzustellen, sei Ihnen zu 
komplizJiert. Auf die Komplukationen, die bei 
den Unternehmungen entstehen, sind Sie nicht 
eingegang,en. 

Wlir haben vorgeschlagen, daß man für den 
Umsatz eine PauschaLierungsermächtigung 
schaffen solle, um so für kleinere Unter­
nehmungen eine Erleichterung zu schaffen. 
Wir haben vorg,eschlagen, daß man die kom­
pl~iZ!ierte Vorratsentloastungsbestlimmung durch 
eine Pauschalregelung, durch einen pauschalen 
Vorratsentlastungssatz ersetzen sollte, eine 
Regelung, mit der man in der deutschen 
BundesrepubLik sehr gute Erfahrungen ge­
macht hat. Wir haben das hier schon näher 
erläuterte vereinfachte Verfahren des Vor­
steuerabzuges bei Reisekosten vorgeschlagen. 

Wiir haben kritisiert, Herr Bundesmi!llJister, 
daß eine Änderung oder eine Einfügung im 
§ 6 Einkommensteuergesetz, nämlich die neue 

Ziffer 11, völlig unklar ist. Da soll nun in 
das Einkommensteuergesetz eine Vorschrift 
kommen: Der Vorsteuerbetrag ist als Forde­
rung auszuweisen. Für Bilanzierende, Herr 
Minister - und das müssen Sie genauso 
wissen wie ich -, ist das eine klare Sache. 
Da ist dieser Vorsteuerbetrag in der Bilanz 
auszuweisen. Wo aber, Herr Finanzminister, 
so frage ich Sie noch einmal hier im Plenum, 
soll denn der Einnahmen-Ausgaben-Rechner 
die Vorsteuer ausweisen? Er hat ja keine 
Bilanz zu erstellen. Was er alljährLich zu 
erstellen hat, ist seine Steuererklärung. Es 
steht nicht dninnen, ob er es lin der Steuer­
erklärung ausweisen soll. Und wo hat es ein 
Unternehmer auszuweisen, Herr BundesmiIlli.­
ster, auf den der § 6 Einkommensteuergesetz 
überhaupt keine Anwendung findet? Beispiels­
weise jemand; der Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung hat. 

Solche Mängel sind zahlreich, man könnte 
die Aufzählung noch vermehren. 

Wlir haben beispielsweise vorgeschlagen, 
daß man auch das vom K,alenderjahr abwei­
chende Wlirtschaftsjahr als einen umsatz­
steuerrechtlichen Veranlagungszeitraum aner­
kennen sollte, weil wir damit nicht nur den 
Unternehmern, sondern vor allen den fleißi­
gen, arbeitsamen Betriebsprüfern und Flinanz­
beamten eine Erleichterung lin der Abstim­
mung der Umsatzsteuerbemessungsgrund­
lagen mit den Zahlen des Jahresabschlusses 
geben wollten. Das list dann möglich, wenn 
zum Beispiel di1e Bilanz für den 31. März 
erstellt wird und auch der umsatzsteuerrecht­
liche Veranlagungszeitraum an diesem Stich­
tag endet. Sie aber beharren darauf, daß 
umsatzsteuerrechtltich nach dem Kallenderjahr 
verrechnet wird. Nahezu unmögl1ich, wie Sie 
sicher1ich aus Ihrer Praxis als Steuerberater 
und Wiirtschaftsprüfer wissen werden! (Abg. 
Dr. K e i m e 1: Sollen/) 

Wir haben uns auch darüber verbreitet, 
daß man die Bemessungsgrundlage von ein­
geführten Geg1enständen nicht gesondert auf­
zeichnen müßte, sondern es genügen würde, 
wenn die Einfuhrumsatzsteuer aufgezeichnet 
würde. Es müßte näm~ich nach der Vorschrift 
der RJegierungsvorlage neben dem Warenein­
gangskonto der Finanzbuchhaltung, GalS nor­
malerweise zu führen list, auch ein zweites 
Wareneingangskonto allein für Zwecke der 
Mehrwertsteuer geführt werdeh, weil Sie 
darauf beharren, daß dJie Bemessungsgrund­
lage für die eingeführten Gegenstände auf­
geze:ichnet wlerden müssen, die lim Hiinblick 
auf die sogenannten verlragerten Kosten ganz 
wesentlich abweicht von dem Betrag, der in 
die Finanzbuchhaltung aufzunehmen ist. Sie 
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schaffen also hier wieder einmal eine Ver­
waltungserschwerung für dile Unternehmer, 
die Sie Wlissend schaffen, weil wir Sie jm 
Unterausschuß auf diesen Komplex aufmerk­
sam gemacht haben und weil wir entspre­
cherude Abäruderungsanträge gestellt haben, 
die Sie niederstimmten. 

Zum großen Komplex der Schwier.igkeit in 
der Verwaltung und in der Vollziehung auf 
privater Seite gehört die Getränkeabrechnung. 
Es list allgemein bekannt, daß es heute 
schwienig ist, die Getränkeabrechnung richtig 
durchzuführen. Es muß das Bedienungsgeld 
berechnet werden von der Mehrwertsteuer. 
Es muß dJie Mehrwertsteuer vorn Bedienungs­
geLd berechnet werden. Es muß die Mehrwert­
steuer von der Getränkesteuer und die Ge­
tränkesteuer von der Mehrwertsteuer berech­
net werden. In beiden FäHen müßte der K'ell­
ner - wenn Sie wollen - eine Unendlich­
keitsrechnung machen. Oder man müßte jedem 
Gastwlirt einen Kleincomputer auf den Schank­
tisch stellen. 

Das, Hohes Haus, hat das Finanzministe­
riium erkannt und hat uns bereits am 27. Ivfärz 
dieses J,ahres in einer schriftlich'en Stellung­
nahme tim UnteraUlsschuß seitenlang die Frage 
richtig dargestellt. Und das Flinanzministerium 
kommt zu dem Ergebnis. Ich zlibiere wörtlich: 

"Das Bundesministerium für Flinanzen ist 
der Meinung, daß die Ermittlung der ein­
zelnen Abgaben mit Binführung der Mehr­
wertsteuer eine V,ereinheitl:ichung ,erfahren 
sollte. Grundlage zur Berechnung aller Ab­
gaben ~nd Zuschläge mit Ausnahme der Mehr­
wertsteuer sollte eine einheitli(:he Ausgangs­
basis sein. Dies würde Gesetzesänderungen 
auf dem Gebiete der Getränk,esteuer und auf 
dem Gebiete der Sonder,abgabe von alkoholi­
schen Getränken zur Voraussetzung haben. 
Entsprechende Regelungen müßten auch vor­
sehen, daß die Abgabe jeweils l1Jicht auch 
von der anderen Abgabe ermittelt werden 
darf; gleiches sollte auch im Zusammenhang 
mit dem Bedienungsgeld geregelt werden." 

Hohes Haus! Am 27. März 1972 hat das 
das Buooesministerium für Finanzen sehr rich­
tig und für uns sehr zusmmmend gesd1I1ieben. 
Aber bis heute haben Sie keinedeli dieser 
Absichten verwirklicht. Sie wollen sich jetzt 
helfen mit einer lahmen Entschließung, wo 
Sie sagen, daß aufgefordert Wlird, die ent­
sprechenden Gesetzesvorlagen einzubringen. 
Ich halte dJiese Entschließung für eil1Je bloße 
Allibihandlung für Ihre Versäumnisse, Herr 
Finanzmin:i:ster. Sie hätten seit März aus­
reichend Zeit gehabt, zumindest in jenem 
Bereich, in dem Bundeskompete!llz vorl:iegt, 
diese Unübersichtlichkeiten zu beseitigen. 

Weil das Abgabenrecht ein sehr unüber­
sichtlich.es Recht rist - man spnicht vorn Ge­
strüpp des Abgabenrechtes und so weiter -, 
ist lim Finanzstrafgesetz ein Irrtumsparagraph 
enthalten - § 9 -, der derzeit so lautet, 
daß der Irrtum nicht entschuldbar ist, wenn 
der Täter die ihm zumutbare Sorgfalt fahr-
lässig verletzt hat. . 

Meine Damen und Herren! In der Praxis 
- jeder praktizierende Juri!st weiß das -
läßt die Annahme der Fahrlässigkeit einen 
sehr weiten Spielraum offen. Es ist schon 
fahrläsSlig, wenn sich beispielsweise ein 
SteuerpfliichtJiger nicht ondentllich erkundigt hat 
bei Wirtschaftstreuhändern, Anwälten oder 
bei der Finanzverwaltung. Das ist eine sehr 
strenge Handhabung. 

'Nir sind der Metinung, daß man gerade 
wegen der UnübersichUichkeliten und wegen 
der Schwdel'ligkeiten, die das Mehrwertsteuer­
gesetz bringen wird, diesen Irrtumspara­
graphen abändern und den Irrtum nur dann 
für nicht entschuldbar erklären sollte, wenn 
die Sorgfalt grob f.ahrlässig verletzt worden 
ist. - Auch das haben Sie niedergestimmt. 

Wir haben auch diesbezüglich wileder dem 
Hohen Haus einen Abänderungsantrag zuge­
leitet. 

Eine weitere Sache ist, daß gerade dieses 
schwierige Mehrwertsteuergesetz eine ver­
stärkte Mitwirkung an der Vollziehung des 
Gesetzes in der privaten Wirtschaft durch die 
Berater notwendig machen wird, eine wesent­
lich stärkere Mitwirkung als bisher. 

Hohes Haus! Wir haben daher die Ein­
führung der Mehrwertsteuer und das Ein­
führungsgesetz dazu als' einen Anlaß ange­
sehen, einen seit langer Zeit dem Herrn 
Bundesminister für Finanzen in den Abände­
rungsformulierungen bereits bekannten Vor­
schlag der Kammer der Wirtsd1aftstreuhänder 
in das Gesetz einzubauen. Es ist dies der 
Vorschlag, daß dann, wenn gegen Notare, 
Rechtsanwälte oder Wirtschaftstreuhänder der 
Verdacht eines in Ausübung ihres Berufes bei 
der Beratung in Abgabensachen begangenen 
Finanzvergehens besteht, die Verfolgung die­
ser Personen nur dann zulässig ist, wenn sie 
sich hiebe i einer Berufsverletzung schuldig 
gemacht haben. Ob eine solche Verletzung 
der Berufspflichten vorliegt, ist über Anzeige 
der Finanzstrafbehörde im Disziplinarverfah­
ren zu entscheiden. 

Hohes Haus! Wir sind der Meinung, daß 
die Disziplinarverfahren dieser Berufe gesetz­
lich geregelt sind, daß sie ordnungsgemäß 
gehandhabt werden und daß Höchstgerichte 
anrufbar sind. Es wäre an der Zeit, das wieder 
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einzuführen, was im Dritten Reich unter', Finanzminister, an den Staat herantreten, ihr 
Staatssekretär Reinhardt und Genossen - das, eine Entschädigung für diese Arbeit, die sie 
will etwas sagen! - auf steuerrechtlichem an Stelle des Staates macht, zu gewähren. 
Gebiete den Rechtsanwälten immer einge­
räumt war, daß sie nämlich in Finanzstraf­
sachen erst herangezogen werden können aus 
Vergehen bei ihrer Berufstätigkeit, wenn ihr 
Disziplinarsenat ein Disziplinarvergehen fest­
gestellt hat. 

Meine Damen und Herren! Das wird heute 
wieder zur Abstimmung kommen. Ich werde 
sehr genau registrieren - und nicht nur ich, 
sondern meine gesamten Berufskollegen, die 
gesamte Anwaltschaft und das gesamte 
Notariat -, wie die diesem Hause ange­
hörenden Vertreter der freien Berufe diese 
Abstimmung vollziehen werden. Wir werden 
sehr genau sehen, ob die kleine Fraktion 
des Herrn Dr. Broda, die kleine Fraktion der 
freien Berufe mit diesem unseren Antrag 
gehen wird. 

Sie haben es bisher im Ausschuß nieder­
gestimmt und dagegen eine Entschließung vor­
geschlagen, daß man Versäumnisse und Feh­
ler der Steuerpflichtigen seitens der Finanz­
behörden mit größter Toleranz zu behandeln 
hätte. Wir haben im Ausschuß den Herrn 
Finanzminister gefragt, wie er sich das vor­
stellt. Der Herr Finanzminister hat im Aus­
schuß gesagt, daß er bei der erstmaligen 
Säumnis Gnade walten lassen würde. (Abg. 
Mit te r e r: Das ist aber lieb! - Heiterkeit 
bei der OVP.) Als praktizierender Steuer­
berater weiß ich, Herr Finanzminister, was 
das für den Unternehmer bedeutet: nämlich 
keine Gnade. 

Sie haben auch Ihr schlechtes Gewissen, 
das Sie bei der Verabschiedung dieses Ge­
setzes als befürwortende Fraktionen haben 
werden, zu beruhigen versucht, indem Sie 
dem Hohen Hau:se einen weiteren Entschlie­
ßungsantrag unterbreiten, nämlich daß man 
über das Wesen der Mehrwertsteuer und über 
ihren Inhalt eine umfassende Information der 
Bevölkerung vornehmen sollte. 

Meine Damen und Herren! Das ist eine 
glatte Augenauswischere'i, wenn man die Ant­
wort des Herrn Finanzministers auf meine 
Frage, wie viele Budgetmittel ihm dafür zur 
Verfügung stehen, in Erwägung zieht. Er sagte 
nämlich, daß er noch 2 Millionen Schilling 
dafür übrig hat. Wissen Sie, Hohes Haus, 
wieviel die Bundeswirtschaftskammer für ihre 
Aufklärungsaktion einsetzt? - Mindestens 
15, wahrscheinlich 20 Millionen Schilling. 
(Abg. Dr. Tu 11: Die sind reicher! Die haben 
mehr Geld!) Sie wird auch deshalb, wie das 
in anderen Staaten der Fall war, an den 

Hohes Haus! Ich komme nun zu einem 
letzten Punkt, der als Beispiel für die vielen 
Punkte, die an der Regierungsvorlage zu kri­
tisieren sind, zu kritisieren ist. 

Die sozialistische Fraktion hat wenig Glück 
mit dem Gebrauch der Worte "soweit" und 
"wenn". Sie haben zweimal im § 13 das Wort 
"soweit" an die Stelle von "wenn·' setzen 
müssen. Das sind Kleinigkeiten, könnte man 
sagen. Wir haben Sie aufmerksam gemacht, 
und Sie haben es korrigiert. 

Aber Sie haben sich trotz der zv.reimaligen 
Fehler offenbar nicht belehren lassen, wenn 
man Ihre berühmt-berüchtigte Weinbesteue­
rungsvorschrift ansieht. Meine Damen und 
Herren! Da haben Sie im § 10 Abs. 2 Z. 4 den 
halben Steuersatz für Wein vorgesehen, "so­
weit" der Einheitswert 250.000 S nicht über­
steigt. Ich frage Sie, Herr Finanzminister 
- lesen Sie hier mit, wenn Sie es nicht aus­
wendig wissen, was ich nicht annehme -: 
Wie ist denn vorzugehen, wenn der land­
wirtschaftliche Betrieb einen Einheitswert der 
Weinbauflächen von 300.000 S hat? - Da hat 
er noch ein Glück, denn dann kann er mit 
Sechsteln rechnen. Meistens sind es ja aus­
gefallene Beträge, die über 250.000 S liegen. 
Ich habe mir halt das Beispiel so zurecht­
gelegt. Da müßte dann, wenn man Ihre Be­
stimmung vollziehen soll, dieser Weinhauer, 
der Weinproduzent bei jeder Siehenzehntel­
flasche sagen: Fünf Sechstel von den sieben 
Zehnteln unterwerfe ich dem halben Satz, ein 
Sechstel dem ganzen Satz. Er muß das auch 
für den Eigenverbrauch berücksichtigen. Jedes 
Glaserl Haustrunk, meine Damen und Herren, 
.:nuß er in fünf Sechstel und ein Sechstel 
unterscheiden. (Abg. Dr. Hau seI: Er soll 
es in Achteln unterteilen! - Heiterkeit.) Wir 
werden also auch dem Weinproduzenten einen 
Kleincomputer in seinen Keller stellen müs­
sen, wenn wir das hier vollziehen wollen. 
Oder, Herr Finanzminister, muß er eine 
Gesamtrechnung seiner Erzeugung machen? 
:Muß er sagen: Wenn ich von meiner Gesamt­
erzeugung fünf Sechstel schon verkauft habe, 
muß ich dann das letzte Sechstel mit dem 
vollen Satz versteuern? 

Diese Frage steht hier im Raum. Ia.~ bin 
der Meinung, daß das Letztere, von der 
Gesamterzeugung, nicht geht, denn die Mehr­
wertsteuer liegt ja nicht auf der Fechsung, 
sondern auf dem Verkauf. 

Herr Finanzministerl Erinnern wir uns an 
gewisse Praktiken anläßlich der Bewertungs­
gesetz-Novelle. Man ist von Ihrer SeHe im 
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Hause herumgegangen und hat so unter der 
Hand gesagt: Vi, da sind Fehler drin, da 
lassen wir sie hineintanzen! Im Bundesrat 
hat man dann ein Feuerwerk wegen ein paar 
läppischer Zitierfehler verursadlt. (Abg. 
S k r i t e k: Läppisch waren sie nichtJ) Daher 
werden Sie von der SPO sidl sidlerlich wun­
dern, warum wir Ihnen hier diese Fehler auf-

vielleicht sedls bis siebenmal mehr Fachleute 
als bei uns mit ein und derselben Materie -, 
mußte man allein noch 621 Druckseiten seitens 
des Finanzministeriums herausgeben, um das 
deutsdle Mehrwertsteuergesetz' in Form von 
Verordnungen und Erlässen vollziehbar zu 
machen. 

. zeigen und Sie nidlt einfach !in eine unvoll­
ziehbare Bestimmung hineintanzen lassen. 

Hohes Haus! Wir zeigen Ihnen die Fehler 
auf, wir bleiben konsequent auf unserer Linie. 
(Zustimmung bei der OVP.) Wir bleiben auf 
dieser Linie, auch wenn Sie unsere Anträge 
teils stillsdlweigend, teils ausdrücklidl, meist 
aber auch, Herr Finanzminister, mit Hochmut 
abgelehnt haben. Wir zeigen eben das Inter­
esse, das wir den Finanzbeamten, die dieses 
Gesetz vollziehen müssen, entgegenbringen. 
Wir zeigen dieses Interesse gegenüber den 
Abgabepflichtigen, die nicht in Fehler hinein­
tanzen sollen. Ich bin nur neugierig, ob Sie 
von der SPO nun auch konsequent bleiben 
und diesen Fehler beharrlich negieren, weil 
er von der OVP aufgedeckt worden ist. Zeit 
genug hätten Sie noch, im Laufe der Debatte 
einen Abänderungsantrag einzubringen, daß 
man in § 10 Abs. 2 Z. 4 das Wort, mit dem 
Sie kein Glück haben - nämlich das Wort 
"soweit" -, durch "wenn" ersetzen sollte. 

Aber das, Hohes Haus, ist nur eines der 
vielen Probleme um die Weinbesteuerung, 
auf die dann der Weinbauern-Abgeordnete 
meiner Fraktion, Herr Abgeordneter Hietl, 
noch kommen wird. 

Ich möchte nur noch anmerken, daß die 
Husch-Pfusch-Methode bis zum letzten Augen­
blick in diesem Hause Platz greift. Der Herr 
Beridlterstatter mußte drei Fehler im Bericht 
bringen und hat das so gebracht, als sei die 
Parlamentsdirektion dabei schuld. Mitnichtenl 
Die Leute, die daran gearbeitet haben, wissen 
ganz genau, daß Sie von der sozialistischen 
Fraktion unrichtige Unterlagen zur Verfügung 
gestellt haben, und nicht die Parlaments­
direktion. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herrenl Ich komme zum 
Abschluß meiner Ausführungen. Die Sorge der 
Osterreichischen Volkspartei über die schwe­
ren Vollziehungsschwierigkeiten sind dadurch 
verstärkt, daß, wie ich schon erwähnt habe, 
im Gegensatz zur deutschen Bundesrepublik 
die österreichische Verfassungslage dem 
Finanzminister nur einen ganz besdlränkten 
Spielraum einräumt, Gesetzesmängel im Erlaß­
wege zu korrigieren. Gerade in der deutschen 
Bundesrepublik, wo man dieses Gesetz sehr 
sorgfältig einführen konnte - das ist keine 
Schande für Osterreich, dort beschäftigen sich. 

Hohes Haus! Die OVP-Unterhändler und 
auch ihre Experten, denen wir hier in aller 
Form unseren Dank abstatten für die Mithilfe, 
die sie geleistet haben, haben in den vier­
monatigen Beratungen Fleiß, Energie und auch 
ein Stück Herz in die Sache gelegt, wissend, 
daß sich auch die SPO ihre Leistungen zunutze 
machen wird. Vielleicht verlacht man uns 
OVP-Unterhändler heimlich oder sogar offen 
wegen dieses Einsatzes, weil es für Sie als 
Sozialisten schwer verständlidl sein mag, 
Staatsinteressen vor Parteiinteressen zu stel­
len. (Beifall bei der OVP.) 

Das OVP-Verhandlungsteam beendet heute 
diese Beratungen mit der Genugtuung, die 
mangelhafte Regierungsvorlage in elmgen 
Punkten verbessert zu haben und in einem 
umfassenden Minderheitsbericht dargestellt zu 
haben - und sie wird es noch darstellen -, 
warum die Osterreichische Volkspartei die 
Verantwortung für ein Mehrwertsteuergesetz 
mit diesem Inhalt ablehnt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Herr Abgeordneter Doktor 
Neuner hat einen Entschließungsantrag und 
zwei Abänderungsanträge eingebracht. Er hat 
sie nicht verlesen, ich muß daher einen der 
Herren Schriftführer bitten, die Verlesung vor­
zunehmen. Herr Abgeordneter Dr. Fiedler, 
darf ich Sie darum bitten. (Abg. Dr. F i e d 1 er: 
Obwohl der Herr Zeillinger heute Dienst hat? 
- Heiterkeit.) Bitte, der Herr Abgeordnete 
Zeillinger ist bereit, das zu tun. Der Herr 
Abgeordnete Zeillinger verliest die Anträge. 
(Abg. Mit te r e r: Zeillinger hat Hemmun­
gen, das zu verlesenj das ist das erstemal! -
Gegenrufe bei der SPO. - Abg. Dr. F i e dIe r: 
Auch dringliche Anfragen der anderen Partei 
wurden immer vom diensthabenden Schrift­
führer verlesen, das ist eine lJbung in diesem 
Hause!) 

Schriftführer Zeillinger: Die Entscheidung 
liegt beim Herrn Präsidenten. 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten DDr. Neuner, Dr. Keimel 
und Genossen betreffend gesonderter Aus­
weis der durch das Umsatzsteuergesetz 1972 
und durch das Bundesgesetz über die Ein­
führung des Umsatzsteuergesetzes 1972 ver­
ursachten Einnahmen und Ausgaben im 
Budget und im Amtsblatt der österreichi­
schen Finanzverwaltung. 
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Sduiftführer 
Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Finanzen wird 
aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, daß 
die durch das Umsatzsteuergesetz 1972 und 
das Bundesgesetz über die· Einführung des 
Umsatzsteuergesetzes 1972 verursachten 
Einnahmen und Ausgaben im Budget und 
im Amtsblatt der Osterreichischen Finanz­
verwaltung jeweils gesondert ausgewiesen 
werden. Dies gilt insbesondere für die 
Selbstverbraudlsteuer, die abzugsfähige 
Vorsteuer gemäß § 21 des Umsatzsteuer­
gesetzes 1972, die zusätzliche Steuer auf 
Wein gemäß § 22 Abs. 2 Umsatzsteuer­
gesetz 1912 und die Ubergangsregelungen 
für das Anlagevermögen gemäß § 28 Um­
satzsteuergesetz 1912. 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten DDr. Neuner, Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr, Dr. Keimel, DDr. König, Hietl 
und Genossen zur Regierungsvorlage (145 
der Beilagen) betreffend ein Bundesgesetz 
über die Besteuerung der Umsätze - (Um­
satzsteuergesetz 1972) in der Fassung des 
Berichtes des Finanz- und Budgetausschus­
ses (382 der Beilagen). 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. a hat zu lauten: 

"a) wenn ein Unternehmer im Inland 
Gegenstände aus seinem Unternehmen für 
Zwecke entnimmt, die außerhalb des Unter­
nehmens liegen". 

2. § 3 Abs. 11 hat zu lauten: 

,,(11) Eine sonstige Leistung wird im In­
land ausgeführt, wenn sie ausschließlich 
oder zum überwiegenden Teil im Inland 
ausgewertet (verwertet) wird oder wenn 
eine Handlung oder ein Zustand im Inland 
geduldet oder eine Handlung im Inland 
unterlassen wird." 

3. Im § 7 Abs. 1 Z. 2 hat die lit. b wie 
folgt zu lauten: 

"b) wenn der ausländische Abnehmer den 
Gegenstand abholt oder abholen läßt und 
in das Ausland verbringt oder verbringen 
läßt. Der ausländische Abnehmer kann die 
von ihm eingekauften Gegenstände beim 
inländischen Lieferer oder von dem inländi­
schen Ort abholen oder abholen lassen, zu 
dem der Lieferer die Gegenstände befördert 
oder versendet hat oder an dem der Lieferer 
sie selbst eingekauft hat. Zur Abholung 
benutzte Fahrzeuge können inländische oder 
ausländische sein;" 

4. § 12 hat wie folgt zu lauten: 

" Vorsteuerabzug 

§ 12. (1) Der Unternehmer, der eine Lie­
ferung oder sonstige Leistung im Inland 
ausführt oder dort einen Sitz oder eine 
Betriebsstätte hat, kann die folgenden Vor­
steuern abziehen: 

1. Die von anderen Unternehmern in 
einer Rechnung (§ 11) an ihn gesondert aus­
gewiesene Steuer für Lieferungen oder son­
stige Leistungen, die im Inland für sein 
Unternehmen ausgeführt worden sind; 

2. die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für 
Gegenstände, die für sein Unternehmen ein­
geführt worden sind. Werden die eingeführ­
ten Gegenstände bereits im Ausland an 
einen inländischen Abnehmer geliefert (§ 3 
Abs. 8), so gelten sie als für den inländi­
schen Abnehmer - im Falle mehrerer in­
ländischer Abnehmer (z. B. beim Reihen­
geschäft) für den letzten inländischen Ab­
nehmer - eingeführt; 

3. anläßlich von Sacheinlagen die nach­
weislich auf der Lieferung oder Einfuhr der 
eingebrachten Gegenstände zum Zeitpunkt 
der Sacheinlage lastende Umsatzsteuer 
oder Ausgleichsteuer (Einfuhrumsatzsteuer). 

(2) Vom Vorsteuerabzug sind ausgeschlos­
sen: 

1. Die Steuer für die Lieferungen und die 
Einfuhr von Gegenständen, soweit der 
Unternehmer diese Gegenstände zur Aus­
führung steuerfreier Umsätze verwendet; 

2. die Steuer für sonstige Leistungen, so­
weit der Unternehmer diese sonstigen Lei­
stungen zur Ausführung steuerfreier Um­
sätze in Anspruch nimmt. 

Der Ausschluß vom Vorsteuerabzug tritt 
nicht ein, wenn die Umsätze nach § 6 Z. 1 
bis 7 steuerfrei sind. 

(3) Bewirkt der Unternehmer neben Um­
sätzen, die zum Ausschluß vom Vorsteuer­
abzug führen, auch Umsätze, bei denen ein 
solcher Ausschluß nicht eintritt, so hat der 
Unternehmer die Vorsteuerbeträge nach 
Maßgabe der Abs. 1 und 2 in abziehbare 
und nichtabziehbare Vorsteuerbeträge auf­
zuteilen. 

Eine Aufteilung nach dieser Bestimmung 
hat zu unterbleiben, wenn die steuer­
befreiten Umsätze nicht mehr als 1 Prozent 
des Gesamtumsatzes betragen. 

(4) Abweichend von der Auf teilung nach 
Abs. 3 kann der Unternehmer auf Antrag 

1. die Vorsteuerbeträge nach dem Ver­
hältnis der zum Ausschluß vom Vorsteuer-
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abzug führenden Umsätze zu den übrigen 
Umsätzen in nichtabziehbare und abziehbare 
Vorsteuerbeträge aufteilen, oder 

2. nur jene Vorsteuerbeträge nach dem 
Verhältnis der Umsätze aufteilen, die den 
zum Ausschluß vom Vorsteuerabzug nach 
Abs. 2 führenden Umsätzen oder den übri­
gen Umsätzen niCht ausschließliCh zuzu­
reChnen sind. 

Einfuhren sind nicht Umsätze im Sinne 
dieser Vorschrift. 

(5) Bei Anwendung der Abs. 3 und 4 hat 
das Finanzamt auf Antrag zu gestatten, daß 
ein in der Gliederung des Unternehmens 
gesondert geführter Betrieb wie ein selb­
ständiges Unternehmen behandelt wird. 

(6) Die Träger der Sozialversicherung und 
ihre Verbände und die Träger des öffent­
lichen Fürsorgewesens sind zum Vorsteuer­
abzug auch da:r:n berechtigt, wenn die Rech­
nung auf den Namen des Versicherten oder 
des Hilfeempfängers lautet. Die in einer 
solchen Rechnung ausgewiesene Vorsteuer 
ist insoweit abziehbar, als sie auf den dem 
Rechnungsempfänger gewährten Kosten­
ersatz entfällt. 

(7) Bei Rechnungen im Sinne des § 11 
Abs. 6, 9, 10 und 11 kann der Unternehmer 
den Vorsteuerabzug in Anspruch nehmen, 
wenn er die Rechnungsbeträge in Entgelt 
und Steuerbetrag aufteilt. 

(8) Ändern sich bei einem Gegenstand, 
den der Unternehmer in seinem Unter­
nehmen als Anlagevermögen verwendet 
oder nutzt, in den auf das Jahr der An­
schaffung oder Herstellung folgenden vier 
Kalenderjahren die Verhältnisse, die für 
den Vorsteuerabzug maßgebend waren, so 
ist für jedes Jahr der Änderung ein Aus­
gleich durch eine Berichtigung des Vor­
steuerabzuges durchzuführen. Bei der Be­
richtigung ist für jedes Jahr der Änderung 
von einem Fünftel der gesamten auf den 
Gegenstand entfallenden Vorsteuer auszu­
gehen. 

(9) Ändern sich bei einem Gegenstand, den 
der Unternehmer für sein Unternehmen her­
gestellt oder erworben hat und der nicht 
zum Anlagevermögen gehört, oder bei son­
stigen Leistungen, die für sein Unternehmen 
ausgeführt worden sind, in einem späteren 
Veranlagungszeitraum die Voraussetzun­
gen, die für den Vorsteuerabzug maßgebend 
waren, so ist die Berichtigung des Vor­
steuerabzuges für den Veranlagungszeit­
raum vorzunehmen, in dem die Änderung 
eingetreten ist. 

(10) Die Bestimmungen der Abs. 8 und 9 
gelten sinngemäß auch für Gegenstände, 
die nicht zu einem Betriebsvermögen ge­
hören. 

(11) Wird ein Gegenstand durch einen 
Frachtführer oder Verfrachter auf Kosten 
des Empfängers an diesen befördert oder 
eine solche Beförderung durch einen Spedi­
teur besorgt, so gilt für den Vorsteuer­
abzug die Beförderung oder deren Besor­
gung als für das Unternehmen des Emp­
fängers der Sendung ausgeführt, auch wenn 
dieser in der Rechnung über die Beförde­
rung oder deren Besorgung nicht genannt 
ist. .. 

5. § 13 hat wie folgt zu lauten: 

"Vorsteuerabzug bei Reisekosten 

§ 13. (1) Die abziehbare Vorsteuer von 
Aufwendungen, die anläßlich von Reisen 
(Dienstreisen) oder betrieblich verursachten 
Fahrten anfallen, beträgt 8 Prozent jenes 
Betrages, den der Unternehmer oder eine 
zum Unternehmen gehörende Organgesell­
schaft auf Grund der einkommensteuerrecht­
lichen Vorschriften als Betriebsausgabe ab­
setzen darf. 

(2) Als Beleg für die Aufwendungen an­
läßlich von Reisen (Dienstreisen) und Fahr­
ten, für die Abs. 1 anzuwenden ist, gelten 
jene Belege und Aufzeichnungen als aus­
reichend, die für einkommensteuerrechtliche 
(lohnst.euerrechtliche) Zwecke zu führen be­
ziehungsweise aufzubewahren sind." 

6. Im § 17 hat der Abs. 2 wie folgt zu 
lauten: 

,,(2) Unternehmer, die weder gemäß § 124 
oder § 125 Bundesabgabenordnung verpflich­
tet sind, Bücher zu führen, noch solche 
Bücher freiwillig führen, können die Steuer 
nach den vereinnahmten Entgelten berech­
nen (Istbesteuerung)." 

7. Im § 17 hat der Abs. 3 wie folgt zu 
lauten: 

,,(3) Beim Ubergang von der Besteuerung 
nadl Solleinnahmen (Sollbesteuerung) zur 
Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten 
(Istbesteuerung) hat der Unternehmer die 
für spätere Umsätze bereits vereinnahmten 
Entgelte zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt 
zu versteuern. Bei dem Ubergang von der 
Istbesteuerung zur Solibesteuerung hat der 
Unternehmer bereits früher bewirkte Um­
sätze, für die ein Entgelt noch nicht verein­
nahmt wurde, zum nächsten Fälligkeitszeit­
punkt zu versteuern." 

8. Im § 17 haben die Abs. 4 und 5 zu 
entfallen. 
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9. Im § 17 erhalten die bisherigen Abs. 6 

und 7 die Bezeichnung Abs. 4 und 5. 

10. im § 19 Abs. 2 hat die Z. 2 zu lauten: 

,,2. für den Eigenverbrauch mit Ablauf 
des Veranlagungszeitraumes." 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten DDr. Neuner, Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr, Dr. KeimeI, DDr. König, Hietl 
und Genossen zur Regierungsvorlage (227 d. 
B.) betreffend ein Bundesgesetz über die 
Einführung des Umsatzsteuergesetzes 1912 
in der Fassung des Berichtes des Finanz­
und Budgetausschusses (383 d. B.). 

1. Im Artikel II Abs. 1 hat die Z. 1 zu 
lauten: 

,,1. Das Umsatzsteuergesetz 1959, BGBl. 
NT. 300/1958, in der am 31. Dezember 1973 
geltenden Fassung, soweit nicht im § 28 
Umsatzsteuergesetz 1972 etwas anderes be­
bestimmt wird." 

2. Im Artikel II Abs. 1 Z. 2, 6, 7, 10, 12, 
13 und 14 ist die Jahreszahl ,,1912" jeweils 
durch die Jahreszahl ,,1973" zu ersetzen. 

3. Im Artikel IV hat die Z. 1 zu lauten: 
,,1. § 4 Abs 2 lit. c und d werden aufge­

hoben." 

4. Im Artikel V hat die Z. 2 wie folgt 
zu lauten: 

,,2. § 9 hat zu lauten: 
,Schuldausschließungs- und Rechtfertigungs-

gründe 
§ 9. Dem Täter wird weder Vorsatz noch 
Fahrlässigkeit zugerechnet, wenn ihm bei 
einer Tat ein entschuldbarer Irrtum unter­
lief, der ihn das Vergehen oder das darin 
liegende Unrecht nicht erkennen ließ. Der 
Irrtum ist nicht entschuldbar, wenn der 
Täter die ihm zumutbare Sorgfalt grob­
fahrlässig verletzt hat.' " 

5. Im Artikel Verhalten die bisherigen 
Z. 2 bis 8 die Bezeichnung Z. 3 bis 9. 

6. Im Artikel V hat die Z. 10 zu lauten: 
,,10. Nach § 54 ist ein neuer § 54 a mit 

folgendem Wortlaut einzufügen: 

,§ 54 a. Besteht gegen Notare, Rechtsan­
wälte oder Wirtschaftstreuhänder Verdacht 
eines in Ausübung ihres Berufes bei der Be­
ratung in Abgabensachen begangenen Fi­
nanzvergehens, so ist die Verfolgung dieser 
Personen nach diesem Gesetz nur dann zu­
lässig, wenn sie sich hiebei einer Berufs­
pflichtverletzung schuldig gemacht haben. 
Ob eine solche Verletzung der Berufs­
pflichten vorliegt, ist über Anzeige der 
Finanzstrafbehörde im Disziplinarverfahren 
zu entscheiden,' " 

7. Im Artikel Verhält die bisherige Z. 9 
die Bezeichnung Z. 11. 

8. Im Artikel V hat die Z. 12 wie folgt 
zu lauten: 

,,12. Im § 55 Abs. 4 ist am Ende des Ab­
satzes der Punkt durch einen Beistrich zu er­
setzen und anzufügen: ,die Disziplinaran­
zeige der Finanzstrafbehörde nach § 54 a'," 

9. Im Artikel V erhalten die bisherigen 
Z. 10 bis 12 die Bezeichnung Z. 13 bis 15. 

10. Im Artikel VI wird dem Abs. 1 folgen­
der zweiter Satz angefügt: 

"Entsprechendes gilt für vergütungsfähige 
Vorgänge gemäß § 28 des Umsatzsteuer­
gesetzes 1972," 

11. Im Artikel VI wird die Zitierung 
,,1. Jänner 1973" jeweils ersetzt durch die 
Zitierung ,,1. Jänner 1974". 

12. Im Artikel VII Z. 1 lit. a ist die 
Zitierung ,,§ 12 Abs. 10 und 11 des Umsatz­
steuergesetzes 1972" zu ersetzen durch die 
Zitierung ,,§ 12 Abs. 8 und 9 des Umsatz­
steuergesetzes 1972". 

13. Im Artikel VII Z. 2 sind die Zitierun­
gen ,,31. Dezember 1972" und ,,1. Jänner 
1973" jeweils zu ersetzen durch die Zitie­
rungen ,,31. Dezember 1973" und ,,1. Jänner 
1974". 

13 a. Im Artikel VII Z. 3 sind die Worte 
"Umsatzsteuer für den Selbstverbrauch" 
durch das Wort "Investitionssteuer" zu er­
setzen; die Worte "auf dessen Selbstver­
verbrauch sie entfällt" sind zu ersetzen 
durch die Worte "für welches sie zu ent­
richten ist". 

14. Im Artikel VIII Z. 1 sind die Zitierun­
gen ,,31. Dezember 1972" und ,,1. Jänner 
1973" jeweils zu ersetzen durch die Zitie­
rungen ,,31. Dezember 1973" und ,,1. Jänner 
1974". 

15. Die bisherige Bestimmung des Arti­
kels IX erhält die Bezeichnung Z. 1, wobei 
die Jahreszahl ,,1972" durch die Jahreszahl 
,,1973" zu ersetzen ist. 

Folgende neue Z. 2 ist anzufügen: 

,,2. Gutschriften im Sinne des § 21 Abs. 
des Umsatzsteuergesetzes 1972 gelten als 
Uberzahlung im Sinne des § 14 Tarifpost 6 
Abs. 5 Z. 4 des Gebührengesetzes 1957 in 
der jeweils geltenden Fassung," 

16. Im Artikel X Z. 1 sind die Zitierungen 
,,55% ", ,,47% " und ,,34%" zu ersetzen durch 
die Zitierungen ,,53% ", ,,45% " und ,,32% ". 
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17. Im Artikel XI Z. 1 ist die Zitierung 
"für das Jahr 1972" zu ersetzen durch die 
Zitierung "für das Jahr 1973"; in der Z. 3 
ist die Zitierung Irbis spätestens 1977" zu 
ersetzen durch die Zitierung "bis spätestens 
1978". 

18. Im Artikel XII ist die Zitierung 
,,1. Jänner 1973" jeweils zu ersetzen durch 
die Zitierung ,,1. Jänner 1974". 

19. Im Artikel XIII sind die Zitierungen 
,,31. Dezember 1972", ,,15. Mai 1972", 
,,15. Februar 1973", ,,31. Dezember 1967", 
lIdes Jahresbetrages für 1972" durch die 
Zitierungen ,,31. Dezember 1973", ,,15. Mai 
1973", ,,15. Februar 1974", ,,31. Dezember 
1968", "des Jahresbetrages für 1973" zu 
ersetzen. 

20. Im Artikel XIV Abs. 1 ist die Zitie­
rung ,,1. Jänner 1973" zu ersetzen durch 
die Zitierung ,,1. Jänner 1974". 

Präsident Probst: Die eben vorgelesenen 
Änderungsanträge und der Entschließungsan­
trag sind genügend unterstützt und stehen 
auch in Verhandlung. 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Tull.Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO): Herr Präsi­
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Die seit 
Jahrzehnten tiefgreifendste und umfassendste 
Reform des österreichiischen Steuerrechtes, die 
durch die Ersetzung der bisherigen Umsatz­
steuer durch das neue Mehrwertsteuersystem 
nunmehr beschlossen werden soll, ist auf zwei 
Gründe zurückzuführen. Wir haben seit ge­
raumer Zeit wiederholt sowohl hier ,im Hause 
als auch lin .der Offentbichkeit klar zu erkennen 
gegeben, daß wlir von der Absicht lerfüllt ,sind, 
eine grundlegende Neuordnung des östeuei­
chischen Steuerrechtes in die Wege zu leiten, 
und wir slind der Meinung, daß das heute zu 
beschläeßende Gesetz ein Bestandteil dieses 
von der Sozlialistismen Partei lins Auge gefaß­
ten gesellschaftspolitJischen Reformwerkes dar­
stellt. 

Das bisherige Umsatzsteuersystem ist, vom 
Standpunkt der Verwaltung aus gesehen, ein 
ausgesprochener AnachroIllismus. Das vom 
seinerzeitigen Finanzminister POpiitz vor rund 
drei Jahrzehnten geschaffene Umsatzsteuer­
recht entsprach zwar lSicherllich den damaligen 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ver­
hältnissen, es stellt aber für unsere heutige 
Zeit berelits eine Erschwernis, einen Fremd­
körper dar. 

Neben di'esem Grund, das Umsatzsteuerrecht 
aus verwaltungstechnlischen, vereinfachenden, 
klarstellenden Gründen neu zu ordnen, gibt es 

noch einen zweiten Grund, der uns zu dieser 
Maßnahme bewogen hat und über den heute 
schon hier einiges ausgesagt worden ist. Das 
ist ein wJrtschaftspoltibischer, konkreter, exak­
ter ausgedrückt, ein außenwirtschaftlicher 
Grund. Die Mehrwertsteuer, deren Steuerbasis 
der Wertzuwachs eines Produktes darstellt und 
bei der die steuerliche Belastung gleich hoch 
auf jeder Stufe ist, muß als ausgesprochen 
integratJionskonform bereidmet werden, weH 
dieses System - und nur dieses System -
nach den bisher in den westlichen Staaten 
gewonnenen Erfahrungen einen exakten 
Grenzausgleich gewährleistet. 

Somit kann man wahrlich ohne Dbertre:i­
bung sagen, wlie .auch bereits der Herr Pinanz­
miIllister heube in seinen Ausführungen be­
merkt hat, daß es sich bei diesem Steuerrecht, 
bei diesem Steuersystem um das künftige 
europälische Umsatzsteuerrecht schlechthtin 
handeln wird. 

Der Herr Bundespaiteiobmann Schletinzer hat 
sich heute bemüßligt gefühlt, obzwar er sicher­
lich das Gesetz im Detatil nicht ISO durchleuchtet 
hat wie beispielsweise die Mitglieder des 
Unterausschusses Ihrer Frakt'ion, ein Pauschal­
urteil zu fällen, lindern er gesagt hat, diese 
Vofl.age sei nicht ausgereift, es Isei zu früh, 
dieses Gesetz hier zu behandeln, heute zu 
verabschieden. 

Meine Damen und Herren I Die mangelnde 
Wettbewerbsneutralität und die Unmöglich­
kedt der exakten Ermittlung der umsatzsteuer­
~ichen Belastung des btisherigen Umsatzsteuer­
systems hat in den letzten JahJ'len wiederholt 
Anlaß zu zahlreichen Beschwerden gegen 
Osterreich auf zw1schenstaatlticher Ebene gege­
ben. (Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) 

Herr Generalsekretär Mussil! Gerade Sie 
müßten das aus Ihrer Berufserf.ahrung wlissen! 
Ich lasse mich gerne von Ihnen lin diesem Zu­
sammenhang nicht nur beraten, sondern lich 
lasse mich auch gerne noch weiter aufklären, 
ich lasse mir noch gerne das eine oder andere 
von Ihnen sagen. Ich bin ja nicht so wie der 
eine oder der andere Ihrer Abgeordneten, die 
da meinen, wenn man IlIicht unbedingt jene 
Antwort lim Unterausschuß bekommt, die man 
hören will, daß dann diJese Frage entweder 
überhaupt nicht oder nur ungenügend beant­
wortet 'ist. (Zustimmung bei der SPt). - Abg. 
Dr. Mus s i 1: Ich werde Sie kollegial beraten!) 
Ich lasse midI sehr gerne belehren, und wenn 
Sie bessere Argumenbe ins Treffen zu führen 
haben, so tun S:ie es! Herr Abgeordneter Dok­
tor Muss:il! Sile werden ja heute noch Gelegen­
heit haben, von Idieser Stelle aus zu sprechen; 
vielledcht wird das eine Sternstunde des öster-
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Dr. Tull 
reichischen Parlamentes werden, wenn Sie uns 
mit völlig neuen Erkenntnissen hier konfron­
tieren werden. Tatsache äst, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter Dr. Mussil, Herr Generalsekre­
tär der Bundeswirtschaftskammer, daß, wlie Sie 
ja wissen werden, im Jahre 1958 belispiels­
weise dlie frühere OEEC heftige Kritik am bis­
herigen österrelichischen Umsatzst1euersystem 
geübt hat, daß 1962 slich Osterreich dem GA TI 
gegenüber verpflichtet hat, die Problematik des 
österreichischen Umsatzsteuersystems, die 
Schwierigkeiten, die damit zusammenhängen, 
endlich einmal auszuräumen. (Abg. Doktor 
Mus s i 1: Es ist ausgehöhlt worden!) Es dürfte 
auch nicht Ihrer geschätzten Aufmerksamkeit 
entgangen sein, daß 1965 äm Zusammenhang 
mit EFTA-Gesprächen die damalige Umsatz­
steuer und auch die heutige, bisher in Geltung 
stehende Umsatzsteuer als nicht wettbewerbs­
neutral im grenzüberschreitenden Verkehr und 
somit als nicht EFT A-konform deklariert wor­
den ist. (Abg. Dr. Mus s i 1: Dieheutige? Herr 
Abgeordneter Dr. Tull! Was sind das für Un­
gereimtheiten! Zwischenruf des Abg. 
Dkim. Gor ton.) 

Wlir kommen auf alles zu sprechen. Alles zu 
seiner Zeit! Sie sollten nie so überschnell und 
übereilig, so vorlaut sein, lassen Sie sich Zeit, 
w;ir wenden uns über alle Fragen heute in 
Ruhe unterhalten. (Beifall bei der SPO. - A.bg. 
Dkfm. Gor ton: In wessen Auftrag sprechen 
Sie?) Im Auftrag der Sozlialistischen P,artei 
Osterreichs, die sich zu diesem Gesetz als einer 
unbedingten wirtschaftlichen Notwendigkeit 
für die gesamte östeIl1eichische Bevölkerung 
bekennt. (Beifall bei der SPO.) 

In der Folge haben - Herr Dkfm. Gorton, 
Sli'e sind meines Wissens mit außenwlirtschaft­
llichen Problemen beruflich beschäftigt - die 
österreichiischen Delegationen bei EFTA-Kon­
ferenzen über Druck verschiedener EFT A-Staa­
ten wiederholt Termine für die voraussicht­
l,iche Inkraftsetzung eines wettbewerbsneutra­
len österreichischen Umsatzsteuerrechtes ange­
kündigt, immer mit Zustimmung des jeweili­
gen FlinanzmJinisters, ohne daß firn Grunde 
genommen bis zum heutigen Tag etwas ge­
schehen ist. 

Herr Bundesparteiobmann Dr. Schleinzer hat 
sich in seinen Ausführungen hauptsädüich mit 
zwei Problemen dieser ganzen MateI1ie be­
schäftigt, mit dem Wlirksamkeitsbeginn und 
mit der Höhe des Steuersatzes. 

Ich hoffe, daß der Herr Bundesparteiobmann 
Dr. Schle:inzer dem Verfasser seines Konzeptes 
nicht zürnen wird, weil er ihm einige Kuckucks­
eier unterlegt hat, die der Herr Bundespartei­
obmann ausbrüten mußte, lindern man nämlich 

falsche Zahlen angegeben hat. Man hat ihm 
in sein Konzept falsche Zahlen elingeschmug­
gelt. Er hat beispielsweise behauptet, daß die 
Wachstumsrate 1965 2,6 Prozent betragen hat. 
Das stimmt nicht. Damals betrug si,e 3,4 Pro­
zent. Allerdings ist ,sie lin der Zeit der OVP­
Alleinregierung, und zwar tim Jahre 1967, auf 
2,4 Prozent zurückgegangen. Herr Dr. Schle;in­
zer hat heute Mer lin düsteren Prophezeiungen 
gleradezu eine Weltuntergangsstimmung her­
aufzubeschwören versucht (Abg. Dr. Mus s j 1: 
Hat er nie getan!), Wleil dieses Gesetz nunmehr 
mdt 1. Jänner 1973 verabsch~edet werden soll 
und weil ein Steuersatz, e'in aufkommensneu­
traler Steuersatz von 16 Prozent, den öster­
reidllischen Verhältnissen angemessen, im Ge­
setz verankert list. 

Es wäre Slicherlich sehr einfach, es wäre 
wesentlich leichter, die Wahl eines I1ichHgen 
ZeHpunktes zu treffen, meine Herren des 
Osterreichischen Wirtschaftsbundes, wenn dde 
Konjunkturprognostiker absolut verläßl!iche 
Angaben machen könnten. Nun ist das aber 
nicht der Fall. Das w.issen war. (Abg. Doktor 
Mus s i 1: Die Regierung hat einen rein politi­
schen Zeitpunkt gewähltl) DJe Konjunktur ist 
es - und darüber sind wlir einer Meinung, 
meline Damen und Herren von der Osterreichi­
schen Volkspartei, Sie wie auch wir und wie 
selbstverständlich auch die Regierung -, die 
neben verscbJiedenen anderen Faktoren, auf 
die ich jetzt in diesem Zusammenhang nicht 
näher zu sprechen kommen möchte, bestimmt, 
ob und linwieweit die Einführung dieses neuen 
Umsatzsteuersystems Pre'iserhöhungen aus­
lösen muß. Umgekehrt beeinflußt aber zwei­
felsohne auch die Umstellung des Systems im 
System von der bisherigen Verrechnungsart 
auf die neue die AusgabendispoS'itionen in der 
Wirtschaft und bestimmt damit auch entschei­
dend den Verlauf, den we:iteren, den künftigen 
Verlauf der österreichJischen Konjunktur. 

Eine sehr lebhafte oder überhitzte Konjunk­
tur würde zweifelsohne, wenn nicht vorsorg­
llieh weitere Maßnahmen ins Auge gefaßt wer­
den würden, auf die wir noch zu sprechen 
kommen werden, schon recht kI1itische Preis­
steigerungen bew.irken. Der untere Konjunk­
turwendepunkt, Herr Abgeordneter Doktor 
MusSliI - da Slind wir ebenso wieder einer 
Auffassung, hoffe ich -, ist zweifelsohne für 
einen Systemwechsel der relativ günstigste 
Zeitpunkt. 

Nun hat laut Feststellungen verschiedener 
Wirtschaftsexperten auch aus dem Kreise der 
Bundeswiirtschaftskammer, meine Damen und 
Herren von der Osterreichismen Volkspartei, 
die österre:ichische Konjunktur ihren Kulmina­
tionspunkt im derzeitigen Zyklus zur Jahres-
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wende 1971/72 erreicht (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Das weiß niemand!) und befindet sich bereits 
bis zu einem gewissen Grade sichtbar für 
jedermann in einer gewissen Phase der Ent­
spannung. Dafür sprechen auch einige Indika­
tODen eine deutliiche Sprache. (Zwischenrufe 
des ß.bg. Dr. Mus s i 1.) Aber um Gottes wil­
len! Sie slind doch nicht ISO unfehlbar wie der 
Papst und nicht so allwissend wlie der liebe 
Gott, Herr Dr. Mussil! Das weDden Slie sich 
doch wohl selbst I1licht zumuten wollen. Ich be­
rufe mich hiier auf Experten, die nicht zuletzt 
aus Ihnen nahestehenden Kreisen kommen und 
die beispielsweise feststellen, daß der Groß­
handelspreüSlindex bereits 'etwas zurückgeht, 
daß die Auftragslage in verschiedenen Berei­
chen der Industrie nicht mehr so günstig ,ist 
wie vor einigen Monaten, daß manche Bran­
chen der österrelidlischen Industrie bereits über 
unverkaufte FertJigwar.envorräte klagen. (Abg. 
Dr. Mus si 1: Verteufeln Sie nicht die Kon­
junktur!) Und daß sich die Produktion dieser 
Lage anzupassen beginnt, das ist, glaube lieh, 
eine ganz konsequente Erscheinung, sodaß da 
und dort die Dynamik schon etwas nachge­
lassen hat. 

Zweifelsohne wäre der lideale Zeitpunkt für 
die Einführung der Mehrwertsteuer - und 
das hat der Herr Finanzmilliister heute klar 
ausgesprochen - e,ine Rezession. Versch!ie­
dene Herren, vor allem einer, haben j<a vor 
einem Jahr oder vor eineinhalb Jahren einmal 
ganz finstere Andeutungen gemacht, daß man 
so etwas unter Umständen auch einmal dn die 
Uberlegungen einbeZliehen könnte, daß man 
unter Umständen künstlich einen gewiissen 
Konjunktureinbruch heraufbeschwören könnte. 
(ZwisGl-zenrufe des Abg. Dr. Mus s i 1. -
Gegenrufe bei der SPO.) 

Das ist für uns, meine Damen und Herren 
von der Osterreichischen Volkspartei, undis­
kutabel, und ich möchte Ihnen noch einmal 
das sagen, was ,ich Ihnen bereits vor einigen 
Monaten von dieser Stelle aus sehr deutlich 
klargemacht habe: Wir beschäftigen uns lieber 
mit den Problemen in der Folge einer weiter 
wachsenden Wirtschaft, lin der die Arbeits­
plätze g.esichert slind, als mit Folgen der· wirt­
schaftlichen Stagnation, einer ~ezesSlion oder 
gar einer Krise konfrontiert zu werden. (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Wer hat die Wachstumsgesetze 
gemacht? Sie oder wir? Wer hat dagegen­
gestimmt?) 

Die Experten aller maßgebenden Binnich­
tun gen sind der Meinung, daß die konjunk­
~urellre Situation, daß die augenblickliche 
Situation für den Einführungstermin verhält­
nismäßig sehr günstig äst. (Abg. 0 i e nb ö c k: 
Vlahlen fehlen!) Das hat mit Wahlen gar nichts 

zu tun, Herr Kollege! Sie wissen ganz genau, 
daß wir schon mit Rücksicht auf unser Ansehen 
in der Welt und auch deswegen, weil wir 
unsere Reputation in der Welt wahren wollen, 
endlich e'inmal das einlösen wollen, was wir 
schon Srelit vüelen Jahren in Ausslicht stellen 
und versprochen haben. (Beiiall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Notwendig wer­
den allendings entsprechende kompensato­
rische Maßnahmen sein. Zum Beispiel werden 
die Zollsenkung,en lim Rahmen des EWG-Uber­
einkommens zweifelsohne einen wertvollen 
Beitrag leisten können, aber auch die Maßnah­
men der administrativen PreispolitJik könnten 
- jetzt werden Sie hellhörig, Herr Dr. Mussil, 
das kann lich mir sehr gut vorstellen, daß Sie 
jetzt hellhörig werden - leinen sehr wert­
vollen Beitrag leisten, um zu verhiindern, daß 
es zu Preisexzessen kommt, daß es zu Preis­
verteuerungen kommt, wie sie Ihr Kollege 
Dr. Neuner in geradezu unverantwortlicher 
Art und Weise im Fernsehen heraufzube­
schwören versucht hat. (Dkfm. Gor ton: Sie 
werden noch staunen, welche Verteuerungen!) 

Belgien ist zum Beispiel ein Mehrwert­
:tvlusterschüler gewesen, und zwar deswegen, 
weil man dort bereit gewesen ist, entspre­
chiende begleitende Maßnahmen auf dem Preis­
sektor zu treffen. (Abg. Dr. M u 8 si 1: Wo?) 
In Belgien, Herr Kollege Dr. Mussil! (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Die haben 6 Milliarden Ein­
nahmenverzicht durchgeführt, und der Finanz­
minister will einen Umstellungsgewinn von 
Milliarden 1ukrieren!) Ich komme noch darauf 
zu sprechen im Zusammenhang mit dem 
Steuersatz, Herr Kollege Dr. Mussill - Wir 
würden uns glücklich schätzen, könnten wir 
hier in Osterreich die gleichen Maßnahmen mit 
Ihrer Unterstützung beschließen, denn dann 
hätten wir die Gewähr, daß wir die Preisent­
wicklung in den Griff bekommen. Dort war der 
Preisanstieg nur 1,6 Prozent. (Abg. Dok tor 
Mus s i 1: Das ist Ihnen zuwenig?) 

Herr Kollege Dr. Mussil! Wenn sich der 
Herr Bundesparteiobmann Dr. Schleinzer heute 
veranlaßt gesehen hat, darauf zu verweisen, 
daß man lin den Niederlanden vorsichtiger­
weise einen !Sehr nJiedrligen Steuers atz ins 
Auge gefaßt hat, so möchte ich Ihnen sagen, 
daß gerade die Niederlande das Land gewesen 
sind, in dem die Preise in den letzten Monaten 
verhältnismäßig sehr angestiegen sind. Das 
kann für uns wahrlich klein gutes Beispiel sein. 

Meine Damen und Herren! Jedenfalls sind 
wir der Meinung, daß man es IlJicht so machen 
kann, wie es vor einigen Tagen aus einer 
Publicity-Sucht im Fernsehen geschehen list 
mit den Täfelchen: Das muß teurer werden, 
das muß teureT werden, das muß teurer wer-
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den, dJi!e Tabakwaren müssen teurer werden, 
obzwar der gleiche Dr. Neuner im Unteraus­
schuß die Versicherung des Finanzministers 
entgegengenommen hat, daß die Tabakwaren 
nicht teurer werden. Obzwar der Finanzmini­
ster im Fernsehen sein Wort verpfändet hat, 
daß die T1abakwaren aus dem Tätel der Mehr­
wertsteuer Illicht teurer weI1den müssen, schrei­
ben Slie in Ihrem Minderheitsbericht trotzdem 
unverfrorenerweise apodiktdsch behauptend: 
Die Tabakwaren müssen - ich glaube - um 
5 Prozent teurer werden. (Zwischenrufe bei 
der avp.) 

Meine Damen und Herren! Sie können unbe­
sorgt sein: Dilese Regierung, die zuständigen 
Minister werden alles lin lihrer Macht Stehende 
tun, um drie Preise in den Griff zu bekommen 
und zu verhindern, daß eine Preislawine im 
Zusammenhang mit diesem Gesetz über die 
österrelichJische Wdrtschaft herniedergeht. (Abg. 
"\IV 0 d i c a: Nur bei den Bauern ist es anders!) 

Allerdings wlird man lin diesem Zusammen­
hang doch auch einmal klar Farbe bekennen 
müssen, was man da eigentlich will! (Abg. 
Wo d i c a: Doppelzüngig!) 

Meine Damen und Herren! Ich kann mich 'im 
Zusammenhang mit der letzten Treibstoffprei:s­
erhöhung an etwas erinnern: Als Herr Doktor 
Staribacher erklärt hat, er werde um jeden 
Groschen kämpfen, hat man das geradezu als 

"Die Vorgänge um die BenZJinpreiserhöhung 
sind ein deutliches Beispiel dafür, wie stabHi­
tätsbewußt der Herr Handelsminister sein 
kann. Obwohl er selbst anerkannt hat, daß auf 
Grund der Unterlagen die Forderungen der 
M'ineralölfirmen wirklich berechtigt sind, 
wurde lihnen unter sogenannten übergeord­
neten GeSlichtspunkten nur eine unzureichende 
Erhöhung zugestanden. Den Benzinfirmen blieb 
nichts anderes übI1ig, als diese ungenügende 
Lösung zur Kenntnis zu nehmen, da der Herr 
Handelsminister lihnen ein langwlieriges Preis­
prüfungsverfahren angedroht hat, falls sie 
seinen Vorschlägen nicht zustimmen." 

So lng. Sallinger. - Und auf den Plakat­
wänden draußen bringen Sie Plakate mit War­
nungen vor den "Preistreibern'" Wer macht 
h'ier Front für Preiserhöhungen: Dr. Stari­
bacher, di!e SOZliallisten oder die Vertreter der 
Bundeswlirtschaftskammer? (Beifall bei der 
SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Herr Dr. Mussäl! Sie haben keine Ursache, 
sich aufzuregen. Diese Rede I~st gehalten wor­
den, aus dieser Rede kann man nunmehr keiin 
Wort wegdiskutJieren. Die Rede ist f1estgena­
gelt. Ich bringe sie heute nur neuedich den 
Osterreichern und Osterreicherinnen ins Ge­
dächtnis. (Abg. G r a f: Herr Dr. Tull! Das ist 
das beste, wenn Sie SalJinger zitieren!) 

Ich zihlere weiter: 

den Auswuchs seiner Phant<lislie hIingestellt, "Ein weiteTter Bewe~is tür dieses Verhalten 
hat das lächerlich zu machen versucht und so des Herrn Handel:sministers bei notwendigen 
wetiter. Man hat gesagt, das sei doch alles Preis anträgen der Pnivatwirtschaft list die Be­
im Grunde genommen nichts anderes als ein handlung des Antrages auf eine Korrektur 
billiigles Propagandamanöver. (Abg. G ra f: der Frachtsätze des östermicruischen Straßen­
Das stimmtl) Sie sagen, das stimmt. (Ab9'

1 

~ütertarifs. Ein solcher Antrag wUI1de bereits 
G rat: J awoh1!) im Jahre 1970 dem Handelsministerium über­

Der PräSlident der Bundeswirtschaftskammer, 
Herr Ing. Sallinger, hat Slich veranlaßt gesehen, 
e<ine Rede zu halten, in der er ... (Abg. G r a f: 
Haben Sie etwas dagegen?) Nei'n, lieh bin froh, 
daß er sie gehalten hat. (Abg. G r a f: Sehr 
gutl) Ich werde mir erlauben, eine Passage 
dieser seiner Rede Ihnen jetzt neuer1ich in 
EI1innerung zu bIlingen, Herr KoHege Graf 
(Abg. G r a f: Bitte!), und dafür zu sorgen, daß 
die Bevölkerung :im weitesten Maße das er­
fährt, um Slich ein Bild über die Doppelzün91ig­
ke'it gewisser OVP-FunktionäI1e und -Wdrt­
schaftsvepantwortlicher machen zu können. 
(Abg. G r a f: Wenn Sie eine Passage aus einer 
Rede von Sallinger zitieren, so wird das die 
beste Passage Ihrer Rede sein!) 

Meine Damen und Herren! Der Herr Abge­
ordnete Ing. Sallinger hat damals folgendes 
wörtlich erklärt ... (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Mus s i 1.) Herr Kollege Dr. Mussil! Da­
mals list folgendes gesagt worden: 

mittelt. Die Tarifkorrektur ,ist vor allem des­
halb notwendig geworden, welil der Herr 
F.inanzminJister die Bundesm!ineralölsteuer für 
Dieselkraftstoff um 72 Prozent erhöht hat. 

Die Bundeswirtschaftskammer hat aus ge­
samtwirtschaftlichen Gründen nur eänen mäßi­
gen Erhöhungssatz beantragt, und zwar von 
71

/2 Prozent bis 8 Prozent. Der Herr Handels­
minister hat diesen Vorschlag bis zum heuti­
gen T,ag noch l1Jicht behandelt." 

So lliegen die Dinge. Wenn diese Regierung 
versucht, gegen unverantwortliche Preistreiber 
zu Felde zu ziehen, so stellen Sie sich schüt­
zend vor säe. (Heftiger Widerspruch bei der 
OVP.) In den Betrieben drauß'en aber betrei­
ben Sie eine lJizitatJionsp01itJik, indem Sie 
sagen, daß diese Regierung untätig gegen die 
Preiserhöhungen und gegen die Inflationspoli­
tik ist. (Zustimmung bei der' SPO. - Abg. 
Dr. Mus s i 1: Das ist ja unglaublich! Dagegen 
muß ich mich verwahren, Herr Collega!) Das 

194 
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ist die Wahrheit, Herr Dr. Mussil! Das hört 
man nicht gerne. Aber Sie werden es von mir 
hören, und zwar immer wlieder und so lange, 
so lange Sie sich solcher Mittel und solcher 
Methoden bedJienen. 

Die zweite Komponente, die eine sehr maß­
gebende Rolle spielt, ist die Frage des Steuer­
satzes. Es ist dies zweifelsohne die steuer­
psychologisch schwierigste Hürde für die 
Offentlichkeit. Herr Dr. Schleinzer hat heute 
behauptet - ich glaube, auch Herr Dr. Neunerj 
Herr Dr. Schleinzer aber bestimmt -, daß der 
Satz von 16 Prozent unbedingt zu hoch sei. 

Nun hat der Herr Finanzminister bereits 
darauf verwiesen, daß hier fach- und sach­
kundige Unterlagen besorgt worden sind, und 
zwar vom OsterreiChischen Institut für Wirt­
schaftsforsChung. Aus diesen Unterlagen geht 
hervor, daß ein aufkommensneutraler Steuer­
satz unter Berücksichtigung der Einahmen 
aus den Erträgen der bisherigen Umsatzsteuer 
und der Beförderungssteuer 15 Prozent betra­
gen müsse, wobei ein Fehlerspielraum von 
0,4 Prozent vorgesehen sei. 

Allerdings gibt es - das wird hier wohl­
weislich verschwiegen, meine Damen und Her­
ren - in diesem Gutachten noch einen aus­
drückiichen Hinweis, unter welchen Voraus­
setzungen nämlich dieser Steuersatz von 
16 Prozent angewendet werden kann. Hier 
heißt es: 

Die Steuerbefreiungen und -ermäßigungen 
halten sich im Rahmen des Gesamtentwurfes 
des Bundesministeriums für Finanzen. Sollten 
sie nicht zutreffen, dann müßten entsprechende 
Korrekturen erfolgen. 

Der Herr Klubobmann Dr. Koren hat in der 
Fernsehdiskussion mit dem Herrn Bundesmini­
ster für Finanzen gesagt, über die Höhe des 
Steuersatzes von 16 Prozent könne man nur 
vom Gesichtspunkt des Inhaltes dieses Ge­
setzes reden, was also alles mit dem vollen 
Satz und was mit dem halben Satz belastet ist. 

Heute ist schon einiges über die Verhand­
lungen im Unterausschuß gesprochen worden. 
Ich sehe mich aber jetzt doch veranlaßt, hier 
einige Klarstellungen und Richtigstellungen 
vorzunehmen. Wenn es nämlich nach den 
Wünschen der Interessentenvertreter der 
Osterreichischen Volkspartei gegangen wäre, 
hätte alles herausgenommen beziehungsweise 
alles mit dem halben Steuersatz belastet wer­
den sollen: Von der Pille bis zum Christbaum 
war einfach alles in diesem Weihnachtspaket 
mit enthalten! Man hat überlegt, die Gewerbe­
steuer mit einzubeziehen. Die Lohnsummen­
steuer ... (Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) 
Herr Dr. Mussil, Sie waren nicht dabei, Sie 

können ... (Abg. Dr. Mus s i 1: Alles nicht! 
Dagegen muß ich mich verwahren, Herr 
Collega! Die Pille gehört nicht in den Waren­
korb hinein!) Herr Kollege Dr. Mussil! Brin­
gen Sie doch nicht Ihren Kollegen Dr. König 
in Verlegenheit (Abg. Dkfm. Gor ton: Da 
brauchen Sie keine Angst zu haben, Herr 
Dr. Tul1!), der sich doch so sehr für die Pille 
verwendet hat. (Heiterkeit.) Er ist auf die 
Barrikaden gestiegen, damit die Pille entspre­
chend berücksichtigt wird. Ja, Sie lachen. 
(Zwischenruf des Abg. G r a f.) Herr Kollege 
Graf! Der Herr Kollege Dr. König hat meist 
durch Abwesenheit geglänzt, aber wenn er 
dagewesen ist, hat er versucht, uns zu be­
schäftigen. Er hat eine Beschäftigungstherapie 
versucht, indem er einfach etwas verlangt hat. 
Er hat allen zugemutet, daß alles das, was er 
versäumt hat, wieder aufgerollt wird. Er 
wollte es wieder vorgesetzt bekommen, um 
dann wieder seine verschiedenen Wünsche 
und Vorstellungen entwickeln zu können. 
Wenn es danach gegangen wäre, würden wir, 
glaube ich, in zwei Jahren noch immer nicht 
im Unterausschuß fertig geworden sein. (Abg. 
La n c: Dabei hätte ich ihm die Pille gar nicht 
zugetrautJ) Er ist jedenfalls für die Pille auf 
die Barrikaden gestiegen. Ich glaube, man 
wird ihm das sicher da und dort zu danken 
wissen. 

Meine Damen und Herren! Herr Dr. Schlein­
zer hat heute bereits auf Deutschland ver­
wiesen. (Zwischenruf des Abg. Dr. Z i t t­
m a y r.) Herr Dr. Zittmayr! Es ist im Ausschuß 
- Sie waren im Unterausschuß - darauf ver­
wiesen worden, daß in Deutschland der Satz 
niedriger sei, und zwar betrage er 11 Prozent. 
Ursprünglich waren es 10 Prozent, dann wurde 
er aus fiskalischen Gründen auf 11 Prozent er­
höht, und jetzt soll er laut Auskunft Ihres 
s€hr geschätzten Firmenoberchefs oder Firmen­
chefs - ich weiß nicht, welchen Titel er hat. 
Sie sind eine Partei mit zwei Firmen und drei 
Bünden. Da wird es schon etwas kompliziert. 
Sich da zurechtzufinden, ist nicht mehr ganz­
einfach. (Heiterkeit.) Wie immer es sei, es ist 
dies Ihre Angelegenheit. Schauen Sie, daß Sie 
Ihr Schiff im Trockendock wieder flottmachen 
und endlich einmal in See stechen können. 

Herr Kollege Dr. Zittmayr! ICh möchte doch 
auf eines verweisen (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Mus si 1) - Herr Kollege Dr. Mussil, Sie 
wissen das auch; Sie wissen es doch ganz 
genauj Sie studieren doch die Unterlagen, die 
man Ihn~n von der deutschen Industrie und 
so weiter zur Verfügung stellt; Sie wissen es 
also ganz genau (Abg. Ha a s: Mussil weiß 
gar nichts!) -: Würde man die deutschen 
Verhältnisse auf die österreichische Ebene 
transferieren, müßten wir hier in Osterreich, 
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um die gleichen Ausgangspositionen zu haben, 
einen Steuersatz von unbedingt 16 Prozent 
haben. Das geht eindeutig aus den Unter­
lagen hervor. 

Meine Damen und Herren I Herr Dr. N euner 
hat sich bemüßigt gefühlt, hier heute den 
öffentlichen Ankläger gegen den Minister zu 
spielen und gegen ihn ins Gericht zu ziehen, 
ähnlich wie im Unterausschuß. Ich glaube, Herr 
Dr. Neuner lebt einige Jahrhunderte zu spät. 
Er wäre der beste Inquisitionsanwalt gewesen, 
den man sich vorstellen kann. (Heiterkeit.) 
So hat er es auch im Unterausschuß gemacht. 
Er hat gefragt: Herr Finanzminister, ist das so? 
- Wenn der Finanzminister nicht das geant­
wortet hat, was sich Herr Dr. Neuner vorge­
stellt hat, daß jetzt kommen müßte - in seiner 
suggestiven Methode -, dann war die Frage 
nicht genügend oder überhaupt nicht oder 
nicht erschöpfend, oder wie es sonst noch ge­
heißen hat, behandelt. 

So war es auch bezüglich der Gespräche mit 
der FPO. Das war ja eine Weltuntergangs­
stimmung, als Sie vernommen haben, daß wir 
gewagt haben, mit der FPO zu reden. 

Meine Damen und Herren der Osterreichi­
schen Volkspartei! Als wir im Bautenausschuß 
ganz offiziell beschlossen haben, daß nunmehr 
die Unterausschußsitzungen für einige Tage 
unterbrochen und Parteiengespräche zwischen 
OVP und SPO geführt werden, war das damals 
ganz in Ordnung. - Selbstverständlich! Da­
gegen gibt es nichts einzuwenden! 

Aber Gespräche mit der FPO sind plötzlich 
dann schändlich und verwerflich, wenn sie von 
uns geführt werden. Wenn Sie Gespräche füh­
ren, wie beispielsweise im Jahre 1967 in Ober­
österreich, wo die Osterreichische Volkspartei 
entgegen dem erklärten Willen der Mehrheit 
der Bevölkerung mit Unterstützung der FPO 
- das ist ihr gutes Rechtl- den Landeshaupt­
mann stellte, so ist das ein Akt staatsmänni­
scher Weisheit. Selbstverständlich! Ohne 
weiteres zu akzeptieren! 

Wenn Sie beispielsweise auf einen Auf­
sichtsratsposten im Osterreichischen Rundfunk 
in der Annahme verzichten, daß deswegen Ihr 
aufs Motorrad umgestiegene Landeshaupt­
mann Dr. Wenzl sich auch im Jahre 1972 den 
Landeshauptmann einhandeln kann, ist das 
eine Selbstverständlichkeit. 

Wenn wir Gespräche mit der FPO führen, 
dann wird das als das Schlechteste, als das 
Fürchterlichste aller Zeiten hingestellt. Was 
wollten Sie, Herr Dr. Mussil? (Abg-. Doktor 
Mus s i 1: Ich habe mir sagen lassen, Sie haben 
das Zepter im Unterausschuß geführt wie ein 
"Schleiier-Platzek'" - Allgemeine Heiterkeit.) 

Herr Kollege! Ich danke Ihnen vielmals für 
dieses Kompliment! Das haben mir nicht ein­
mal meine eigenen Parteifreunde bisher zuge­
traut, ein "Schleifer-Platzek" zu sein. (Neuer­
liche Heiterkeit.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Meine Herren! Es ist nicht bekannt, 
daß der "Schleifer-Platzek" ein Zepter geführt 
hat. Das muß ein falscher Bildvergleich sein. 

Abgeordneter Dr. Tull (fortsetzend): Es ist 
ihm nichts Besseres eingefallen. Das muß ein­
mal auch dem Mussil passieren! 

Herr Dr. Mussil! Ich darf Sie doch an etwas 
erinnern. So geht es nicht, wenn die SPO mit 
der FPO Verhandlungen beziehungsweise Par­
teiengespräche führt, daß dann der Herr Dok­
tor Neuner glaubt, den Finanzminister zwin­
gen zu können, den Inhalt dieser Parteien­
gespräche der Osterreichischen Volkspartei 
zum Plazet vorlegen zu müssen. Herr Doktor 
Mussil, so weit sind wir noch nicht, und zwar 
bei allem gegenseitigen Respekt und bei allem 
Verständnis für Ihr Interesse! (Beifall bel der 
SPO.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben sehr 
entscheidende Verbesserungen (Abg. S u p­
pan: Fehler!) gemeinsam mit der Freiheit­
lichen Partei durchsetzen können, sodaß wir 
heute der Meinung sind, daß dieses Gesetz ... 
(Abg. Anton Sc h 1 a ger: Was haben Sie 
durchgesetzt?) Was wir alles gemeinsam ge­
macht haben? - Herr Kollege Schlager! Es 
wurde sehr viel verhandelt. 

Weil Sie zum Verfahren hier einiges gesagt 
haben, muß ich doch noch auf Ihre sogenannten 
Abänderungsanträge im Unterausschuß zu­
rückkommen. Herr Dr. Neuner hat hier eine 
sehr feine Unterscheidung vorgenommen. Dem 
Zuhörer auf der Galerie wird es vielleicht gar 
nicht so sehr aufgefallen sein, weil das eine 
geschäftsordnungsmäßige Finesse ist. Nach 
den Gesichtspunkten von Dr. Neuner heiligt 
der Zweck das Mittel. Das ist die Methode, 
der man sich da und dort zu bedienen pflegt. 
Er sprach nämlich von den OVP-Abänderungs­
anträgen im Unterausschuß und von den Ab­
änderungsvorschlägen der Sozialistischen Par­
tei im Finanz- und Budgetausschuß. 

Nun ist es gen au umgekehrt, weil es ge­
schäftsordnungsmäßig gar nicht anders geht. 
Wir haben das getan, was das Gesetz befiehlt 
und vorschreibt. Wir haben unsere Abände­
rungsanträge dort eingebracht, wohin sie ge­
hören, nämlich in den Finanz- und Budgetaus­
schuß und nicht in den Unterausschuß in Form 
von Abänderungsvorschlägen, wie Sie es dann 
letzten Endes gemacht haben. 
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Meine Damen und Herren! Wir haben diese 

Verhandlungen sehr, sehr tolerant geführt. 
Weil Sie den Ausdruck "Schleifer-Platzek" ge­
braucht haben, möchte ich sagen: Ich bin unter 
bewußter Mißachtung der Geschäftsordnung 
so weit gegangen, daß ich den Präsidenten 
des Nationalrates, Benya, gebeten habe - da 
Ihnen plötzlich um 12 Uhr Mittag eingefallen 
ist, daß noch ein anderer Sachverständiger 
hera.ngezogen werden könnte -, es unter Um­
gehung der Geschäftsordnung zu ermöglichen, 
daß dieser Mann um 15 Uhr im Ausschuß 
erscheint. 

Nt:.n ein Wort zu den sogenannten Sach­
verstä.ndigen. Sie haben es sich dort sehr inter­
essant gemacht. Sie haben unzählige Fragen 
gestellt. So war es doch nicht, wie es Herr 
Dr. Nenner dargestellt hat, daß dort überhaupt 
nicht geredet wurde. Wir haben doch immerhin 
allein im Finanz- und Budgetausschuß laut 
Protokoll 225 Wortmeldungen gehabt. Im 
Unterausschuß waren es weit über 700 Wort­
meldungen. 

Ihre Sachverständigen haben sich sehr aktiv 
beteiligt, wobei ich wiederum tolerant gewe­
sen bin. Unter Mißachtung der Geschäftsord­
nung habe ich zugelassen, daß diese Sach­
verständigen angesichts des so profunden Wis­
sens des Finanzministers und seiner Beamten 
ihre Wissenslücken im Umsatzsteuerrecht und 
bei den sonstigen steuerlichen Fragen füllen 
und etwas dazulernen können. Sie haben dort 
Dinge gehört, von denen sie vorher nie etwas 
erfahren haben. So war es docht (Beifall bei 
der SPO.) Das waren Ihre Sachverständigen! 
Anstatt daß sie uns etwas gesagt hätten, muß­
ten wir Stunden um Stunden über uns ergehen 
lassen. Dem Finanzminister und den Beamten, 
die eine Engelsgeduld hatten, sind hier wirk­
lich schwere Stunden bereitet worden, weil 
man, wie bei einer tibetanischen Gebetsmühle 
das flOm man i padme, hum" , immer wieder 
gewisse Fragen aufs Tapet gebracht hat. So 
ist das, meine Damen und Herren I (Abg. 
G r a J: Das ist ein mieses Couplet, das Sie 
hier aufziehen, Herr Doktor!) Aber so war es 
doch im Unterausschuß. Ich will doch hier ein­
mal die Stimmung im Unterausschuß darstel­
len. (Abg. G r a f: Sie haben die meiste Zeit 
die Geschäftsordnung verlesen!) 

Das zweite, Herr Graf, war, daß vor allem 
im Unterausschuß, Ihre Sekundanten, Ihre 
Fachleute aber auch die der Landwirtschafts­
kammer unter dem Titel "Sachverständige", 
die im Grunde genommen etwas zu geben und 
nicht nur zu sitzen, zu hören und sich zu neh­
men hätten, nichts anderes gemacht haben als 
zu versud1en, das Begutachtungsverfahren, das 
nichts erbracht hat und nimt nam ihren Vor­
stellungen durchgegangen ist, zu wiederholen 

und einfach dem Finanzminister zuzumuten, 
daß das, was bisher aus den Stellungnahmen 
im Begutachtungsverfahren nicht ins Gesetz 
aufgenommen wurde, nachträglich gemacht 
wird. (Abg. G r 0 f: Bei Ihnen ist nur der ein 
Sachverständiger, der sagt, was Sie hören 
wollen!) Das waren Ihre Leute! Wir haben uns 
größter Disziplin ... (Abg. G r a f: Das ist echt 
sozialistisch! Der Herr Finanzminister hat sich 
auch aufgeregt, weil der Handel ein Gutachten 
abgegeben hat, das ihm nicht gepaßt hatl) 
Herr Kollege Graf! Wir haben uns größte 
Selbstbeherrschung auferlegt. Wir haben 
ihnen die Möglichkeit gegeben, zu fragen und 
zu fragen. (Abg. G r a f: Sicherlich! Warum 
denn nicht? Das ist Ihre Pflichtl) Das haben sie 
getan. (Abg. Dr. Mus s j 1: Sie können in 
diesem Haus uns hier angreifen, aber unsere 
Experten der Unwissenheit zu zeihen, das ist 
eine unfaire Vorgangsweise!) 

Es wird heute noch einer Ihrer Abgeordne­
ten, der im Ausschuß war, von dieser Stelle 
aus sprechen. (Abg. G r a J: Das sind noch 
mehrere!) Er hat bis zur Stunde nicht das 
Wesen und den Unterschied zwischen dem bis­
herigen und dem neuen Steuersystem kapiert. 
So ist die Situation! (Hettiger Widerspruch 
bei der OVP.) Sie sind auf der Strecke geblie­
ben. Sie haben versucht abzuspringen. (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Das ist eine unfaire Vorgangs­
weise, Herr Kollege!) Aber, Herr Kollege! Sie 
können schreien! Das ist Ihr gutes Remtl Ich 
kann wieder warten, bis Sie ausgeschrieen 
haben, und werde dann weiterreden. So 
kommt ein jeder auf seine Rechnung: Sie 
schreien, und im rede. (Neuerlicher Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) 

Meine Damen und Herren! Sie sind auf der 
Strecke geblieben. Jetzt sind Sie wutent­
brannt, weil Sie sehen, daß die Freiheitlichen 
in der Offentlichkeit gar nicht so schlecht da­
stehen. Sie wollen, daß die FPO dieser Vorlage 
nimt zustimmt und nicht mit uns geht. Das 
wollen Sie! (Beifall bei der SPO und Zu­
stimmung des Abg. Dip1.-Vw. J 0 s sec k.) Sie 
können jetzt ni mt mehr den Monopolanspruch 
anmelden: Sie allein sind die Sprecher der 
Bauern, Sie allein sind die Sprecher der ge­
werblichen Wirtschaft! (Abg. 0 f e n b ö c k: 
Das ist ja der Irrtum!) Das ist der wahre 
Grund! (Unruhe.) 

Zusammenfassend kann man eines sagen: 
Wir haben Geduld gehabt. Ich möchte dem 
Minister und seinen Beamten namens meiner 
Fraktion für diese ungeheure Geduld und für 
diese viele Arbeit von Herzen den Dank aus­
sprechen. (Lebhafter Beifall bei der SPO.) Sie 
haben sich wirklich die Lippen wund und die 
Zungen fasrig geredet (Heiterkeit bei der 
OVP. - Abg. G ra f: Herr Dr. Tull, das kann 
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ja nicht Ihr Ernst sein, was Sie da verzapfen!), 
um Ihnen die Grundbegriffe beizubringen und 
um Ihnen klarzumachen, wie notwendig alles 
ist. (Abg. G ra f: Um Gottes willen! Das ist 
zum Weinen! So etwas Schwulstiges habe ich 
noch nie gehört! - Abg. S k r j t e k: Da hören 
Sie sich doch Ihren Parteiobmann ein bißehen 
an! Das ist ein Dramatiker! - Weitere 
Zwischenrufe.) 

Es ist bedauerlich, daß Ihre Vertreter den 
guten, den sachlichen Argumenten nicht zu­
gänglich sind. Wir haben den Mut. Das ist zwar 
keine sehr populäre Maßnahme, aber sie liegt 
im Interesse der österreichischen Wirtschaft, 
der österreichischen Bevölkerung, und des­
wegen unser Ja zu unserer Vorlage. (Lebhaf­
ter Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP): 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich habe das große Vergnügen, nach 
dem Vorsitzenden de>s Unterausschusses Dok­
tor Tull zu sprechen, und ich muß gleich auf 
einige seiner Feststellungen eingehen. 

Er hat besonders ausgeführt, daß er als Vor­
sitzender dieses Unterausschusses dessen Mit­
gliedern gegenüber eine sehr, sehr tolerante 
Haltung eingenommen habe, daß er also in 
jeder vVeise die Verhandlungsführung geför­
dert habe. Ich glaube, hier ist gleich eine 
Feststellung notwendig. Ich möchte dem Herrn 
Vorsitzenden, der sicherlich eine sehr schwere 
Aufgabe hatte, nicht nähertreten, aber wir 
haben mit ihm, wenn man es so ausführen 
kann, allerhand mitgemacht. (Heiterkeit und 
Beifall bei der OVP. - Abg. DI. Tu 11: Weil 
ich euch die geschäitsordnungsmäßigen Zügel 
anzulegen versucht habe, dort, wo es notwen­
dig war! - Abg. 0 f e nb ö c k: Der "Schleifer­
Tull" !) 

Herr Abgeordneter Dr. Tull! Ihre Toleranz 
gegenüber den Fachexperten und den Mit­
gliedern war in manchen Fällen wirklich nicht 
gegeben; im Gegenteil, wir mußten die zu 
Beginn vereinbarten Bedingungen immer wie­
der urgieren, weil Sie einfach unseren Fach­
experten zu verschiedenen Fragen nicht das 
Wort erteilen wollten. (Abg. Dr. Tu I J: Exper­
ten sollten Stellungnahmen abgeben und nicht 
fragen!) Sie haben sich geweigert, den Sach­
verständigen des Agrarwirtschaftlichen Insti­
tutes zur Befragung vorzuladen, und nur über 
unseren äußersten Druck haben Sie sich dann 
genötigt gesehen, diesen Fachmann beizuzie­
hen. (Abg. Dr. Tu 11: Weil der Herr Präsident 
um seine Zustimmung gebeten werden mußte, 
weil das sonst geschäitsordnungswidrig war!) 

Ich wollte damit nur darstellen, daß Sie die 
Geschäftsordnung niebt zu unseren Gunsten 
ausgelegt haben und daß Sie auch nicht dafür 
gesorgt haben, daß eine ordnungsgemäße Füh­
rung des Protokolls gegeben ist. 

Ich darf aber auch feststellen, daß diese 
Beratungen im Unterausschuß unter einem un­
geheuren Zeitdruck gestanden sind. Wie mein 
Kollege Dr. Neuner bereits ausgeführt hat, 
sind wir es gewesen, die zusätzliche Beratungs­
termine vorgeschlagen haben, damit überhaupt 
die Möglichkeit gegeben ist, diese so schwie­
rige Materie wirklich zu behandeln. 

Wenn es nach Ihnen gegangen wäre, hätten 
wir innerhalb von drei Tagen diese Vorlagen 
durchgebracht, denn Ihre Mitglieder des Unter­
ausschusses haben sich überhaupt nidlt zu 
Wort gemeldet. Wir mußten feststellen, daß 
in vielen Fällen auch die Sachkenntnis gefehlt 
hat. 

Ich darf Ihnen noch etwas auf Ihre Äußerung 
zu den Belehrungen des Herrn Ministers für 
die Fachexperten entgegnen, Herr Vorsitzen­
der Dr. Tull: Es ist ganz selbstverständlich, 
daß der Minister, der eine Gesetzesvorlage 
zu vertreten hat, den Abgeordneten und den 
Fachexperten sagen muß, wie die einzelnen 
Punkte von ihm aus verstanden werden. (Bei­
fall bei der OVP.) Wir mußten leider fest­
stellen, daß es dem Herrn Finanzminister in 
einigen wesentlichen Punkten nicht möglich 
war, diese Auskunft sofort zu geben, sondern 
daß er erst lange nachher, Wochen nachher 
auf unsere konkreten Fragen antworten 
konnte. Das ist die Tatsache, Herr Abgeordne­
ter Dr. Tull, und nicht, daß sich unsere Fach­
experten belehren lassen, denn sonst hätten 
Sie nicht von unseren vielen Vorschlägen im 
Unterausschuß eine ganze Reihe wortwörtlich 
übernommen. 

Eines möchte ich hier ganz klar feststellen: 
Die sozialistische Fraktion hat im Unteraus­
schuß keinen einzigen Abänderungsvorschlag 
gemacht. Die Freiheitliche Partei hat einige 
Vorschläge gemacht. Die Osterreichische 
Volkspartei hat im Unterausschuß ihre Ab­
änderungsvorschläge schriftlich vorgelegt, und 
diese Vorschläge sind dem Finanzministerium 
wochenlang zum Studium zur Verfügung ge­
standen. Wir haben dann auch im Finanzaus­
schuß die geschäftsordnungsmäßigen Abände­
rungsanträge gestellt, und dort mußten wir 
nach der in der Zwischenzeit erfolgten Eini­
gung zwischen Sozialisten und Freiheitlicher 
Partei feststellen, daß sehr viele unserer Texte 
und Abänderungsvorschläge vom Unteraus­
schuß in den Abänderungsanträgen der Sozia­
listischen Partei und der Freiheitlichen Partei 
wiederzufinden waren. (Zustimmung bei der 
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OVP. - Abg. S k r i te k: Sie können ihnen 
ja zustimmen!) 

Herr Vorsitzender! Aus dieser Tatsache geht 
hervor, daß wir von der Osterreichischen 
Volkspartei mit unseren Fachleuten eine sach­
liche Arbeit geleistet haben, daß wir eine 
Reihe von Vorschlägen gemacht haben. (Abg. 
SkI i te k: Stimmen Sie doch dem Gesetz zu!) 
Die sozialistischen Abgeordneten im Ausschuß 
haben auf unsere konkreten Fragen, wie sie 
sich zu einzelnen unserer Anträge stellen, 
überhaupt keine Antwort gegeben oder keine 
gewußt, was ich eher anehme. (Beifall bei 
der OVP.) Denn es war leider überhaupt nicht 
möglich, zu unseren Anträgen und Vorschlä­
gen im Unterausschuß eine Stellungnahme von 
den Mitgliedern der sozialistischen Fraktion 
zu bekommen. 

Wenn der Herr Abgeordnete Skritek nun 
sagt: Warum stimmen Sie denn nicht zu, wenn 
sowieso ein großer Teil Ihrer Anträge in den 
SPO-FPO-Anträgen verwirklicht ist?, dann 
möchte ich auf diese Punkte noch zurück­
kommen und ihm genau erklären, warum wir 
dieser Vorlage in dieser Form nicht zustimmen 
können. Es wurde von Herrn Parteiobmann 
Dr. Schleinzer bereits grundsätzlich zu den 
einzelnen Punkten Stellung genommen. Ich 
möchte auch auf einige dieser Punkte zu spre­
chen kommen. 

Ein besonderes Problem, das jetzt schon an­
geschnitten wurde - auch von Herrn Doktor 
Tull -, ist die Frage des Einführungszeitpunk­
tes der Mehrwertsteuer 1. Jänner 1973. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Hier be­
ginnen sich bereits die Geister zu scheiden, 
denn in dieser Frage bestehen grundsätzliche 
Auffassungsunterschiede. 

Herr Kollege Dr. Tull hat vollkommen rich­
tig festgestellt, daß die Konjunkturlage, die 
Situation, die Preissteigerungsrate und der 
Verlauf einer konjunkturellen Entwicklung für 
die Einführung einer so wichtigen System­
änderung , wie sie die Mehrwertsteuer dar­
stellt, eine sehr ausschlaggebende Rolle spielt. 
Auch der Herr Finanzminister hat in seiner 
heutigen Wortmeldung bereits darauf hinge­
wiesen, daß der 1. Jänner 1973 ein - unter 
Anführungszeichen - "relativ günstiger" Ein­
führungstermin wäre, und hat damit bestätigt, 
daß dieser Einführungstermin eben nur relativ 
günstig ist, aber nicht absolut. (Abg. 0 r t n e r: 
Es gibt nichts Absolutes in der Welt! Alles ist 
relativ!) Das glaube ich Ihnen schon, besonders 
wenn Sie die Beratungen Ihrer Kollegen ver­
folgen, Herr Kollege. 

Ich darf also noch einmal sagen: Herr Abge­
ordneter Dr. Tull stellte fest, die Konjunktur­
situation in Osterreich wäre für den Einfüh-

rungszeitpunkt 1. Jänner 1973 relativ günstig. 
Das sei von Fachexperten bestätigt. Der Herr 
Finanzminister sagte auch, es sei ein relativ 
günstiger Termin. Und dann wird vom Herrn 
Abgeordneten Dr. Tull und auch vom Herrn 
Finanzminister im Ausschuß argumentiert, daß 
die Situation mit der EWG di·e Einführung der 
Mehrwertsteuer zum 1. Jänner 1973 erfordere. 
(Abg. 0 r t ne r: Sie waren schon weit besser 
Herr Dr. Zittmayr!) Herr Abgeordneter Ort~ 
ner! Es wird empfehlenswert se~n, Stich erstens 
zum Wort zu melden und zweitens einen 
Nachhilfekurs in Mehrwertst,euer zu besuchen; 
das würde gar nicht schaden. (Beifall bei der 
OVP.) Normalerweise soll man halt auch, 
wenn man etwas sagt, vorher nachdenken, 
was man sagt; es klingt dann etwas besser. 
(Heiterkeit und neuerlicher Beifall bei der 
OVP.) 

Ich darf also noch einmal feststellen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren: Offensicht­
lich berühre ich einen Punkt, der Ihnen etwas 
unangenehm ist, weil Sie sich gar so aufregen. 
Obwohl wir uns in nachmittägiger Stunde be­
finden, regen Sie sich überdurchschnittlich auf 
- ein Zeichen, daß Sie mit meinen Ausführun­
gen nicht ganz einverstanden sind. 

Ich darf dazu feststellen: Der Einführungs­
zeitpunkt 1. Jänner 1973 ist von der EWG­
Seite gesehen nicht erforderlich. Bei der Ein­
führung der Mehrwertsteuer müssen die Län­
der in erster Linie die konjunkturellen Ge­
sichtspunkte berücksichtigen. Italien verschiebt 
die Einführung der Mehrwertsteuer. Die 
Schweiz hat den 1. Jänner 1974 als Termin 
für die Mehrwertsteuer vorgesehen. Diese 
Dinge müssen wirklich gründlich vorbereitet 
werden. Man muß sich der tatsächlichen Ent­
widdung im eigenen Land sehr genau an­
passen. 

Gegen den Einführungstermin 1. Jänner 
1973 spricht die Tatsache, daß ein gutes Ge­
setz, das eine solche Systemänderung herbei­
führt, eine wesentlich gründlichere Beratung 
erfordert. Sie werden noch erleben, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, daß dieses 
Gesetz, wenn es heute beschlossen wird, noch 
eine ganze Reihe von Änderungen erfahren 
muß, bis es in Kraft tritt, und dann auch nach­
her. Viele Dinge sind vollkommen ungeklärt. 
Es wurde viel zuwenig eingehend beraten. 

Zweiter Punkt: Der Umstellungszeitraum, 
der jetzt von der Beschlußfassung des Gesetzes 
an bis zum Jahresende zur Verfügung steht, 
ist viel zu kurz. Das heißt, es wird zu großen 
Schwierigkeiten in der Umstellung der Be­
triebe, in der Umstellung der Rechenzentren 
und in der Umstellung der Finanzverwaltung 
kommen. Es wird für viele Angestellte im 
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Rechnungswesen einen sehr harten Herbst 
geben. Es wird außerordentlich große Bela­
stungen für die Beamten der Finanzverwaltung 
und für die Angestellten in den Unternehmun­
gen geben, weil der Zeitraum, der zur Ver­
fügung steht, einfach zu kurz ist, um eine 
solche grundsätzIriche Systemänderung zu be­
wältigen. Ich verweise besonders dar,auf, daß 
die Rechenzentren, die Datenverarbeitungsan­
lagen auch darunter leiden, daß die notwen­
digen Programmierer und Organisatoren nicht 
zur Verfügung stehen, die das Ganze in dieser 
kurzen Zeit umrüsten könnten. Wir müssen 
auch mit neuen Formularen rechnen. Viele 
Unternehmungen brauchen zusätzliche Maschi­
nen, die auch zum Teil in dieser relativ kurzen 
Zeit gar nicht geliefert werden können. Ich 
verweise darauf, daß zum Beispiel Formular­
änderungen bis längstens 30. September in 
Auftrag gegeben sein müssen, wenn sie bis 
Jahresende geliefert werden sollen. Ob wir 
das in dieser kurzen Zeit, in die noch dazu 
eine Urlaubszeit fällt, bewältigen können, das 
wage ich sehr zu bezweifeln. 

Ein weiterer Punkt, der gegen den vorge­
sehenen Einführungstermin spricht, ist die Un­
sicherheit und Ungewißheit, in der sich die 
Wirtschaft insbesondere im Zusammenhang 
mit der EWG-Regelung befindet. Das gilt auch 
insbesondere für die Exportbetriebe mit lang­
fristigen Kalkulationen. Sie mußten bereits 
Kalkulationen erstellen, obwohl sie noch gar 
nicht genau wußten, wie sich die Dinge in 
ihrem Betrieb auswirken. 

Einer der Hauptpunkte, meine sehr geehrten 
Damen und Herren - und das wurde ja auch 
schon von verschiedenen Seiten angezogen -, 
ist der allgemeine Preisauftrieb in Osterreich, 
der nicht dadurch entsteht - das möchte ich 
auch wieder sehr deutlich sagen, Herr Abge­
ordneter Dr. Tull -, daß die Wirtschaft Preis­
erhöhungsanträge stellt (Abg. U 1 b r ich: Na 
neU), sondern dadurch, daß Kostensteigerun­
gen, weitgehend ausgelöst durch eine inflatio­
nistische Wirtschaftspolitik, durch massive 
Tariferhöhungen, auf die Betriebe zukommen 
und die Betriebe zwangsläufig gezwungen sind, 
Preisanträge einzubringen, weil sie sonst zu­
sperren müßten, und das liegt nicht im Inter­
esse der Dienstnehmer dieser Betriebe. (Bei­
fall bei der OVP.) Das möchte ich hier ganz 
deutlich feststellen. 

Es wurde in diesem Zusammenhang von 
Herrn Abgeordneten Wodica in einem Zuruf 
die Landwirtschaft verdächtigt, daß sie auch 
durch Preiserhöhungsanträge zu der Preisauf­
triebswelle beitragen wird. Ich möchte dazu 
folgendes feststellen: Im jüngsten Heft des 

Wirtschaftsforschungsinstitutes steht es ganz 
genau und deutlich, wie die ganze Sachlage 
wirklich ist. Es steht hier: "Der Preisauftrieb 
schwächte sich im April etwas ab. Auf der 
Verbraucherpreisstufe drückten vor allem 
landwirtschaftliche Saisonwaren die Zuwachs­
rate, da sie kaum teurer als im Vorjahr 
waren" und so weiter. Es gibt also eine ganze 
Reihe von Feststellungen des Wirtschaftsfor­
schungsinstitutes, aus denen hervorgeht, daß 
die landwirtschaftliche Preisentwicklung tat­
sächlich nicht den Anlaß für eine massive 
Preissteigerung im Ausmaß von 6 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr in Osterreich dar­
stellt. 

Sehen Sie, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, diese Preisauftriebswelle mit 6 Pro­
zent ist auf jeden Fall für die Einführung 
der Mehrwertsteuer zu hoch. Wir müssen lei­
der auch damit rechnen, daß am Jahresende 
die Preisauftriebswelle, die Preissteigerung 
gegenüber dem Vorjahr immer noch bei rund 
5 Prozent liegen wird. Das sind Prozentsätze, 
bei denen die Einführung der Mehrwertsteuer 
einen echten, zusätzlichen Preisauftrieb aus­
löst, der selbstverständlich die ganze Situation 
für die Wirtschaft und für die gesamte Bevöl­
kerung noch wesentlich erschwert. 

Es müßte, von der Wirtschaftspolitik der 
Regierung ausgehend, eine gewisse Beruhi­
gung der Preisauftriebsentwicklungerreicht 
werden. Deshalb stehen wir auch auf dem 
Standpunkt, daß der Einführungszeitpunkt 
1. Jänner 1974 wesentlich günstiger ist, weil 
es in diesem Zeitraum gelingen könnte, durch 
geeignete Stabilitätsmaßnahmen in der Wirt­
schaftspolitik, aber auch durch die allgemeine 
Konjunkturentwicklung doch mit der Zuwachs­
rate der Preissteigerungen auf ein Ausmaß 
von 3 oder 2 Prozent herunterzukommen und 
damit einen gewissen dämpfenden Effekt zu 
bewerkstelligen. Im gegenwärtigen Zeitpunkt, 
bei einer Preissteigerung von 5 bis 6 Prozent 
pro Jahr gegenüber dem Vorjahr, wird - das 
sagen alle. Experten - die Einführung der 
Mehrwertsteuer einen zusätzlichen Schub im 
Ausmaß von 2 bis 3 Prozent auslösen, sodaß 
wir in die Nähe der 10-Prozent-Marke kom­
men. Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Eine solche Politik auf dem Rücken der Konsu­
menten und der gesamten österreichismen 
Wirtschaft können w.ir n1icht unterstützen. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Ich darf also nochmals dazu sagen: Der von 
uns vorgeschlagene Termin 1. Jänner 1974 
wäre ein Zeitpunkt, der tatsächlich der Situa­
tion in Osterreich gerecht werden könnte. Es 
wäre eine gründlichere Beratung des Gesetzes 
möglich gewesen, weiters könnten sich die 
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Wirtschaft und die Finanzverwaltung gründ­
lich auf das neue Mehrwertsteuersystem vor­
bereiten, die technischen Probleme könnten 
besser gelöst werden, der Preisauftrieb könnte 
durch eine geeignete Wirtschaftspolitik ver­
ringert werden, und vor allem könnte 
sich die Exportwirtschaft auf die neue Situa­
tion besser einstellen und sich entsprechend 
anpassen. 

. Das ist der Grund, warum wir von der 
Osterreichischen Volkspartei diesem Gesetz in 
der gegenwärtigen Form und mit dem vorgese­
henen Einführungszeitpunkt nicht zustimmen 
können. 

Im möchte, bevor ich auf den zweiten Punkt 
von Herrn Abgeordneten Tull eingehe, noch 
zu den Unterausschußberatungen feststellen, 
daß wir bei den Verhandlungen besonders 
aum die Verletzung der Vertraulichkeit durch 
sozialistische Mitglieder des Unterausschusses 
als sehr, sehr nachteilig empfunden haben; 
wir haben das nicht als richtig angesehen. 
Weiter hat der Herr Finanzminister auf kon­
krete Ausführungen der Fachleute zum Teil 
mit sehr demagogischen Stellungnahmen ge­
antwortet (Abg. G Jas e 1: Das tut er ja gern!), 
besonders dann, wenn diese Ausführungen 
dem Herrn Finanzminister nicht entsprochen 
haben. Wir kennen ja seine häufige Anfrage­
beantwortung, wir wissen, daß er wahrschein­
lich einer der ersten sein wird, der die neu zu 
schaffenden Politischen Akademien besuchen 
wird, damit er die Behandlung der Abgeord­
neten etwas besser erlernen kann. (Beifall bei 
der OVP.) Ich möchte aber nicht immer schimp­
fen. Der Finanzminister hat uns fallweise auch 
einen Kaffee angeboten, wenn wir in dem 
Unterausschuß sehr lange tätig waren. 

Einen anderen Gesichtspunkt möchte ich 
noch berühren, eine Frage, die auch vom Herrn 
Abgeordneten Tull angeschnitten wurde, näm­
lich die Höhe des Mehrwertsteuersatzes. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch 
das ist ein Grund, warum die Osterreichische 
Volkspartei diesem Gesetz die Zustimmung 
nicht geben kann. Es wurde vom Wirtschafts­
forschungsinstitut ein aufkommensneutraler 
Steuersatz in der Höhe von durchschnittlich 
15 Prozent errechnet. 1 Prozent höherer Steuer­
satz bedeutet für den Finanzminister rund 
3,9 Milliarden Schilling Mehreinnahmen pro 
Jahr. 

Es ist für den Finanzminister nicht gleich­
gültig, ob er bei der Berechnung den unteren 
Satz oder den höheren Satz als Steuersatz 
festlegt. Für die Osterreicher ist das auch nicht 
gleichgültig, denn jeden Schilling, der mehr 
an Umsatzsteuer und künftiger Mehrwert­
steuer bezahlt werden muß, zahlt der Oster-

reicher, zahlt der Konsument, der Letztver­
braucher, und das fließt dem Finanzminister 
zusätzlich zur bisherigen Umsatzsteuer zu. Das 
löst aber gleichzeitig auch einen zusätzlichen 
Teuerungseffekt im Ausmaß von rund 0.9 Pro­
zent aus, und deshalb stehen wir auf dem 
Standpunkt, daß man zur Einführung der Mehr­
wertsteuer einen niedrigeren Steuersatz hätte 
wählen sollen, den man dann in einigen Jah­
ren etwas erhöht. In Deutschland hat man mit 
einem 10prozentigen Steuersatz begonnen. Es 
war auch in anderen Ländern so, daß man 
nachher auf einen höheren Steuersatz über­
geht, wenn man die Einführung überwunden 
hat, denn durch einen niedrigeren Steuersatz 
würde ein gewisser Preisdämpfungseffekt aus­
gelöst werden. Deshalb ist unsere Meinung, 
man soll den Satz von 16 Prozent ermäßigen. 
Wir haben aber einen solchen Antrag nicht ge­
stellt, weil wir die Ansicht vertreten, es wäre 
vernünftiger, bei jenen Produkten den ermä­
ßigten Steuersatz einzuführen, bei denen sich 
eine besondere Preissteigerung durdl die 
Mehrwertsteuer ergeben wird. Wir haben da­
bei besonders an Benzin und Treibstoffe ge­
dacht, weil diese in der Bevölkerung einen 
wahnsinnigen Teuerungseffekt auslösen und 
weil die Bevölkerung per 1. Jänner 1973 für 
diese Produkte sofort wesentlich mehr bezah­
len muß. Rund 10- bis 12prozentige Preisstei­
gerungen gehen von der Einführung dieser 
Mehrtwertsteuer aus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von 
der sozialistischen Seite und auch von der 
freiheitlichen Seite! Diese Preissteigerung 
hätte man verhindern können, wenn man die 
Treibstoffe in den ermäßigten Steuersatz hin­
eingenommen hätte, wie wir es beantragt 
haben. Da gibt es keine Ausrede, denn das 
wäre drin. Das würde den Preisauftrieb für 
alle Dienstnehmer, für alle, die Kraftfahrzeuge 
besitzen, wesentlich verringern. Aber Sie 
haben es nidü für notwendig befunden, auf 
diese unsere Anträge einzugehen. Wir wollen 
daher heute diese Anträge wiederholen, da­
mit Sie die Möglichkeit haben, es sich noch 
einmal zu überlegen und zu überdenken, wie 
Sie entsdleiden wollen. Für alle Bereiche und 
insbesondere auch für die Land- und Forst­
wirtschaft bedeutet gerade die Treib stoff­
kostenerhöhung eine arge Belastung. 

Ein weiterer Punkt, der sehr wesentlich dazu 
beiträgt, daß wir dieser Gesetzesvorlage nicht 
zustimmen können, ist die weit überhöhte 
Investitionssteuer. Die Investitionssteuer, die 
auf alle Wirtschaftsgüter des Anlagevermö­
gens, also auf alle langfristigen Investitionen, 
eingehoben wird, die nach dem 1. Jänner 1973 
angeschafft werden, ist mit dem System der 
Mehrwertsteuer eigentlich nicht zu verein-
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baren. Sie ist systemwidrig und in ihrer Höhe I Institutes des Landwirtschaftsministeriums 
einfach eine zusätzliche schwere Belastung. Die über die durchschnittliche Vorsteuerbelastung 
Höhe von 12 Prozent der Investitionssumme unter Zugrundelegung der Aufwendungen des 
im Jahre 1973, von 9 Prozent im Jahre 1974, Jahres 1969. 
von 6 Prozent im Jahre 1975, von 4 Prozent 
im Jahre 1976 und von 2 Prozent im Jahre 
1977 ist eine Belastung für die gesamte Volks­
wirtschaft. Sie soll dem Finanzminister - so 
wird geschätzt - rund 34 Milliarden Schilling 
bringen. Diese 34 Milliarden Schilling müssen 
die Unternehmungen bezahlen, die gehen in 
ihre Kostensituation, in ihre Kalkulationen 
ein und wirken sich über höhere Preise 
zwangsläufig auf alle Letztverbraucher aus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Diese Vorgangsweise halten wir für falsch, 
sie ist in keiner Weise gerechtfertigt, und 
zwar deshalb nicht, weil der Finanzminister 
bei der Vorratsentlastung rund 9 Milliarden 
Schilling braucht und für die Einführung viel­
leicht noch zusätzlich weitere 3 bis 4 Milliar­
den Schilling an Kosten entstehen, während er 
aber 34 Milliarden Schilling der österreichi­
schen Bevölkerung herausreißen will. Das 
führt zu einer zusätzlichen Verteuerung aller 
Produkte, und deshalb sind wir dagegen. 
Offensichtlich möchten sich der Herr Finanz­
minister und vielleicht auch der Herr Bundes­
kanzler für die Wahl 1974 eine gewisse finan­
zielle Reserve anlegen, damit es möglich ist, 
das eine oder andere Wahlgeschenk auszutei­
len. Aber die Osterreicher müssen wissen, daß 
sie sich diese "Geschenke" - unter Anfüh­
rungszeichen - selber bezahlen müssen und 
daß sie sehr viele Steigerungen der Preise 
dafür in Kauf nehmen müssen. 

Sehen Sie, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, das waren einige der Punkte. Aber ich 
komme noch zu einem wesentlichen: das ist 
die Frage der Land- und Forstwirtschaft. Die 
Mehrwertsteuer im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft orientiert sich in allen Ländern, 
in denen dieses Steuersystem in den letzten 
Jahren eingeführt wurde, an der Vorsteuer­
belastung der eingekauften Anlagegüter und 
Betriebsmittel der Land- und Forstwirtschaft. 
Das ist in Deutschland, in Holland und in 
anderen Staaten genauso gehandhabt worden: 
daß in erster Linie errechnet wurde, wie hoch 
die Vorsteuerbelastung bei den eingekauften 
Produkten ist, und demgemäß hat sich dann 
der Mehrwertsteuersatz für die Landwirtschaft 
errechnet. 

Die Abgeordneten der Osterreichischen 
Volkspartei haben in den Beratungen einen 
pauschalen Vorsteuerabzug für die gesamte 
Landwirtschaft im Ausmaß von 8 Prozent be­
antragt. Grundlage für diese Forderung war 
eine Berechnung des AgrarwirtschaftIichen 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Aufwendungen der österreichischen Land­
wirtschaft - ich habe hier den Grünen Bericht 
1970 - belaufen sich für Maschinen, Trakto­
ren und Reparaturen auf rund 6,4 Milliarden 
Schilling pro Jahr, Bauten und Instandhaltung 
5,7 Milliarden Schilling, Energieaufwand 
1,3 Milliarden Schilling, Futtermittel 2,3 Mil­
liarden, Handelsdünger 2 Milliarden und Pflan­
zenschutzmittel 260 Millionen. Zusammen gibt 
die Landwirtschaft jährlich rund 18 Milliarden 
Schilling für Anlagegüter und Betriebsmittel 
aus. Das ist natürlich nur ganz grob, und das 
Agrarwirtschaftliche Institut des Landwirt­
schaftsministeriums hat eine durchschnittliche 
Vorsteuerbelastung der Land- und Forstwirt­
schaft im Ausmaß von 8,7 Prozent des Umsat­
zes ermittelt. Gleichzeitig wurde berechnet, 
daß sich die Vorsteuerbelastung der Landwirt­
schaft auf Grund der stark steigenden Betriebs­
mittelpr-eise in den kommenden Jahren, also 
1972, 1973, 1974, weiter erhöhen wird, das 
heißt mit anderen Worten: 8,7 Prozent wurde 
errechnet, und 6 Prozent pauschaler Vorsteuer­
abzug wurden der Land- und Forstwirtschaft 
im § 22 der Regierungsvorlage zugestanden. 

Nun könnte ein oberflächlicher Beobachter 
sagen: Der Herr Finanzminister ist ein ~einer 
Mann, das ist ein Geschenk für die pauscha­
lierten Bauern, denn sie brauchen praktisch 
dem Finc.nzamt nid1ts bezahlen, sie haben 
6 Prozent Vorsteuerabzug und 6 Prozent 
Steuersatz und daher entsteht keine Zahllast 
an das Finanzamtj das ist eine wunderbare 
Lösung! Tiatsächlich list es aber so: Dadurch, 
daß die durchschnittliche ßtelastung mit Vor­
steuern 8,7 Prozent ausmacht, 6 Prozent aber 
nur pauschal anerkannt werden, müssen dieise 
2,7 Prozent des Umsatzes vom Bauern als 
Belastung g,etragen werden. (Abg. Dipl.- Vw. 
J 0 s sec k: Er kann ja Aufzeichnungen füh­
ren!) Sicherlich, auf das komme !ich noch, da 
haben Sie vollkommen recht. - Die Bauern 
werden also mit diesem Betrag belastet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Slie dürfen nicht glauben, daß diese 2,7 Prozent 
so ein niedriger Betrag sind. Das macht bei 
dieser Rliesen-InvestitJionssumme der Land­
wirtschaft jährlich 600 Millionen Schilling 
aus, die die pauschallierten Bauern an Vor­
st.euer bezahlen müssen, die sie aber nicht 
mehr zurückbekommen. Das heißt mit -anderen 
Worten: Diese pauschalJierten Landwirte in 
Osterreich sind dile einzige Gruppe von Unter­
nehmern, -die diese 2,7 Prozent Umsätze als 
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zusätzliche Kosten zu tragen haben. Die 
600 Millionen Schlilling sind eine echte Ein­
kommensverminderung der Land- und FOIlSt­
wirtschaft bei Einführung der Mehrwertsteuer 
in der gegenwärtigen Form. 

8 Prozent für den BuchführungspflJichtigen, 
natürllich eine ganze Reihe von Problemen mit 
sich bringt, besonders für die Verarbeitungs­
betriebe, für dLie Fleischhauer, für die Fleisch­
verwertung, für die Milchverwertung, für alle, 
die landwlirtschaftliche Produkte weiterver-

Jetzt könnte man sagen, es besteht ja lim arbeiten, dem einen Bauern müssen sie 6 Pro­
Gesetz dJie Möglichkeit, Bücher zu führen, zent Mehrwertsteuer bezahlen, dem anderen 
dann hat er den tatsächltichen Vorsteuerauf- müssen sie 8 Prozent Mehrwertsteuer bezah­
wand gegeben und er kann also diese Vor- len. 
steuern in der entsprechenden Höhe abziehen. 
Das ,ist richtig. Das würde aber bedeuten, daß 
rund 250.000 Betriebe lin Osterreich buchfüh-
rungspflichtJig würden und daß sie Slich aLso 

Diese unterschiedliche Behandlung führt 
natürlich auch zu e!iner wahnsinnigen Verwal­
tungsbelastung. 

zum Abschluß dieser Buchführung dann auch 1
I 

Ein wesentLicher Punkt list auch die unter­
eines BeratungsJinstitu:es ,oder .. einer Buchfü~- sdlJiedliche Behandlung in der Frage der Nach­
rungsgesellsct::aft bedIene~ ~ußten, daß SIe barschaftsblilfe und bei der Verrichtung land­
also Kosten hatten. Ich weIß mcht, ob der Herr wirtschaftlicher Arbeiten. Auch hier haben wir 
Finanzmindster zum .~i'el hat, den Steuerbera- einen Abänderungsantrag eingebracht und 
t:Ill .und d:n Buchfuhrungsgesellschaften zu- werden lihn auch heute Wlieder einbringen, der 
~atziliche Emnahme~ zu :enscha~'~n, ab~r vorsieht, daß man die Wettbewerbsverzerrung 
Je?enfal~s muß er ja ials. Fmar:zmmls~er mll zwischen pauschalierten Bauern, buchführungls­
seillle:- Fimar:zverw,altun~ jede dIese~. BIlanzen pflIichuigen Bauern und gewerblichen Unter­
und jede dIeser Buchfuhrungen prufen. Das nehmen im landwirtschaftlichen Bereich be sei­
bedeut~~ ei~en. ungeheuren Verwaltungsauf~ 1:Iigt. 
wand tur dIe FInanzverwaltung, und das bea 
einem an und für Stich in Osterredch - Wli,e 
wir alle wissen - schon 7liemIich aufgeblähten 
Verwaltungsapparat. 

Ich möchte also nochmals gerade in dieser 
Frage dar,auf hinweisen, daß die 'SoZlialistischen 
Abgeordneten und auch Idlie freiheitliichen Ab­
geordneten diesem sehr wichtigen und schwie­
rigen Probllem der Land- U!l1d ForstWlirtschaft 
nicht Rechnung getragen haben und daß dieser 
Antrag abgelehnt wurde. 

Einen weiteren Punkt haben wir bereits iim 
Ausschuß angeschnitten. Ich möchte ihn auch 
hier noch erwähnen, aber darauf Wlird ja noch 
zurückgekommen: Das ist die Frage des Han­
deisdüngers UIlJd der Einstufung des Handels­
düngers in die M,ehrwertJsteuer. Jetzt ist in 
der Vor}tage ein 16prozentiger Mehrwert­
steuersatz für Handelsdünger enthalten. 
Gegenwärtig ist der Handelsdünger mit alter 
Umsatzsteuer sehr wenig belastet. Mit anderen 
Worten: Wenn die jetziige Vorlage Gesetz 
wird, dann bedeutet das für die Land- und 
Forstwirtschaft mit Jahresbeginn 1973 eine 
10- bis 12prozentige Erhöhung des Handels­
düngerpreises. 

Sehen Sie, meine lsehr geehrten Damen und 
Herren, das ist ein Zeichen, daß die Bauern 
von den bei den Fraktionen, von den Sozi'ald­
sten und den Freiheitlichen, bei dieser EiIlli­
gung leider ganz vergessen wurden. Außer­
dem kommt dazu, daß dieser uneinheitliche 
Steuersatz: 6 Prozent für den Pauschalierten, 

Ich darf also zusammenfassend zu dieser 
Sache feststellen, daß die sO:zJia1istischen Ab­
geordneten und auch die fl1eiheitlichen Abge­
ordneten keines der angeschIlJittenen und für 
die LaIlJd- und Forstwirtschaft so entscheiden­
den Probleme gelöst haben und daß bewiesen 
wunde, daß die schwer um lihre Existenz kämp­
fende Landwirtschaft weIlJig VerständnJis findet. 
Sie wissen alle, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß die Land- und Forstwirtschaft 
im vergangenen Jahr einen schwere!l1 Rück­
schlag im Einkommen hinnehmen mußte. In 
einem Artikel, der vom W:irtschaftsforschungs­
institut herausgebracht wlind, wird von einem 
Mitarbeiter aufgezeigt, daß die Land- und 
Forstwlirtschaft lim vorigen Jahr ei!l1e Einkom­
merusverningerung um 5 Prozent hinIlJehmen 
mußte, während die übnigen Bevölkerungs­
kreise eine Binkommensverbesserung um 
12 Prozent erfahren haben, und zweitens, daß 
aus der österreichischen Land- und Forstw1irt­
schaft über 30.000 Menschen ,abgewandert 
sind. Sie sehen also, daß sich dieser Berufs~ 
stand lin einer großen Schwier'iigkeit befindet 
UIlJd daß man doch erwarten hätte können, daß 
etwas geschieht. 

Die öst,erreichische Bevölkerung muß, wenn 
kein Verständnis für unsere berechtigten Sor­
gen aufgebracht wind, auch in Kauf nehmen, 
daß sehr viele Menschen die Landwirtschaft 
verlassen, daß die Kuhbestände weliter ver­
ringert werden, daß die Fleischversorgung 
weiter verschärft und unsicherer Wlird. Eines 
können Sie nicht erwarten: daß diese Leute 
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in einer Sieben-Tage-Woche dafür arbeiten, 
daß es aUen anderen in Osterreich mögllichst 
gut geht. (Beifall bei der OVP.) 

Die AusWlirkungen. ,dieser Vorlag'e auf das 
Preisniveau wurden von verschiedenen Seiten 
bereits berührt, ich möchte nicht noch näher 
darauf eingehen, damit Itch Ihre Zeit nicht 
allzusehr in Anspruch nehme, aber eines 
möchte lieh doch noch feststellen: Im Unter­
ausschuß - und das hat Herr Kollege Doktor 
Neuner berelits festgestellt - wurden von uns 
sehr viele praktische Vorschläge unterbreitet, 
die eine Verwaltungsvereinfachung bringen, 
die eine Pauschaliierung bningen, die wirklich 
für dJie Flinanzverwaltung und für die Unter­
nehmer, für die Steuerpflichtigen echte Erleich­
terungen bedeuten. Sie wurden von uns in 
sachlicher Art und Weise vorgebracht, das hat 
mit Politik überhaupt ruichts zu tun. Leider 
wurde nur ein sehr geringer Teil unserer An­
träge auch Wlirklich von soziaListischer Seite 
und von der Freiheritlichen Partei aufgegniffen, 
sodaß also wirklich zu befürchten ist, daß wir 
durch die Einführung der Mehrwertsteuer eine 
wlesentliche Verwaltungsbelastung bekommen. 

In Deutschland wunde errechnet, daß die 
Mehraufwendungen an Verwaltung linfolge 
der Einführung der Mehrwerbsteuer je nach 
Betl"iebsart zW1ischen 10 und 20 Prozent ge­
legen sind. Ich erwähne das deshalb, weil eine 
Erhöhung der Verwaltungskosten, eine Erhö­
hung des V,erwaltungsaufwandes zwangsläu­
fig auch zu eliner Kostenbelastung und damit 
zu einer Preissteigerung führt. Darüber müssen 
wir doch einmal ins klare kommen. Es wäre 
zweckmäßig, das in allen Bereichen WlirkHch 
durchzudenken, denn es k,ann ja nJiemand 
Wunder wirken. Was irgendwo an Kosten 
auftritt, das muß in lirgendeiner Form W1ieder 
in den Preisen zum Ausdruck kommen. 

Unsere Anträge, die noch eingebracht wer­
den, sehen in erster l..Iinie Erleichterungen vori 
besonders zu § 10, der Fragen der landwirt­
schaftlichen Nebenleistungen und Nebenbe­
triebe betrifft; auch zu § 27 haben wir Vor­
schläge, die eine Pauschalierung bei der Vor­
ratsentlastung bringen sollen. Es ist also so, 
daß, wenn diese Vorschläge angenommen wer­
den könnten, doch eine wesentliche Erleich­
terung und Entlastung gegeben wäre. 

Die wesentlichen Gründe für die Ablehnung 
dieses Mehrwertsteuergesetzes durch die 
Osterreichische Volkspartei wurden zum Teil 
schon geäußert. Ich möchte sie ergänzen und 
feststellen: 

Erstens: der Einführungszeitpunkt 1. Jänner 
1973 ist aus mehrfachen Gründen, wie ich aus­
geführt habe, ungünstig i 

zweitens: der Mehrwertsteuersatz von 
16 Prozent ist nicht aufkommensneutral und 
wirkt preissteigernd; 

drittens: die Investitionssteuer ist überhöht 
und löst zusätzliche Teuerungseffekte aus; 

viertens: die Vorratsentlastung entspricht 
nicht der Altumsatzsteuerbelastung; 

fünftens: die Ubergangsregelung für die Ex­
portwirtschaft ist völlig unzureichend und be­
rücksichtigt zum Beispiel überhaupt nicht jene 
Bereiche, wo Handelsunternehmungen oder 
solche Betriebe, die mit wenigen Anlag'egütern 
und Investitionen belastet sind, exportieren; 

sechstens: die Land- und Forstwirtschaft er­
hält nicht den einheitlichen pauschalen Vor­
steuerabzug; 

siebentens: die überbetriebliche Zusammen­
arbeit in der Landwirtschaft wird sehr ,er­
schwert; 

achtens: der Steuersatz von 16 Prozent für 
Treibstoffe, Heilmittel, Handelsdünger und so 
weiter wirkt preissteigernd, und 

neuntens: die beantragten Verwaltungsver­
einfachungen und -erleichterungen wurden 
weitgehend durch die Sozialisten und durch 
die Freiheitliche Partei abgelehnt. 

Aus diesen Gründen müssen wir dieses Ge­
setz und seine Einführung zum 1. Jänner 1973 
ablehnen. Sozialisten und Freiheitliche müssen 
daher die Verantwortung für die Auswirkun­
gen übernehmen und dürfen nicht die Schuld 
für starke Preissteigerungen anderen Gruppen 
der österreichischen Bevölkerung zuschieben 
und diese verantwortlich machen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Probst: Als nächster Redner zum 
Wort gelangt der Herr Abgeordnete Dipl.-Vw. 
Josseck. Er hat das Wort. 

Ich darf nun zur Zusammenfassung kommen Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPO): 
und feststellen, daß das vorliegende Mehr-. Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
wertsteuergesetz wesentliche Forderungen und Hohes Haus! Ich möchte meine Ausführungen 
Vorschläge der Osterreichischen Volkspartei mit einem SprJichwort beginnen, denn dieses 
in keiner Weise berücksichtigt und daß auf Sprichwort sagt vielleicht doch einiges zu dem 
die Interessen der österreichischen Bevölke- neuen Mehrwertsteuergesetz aus. Ich glaube, 
rung und der Gesamtwirtschaft viel zuwenig es gibt eben kein ddeales Gesetz, und daher 
Rücksicht genommen wurde. ist dieses Sprichwort sicher zutreffend: Es ist 
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nicht alles Gold, was glänzt. (Abg. G r a f: Es 
ist nicht alles Gold, was gelb ist!) Es ist auch 
nicht alles Gold, was schwarz ist, Herr Grafl 

Wir Freiheitllichen sind nicht so vermessen, 
zu behaupten, daß es durch unser Mitwirken 
bei. diesem Gesetz, vor allem bei den durch­
gesetzten Änderungswünschen, zu einer Ideal­
lösung gekommen list. Ich sagte schon am 
Anfang, es gibt kaum und es hat hier, glaube 
ich, .in diesem Haus auch noch nie ein lideales, 
vollkommenes Gesetz geg1eben. (Abg. Doktor 
Mus s i 1: Unter der Regierung Klaus fast 
alle!) Ach so, das höre ich hier zum ersten 
Mal, .auch von Seite der OVP höre lich das 
zum ersten Mal. Gerade über OVP-Finanz-

noch kaputt ist! Das wird entsetzlich werden! 
Das ist martialisch, was sich da in diesem 
Hause abspielt!) Es bleibt Ihnen, Herr Doktor 
Mus slil , überlassen, ob wir jetzt eine Dis­
kussion über diverse Nasen abführen. 
(Heiterkeit) 

Ich finde, daß wlir für die österreichische 
Wirtschaft und den österreicbJischen Steuer­
zahler doch eine Menge herausgeholt haben. 
Es geht doch zweifellos darum, den enormen 
StJeuerdruck zu mildern, auch die Arbeitsplätze 
zu sichern und vor allem die Konkurrenz­
fähiigkeit unserer Wirtschaft auf dem Welt­
markt zu erhalten. Ich glaube, allein dafür 
lohnt sich schon dieses freiheitNdle Ja zum 

gesetze, Herr Dr. Mussil, könnte man Romane neuen Umsatzsteuergesetz. 
schreiben. (Abg. Dr. Mus s j 1: Romane 
schreiben kann man sowieso!) Aber ich glaube, 
daß unsere Befleitschaft, überhaupt zu ver­
handeln und vor allem audl real:rsierbare Vor­
schläge heranzutragen, zu einer Unz.ahl von 
Verbesserungen bei.getragen hat, die ja aus­
schließlikh - und das möchte rieh besonders 
erwähnen - doch der österreicbJischen Wirt­
schaft zugute kommen. 

Wenn es vlielleidlt auch von verschliedenen 
SeHen der Osterreichischen Volksparted 
bestritten und angezweifelt wird, so hat mich 
eine Aussendung der Bundeswirtschafts­
kammer sehr angenehm überrascht, die lich 
in einer Zeitung gelesen habe, lin der sehr 
objektiv erklärt (Abg. Dr. Mu s s i l: Wir sind 
immer objektiv!) und sogar begrüßt wUflde, 
daß durch die Initiative der FreiheiUichen 
Partei, Herr Dr. Muss!il, eine Anzahl von 
Erleichterungen für die österreichiische \!\Tirt­
schaft erreicht wurde - wenn auch, das gebe 
ich ohne wleiteres zu, das Verhandlungs­
ergebiliis llIicht voll den VOI1stellungen ent­
spricht. Daher auch am Anfang, wlenn Sie 
aufgepaßt haben, mein Sprichwort: Es list nicht 
alles Gold, was glänzt. 

Aum wir Freiheitlichen seien Sie 
sicher - hatten ein größeres Paket zur Ver­
handlung bereit. Aber es kommen jetzt zwei­
fellos die Kritiker und dJi,e Nörgler und sagen: 
Ja, und deswegen sagt ihr ja, obwohl 
alles durchgegangen ist. Ich kann behaupt1en, 
ja, genau deshalb sagen wir ja, weil doch 
jeder Schilling, den wlir durdl unsere Ver­
handlung den Sozia~isten, dem Herrn Finanz­
miruilster - tim darf das sagen - aus der 
Nase gezogen haben (Heiterkeit), der öster­
r'eichischen Wirtschaft zugute kommt. Auch 
wenn Sie es llIicht erkennen woUen, meine 
Herren von der Osterreichischen Volkspartei. 
Es kommt der österreidlischen Wlirtschaft 
zugute. (Abg. Dr. Mus s i 1: Jetzt kommt noch 
die Nase vom Finanzminister dazu, die auch 

Es wäre aber auch müßig, jetzt herum­
zustreiten, Wlie man es immer wieder hört: 
So viel habt ihr ja nicht herausgeholt! Ihr 
sagt 7 Milliarden, die anderen sagen 
5 Milliarden, Pessimisten sagen 3,6 Mil­
liarden. Tatsache aber bleibt, daß es nicht 
leicht war, mlit den Sozialisten zu verhandeln 
(Abg. Mitterer: Das kann ich mir vor­
stellen!), und €s bedurfte schon sehr wohl­
fundierter Vorschläge, um dabei etwas heraus­
zubekommen. (Abg. G ra f: Da hat man es 
ja leicht gehabt: Die Vorschläge hat die 
Bundeskammer schon vor langer Zeit erstellt 
gehabtl) Das ist eine Walze, die die Herren 
von der OVP heute den ganzen Tag hier 
herunterlaufen lassen. Wenn zufälliig zwei die 
gleiche Uberlegung haben, dann muß es nicht 
unbedingt eine OVP-Uberlegung sein. 
Gestatten Sie mir das festzustellen, Herr Graf! 
(Beifall bei der FPO. - Abg. G r a f: Muß 
nicht, aber in diesem Fall schon, wie Sie 
sehen!) Bitte sehr, Wlie Sie glauben, wenn Slie 
unbedingt riecht haben wollen. Ich muß ja 
nicht streiten mit Ihnen. Sie glauben eben, Sie 
haberr recht, weil Sie das in Ihrer Partei so 
vertreten müssen, weil Sie nämlich schon von 
Ihrer Parteiselite so manchen Rüffel einstecken 
mußten wegen (Widerspruch des Abg. GI a f) 
- ich könnte Ihnen Briefe zeigen, lich habe sie 
dort oben liegen i Sie können dann rauf­
kommen - des OVP-Neins zur neuen Umsatz-
steuer. 

Aber es ist erfreuldch - das hat sich gerade 
in der Vorstufe vor den endgültigen Be­
schlüssen gezeligt -, daß sich eine Unzahl von 
Interessengruppen an die FreiheiUimen ge­
wandt hat, um zu ISchauen, was noch heraus­
zuholen list. 

Ich darf ohne Ubertrleibung, audl wenn es 
Ihnen sehr weh tut, meine Herren von der 
Osterreichischen Volkspartei, sagen: Es hat 
sich eben hier Wlieder gezeigt: Wenn man 
lin Osterreich als Nichtsozialist von dieser 
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Mehrh~itsregierung etwas will, dann lohnt es I Politiker mit der Materie befassen, und das 
Siich, mit den Freihelitllichen zu I1eden. (Beifall I haben zum Glück ja einige getan. (Beifall bei 
bei der FPO. - Abg. Dr. Neu n e I: Beim deI FPO.) 
Scrinzi-Antrag haben wir es gesehen!) Herr 
Dr. Neuner! Ich habe Sie micht verstanden; 
Sie haben heute eine leise Stimme. 

Ich darf auf ei'lllige OVP-Argumente ein­
gehen, di,e hier heute limmer wie ein roter 
oder, sagen wir, sc..1}arzer Faden durch­
gelaufen sind. 

Es wlird seit vergangenem Jahr ununter­
brochen von seiten der Wlirtschaft, aber im 
besonderen auch von der Industrie das Argu­
ment vorgebracht, der Termin wäre zu knapp 
bemessen. Eine Zeitung schreibt hier sehr 
richtig, ob di,es nicht der Vorwand einer 
Lobby sei, um überhaupt die Einführung zu 
torpedieren. 

Es ist mir völliig klar, daß natürlich gewal­
tige Umstellungsschwierligkeiten und über­
haupt Schwierigkeiten gerade beli exportinten­
siven Betrieben auf uns dam~it zu~:.ommen. 

Aber ich glaube, wlir haben gerade für diese 
Sparte doch einiges herausholen können. 

Wenn es heißt, der 1. 1. 1913 sei rindis­
kutabel, die Zeit der Vorbereitung se·i zu 
kurz, so muß ich ja doch sagen: Dann haben 
hier einfach verschJiedene Seiten etwas ver­
schlafen. Seit €liIliem Jahr list der Entwurf 
bekannt. Seit Anfang Jänner lliegt die 
Re glierungsvorlage vor. (Abg. Dr. Z j t t­
m a y r: Der Entwurf ist ganz anders!) Im 
Prinzip doch, Herr Doktor! Darüber sind wir 
uns doch völliig klar. Das hat doch die OVP 
ein Jahr lang exerZ!iert und den Kopf lin den 
Sand gesteckt. (Abg. Dr. Mus s i 1: Was heißt 
"Prinzip"? Der Teufel sitzt im Detail!) Herr 
Dr. Mussil! Sie haben den Kopf in den Sand 
gesteckt und so getan ... (Abg. Doktor 
Z j t t m a y r: 6-Prozent-Regelung von der 
Landwirtschait!) Das sind doch Kleinigkeiten 
an Ausnahmen, Herr Dr. Zittmayr! Uber das 
Prinzip war man sich doch lim klaren. Und 
darum geht es. (Abg. Mit t e r er: Man kann 
doch nicht die Leute in der Wirtschaft schulen, 
wenn man nicht weiß, wie das Gesetz lauten 
wird! Das müssen Sie doch zugeben!) 

Lieber Herr Kollege! Man hat sich doch 
mit der Matellie beschäftigt, und das haben 

Am 2. Februar list ein Industrlieller b~i mir 
gewesen und ist über den Termin furchtbar 
losgezogen. Ich habe ihn darauf gefragt: Wiie 
lange brauchen S~e? Er sagte: Bin Jahr. - Ich 
erklärte: Bitte, heute ist der 2. Februar. Setzen 
Sie sich hin und tun Sie etwas, wenn Sie 
niicht schon etwas g'etan haben! - Nachher 
habe lich eben erf<ahren, daß gerade lin dem 
betreffenden Betrieb die Vorbereitungen schon 
überraschend weit gediehen waren. Es muß 
also zwangsläufig bei mir der Verdacht auf­
tauchen: Hier wollte einer aus rein politischen 
Uberlegun9'en einen Weg suchen. 

Heute wurde über. den Termlin schon sehr 
vliel gesprochen, lich muß aber trotzdem 
darüber reden. Auch der Herr Flinanzmini'ster 
hat bei der Fernsehdiskussion mit Herrn 
Professor Koren dieses Thema angeschnitten, 
aber weder Sie, Herr Professor, noch der Herr 
Finanzminister haben dazu eine ehrldche Ant­
wort gegeben. Ich darf es vlielleiicht für Sie 
nachholen. (Abg. Dr. Kor e n: Wozu?) Gar 
keine, sagen wir es so. Gar keine Antwort zu 
dem Thema: Ist der Termin nicht doch ein 
politischer Termin? 

Natürlich !ist er ein politischer Termin. 
Ich behaupte auch, daß er auch bei den 
Sozlialisten ein politischer Termin ist, aber 
ebenso, meine Herren von der Oster­
reichischen VolksparteJi, ist er bei Ihnen ein 
ausschlließllich politJischer Termin und Ihr 
schwerstWliegendes Argument gegen den 
1. 1. 1913. (Abg. Dipl.-lng. T sc h i d a: Da 
haben Sie nicht zugehört!) Doch, doch! Und 
zwar aus einer ganz logischen Uberlegung. 
Da braucht man gar nicht ein Bezieher nach 
IX/6 sein, das kann auch schon ein IX!1 er 
verstehen (Heiterkeit), nämllich wenn Wahlen 
vor der Türe stehen. 

Wenn Wahlen vor der Türe stehen - und 
eine unausbleibliche Preissteigerung nach Ein­
führung der Mehrwertsteuer kommt, dann ist 
das natürlich politisch ausschlachtbar! Daß die 
Sozialisten diese Uberlegung - Einführung 
knapp vor der nächsten Wahl - scheuen, ist 
auch mir als IX/1er klar. 

auch Sie bestimmt gemacht. Ich glaube nicht, Wir Freiheitlichen haben uns - das wurde 
daß Sie mit Scheuklappen so durch die Gegend heute schon ausgeführt - von anderen Ge­
rennen, daß Slie nicht sehen woUen, was auf danken leiten lassen. Da wir schon seit Jahren 
Sie zukommt. Slie sch~inen offensichtlich die eineuropagerechtes Umsatzsteuersystem for­
Soz'ial:isten noch nicht zu kennen. Ja glauben dem und auch schon an die OVP seinerzeit 
Sie denn, daß sie, wenn sie die absolute und auch an die Sozialisten herangetreten 
Mehrheit haben, das Gesetz IlIicht so oder so sind, zu einem frühestmöglichen Zeitpunkt die 
durchgebracht hätten, egal ob mit uns oder neue Umsatzsteuer einzuführen, ist es doch 
ohne uns oder mit OVP oder ohne OVP? I nur selbstverständlich, daß wir von vornherein 
Daher muß ich mich als verantwortungsvoller I diesem Termin positiv gegenüberstanden. Ich 
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glaube, Wlir haben durm unser Ja zu dieser 
Umsatzsteuer für die Wirtsmaft Beträchtliches 
herausholen können. 

Im sagte vorhin smon: Wenn sim jemand 
mit dem Prinzip der Mehrwertsteuer nicht 
remtzeitig vertraut gemamt hat, dann hat 
er, zweifellos selbstversmuldet, die Zeichen 
der Zedt übersehen. Denn die Umstellung 
konnte bei remtzeitigem Schalten nom ent­
spremend temruisch vorbereitet werden. 

Aber es gibt ja in Osterreich zum Glück 
genug Beispiele von sehr gut geführten Unter­
nehmen, von weitblickenden Unternehmern 
und Unternehmungsführungen, die heute die 
Vorbere~tungen weHestgehend abgesmlossen 
haben, und zwar - was das Uberraschende, 
aber auch das große Problem dabei ist - auch 
hinsichtl!ich der Kalkulamon. 

Herr Dr. Schleinzer! Sie haben gesagt, Sie 
kennen Betriebe, die das in dieser kurzen Zeit 
nicht verkraften können. Aber ich habe eine 
ganze Reihe von Betrieben vor mir, die das 
bereits fast verkraftet haben. (Abg. Doktor 
Mus s i 1: Auch mit dem Vorsteuerabzug?) 
Auch das, wenn man sich damit beschäftigte. 
Es kommen natürlich - Herr Dr. Mussil, 
darüber sind wir uns doch im klaren -
Probleme auf uns zu, die zweifellos schwierig 
zu überwinden sind. Aber die Tatsache, daß 
diese Steuer eingeführt wird beziehungsweise 
daß sie kommt, war allen seit langem klar, und 
damit hatte man sich auseinanderzusetzen. 

Aber was mir besonders weh tut - ;auch 
von Herrn Dr. Zittmayr und auch von Ihnen 
heute, Herr Dr. Schleinzer und Herr Doktor 
Neuner, es geht wie ein schwarzer Faden 
durch alle Ihre Ausführungen -; ist das An­
heizen der Preispsychose. Das ist mir unver­
ständlich. Wenn ich ein verantwortungsvoller 
Politiker bin, dann kann ich mich doch nicht 
ein Jahr lang hinstellen und ununterbrochen 
.schreien: Alles wird teurer! Das ist doch un­
verantwortlich! Denn wir schaffen damit nichts 
anderes als eine Preispsychose. 

Natürlich, Dr. Zittmayr hat heute auch 
gesagt: Der Geschäftsmann muß das dann 
schon einkalkulieren! Aber das ist ja erst die 
Folgerung daraus. Das erste ist nämlich das 
Anheizen dieser Psychose. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Mus s i 1.) Ich laß mich von Ihnen als 
IX/1 er gern beraten. (Abg. Pet er: Was ist 
denn der Mussi1? Xll?! - Heiterkeit.) IX/6 
mit DAZ oder wie das heißt. - Aber ich 
glaube - auf das wollte im ja hinkommen -, 
man tut dom der österreichischen Wirtschaft 
zweifellos nichts Gutes, wenn man von nichts 
anderem spricht als davon, welch unerhörte 
Preissteigerung die Einführung der neuen Um­
satzsteuer mit sich bringen wird. Es ist 

geradezu unverantwortlich, daß der Kollege 
Dr. Neuner ein 10-Prozent-Taferl vom Friseur 
bei der Fernsehdiskussion in die Höhe hebt 
und auf die Frage: Wie haben Sie das errech­
net?, keine Antwirt gibt, womit das einfach 
lim Raum stehenbleibt. Andere haben es 
errechnet, und diese sind, obwohl es sich um 
einen lohnintensiven Betrieb handelt, auf 
einen niedrigeren Perzentsatz gekommen. Ich 
finde, das ist Demagogie. Das verstehe im 
darunter, wenn ich sage: Hier wird etwas 
angeheizt. (Präsident Dr. Mal eta über­
nimmt den Vorsitz.) 

Ich finde auch die Uberlegungen der Oster­
Teichischen Volkspartei etwas eigenartig, die 
sie angestellt hat, als sie in die Verhand­
lungen 'eintrat. Es ist doch an und für sich 
klar: Wenn die Vorgangsweise so ist, wie es 
Dr. Neuner gemacht hat, daß er mit etwa 
100 Abänderungsvorschlägen, mit so einem 
Paket schlagartig auf den Tisch kommt, dann 
ist die Mehrheitspartei natürlich nicht gerade 
sehr erfreut und sieht darin schon fast keine 
Verhandlungsgrundlage mehr. Jetzt könnte 
man unterstellen, daß man durch di,ese Art 
des Vorgehens der OVP von vornherein 
gewillt war, die Verhandlungen abzuwürgen, 
die Mehrheitspartei zu provozieren und sich 
dann hinzustellen und zu sagen: Wir hätten 
so viel Gescheites zu sagen gehabt, aber die 
wollten mit uns nicht verhandeln! - Das 
ist eine Unterstellung, Dr. Neuner, die sich 
einem aber unter Umständen aufdrängt. Es 
war nach meiner Meinung mit so einem 
Paket von Forderungen einer Oppositions­
partei, die so einer Mehrheit gegenübersteht, 
einfach, würde ich sagen, der Bogen über­
spannt. (Abg. Mit te r e r: Aber Herr Kollege, 
31 A.nderungen hat das Ministerium selber 
gebrachtJ) - Ich habe bier stehen das Wort 
"TreppenWiitz". Sie werden -sogar selbst lachen 
müssen - wenn Sie :auch sehr schwer lachen, 
Herr Kollege I (Abg. Mit te r e r: 0 nein! Im 
Gegenteil! Da kennen Sie mich schlechtl) Es 
ist nämlich ein Treppenwiitz, wenn der Doktor 
Neuner die ganze Zeit darüber schlimpft, w;ie 
schlecht die Gesetzesvorlage war, Wlie sie von 
den Beamten herangetragen wurde. Denn 
angenommen - nur eine Fliktion. -, es wäre 
heute die Osterreirnische Volkspartei hier 
Alleinregtierung, hätte nämVich genau derselbe 
MJinisterialbeamte den Entwurf erstellt. Ich 
verstehe daher diese harte Kritik nicht. (Abg. 
Mi n k 0 w i t s c h: Es wäre etwas Geschei­
teres ins Haus gekommen! - Abg. Doktor 
Neu n e r: Der Minister hätte andere Wei­
sungen gegeben!) Das glauben Stie, Herr 
Dr. Neuner? Sie kennen den Herrn, und Sie 
glauben, der hätte von einem anderen 
Mliruister andere Weisungen entgegengenom­
men? Sicher, sicher ... (Abg. Dr. Neu ne I: 
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Kollege Josseck, können Sie erläutern, was 
das heißen soll!) Im komme darauf nom 
näher. So kann man meiner Meinung nam 
nlicht argumentieren, indem man hlinausgeht 
und sagt: Es war smlemt, es war schlecht! -
obwohl man weliß, daß mir, wäre ich Mehr­
heitspartei oder Regierungspartei, gena1,l der­
selbe Beamte den Entwurf erstellt hätte. 
Zweifellos hätten Sie wahrscheinLich andere 
Ideen beigebracht. 

Aber ~nes können Sie auch nicht, Herr 
Dr. Neuner: nämhch zaubern. Würde man alle 
diese Forderungen, die heute von Ihnen und 
von Dr. Zittmayr gestellt wurden, zusammen­
remnen kein Rinanzrruinister dieser 
Republik könnte das verkraften. Also darüber 
waren Sie sich ja von Anfang an auch im 
klaren. (Abg. Dr. Neu n e r: Das Finanzstraf­
rechtl) Das ist e1in anderer Punkt! Darum habe 
ich ja gesagt: Nicht alles, was glänzt, ist Gold! 
(Abg. Dr. Neu ne r: Werden Sie nein dazu 
sagen?) Noch besser! Ich stimme jetzt hier 
n'icht ab. Ich rede, Herr Dr. Neuner. Aber 
wenn ich dann abstimme, können Sie 
zuschauen, was ich mache. (Heiterkeit bei der 
FPO.) 

Im habe aber trotzdem - ich sagte ja 
am Anfang: Es ist nicht alles Gold, was 
glänzt! - doch ,auch einige Mängel anzu­
führen. Uberraschenderwe:ise decken sie sich 
in einigen Punkten mit der Osterrelichischen 
Volkspartei. Darüber werden Sie mir, meine 
Herren, wahrscheinlich nicht böse sein. (Abg. 
Dr. Mus si 1: Der schwarze Faden, den Sie 
ergrifien haben!) Bitte? Was habe lieh? 
(Neuerlicher Zwischenruf bei der OVP.) Nein, 
das ist das, was ich zuerst dem Herrn Kollegen 
Graf gesagt habe. Bei so einer Vielzahl von 
Menschen, die es gibt, können elinmal zufälJlig 
zwei denselben Gedanklen haben, aber des­
wegen muß er ja nJieht schwarz sein. (Neuer­
licher Zwischenruf bei der OVP.) Aber da 
gibt es andere auch. Das geht über den Be­
reich der praktischen Durchführung. 

Es äst berechtigt, daß die IndustIiie als 
starkes Wlirtschaftspotential masSliv ihre For­
derungen herangetrag~en hat. Was mir aber 
gefehlt hat, das waren zum:indest Erleich­
terungen hdnsichtlim der Abwicklung der Ab­
führung und der Aufzeichnungen für dle Un­
zahl von Zehntausenden von kleinen 
Gewerbetreibenden. (Abg. Dr. Mus si 1: Es 
sind doch unsere Anträge drin" wegen der 
Umsatzpauschalierung!) Erlauben Sie, daß ich 
einliges davon auch nach meiner Inter­
pretation wiederhole. Im danke Ihnen, daß 
kh weliterreden darf. Ich weiß nicht, warum 
Sie mich unterbrechen. Ich s1Jimme ja hier 
nicht ab. Ich möchte zu Ende kommen. Aber 

nungen, die ja bei den Gewerbetreibenden 
aum ein finanzielles Problem darstellen, sind 
heute elinfach n:imt mehr zu bewältigen. 

Mit Recht wurde gesagt, gerade die Lager­
haltung. Die Entlastung der Lagerhaltung 
stellt für den kleinen Gewerbetreibenden ein 
lirrsinniges Problem dar. Er kommt mit seiner 
Aufzeichnung heute schon kaum nach, vom 
Verstehen ist ohnehin keine Rede. Und dann 
w,ird ihm das angelastet, daß er aus so einer 
Liste heraussuchen muß die Entlastung z. B. 
für Haarspangerl, Reißnägel, Drahtwascherl, 
Schuhbandl und so weiter. VöUig berechtigt 
die Forderung, daß man hier mit einem Durch­
schnrittssatz hätte arbeiten können! Aber ich 
kann mir vorstellen, daß da eline Möglichkeit 
noch drin ist. Vielleicht ast es legistJisch mög­
lich, in Form von Erlässen diese Dinge zu 
regeln. (Abg. Mit t er er: Leider nichtl) Aber 
e-ine Möglichkelit sehe ich schon noch darlin. 
(Abg. Dr. Z i t tm a y r: Sie brauchen nur 
unserem Antrag zustimmen! - Zwischenruf 
bei der OVP.) Aber Sie haben einen Fehler 
gemacht. Sie haben -so v1iel zusammengehängt. 
Ich kann nicht berr jedem Satz eünmal auf­
stehen und mich einmal niedersetzen. Das 
wird die Schwierigkeit sein. Wenn Sie die 
getrennte Abstimmung für jeden Satz ver­
langen, sehr gern, Herr Präsident, dann werde 
lieh bei 'einem Satz aufstehen und mich beim 
anderen niedersetzen. 

Aber darüber hiinaus geht es auch um die 
Abfuhr der Umsatzsteuer. Wenn man weiß, 
wie heute ein kleiner Wirt sich mit diesen 
Problemen auseinandersetzen muß, wie er sich 
herumschlagen muß, dann list vlielleicht nicht 
uI1linteressant die Uherlegung, daß es doch 
möglich selin müßte, bei einer ordentUichen 
Durchrechnung den Wirt zu jedem Zehnten 
einen Fixbetrag nach einem festen Satz an 
Umsatzsteuer abführen zu lassen. Wenn man 
beJi einem Wirt durchrechnet, könnte das etwa 
bei 7 oder 8 Prozent lliegen, wobei ;er am 
Jahresende einmal !im Jahr seine Steuer­
erklärung legen muß. Das wäre also auch 
eine ErleJichterung. Diese kleinen Leute haben 
sich mit dem Problem heute noch nicht befaßt, 
wovor ihnen aber graut, ist wllieder allein 
die verwaltungsmäß'ige Abwicklung. Ich 
glaube, hlier hätte man wohl edniges machen 
können. Und das hätte wahrscheinlJich nichts 
gekostet. 

Ich bin auch nicht einverstanden mit der 
Höhe der Investitionssteuer. Denn welchen 
Zweck die Investitlionssteuer hat, das list ja 
hier in dem Hause schon bekannt. Wienn ich 
weiter vom Elinführungszeitpunkt weg bin, 
um allfällige Investitionsstopps aufzuhalten, 
sehe ich Vliellelicht elinen so hohen Satz für 

eine Unzahl, leine Vielzahl der Aufzeich- berechtigt. Aber nach meiner Meinung list er 
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in dieser Höhe nicht berechtigt. Hier hat die 
ganze Verhandlungskunst - Sie gest,atten 
mir, me[ne Herren, wenn lich das sage -
keine Früchte gebracht, hier hat sich der Herr 
Finanzminister hart gezeigt. 

Und, Herr Finanzminister, auch hier kommt 
einem natürlich d:ie Uberlegung auf: Warum 
ist das so? Ich glaube, daß vielleicht doch 
hier der Polster dIlin ist, den Sie gesucht 
haben, und hier wJird es Aufgabe sein, genau 
zu beachten, was mit diesem Geld geschieht, 
ob Slie 'eben Ihr Versprechen im Ausschuß 
auch wirkliich einhalten werden oder ob Slie 
vielleicht gezwungen sein Isollten, mit dem 
Geld alles das, was der Herr Bundeskanzler 
in seliner Erklärung seinerzeit versprochen hat, 
zu erfüllen. 

Es sind auch Meinungen aufgetaucht, es 
könnte passieren, daß der Herr Bundesfinanz­
minister mit dJi,esem GeLd, das sich ja politisch 
sehr gut auswerten ließe, womöglidl. nächstes 
Jahr hergeht und sagt, so wie im Vorjahr 
360 S bekommt lin diesem J,ahr 1973 jeder 
Steuerpflichtige in Osterrelich etwa 1000 S. 
Aber das sollte doch auf keinen Fall Sinn und 
Zweck dJiesles Gesetzes sein. 

Ich sagte am Anfang, es ist IlJicht alles GoLd, 
was glänzt. Aber, meine Herren - und meine 
Damen, bitte um Entschuldigung -, auch Sie 
werden mir recht geben, daß Wlir Freiheitlichen 
ausgiebig an diesem Gold mitpoNert haben, 
damit es zum Glänzen kommt. Und zum Wohle 
der österreichisehen Wirtschaft und zum 
Wohle des österreichischen Konsumenten ist 
unser Ja für jeden Sch!illing, den Wlir heraus­
g;eholt haben, berechtigt. Diesen Erfolg kann 
uns auch der eine oder andere eifersüchtige 
OVP-Politiiker nicht nehmen. (Beifall bei der 
FPO.j 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. König. Ich erteile es 
ihm. 

nimmt aber damit natürllich auch dli,e Mit­
ver,antwortung dafür auf sich, und Wlir waren 
der Meinung, daß man die Mitverantwortung 
für ein derartiges Teuerungsgesetz einfach 
nicht übernehmen kann! (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Me!ine Damen und Herren! Nach unbestIlit-
tenen Berechnungen des Wiirtschafts-
forschungsinstitutes das wurde heute 
Wliederholt dargelegt - ist der Mehrwert­
steuersatz eben einfach überhöht (Abg. Dipl.­
Vw. J 0 s sec k: Das sagt aber der Koren 
nicht!) - 0 ja -, und in den Jahren 1973 bis 
1915 Wlird diese Mehrwertsteuer dem Flinanz­
minister 8,4 MillIiarden Seh\illJing 'an Mehr­
einnahmen erbr.ingen. Und die Investitions­
steuer - da haben Sie mir ja gerade vorhin 
beig:epflichtet - wlird lin gleicher Weise dem 
Flinanzminister zusätzliche 25,8 MiUiarden 
Schilling in den nächsten drei J ahllen bI1ingen. 
Wenn .ich davon dd.e Kosten der Umstellung 
und die Kosten der Entlastung der Altvorräte 
abziehe, ,dann bleiben in den Jahren 1973 bi's 
1975 dem Fitnanzminlister Mehreinnahmen von 
netto rund 20 Milliarden Schilling - eine 
unleugbare Tatsache. 

Diese 20 MilLiarden SchiUing - das haben 
Sie, Herr Kollege Josseck, wohl nicht zu Un­
recht geargwöhnt - könnten dazu Ver­
wendung finden, Wahlgeschenke vor den 
Wahlen zu verteilen. Diese 20 Milliarden 
Schilling müssen von woher kommen. Sie 
müssen zwangsläufig in höheren Prelisen ihren 
Niederschlag finden, sie werden zwangsläufig 
eine Teuerungslawline auslösen. Bs ist daher 
der Termin 1. 1. 1973 zweifellos ein poNtischer 
Termin - darin pflichte rich Ihnen auch bei -, 
vorn Finanzrnlinister und von der sozialIisti­
schen Reglierung deshalb gewählt, welil sie 
hoffen, daß die Teuerungswelle dann bis zu 
den Wahlen vergessen sein wdrd und daß 
diese Mittel, diese 20 Mmi:arden, die in den 
nächsten dreli Jahren durch höhere Preise von 

Abgeordneter DDr. König (OVP): Herr allen Konsumenten aufgebracht werden 
Präsident! Hohes Haus! Selten noch hat einmal müssen, dann zur Verfügung stehen, um, so 
die Opposition in einer derart ausführmchen wie Sie gesagt haben, Herr Kollege J osseck, 
Stellungnahme ihre Ablehnung eines so dann eben vert~ilt zu werden; teilweise 
wesentLichen Gesetzes begründet, wie das natürlich nur als kleine Wahlgeschenke, wie 
diesmal durch meine Fraktion im Minderheits- es jetzt mit den 360 S geschehen list, während 
ber[cht geschehen list. Das Hauptargument, das der Ftinanzminister gleichzeitig Milliarden an 
dort erläutert wild und in allen Einzelheiten der Steuerprogression verdient. Diese Ver­
dargestellt wird, liegt darin, daß ddes'es Gesetz antwortung für diese Teuerungswelle, für ein 
nicht zu Unrecht als eine Teuerungsrakete derarNges Teuerungsgesetz wollten und konn­
bezeichnet wurde. ten wiir nidlt übernehmen. (Beifall bei der 

Herr Kollege Josseck, es ist durchaus legitim, 
wenn eline ParteIi meint, daß an der absoluten 
Mehrheit der Regierungspartei ja nJichts zu 
rütteln iSei und daß sie daher sich dafür ent­
scheidet, auch um kleinerer Konzessionen 
willen ihr Ja zu dem Gesetz zu geben. Slie 

OVP.) 

Es list geradezu billig, wenn man meint, 
diese Schuld an den Preliserhöhungen, die man 
zwangsläufig erwarten muß, auf die Wirtschaft 
abschieben zu können. Es bedeutet, so glaube 
ich, doch meht e\ine Preispsychose auszulösen, 
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wenn man das aufzeigt, was tatsächliich der 
Fall ist. Meine Damen und Herren! Natürlich 
ist es so, daß erst derjeruige, dem die Dinge 
aufgezeigt werden, sie dann Vlielleicht auch 
im nichtigen Llichte sieht, :aber wären sie nicht 
vorhanden, dann könnte man auch mit allen 
Behauptungen sie nicht zum Leboo erwecken. 
Es list eben so, daß wtir in einer Inflations­
rate sond'ergleichen leben, und es ist eben 
so, wie Sie zu Recht befürChten, daß dieses 
Gesetz erneut diJe Inflation tin schwindelnde 
Höhen treiben wird. 

Der Herr Finanzminister hat mehrmals 
erklärt, dlie Mehrwertsteuer wäre auf­
kommeIlJsneutral. Herr Rinanzminister! Leider 
muß ich Ihnen heute sagen, daß ich Ihnlen 
an einer g,anzen Relihe von Punkten nach­
weisen werde müssen, daß Sie die Abgeord­
neten dieses Hauses falsch unterrichtet haben. 
Ich begänne mit der letzten Legislaturperiode 
am Vorabend der Erhöhung der Zigaretten­
ppeise !im Hauptausschuß des Nationalrates. 
Da hatten wir Rinanz- und BudgetaussChuß. 
Damals h'abe ich Sie gefragt, ob und in 
welchem Ausmaß eine Erhöhung der 
Zigarettenpreise beabslichtligt ist. S:ie haben 
damals von nichts gewußt. Sie Ließen diese 
Fragen ebenso unbeantwortet, Wlie Sie heute 
die Anfrage des Ing. Fischer in der Frage­
stunde unbeantwortet gelassen haben. Sie 
haben gesagt, Sie wüßten von nichts. Einen 
Tag später haben Sie dann firn Hauptausschuß 
anläßlich der Vorlage der Erhöqungen erklärt, 
es wären diese Dinge wochenlang durch­
gereChnet und beraten worden. 

Sie haben, Herr Finanzminlister, lange bevor 
die Beratungen im Ausschuß über die Mehr­
werbsteuer begonnen haben, erklärt, daß Sie 
diese Mehrwertsteuer nur auf breiter Basis 
einführen wollten. Sie haben das erklärt. Wie 
es heute steht, list wohl unzweifelhaft fest­
stehend, daß von breiter Basis nicht die Rede 
s:ein kann. 

Ihre Fraktion aber und, ich glaube, Sie auch 
haben :in Iden ersten Anfängen der Debatte 
um die Mehrwertsteuer w:i.ederholt zum Aus­
druck gebracht, daß diese Mehrwertsteuer 
entweder zum 1. 1. 1973 oder zum 1. 1. 1976 
eingeführt werden sollte. Später erst kam das 
Argument, dJie Einführung der Mehrwert­
steuer wäre aus EWG-Gründen bereits zum 
1. 1. 1973 ·erforderlich. Dies ist keineswegs 
zutreffend. Und ein geWliß auch für Sie, Herr 
Finanzm'inJister, unverdächtiger Zeuge, Ihr 
Ministerkollege Dr. Staribacher, hat der 
"Kleinen Zeitung" zufolge am 8. 4. 1972 
erklärt, "daß dJie Mehrwertsteuer Osterreich 
von der EWG aufgezwungen wird, davon 
könne gar keime Rede sein". Selbst Italien, 
das in der EWG ist, hat bis heute diese Mehr-

werts teuer noCh nicht eingeführt. AI'so ist auch 
das eine Behauptung, die einfam der Tat­
sachenfundierung entbehrt. 

Schlließlich, und das list ,eine sehr ernste 
Sache, Herr Min:ister, wurde seHens Ihres 
Ressorts in den Beratungen des Unter­
ausschusses die Behauptung aufgestellt, es 
existiere ein Bnief der Verbundgesellschaft, 
wonin die Verbundgesellschaft bestätigt hätte, 
daß die Vorsteuerbelastung an Umsatzsteuer 
bei den Wasserkraftwerken 6 Prozent betrage. 
Ich habe damals erklärt, daß meiner Infor­
mattion nach die Vorbelastung bei Was·ser­
kraftwerken sich nur in der Größenordnung 
zwLschen 0,7 und 1,3 Prozent bewegt, und 
ge beten, mir diesen Brief zur Verfügung zu 
stellen. Nun, mit Photokopien hat Ihre Partei 
ja dn letzter Zeit einige SchWlierJigkeJiten. Aber 
es sollte doch möglich sein, hier den Nachweis 
zu erbringen, ob diese Behauptung, von Ihrem 
Ressort aufgestellt und von mir eindeut'ig 
widersprochen, belegbar list. Ich habe Ihnen 
im Finanz- und Budgetausschuß ,erneut den 
dI1ingenden Wunsch nahegebvacht, durch die 
Vor lage einer Photokopie den Nachweis für 
Ihre Behauptungen zu führen. Ich habe auch 
gesagt, daß ich andernfalls annehmen müßte, 
daß diese Behauptung nicht fundiert wäre, 
falls 'ich bis zur Beratung im Plenum eline 
solche Abllichtung nicht lin Händen haben 
sollte. Ich stelle fest, daß ich .elinen derartigen 
Brief weder im Original noch lin Photokopie 
zu Ges.icht bekommen habe. Ich muß 
also annehmen, daß hier entweder das Finanz­
ministerium lirrtümlich mit falschen Ziffern 
operiert hat, dann wird sich das bei dem Ge­
setz ganz besonders auswirken, oder daß man 
bewußt eine Behauptung aufgestellt hat, die 
sich nachher als unrichtig erw~ist. 

Im Unterausschuß, Herr Minister, haben Sie 
weHer auf ausdrückltiches Befragen von Kol­
legen Dr. Neuner erklärt, daß bei der 
Investitionssteuer kein Spielraum zum Ver­
handeln besteht. Sie haben wörtlich erklärt: 
Ich stehe auf dem Boden der Reglierungs­
vorlage, Sie haben die Berechnungen 
bekommen, ich habe dem nichts hlinzuzufügen. 
Nun hat der Kollege Tull gemeint, Herr 
Dr. Neuner hätte verlangt, Sie sollten preis­
geben, was Sie lin den Verhandlungen mit 
der Fre[heitlichen Partei ausg1ehandelt hätten. 
Mlitnichten, Herr Miruister. Aber wenn man im 
Ausschuß behauptet, hier iJst ketin Verhand­
lungsspielraum, dann kann man füglich 
erwarten, daß man nicht aus dem Fernsehen 
erfahren muß, daß diese Ihre Behauptung un­
rlichtig war. (Beifall bei der avp.) 

Herr Minlister! Sie haben sich ,im Ausschuß 
dagegen verwahrt, daß man aus Ihrren eigenen 
Berechnungen schlüssig, wie mir schlien, abge-

195 
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leitet hat, daß Sie Slich durch Ihre eigenen 
Berechnungen bei der Einführung der Mehr­
wertsteuer ein Körberlgeld von 9 Milliarden 
SchJillingen schaffen. Nun aber lasen wir in 
den Zeitungen, daß die Konzessionen ,an die 
Fr~iheit1iche Partei, die Sie letztlich gemacht 
haben, angebliCh die Summe von 5 Mlilliarden 
Schlilling betragen sollen. ICh stelle die Frage: 
War die Behauptung: Hier steckt nichts 
drinnen, die 9 Milliarden sind falsCh, Mer 
ist nichts dI1innenl falsCh, oder ,ist die Behaup­
tung falsch, daß die Konzess'ionl€n an die 
Freiheitltiche Partei nunmehr einen Betrag 'in 
Milliardenhöhe ,ausgemacht hätten? Beides, 
Herr Minister, kann Il!icht richtig senn. Und 
auch hier stellen wlir elinen Widerspruch 
zw.ischen Ihren Aussagen und den Tatsachen 
fest. (Beifall bei der tJVP.) 

Und um Sie vollends zu widerlegen, hat 
Ihr Herr Bundeskanzler und Regierungschef 
auch noch eliniges beigetragen. S!ie selbst 
erklärten auch heute h~er ,im Haus: Der Mehr­
wertsteuersatz ist nach den klelinen Retuschen, 
die vorgenommen wurden - die größer'en der 
Exportvergütung wlirken sich ja mehr in der 
Investitionssteuer aus -, jetzt sogar zu nied­
rig, um das bi'sherlige Umsatzsteueflaufkommen 
zu decken. Er wäre nur aus prelispollitlischen 
Gründen noch zu verantworten. Und Ihr Herr 
Bundeskanzler hat kurz vorher, aber auch 
schon nach diesen Verhandlungen mit ,der 
Fre\iheitlichen Parteli erklärt, das alles und 
noch mehr hätte die OVP erhalten können. 
Nun frage iCh: Was stimmt jetzt? Was list 
nun richtig? Handelt es sich um einen auf­
kommensneutralen Satz, hat es sich vorher 
um einen solchen gehandelt, und um was 
handelt es 'siCh jetzt? Ich glaube, das einzige, 
was man schlüssig daraus folgern kann, list, 
daß auch jetzt noch diese Milliarden, die 
Experten hier schlüsslig nachgerechnet haben, 
bei dieser Mehrwertsteuer als Geschäft für den 
Finanzminister herausschauen. WeH diese 
Milbarden in den Konsumentenpre~s'en wlieder 
ihren Niederschlag finden müssen, deshalb 
geben wlir diesem Gesetz nicht unsere Zu­
stimmung. (Beifall bei der OVP.) 

enorme Erhöhung des Preisniveaus zur Folge. 
haben werden. Da hilft es gar nichts, wenn 
der Kollege Tull dann nach der Methode 
"Haltet den Di:eb" nach der Predspol,izei 
schreit. Ja, wir bekennen uns dazu, mit Ihnen 
Partelienverhandlungen über eine befristete 
Preisregelung zu führen. Aber einzig und 
allein zu dem Zweck, um der Bevölkerung 
darzutun, daß jede Praisregelung ihren S'inn 
verllile~t, wenn die Pre1ilstreiber in der Regie­
rung slitzen und selbst dJie Preise hinauf­
lizibieren. 

Der Abgeordnete Tull hat hier von Doppel­
züngigkelit gesprochen, als er die Rede des 
Präsidenten Samnger zitiert hat, der sich 
dagegen verwahrte, daß willkürliich die 
Berechnungen der Benzinfirmen hier als 
unzutreffend qualifiziert werden. Er hat das 
als DoppeIzüngigkelit bezeichnet. Meine 
Damen und Herren I Ich würde es als doppel­
zünglig bezeiChnen, wenn iCh zuerst Steuer 
auf die Steuer lege, Mehrwertsteuer ,auf die 
Mineralölsteuer, und nachher verwundert und 
scheinheilüg frage, wieso die Preise h:~nauf­

g,ehen. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Kollege Zerillinger hat in der letzten 
Gesetzgebungsperuodle, bevor die ZJigaretten­
predse erhöht wurden, als wir hier darüber 
und über die Bahntarife diskutierten, zur 
Regierungsbank gewendet gesagt: "Hier, 
meine Herren, sitz,en die Prelistreiber!" Ich 
kann den Kollegen Zeillinger beruhigen: Es 
hat sich nichts geändert, es hat sich gar nichts 
geändert! Sie ~nflationieren weliter, weil der 
Verteilungssozialismus, den sie praktizieren, 
immer mehr Geld braucht. Und wofür? Nicht 
für zukunftsweisende Investitionen, dafür 
simd die Bundesbahnen und die Donaudampf· 
schiffahrtsgeSiellsChaft, die ganze Infrastruktur, 
ein beredtes Beispiel. Nein, für neue Mini­
sterien, für mehr Bürokratie, für mehr 
unproduktiven DiI1igismus und für gelegent­
liche kle~ne Wahlzuckerln! (Beifall bei der 
tJVP.) Die VolksparteJi hat in ihren Anträgen 
versucht, die ärgste'll Auswlirkungen auf dem 
Preissektor abzuwehren. 

Meine Damen und Herren! Ich darf mit 
Herr Finanzminlister! Ihre Fraktion hat Genehmdgung des Herrn Präsidenten aus den 

anläßlich der Debatte zum Budget 1970 - und Finanznachrichten vom 5. Mai 1972 Horst 
ich weüß nlicht, lich glaube, Sie waren damals Knapp zitieren, der aus Belgien hiezu fol­
auCh dabei - die Ziffern des damaligen gen des berichtet: "Von den beliden möglichen 
Finanzmin:ist,ers als SchWiindelziffern bezeich- Alternativen - maJdimaler Steuerertrag, ver­
net. Nun, die Mehreinnahmen, die Sie letzten bunden mit einer starken linflatoruschen Wir­
Endes dann im Rechnungs'abschluß ausge- kung·· - das haben wir, msine eigene An­
wiesen haben, haben diese Behauptungen merkung, durch den Herrn Finanzmi'l1.ister jetzt 
Lügen gestraft. Aber heute, Herr Finanzmini- firn Haus - "oder maximale Preisstabilität 
ster, wird einem schwindlig bei den Beträgen, zu Lasten des Steuerertrages - entschJied man 
um die es hier geht, die hier durch die Mehr- Slich ;in Belgien eindeutig für die letztere: Der 
wertsteuer der Bevölkerung aufgelastet Verzticht auf Steuereinnahmen - verglichen 
werden sollen und' die zwangsläufig eine mit dem Ertfiag der alten Umsatzsteuer -
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dürfte für 1971 bereits dn einer Größen­
ordnung von 25 Mrd. bfrs. (rund 12,5 Mrd. S) 
lliegen." Trotzdem und trotz eliner befristeten 
Pretisregelung kam es in Belgien zu 1,9 Prozent 
Indexerhöhung. Und da glauben Sie nun, daß 
unsere Mehrwertsteuer, die genau den umge­
kehrten Weg geht, preisneutral sein soll? Ich 
glaube, für so einfältig kann man auch unsere 
Bevölkerung nicht halten, auch dann, wenn 
slie von den Feinheit:en der Mehrwertsteuer 
natürllich nlidlt unterrichtet sein kann. 

Meline Damen und Herren! Wlir haben ,im 
Ausschuß Anträge zur steuerlichen Entlastung 
von Benzin gestellt. Wir wissen heute, daß 
die Erhöhung bei Benzin etwa lin der Größen­
ordnung von 50 Groschen für Super liegen 
wird. Man splücht in dem Zusammenhang 
sogar schon von einer Erhöhung der Kraft­
fahrzeugsteuer. Ich möchte nur auf eünes auf­
merksam machen, denn mlit der Frage wird 
sich mein Kollege Dr. Keimel noch näher 
befassen, daß allein bei einer Jahresleistung 
von 15.000 Kilometer, also einer durchschl1Jitt­
lichen Jahresleistung, aus dieser Mehr­
belastung dem einzelnen Haushaltsbudget 
900 S netto Mehrbelastung erwachsen. Wenn 
ich nur eine 30prozentige steuerliche Marginal­
belastung rechne, so sind das brutto 1300 S im 
Jahr, die alletin aus dieser Preiserhöhung dem 
einzelnen aus dem Haushaltsbudget abge­
zweigt werden. 

Aber der Herr Finanzminister hat gesagt: 
Dafür werden die Lebensmittel bmiger. Ja, 
bei einigen list das gewliß der Fall, wenn nicht 
die allgemeine Preiswelle, die nun auf Grund 
der Mehrwertsteuer einsetzen wiird, und die 
Lohnwelle, die erfolgen wüd, das wieder 
zUIllichte macht. 

Aber das Bier - darauf hat heute schon 
in der Fragestunde, ohne eine Antwort zu 
bekommen, der Herr Abgeordnete Ing. Fischer 
hingewiesen - wird ganz empfindlich teurer, 
weil man auch hier den Weg wählt, daß man 
neuerliche Steuern sChafft. 

ICh möchte auch auf eines hinweisen, was 
bisher in der Debatte noch gar nicht heraus­
gekommen ist: Es gibt bislang einen großen 
Kreis begünstigter Lebensmittel. Diese begün­
stigten Lebensmittel, für die es jetzt einen 
Satz von 1,1 gab, haben also nur zu einern 
Drittel gegenüber dem Normalsteuersatz zum 
Steueraufkommen beigetragen. Der jetzige 
ermäßigte Satz von 8 Prozent bedeutet bereits 
die Hälfte. Das heißt, wir werden auch hier 
eine empfindliche Mehrbelastung verspüren, 
rein aus der Relation der Begünstigung, die 
in Zukunft für Lebensmittel zweifellos gerin­
ger ist, als sie bisher für begünstigte Lebens­
mittel war. 

GaB es auf dem Dienstleistungssektor zu 
empfindlichen Preis erhöhungen kommen wird, 
ist unbestritten. Daß sich das im Fremden­
verkehr besonders auswirken wird, auch. Und 
daß gerade dieser Sektor für Osterreichs 'Nirt­
schaft besonders wichtig ist, ich glaube, das 
brauche ich Ihnen, Herr Finanzminister, nicht 
zu sagen. 

'Wir haben im Ausschuß einen Antrag 
gestellt, man möge die Tabaksteuet auf 
53 Prozent herabsetzen. Der Herr Kollege Tull 
hat sich heute auCh mit den Zigaretten befaßt. 
Ich muß Sie, Herr Kollege Tull und Vor­
sitzender des Finanzausschusses, korrigieren. 
In den Erläuterungen zum Artikel IX der 
Regierungsvorlage zum Umsatzsteuergesetz 
- wissen Sie, was da drinnensteht? Ich zitiere 
wörtlich: "Die unvermeidlichen Preis­
erhöhungen'·, steht drinnen, "dürften ... im 
Durchschnitt bei rund 6,5 Prozent für Zigaret­
ten ... liegen." Nun haben Sie auf Grund 
der Verhandlungen die Tabaksteuer um 1 Pro­
zent, sage und schreibe, um 1 Prozent herab­
gesetzt. Und wissen Sie, was selbst Ihre opti­
mistische Fraktion sich bloß in den Ausschuß­
bericht zu schreiben getraute? Ich zitiere auch 
wörtlich: Nicht, daß damit die Preissteigerun­
gen abgewendet sind, sondern "durch die 
weitere Absenkung der Tabaksteuersätze ULl 

je 1 Prozent soll versucht werden" - nur ver­
sucht werden, ja? -, "Verteuerungen bei 
Tabakwaren zu vermeiden". Ich kann Ihnen 
heute schon sagen, daß dieser Versuch genauso 
zum Scheitern verurteilt sein wird wie seiner­
zeit unser Versuch, die Erhöhung der Zigaret­
tenpreise abzuwenden, die angeblich für den 
Gesundheitsdienst bestimmt war. Inzwischen 
ist man aber davon abgerückt, und wir hören, 
daß uns auf diesem Sektor eine eigene neue 
Gesundheitssteuer ins Haus stehen soll. 

Wir wissen, daß gerade bei den Zigaretten 
das internationale Preisniveau entscheidend 
ist, nämlich entscheidend für den Schmuggel, 
den man leider trotz aller Kontrollen nicht 
verhindern kann. Wir wissen, daß die 
Schweiz, unser Nachbarland, sehr viel mehr 
produziert, als dort abgesetzt werden kann, 
und wir wissen auch, daß eine Preiserhöhung 
bei Zigaretten, die dann unvermeidlich sein 
wird, wenn man die Senkung nicht von 56 auf 
53 Prozent, also um 3 Prozent, durchführt, 
nicht nur wieder die inländischen Verbraucher 
belasten, sondern daß sie zwangsläufig auch 
dem Finanzminister wieder ein Loch in die 
Tasche reißen wird durch den Schmuggel, 
der dann wieder einen neuen Auftrieb und 
eine neue Begünstigung erfährt. 

Sie halten sich sehr viel darauf zugute, daß 
die Mehrwertsteuer in ihren Folgen doch giU 
nicht so bedeutend wäre, weil ja auch die 
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Vors teuer abgezogen würde. Nun, Sie haben 
eine ganze Reihe von Bereichen erstmalig mit 
Mehrwertsteuer belastet, die bisher umsatz­
steuerfrei waren: Strom, Gas, Wasser. Die 
Bedenken der E-Wirtschaft wurden bedenken­
los zur Seite gewischt. Und wenn Sie, Herr 
Dr. Tull, unsere Experten zitiert haben, die 
sich hier sehr ausführlich auch in Interessens­
fragen, wie Sie sagten, zum Wort gemeldet 
haben - Ihr Dr. Reisinger, Angehöriger Ihrer 
Fraktion, hat sich sehr beredt und sehr 
berechtigt, möchte ich sagen, zum Anwalt der 
E-Wirtschaft gemacht und hat aus seiner fach­
lichen Einsicht heraus begründet, warum diese 
Regelung einfach zu Verteuerungen führen 
muß. Er hat Sie beschworen, unserem Vor­
schlag zuzustimmen, hier diese Besteuerung 
nicht vorzunehmen. 

\\Tenn ich daran denke, daß in der E-Wirt­
schaft 5 Milliarden Schilling per anno 
investiert werden, dann bedeutet allein die 
Belastung aus der Investitionssteuer rund 
600 Millionen Schilling. Und bei der Teuerung 
in der Bäuwirtschaft können Sie ung'schauter 
weitere 10 Prozent, weitere 500 Millionen 
Schilling, der Teuerung in den Rachen werfen. 
Sie werden in einem einzigen Jahr mit den 
5 Milliarden Schilling um ein Fünftel weniger 
bauen können. Angesichts des wachsenden 
Energiebedarfes müssen Sie, Herr Finanz­
minister, die Verantwortung übernehmen, und 
ich bedauere den Herrn Verkehrsminister, der 
Sie hier nicht umstimmen konnte. (Beifall bei 
der avp.) 

Bei den Mieten - das wurde bereits 
erwähnt - haben wir die 5. Variante 
bekommen. Es sei zugegeben, daß diese 
Materie sehr schwierig ist. Aber, Herr Finanz­
minister, seien wir doch ehrlich: Die Mieten 
waren bisher nicht besteuert. Warum denn 
jetzt? Das ist doch eine ScheinlÖlsung, die hier 
getroffen wurde, daß man sagt: Die Belastung 
wird nicht auf den Mieter überwälzt. Sie 
wirkt auf die Mietzinsreserve, und was 
momentan - bis zu den Wahlen vielleicht -
nicht gespürt wird, wird dann, wenn Repara­
turen auftreten, auf einmal mit voller Wucht 
den einzelnen treffen und ihn dann noch sehr 
viel härter doppelt belasten. (Zustimmung bei 
der avp.) 

Herr Dr. Tull hat bekrittelt, daß ich einen 
Antrag eingebracht habe, daß man Heilmittel 
und Heilbehelfe mit dem halben Satz besteu­
ern soll, und er hat gemeint, da wäre auch die 
Pille betroffen. Ich bekenne mich dazu - das 
macht vielleicht der Altersunterschied -: Es 
ist die Pille auch drinnen. (Heiterkeit und 
Beifall bei der avp.) Aber, Herr Dr. Tull, 
meinen Sie nicht, wenn man einen eigenen 

Minister für Umweltschutz und Gesundheit 
hat, daß es dann auch angebracht wäre, gerade 
hier etwas für die Volksgesundheit zu tun? 

Wie vereinbaren Sie denn damit die Äuße­
rungen des Sozialministers und Vizekanzlers 
am Invalidentag, wo er gesagt hat: Ich setze 
mich dafür ein, daß die Körperbehinderten 
nicht zusätzlich vom Staat her belastet weI­
den!? Er hat sich für die schrittweise Verwirk­
lichung des Forderungsprogramms der Invali­
den ausgesprochen. Und ein paar Wochen spä­
ter beschließen Sie ein Gesetz, das die Heil­
behelfe mit dem vollen Steuersatz belastet. 
Das ist doch Doppelzüngigkeit I Das ist die 
von Ihnen zitierte Doppelzüngigkeit, die ich 
Ihnen hier wiedergeben möchte! (Beifall bei 
der OVP. - Abg. lng. H ä u s e r: Es ist nicht 
um die Heilbehelfe gegangen beim Wim­
berger!) Es ging um Heilmittel und Heil­
behelfe im Ausschuß. (Abg. lng. H ä u seI: 
Also nicht jetzt in einer Rede etwas unter­
stellen, was nie angesprochen wurde!) Ich 
habe von Heilmitteln und von Heilbehelfen 
im Ausschuß und im Antrag gesprochen. (Abg. 
lng. H ä u seI: Aber nicht beim Wimberger!) 
Auch dort! Ich habe dort ausdrücklich erklärt: 
Ich hoffe, daß ich zu diesem Antrag die Zu­
stimmung der Regierungsfraktion bekommen 
werde, weil er im Interesse der Invaliden ist. 
Wollen Sie das bestreiten? Doch sicher nicht! 
(Abg. lng. H ä u s er: Aber ich habe es nicht 
gesagt! Sie müssen deutlich sagen, was Sie 
gesagt haben!) Jawohl, Herr Vizekanzler! Sie 
haben gesagt, Sie setzen sich für eine schritt­
weise Verwirklichung des Forderungs­
programms ein. Da steht !die Zollentlastung 
für Heilbehelfe drin. Und ich habe dazu gesagt: 
Entlasten wir nicht nur die Zölle, sondern 
schaffen wir auch keine neuen Steuern dafür. 
Genau das tun Sie jetzt, Herr Vizekanzler, und 
dazu haben Sie Ihre Zustimmung gegeben! 
(Beifall bei der OVP. - Abg. lng. H ä u s e r: 
Gelinde gesagt: Unwahrheitl) 

Wir haben schließlich einen Antrag auf 
echte Befreiung der Zeitungen vorgebracht. 
Der Herr Finanzminister hat erklärt, daß er 
eine derartige Form der Subvention ablehne. 
Nun, ich habe schon im Ausschuß darauf hin­
gewiesen, daß derartige Regelungen durchaus 
EWG-konform sind, daß sie in den meisten 
Staaten der EWG - in Holland, in England, 
in Italien ist es in dem Entwurf vorgesehen, 
in Dänemark, in Schweden und in N or­
wegen - mit Ausnahme der Inserate nicht 
steuerlich belastet sind. Und ich habe darauf 
hingewiesen, daß in Deutschland und in Bel­
gien der halbe Satz vorgesehen ist. 

Meine Damen und Herren! Wenn man von 
Subventionen spricht, dann muß ich sagen: 
Alles, ob halber Steuersatz, ob unechte Befrei-
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ung, ist natürlich als Subvention gemeint. Und 
es ist die einfarnste, die verwaltungsmäßig 
einfachste Förderung der freien Meinungs­
bildung hier in unserem Lande. Wenn man 
aber den Weg der direkten Subvention wählt, 
dann bedeutet das nicht nur Verwaltungs­
erschwernis, sondern es steht ja offenbar 
dahinter der Gedanke, diese Subventionen 
nach bestimmten Kriterien auszuwählen. Und 
wie diese Auswahl aussieht, haben wir ja 
beim "Forum"-Redakteur und Indochina­
komitee-Mitglied Dr. Nenning und beim Jung­
filmer Dietmar Schönherr zur Genüge demon­
striert bekommen. (Beifall bei der OVP.) 

Wir haben versucht, wenigstens für unsere 
Studierenden einen Ausgleich zu schaffen, da 
die Studentenheime nicht befreit wurden. 
Ich darf hier nommals, um der Regierungs­
fraktion Gelegenheit zu geben, ernsthaft diese 
Frage noch einmal zu überlegen, diesen E n t­
s chi i e ß u n g san t rag einbringen. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
die unzumutbaren finanziellen Mehrbela­
stungen, die für alle Studierenden einerseits 
dadurch entstehen, daß Studentenheime 
weder von der Mehrwertsteuer noch von der 
Investitionssteuer befreit sind, anderseits 
infolge der Subventionspolitik des Bundes­
ministeriums für Wissenschaft und For­
schung eintreten, in Form einer Wohnbei­
hilfe abzugelten. 

Ich würde sehr appellieren an Sie, meine 
Damen und Herren von der Regierungs­
fraktion, daß Sie Ihr Herz diesem Anliegen 
nicht verschließen, wenn Sie es mit der 
Bildungsförderung und Studentenförderung 
ernst meinen. 

Sie haben alles Wesentliche, was wir an 
Anträgen zur Vermeidung der krassesten Aus­
wirkungen auf die Preise gebracht haben, 
abgelehnt. Darüber kann auch nicht hinweg­
täuschen, daß Sie in einer Reihe von kleineren 
Fragen unsere Anträge aus dem Unteraus­
schuß, Herr Kollege Tull, abgeschrieben haben, 
zum guten Teil abgeschrieben und dann 
gemeinsam eingebracht haben. Es mag schon 
sein, Herr Kollege Josseck - er ist jetzt nicht 
da -, daß es da und dort gleiche Ansichten 
gab. Es mutet aber eigenartig an, wenn sich 
auch die Formulierungen wortgetreu wie ein 
Ei dem anderen gleichen. Es ist zweifellos 
angenehm zu wissen, daß wenigstens ein Teil 
der verwaltungsmäßigen Vereinfachungen aus 
unseren Anträgen Eingang gefunden hat. Daß 
aber der Herr Vorsitzende dann mit dem 
Hinweis, im Unterausschuß zählen die Anträge 
nicht - wir haben sie dann im Ausschuß 
eingebracht -, die gleichlautenden Anträge 
seiner Fraktion abstimmen ließ, ist doch eher 

ein Zeichen von Kleinlichkeit denn ein Zeichen 
von Meinungsübereinstimmung. (Beifall bei 
der OVP.) 

Dieses Gesetz, das heute vorliegt - diese 
Uberzeugung mußten wir leider in den ver­
gangenen Wochen ernster Verhandlungen 
gewinnen -, wird durchgepeitscht einzig und 
allein zu dem Zweck, dem Finanzminister 
rechtzeitig vor den kommenden Wahlen Mehr­
einnahmen zu schaffen. Die Sozialisten in 
Osterreich sind offenbar - es tut mir leid, 
daß der Kollege Dr. Fischer nicht da ist -
längst von dem, was einst sozialistisches Ge­
dankengut war und an sich in der Volks­
wirtschaftslehre unbestritten ist, abgerückt: 
daß indirekte Steuern gerade die Bezieher 
kleiner Einkommen, weil sie alle gleich 
treffen, besonders hart treffen. Das scheinen 
sie inzwischen vergessen zu haben. Im Gegen­
teil, Sie stehen nicht an, sich gerade hier 
zusätzliche Mittel zu holen. Ihnen geht es nur 
darum, wie Sie vor den nächsten Wahlen das 
Geld beschaffen, gleichgültig, wo es herkommt 
und welches Risiko diese Politik für die Wirt­
schaft, für die Konkurrenzfähigkeit der Unter­
nehmen und damit für die Arbeitsplätze in 
diesem Land zeitigen kann. 

Die Mehrwertsteuer, das kann man wirklich 
sagen, hat für die Sozialistische Partei offen­
sichtlich den Charakter einer Zwischenfinan­
zierung bis zu den nächsten Wahlen. Seien 
Sie aber überzeugt, meine Herren, daß die 
Volkspartei, die noch immer die über­
wältigende Mehrheit der nichtsozialistischen 
Wähler in diesem Lande vertritt, die Bevöl­
kerung über dieses Doppelspiel aufklären 
wird. 

Weil wir überzeugt sind, daß die Mehrheit 
der Bevölkerung in diesem Land ein Leben 
in wirtschaftlicher und persönlicher Sicherheit 
erstrebt, weil das erst die Voraussetzung für 
freie persönliche Entfaltung bedeutet und weil 
das der wirtschaftsfremde Verteilungs­
sozialismus, wie die Beispiele in Deutschland 
zeigen, das nach wenigen Jahren sozialisti­
scher Regierung vor dem StaatsbankroU steht, 
einfach nicht bieten kann und weil wir uns 
auch als Opposition für die wirtschaftliche 
Entwicklung in diesem Land verantwortlich 
fühlen, deshalb können wir diesem Teuerungs­
gesetz unsere Zustimmung nicht geben. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Lanc. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Lane (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der Herr Abgeordnete Doktor 
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König hat jetzt hier elmge "Bonmots" zum 
Besten gegeben. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: 
Nicht neidig werden!) Nein, da kann man 
wirklich nicht neidig werden. Ich möchte nur 
eines sagen: Mit solchen Reden kann man 
vielleicht in fortgeschrittenem Alter Obmann 
der Jungen Generation der OVP werden, aber 
ernst zu nehmend nicht politische Argumente 
vertreten. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Das war kein Bonmotf) 
Den Zwischenrufen nach dürfte es gewirkt 
haben. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Bonmot 
heißt gutes Wort!) Das war ohnehin noch 
ein sehr gutes Wort im Vergleich zu dem, 
das man vorher gehört hat. - Nun zum 
eigentlichen Problem, das heute zur Dis­
kussion steht, zur Umsatzsteuer 1972. 

Ich glaube, es ist unbestritten, daß das 
Mehrwertsteuersystem das einzige, bisher 
zumindest das einzige praktikable System ist, 
das einen exakten Grenzausgleich für den 
internationalen Güteraustausch ermöglicht; 
insoweit ist es sicherlich ein modernes Um­
satzsteuerrecht. Daß wir auf eine Umsatz­
steuer übergehen müssen, die diesen exakten 
Grenzausgleich ermöglicht, behaupten heute 
nicht etwa nur die Sozialisten oder im kon­
kl-eten Falle auch die Freiheitlichen in diesem 
Haus, sondern das war in der Zeit, in der 
die OVP regiert hat, und zwar allein mit 
absoluter Mehrheit in Osterreich zwischen 
1966 und 1970 regiert hat, auch in der OVP 
praktisch unbestritten. Es kommt noch die 
Uberlegung dazu, daß es seit dem Beginn 
der Bemühungen Osterreichs um ein wirt­
schaftliches Nahverhältnis zur EWG - diese 
Bemühungen liegen mehr als ein Dutzend 
Jahre zurück - ein ungeschriebenes Gesetz 
war, daß diese Bemühungen im Zusammen­
hang mit unserem Umsatzsteuerrecht gesehen 
werden müssen. Niemand Geringerer als einer 
der Hauptredner der OVP in der heutigen 
Debatte, Herr Dr. Neuner, hat das auch 
expressis verbis 1967 öffentlich vertreten. 

Bis dahin, so meine ich, ist jedermann im 
Hause auf der gleichen Ausgangsstufe für die 
Beurteilung der Einführung der Mehrwert­
steuer. Mithin scheinen sich die Geister dort 
zu scheiden, wo es um den Einführungstermin 
und um Teile des materiellen Gehaltes dieses 
Gesetzes geht. 

Situation gekommen, und ich bin der letzte, 
der behauptet, das sei das alleinige Verdienst 
der jetzigen Bundesregierung; es ist das Ver­
dienst einer kontinuierlichen Integrations­
politik, in der es dort und da verschi.edene 
Auffassungen über den richtigen Weg, aber 
wohl nie sehr weitgehende grundsätzliche 
Differenzen über das Ziel dieser Politik 
gegeben hat. 

Gerade in einer solchen ZeH, in der wir im 
Vergleich zu früheren Verhandlungs­
situationen sehr viel weiter gekommen sind 
in unseren Gesprächen mit den Europäischen 
Gemeinschaften, ist es notwendig und sinn­
voll, damit auch umsatzsteuerliche Maß­
nahmen zu synchronisieren. Es würde von 
unseren Verhandlungspartnern, aber auch von 
unseren bisherigen EFTA-Partnern, denen in­
offizielle Zusagen nicht nur von Mitgliedern 
der Bundesregierung, die Sozialisten sind, 
gemacht wurden, sondern ,auch von M1itglie­
dern der ehemaligen Ein-Parteien-Regierung 
der OVP, es würde von all diesen Staaten, 
die zum größeren Teil die Mehrwertsteuer 
bereits eingeführt haben, zum kleineren Teil 
sie unmittelbar einführen werden, wohl nicht 
verstanden werden, daß auf der einen Seite 
Osterreich Verständnis für seine handels­
politische Situation als wesentlich kleinerer 
Partner in diesen Verhandlungen verlangt, 
aber seinerseits nicht das zu geben bereit ist, 
was bereits seit Jahren von dieser Republik 
Osterreich und ihren Repräsentanten, nicht 
leichten Herzens, aber, weil es nun einmal 
notwendig war, um Handelspräferenzen zu 
bekommen, zugesagt worden ist. Man kann 
heute so tun, als wäre nie eine solche Zusage 
erfolgt, man kann natürlich politische Kindes­
weglegung betreiben wollen. Nur sehe ich 
nicht den Sinn einer solchen Aktion, denn das 
wird ja niemand in Osterreich, vor allem 
aber niemand der österreichischen Exportwirt­
schaft abnehmen, und es kann doch auch nicht 
im Sinne der österreichischen Wirtschaft sein, 
wenn ich so tue, als wäre eine solche Zusage 
nie erfolgt. 

Meine Damen und Herren! Die Mehrwert­
steuer ist alles andere eher als eine 
sozialistische Steuer. Sie ist ordnungs­
politisch, wenn überhaupt politisch einfärb­
bar, höchstens liberal zu nennen, weil sie im 
Gegensatz zur bisherigen Umsatzsteuerform 

Zum Einführungstermin: Uber 12 Jahre wettbewerbsneutral wirkt, also nicht vertikale 
stehen wir zum Teil auf der Straße vor dem Konzentrationen in der Wirtschaft über die 
Gebäude der EWG-Kommission in Brüssel, Umsatzsteuer begünstigt, und damit gleiche 
zum Teil in der Portierloge und im Vor- Voraussetzungen für jedermann schafft, soweit 
zimmer, überall sind wir jahrelang gestanden, es sich um die umsatzsteuerlichen Voraus­
nur nicht im Verhandlungszimmer mit der setzungen handelt. Das war nicht das 
E\I\TG. Wir sind nun, aus welchen Gründen schwächste Argument, das Politiker der Oster­
immer, in den letzten Monaten in diese I reichischen Volkspartei, vor allem der 
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damalige Handelsminister Mitterer als einer 
der Hauptbefürworter der Einführung der 
Mehrwertsteuer, in der öffentlichen Dis­
kussion zwischen 1966 und 1970 gebraucht 
haben. 

Es ist daher schwer verständlich, daß inner­
halb der Fraktion der Osterreichischen Volks­
partei Wirtschaftsbundabgeordnete, im beson­
deren aber Abgeordnete des Handels heute 
- wie erklärt wurde - gegen die Einführung 
der Mehrwertsteuer mit 1. Jänner 1973 auf­
treten. Ich könnte das und kann das noch 
bei anderen Teilen der Wirtschaft verstehen, 
in diesem Falle nicht, denn in x offiziellen 
Aussendungen haben seinerzeit die Funk­
tionäre der Handelssektion der Bundes­
kammer, sei es auf Landesebene, sei es auf 
Bundesebene, diese Forderung aufgestellt: 
Mehrwertsteuer ja und möglichst rasch! 

Jetzt kommen die Sozialisten, führen diese 
Mehrwertsteuer so rasch als möglich - nicht 
rascher, aber auch nicht langsamer - ein, 
und die Händler haben nicht nur jetzt den 
Tempel verlassen, sondern haben auch vorher 
erklärt, daß sie nicht dafür stimmen werden. 
(Abg. Li n s bau e I: DeI Kanzler hat auch 
den Tempel verlassen!) Der hat auch damals 
nie so laut nach der Mehrwertsteuer gerufen. 
Das kann man dem Kanzler nicht vorwerfen. 
Man kann ihm viel vorwerfen, aber das kann 
man ihm sicherlich nicht vorwerfen. (Abg. 
o f e n böe k: Man kann ihm höchstens einen 
Lane vorwerfen!) 

Meine Damen und Herren! Nach offenbar 
langem Hin und Her hat sich die Oster­
reichische Volkspartei zu dieser Ablehnung 
entschlossen, womit ich kehr' um d' Hand, 
wie man in Wien sagt, zum Ausdruck. bringen 
will, daß das offenbar nicht von Anbeginn 
an eine ausgemachte Sache gewesen ist. 

Bis zu einem gewissen Grad muß der OVP 
nach diesem Entschluß, gegen die Mehrwert­
steuereinführung mit 1. Jänner 1973 zu 
stimmen, Konsequenz bescheinigt werden. Als 
Regierungspartei hat nämlich die OVP die 
Mehrwertsteuer mehrmals gewollt, nur immer 
wieder nicht gekonnt. Sie hat ja nicht einmal 
eine Regierungsvorlage dazu fertig gebracht 
und diesem Haus vorgelegt, obwohl sie 
dazu vier Jahre Zeit gehabt hätte. 

Aber ich gebe zu, es wäre vielleicht nun 
von der OVP in Opposition etwas zuviel 
verlangt, mutiger zu sein, als sie es seinerzeit 
als Regierungspartei gewesen ist. 

Bei dieser Sachlage sieht die Osterreichische 
Volkspartei offenbar keinen anderen Weg, als 
auf der Linie zu bleiben, die sie schon seit 
1966 in dieser und anderen Fragen gezeigt 

hat, nämlich viel über die Probleme zu reden, 
aber nur nichts zu beschließen oder mit­
zuverantworten. 

Damit komme ich zu einem Problem, das 
heute schon von mehreren Rednern der OVP 
angeschnitten und politisch gewertet worden 
ist, nämlich zu der Frage, ob und inwieweit 
die Verhandlungen des Unterausschusses des 
Finanz- und Budgetaussdmsses, der sich mit 
der Behandlung dieser Gesetzesmaterie 
befaßt hat, demokratisch gewesen sind. 

Es hat am Beginn der Ausschußarbeit, die 
bekanntlich bereits im Februar begonnen hat, 
drei Sitzungen gegeben. Da ist ellenlang von 
den Vertretern der OVP diskutiert worden. 
Ich schließe absichtlich die Anfragetätigkeit 
aus, weil ich es als durchaus legitim und auch 
zielführend für die Verhandlungen erachtet 
habe, insbesondere am Anfang, verschiedene 
Probleme, die offen waren, durch Fragen aus­
loten zu wollen. 

Aber bald hat sich gezeigt, daß aus diesem 
an und für sich berechtigten Fragespiel ein 
Immer-wieder-Fragespiel, ein Rückkehrspiel 
zu bereits geklärten Fragen geworden ist. 
Einer der Spielbuben der ersten Reihe in der 
Osterreichischen Volkspartei ist der Abgeord­
nete Dr. König gewesen, der überhaupt durch 
seine besondere Gschaftlhuaberei bei diesen 
Ausschußberatungen aufgefallen ist, um dann 
zugunsten von irgendwelchen anderen Ver­
pflichtungen innerhalb und außerhalb des Par­
laments eine Reihe von Sitzungen wieder 
überhaupt nicht zu besuchen. 

Das letzte Ei, das König gelegt hat, war im 
Finanz- und Budgetausschuß knapp vor der 
Abstimmung über die Gesetzesmaterie, da hat 
er nämlich eine Ergänzung zum Ausschuß­
beridlt verlangt. Unter anderem hat eine der 
von ihm verlangten Ergänzungen gelautet: 
"Der für Heilmittel vorgesehene Steuersatz 
gilt in gleicher Höhe für die Abgabe von 
Heilmitteln durch Apotheken wie durch ärzt­
liche Hausapotheken." 

Heute vor Beginn der Sitzung waren Herren 
der Ärztekammer bei mir und haben beredt 
darüber Klage geführt, daß sie mit dem 
ursprünglichen Gesetzestext wohl einver­
standen waren, aber nicht verstehen, wieso 
nun dieser Zusatz oder diese Interpretation 
in den Ausschußbericht kommt. (Abg. Doktor 
K ö n i g: Fragen Sie doch Ihren Finanz­
minister! Er wird Ihnen erklären, daß das 
genau im Gesetz drinnen steht! - Abg. 
Dr. Neu ne r: Das versteht er nichtl) So 
akkordiert waren also die Tätigkeiten des 
Herrn Abgeordneten König. Ich meine, was 
hätte es genützt, wenn wir noch um ein halbes 
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Jahr länger in diesem Unterausschuß und 
Ausschuß verhandelt hätten, wenn jetzt nach 
Monaten diese Frage noch immer herum­
schwirrt. (Abg. Dr. Neu n e r: Vielleicht 
hätten Sie es gelernt! - Abg. Dr. K ö n i g: 
Sie haben aber d~m Ausschußbericht zuge­
stimmtJ) 

Man hat hier offenbar etwas gemacht und 
hat sich nicht einmal versichert, was ich von 
Haus aus angenommen habe, weil es üblich 
ist, wenn man etwas gegenüber der bisherigen 
Vorlage abändert oder etwas zusätzlich inter­
pretiert, mit der zuständigen Standes­
vertretung zumindest zu spreChen, ob die 
damit auch einverstanden ist. (Abg. Doktor 
K Ö n i g: Ein Ausschußbericht ist ja nur die 
Erklärung des Gesetzesinhaltes!) Man kann 
ja dann noch immer etwas anderes machen. 

Aber man hat nicht einmal gesprochen, man 
hat nur gemacht. Fragen Sie mich nicht, was 
man gemacht hat. (Abg. Dr. Neu ne r: Weil 
Sie es nidzt verstehen, Herr Kollege Lane! -
Abg. Dr. K ö n i g: Sie haben aber zugestimmt!) 

Ich muß nun offen sagen: Das ist wieder 
so eine typisme Geschichte. Denn hätten wir 
das nicht in den Aussmußbericht auf­
genommen, dann wäre dom die Hölle los 
gewesen: selbst in kleinen Fragen, nicht ein­
mal bei der Interpretation von Gesetzesstellen 
kommt man uns entgegen! Das ist die "Bereit­
schaft" der brutalen Mehrheit im Ausschuß, 
Anregungen aufzugreifen. (Abg. Dr. K ö n i g: 
Haben Sie aus Entgegenkommen zugestimmt 
oder weil Sie es nicht verstanden haben?) 

Also haben wir das aufgenommen, weil wir 
geglaubt haben, daß Sie Ihre Freunde a la 
Müller-Hartburg und Konsorten, die ja dort 
von Ihrer Couleur auch tätig sind, dement­
sprechend informiert haben werden. Wir sind 
die letzten, die Ärzte vergewaltigen wollen. 
(Abg. Dr. Neu n e r: Gestern waren Sie es 
aber schon beim Niederstimmen!) Sie haben 
das offenbar ohne weiteres getan, oder es 
war das eine kleine Splittergruppe. Das ist 
Ihnen ja schon einmal bei der UNIDO oder 
wo passiert. Da haben Sie auch auf solche 
Fachleute gehört, anstatt mit den Zuständigen 
zu reden. Dann sind Sie kräftig ins Schlittern 
gekommen. So ist es Ihnen auch hier wieder 
passiert. Sie sind zwar keine Splitterpartei, 
aber Sie scheinen auf dem besten Wege zu 
sein, eine Schlitterpartei zu werden. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Er 
ist ein Wortspie1buberl!) Auch ein Wortspiel 
gehört dazu, Herr Kollege. Sie versuchen es 
ja auch manchmal. (Abg. Dr. Tu 11: Es gelingt 
nur meistens nichtl) Das habe iCh nicht gesagt. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Ich werde es schon 
lernen!) Das habe nicht ich gesagt! 

Meine Damen und Herren! Uberhaupt zur 
Frage der Unterausschußberatungen noCh ein 
Wort. 12 Sitzungen, 48 Beratungsstunden, hef­
tige Vorwürfe im Minderheitsbericht der 
OsterreichisChen Volkspartei, daß die 
Sozialisten dort so wenig, man hat nimt 
gesmrieben gar nichts, aber so wenig 
gesprochen und damit also eine ernte Debatte 
verhindert haben. 

Meine Damen und Herren! Wie hat das 
wirklich ausgeschaut? Der OVP-Minderheits­
bericht spriCht von intensiver Arbeit im 
UnteraussChuß . und 143 Abänderungsvor­
schlägen, okay. Die Mitarbeit war wirklich 
intensiv. (Abg. Dr. Neu n er: " ... und sehr 
konstruktiv", haben Sie gesagt!) Das habe 
ich auCh gehört. Sie haben behauptet, ich 
hätte im AussChuß gesagt, "sehr konstruktiv". 
(Abg. Dr. Neu ne r: Jawohl, ich habe es 
wiederholt!) Ich tu mich schon lieber selber 
authentisch interpretieren, das müssen Sie mir 
sChon zugestehen. Ich habe im Ausschuß sinn­
gemäß, denn wortwörtlich wird kein Protokoll 
geführt, und das wäre ein Streit um des 
Kaisers Bart, gesagt, in der ersten Phase der 
Unterausschußverhandlungen (Abg. Doktor 
Neu ne r: "sehr konstruktiv"!), da haben Sie 
immer wiederkehrend ein bisserl zurück­
geredet, und als dann die heute von Ihnen 
kritisierte härtere Hand des Vorsitzenden 
spürbar wurde, der die Aufgabe gehabt hat, 
Verhandlungen zu führen und nicht Plauder­
eien zu präsidieren, da haben Sie siCh wirk­
lich eine Zeitlang vor allem in den April­
Sitzungen zu einer konzisen Ausdrucksweise 
verstanden, und die Beratungen sind in der 
vereinbarten Form verhältnismäßig zügig vor­
angegangen. Allerdings, der Mai hat Ihnen 
dann nicht gut getan, da war es dann SChluß 
damit. Und im glaube, das kann kein Zufall 
sein. Denn heuer erschien in der zweifel­
los nicht uns, sondern Ihnen nahestehenden 
"Tiroler Tageszeitung" vom 13. Mai ein 
Artikel der Wiener Redaktion, ih dem es 
heißt: "Vor allem scheint die OVP keinesfalls 
bereit zu sein, den Termin 1. Jänner 1973 
zu akzeptieren." (Abg. Dr. K ei me 1: 
" ... scheint . .. ", Herr Lanel) 

Meine Damen und Herren! Wer das Nah­
verhältnis dieser Zeitung zur OVP kennt, ins­
besondere zu einem maßgebenden OVP­
Politiker, der einmal in Innsbruck Uni­
versitätsprofessor gewesen ist, wird fügliCh 
schließen können, daß ein gewisser Zu­
sammenhang zwischen dieser Zeitungs­
meldung und dem wieder erlahmenden Willen 
der OVP bestanden hat, so zügig weiter­
zuarbeiten, wie das tatsächlich eine kleine 
Zeitlang lim April· der Fall gewesen ist. (Abg. 
Dr. Neu ne r: Sie phantasieren, Herr Lanc!) 
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Sie können sagen, ich phantasiere, aber es 

waren ja ein paar Leute dabei, die können die 
Phantasie prüfen. Es waren Gott sei Dank 
nicht nur Sie dabei, um das überprüfen zu 
können, sondern auch andere, und die haben 
eben auch diese meine Ansicht. 

Meine Damen und Herren! Wir wußten sehr 
genau, daß wir, wenn wir dieses Gesetz zu 
dem vorgesehenen Termin in Kraft setzen 
wollen, der Wirtschaft im Sinne seinerzeitiger 
Terminanregungen von UVP-Politikern in 
ihrer Regierungszeit mindestens sechs Monate 
Vorbereitungszeit von der Beschlußfassung 
und Veröffentlichung des Gesetzestextes im 
Bundesgesetzblatt bis zum Einführungstermin 
zugestehen mußten. Wir waren also zugege­
benermaßen unter Zeitzwang. Das ist gar 
keine Frage. (Abg. Dr. Mus s i 1: Die Urlaubs­
zeit rechnen Sie nicht hinein!) Man :ist ,immer 
unter Zeitzwang. Wenn man etwas erledigen 
will, dann muß man halt dazuschauen. Sie 
haben dazugeschaut, daß es möglichst lange 
dauert, und wir haben dazugeschaut, daß es 
möglichst geschwind geht. Das eine ist Ihr 
Recht, aber nehmen Sie zur Kenntnis, das 
andere ist auch unser Recht. (Beifall bei der 
SPO.) 

Da nun Anfang Mai nicht auszuschließen 
war, daß die OVP nicht für die Mehrwert­
steuer stimmen wird, haben wir uns nach 
der nächstgrößeren Basis im Parlament umge­
sehen. Von der Zeit an sind Sie dann richtig 
nervös geworden. Das ist ja auch verständlich, 
denn ich weiß aus Kreisen der Wirtschaft, 
daß man dort sehr befremdet darüber war, 
daß die Chancen, die sich für die OVP geboten 
hätten, nicht genützt worden sind. Und so 
kommt es dazu, daß eine andere, wesentlich 
kleinere Fraktion im Hause eben diese 
Chancen genützt hat. Uns aber - und das 
möchte ich mit allem Nachdruck hier sagen -
ist es darauf angekommen, einerseits das 
Gesetz termingerecht nach der internationalen 
Verflechtung der Materie zu beschließen und 
andererseits die größtmögliche Mehrheits­
basis, die in diesem Hause möglich ist, für 
dieses Gesetz zu finden, also eine Basis, die 
über die unserer eigenen Fraktion wenn mög­
lich hinausgeht. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. Neu n er: Ganz egal, wie es ausschaut! -
Abg. Dr. Mus s i 1: Ohne Rücksicht auf Ver­
luste! - Abg. Dr. Tu 11: Stimmen Sie mit! -
Abg. Dr. Kohlmaier: Nur bei guten 
Gesetzen!) 

Meine Damen und Herren! Eine Passage 
des OVP-Minderheitsberichtes zu diesem 
Gesetz beschäftigt sich mit den Fragen des 
Preis auftriebes, und auch fast jeder der heu­
tigen OVP-Redner hat sich mit dieser 
Problematik beschäftigt. 

Was steht nun hier im Bericht dazu auf 
Seite 2: "Laut Schätzungen von Experten wird 
die Einführung der Mehrwertsteuer einen 
Preiseffekt bis zu etwa 3,5 Prozent haben." 

Die Experten selbst werden schamhaft ver­
schwiegen. Es ist auch ein neuer Terminus 
technicus in die wirtschaftspolitische Dis­
kussion eingeführt worden, nämlich der eines 
"Preiseffektes bis zu etwa". Das ist wirklich 
etwas Neues. (Abg. Dr. Mus s i 1: Eine Berei­
cherung des Vokabulariums, Herr Kollege!) 
Die Wirtschaftsjournalisten und -publizisten 
Osterreichs werden noch lange an dieser 
klaren Ausdrucksweise für Sachverhalte 
herumzuraten haben, bis sie daraufkommen, 
was damit gemeint ist. Ist der Preiseffekt eine 
Indexsteigerung, ist das der Effekt, den sich 
die OVP aus politischen Gründen wünscht? 
Was ist das für ein Preiseffekt? (Abg. Doktor 
Mus s i 1: Dreimal können Sie raten!) Aber 
so unpräzise Sie da oben sind, ein Stückerl 
weiter unten, auf derselben Seite Ihres 
Minderheitsberichtes werden Sie plötzlich 
ganz konkret. Da wissen Sie schon, daß das 
Benzin um 12 bis 13 Prozent teurer wird, 
sozusagen als Richtwert für die Forderungen 
der Mineralölwirtschaft offenbar, daß sie ja 
nicht weniger verlangt oder sich ja nicht mit 
weniger zufrieden gibt. Auch die Tabakwaren 
werden schon fix mit 5 Prozent eingestuft. 
Haben Sie da auch mit den Tabakverschleißern 
geredet, nicht daß es Ihnen dann so geht wie 
bei den Arzten, daß dann andere Höhen ver­
langt werden? (Abg. Dr. K ö n i g: Das steht 
in der Regierungsvorlage, Kollege Lane! In 
den Erläuterungen zum Artikel IX der 
Regierungsvorlage!) 

Was ich nur bei der ganzen Passage über 
die Preisentwicklung, die Sie bei Einführung 
der Mehrwertsteuer erwarten, in Ihrem 
Minderheitsbericht vermisse, das ist auch nur 
andeutungsweise eine Liste darüber, welche 
Preise und in welchem Ausmaß Preise bei 
Inkraftsetzung der Mehrwertsteuer herab­
gesetzt werden könnten. Das sind ja auch 
nicht ganz uninteressante Artikel. Wenn ich 
da zum Beispiel in Gutachten lese, daß Back­
und Teigwaren, Fleisch, Wurst, Geflügel, 
Fisch, Tee, Kaffee und Kakao allein auf Grund 
des umsatzsteuerlichen Effektes im Ausmaß 
von zumeist 5 Prozent, bei diesen Artikeln 
vom jetzigen Abgabepreis gerechnet, billiger 
werden müßten, und wenn ich höre, daß etwa 
bei so widltigen Warengruppen wie Textilien 
und HaushaItsartikeln die Preise zumindestens 
gleichbleiben, in manchen Kategorien auch 
sinken müßten, dann frage ich mich doch, 
welchen Grund diese Vergeßlichkeit bei der 
Listenanfertigung der OVP hinsichtlich der 
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Preisauswirkungen gehabt haben mag. Und 
das, glaube ich, ist auch eine legitime Uber­
legung für die österreichische Bevölkerung, 
was denn hinter dieser einseitigen Darstellung 
der P:"eisentwicklung im UVP-Minderheits­
berid1~ stecken kann. 

Meine Damen und Herren! Ich sage es ganz 
offen: Ich halte es wirklich für unverantwort­
lich, auf diese Art und Weise schon jetzt 
den bisher Gott sei Dank wenigen Sdlwarzen 
Schafen in der österreichischen Wirtschaft von 
der größten Oppositionspartei her durch einen 
Minderheitsbericht solcher Art die Mauer zu 
machen, denn das ist eine moralische Unter­
stützung solcher Leute! (Zustimmung bei der 
SPO. - Zwischenruf des Abg. S tau d i n ger. 
- Abg. SkI i t e k: Das ist schon richtig!) 
Das kann auch nicht im Interesse der seriösen 
der überwiegend senosen österreichische~ 
Wirtschaft sein. Da muß ja jeder, der hart 
kalkuliert, sidl düpiert vorkommen, wenn er 
solche generelle Preissteigerungssätze für ver­
schiedene Waren sieht und sich dann fragt, 
warum nicht er auch in die Erhöhungs­
erlaubnisliste des OVP-Minderheitsberichtes 
aufgenommen worden ist. (Abg. DI. K ö n j g: 
Haben Sie zuerst die Steuer erhöht, dann 
sollen Sie sich nicht wundern, wenn es teurer 
wird!) Wir wundern uns überhaupt nicht. Wir 
glauben nicht an Wunder, und daher wundern 
wir uns auch nicht. Nehmen Sie das zur 
Kenntnis. 

Es ist nur traurig, daß das nicht vielleicht 
eine Entgleisung der Autoren des Minder­
heitsberichtes ist, der unter Zeitdruck ent­
standen ist, wo ich daher vielleicht nicht jedes 
Wort, das da drinsteht, auf die Waagschale 
legen möchte. (Zwischenrufe bei der OVP. -
Abg. S i-c r i t e k: Sind Sie nicht so empfind­
lich auf einmalJ Im Nehmen sind Sie klein!) 
Aber wenn dann der Parteivorsitzende dieser 
Partei mit biederer Miene an das Rednerpult 
tritt und sagt - das habe ich mir wortwört­
lich mitgeschrieben -, daß das Mehrwert­
steuergesetz bei seiner Verwirklichung eine 
neuerliche Preiserhöhungswelle auslösen wird, 
wenn er apodiktisch erklärt: auslösen wird, 
dann kann diese Passage im Minderheits­
bericht kein Zufall mehr sein, da steckt Absicht 
dahinter! (Zustimmung bei der SFO. - Ruf 
bei deI OVP: 20 Milliarden Schilling!) Diese 
Absicht werden wir entlarven! So billig 
machen wir Ihnen die Oppositionspolitik nicht, 
wie Sie das glauben! (Neuerliche Zwischen­
rufe des Abg. S tau d i n geI.) Ich habe alle 
Redner gehört, auch wenn ich nicht im Saal 
war, Herr Kollege. Es gibt Ubertragungs­
apparcte im Haus. Ich habe alles gehört, damit 
ich kein Argument versäume. Ich darf Sie 

aber trotzdem beruhigen: Ich gehe nicht auf 
alle Argumente ein, das würde zu lang und 
auch zu langweilig werden. 

Meine Damen und Herren! Nadl diesem 
kleinen Exkurs in die Preisergüsse Ihres 
Minderheitsberichtes nun zur Frage: Was ist 
endgültig ab den im Mai begonnenen Ver­
handlungen zwischen der Sozialistischen Par­
tei und der Freiheitlichen Partei herausge­
kommen? (Abg. Dr. Neu ne r: Zuwenig!) 
Ich glaube, das ist für diejenigen, die ab 
1. Jänner 1973 die Steuer zu zahlen haben, 
das Wichtigste. Ich möchte nur die wesent­
lichsten Dinge herausgreifen, die mir wichtig 
erscheinen, die zum Teil aus dem Gesichts­
winkel der Freiheitlichen Partei, zum Teil 
aber auch aus dem Gesichtswinkel der soziali­
stischen Abgeordneten eine wirkliche Ver­
besserung oder die Ermöglichung einer bes­
seren Handhabung dieses neuen Umsatz­
steuerrechtes gegenüber der Regierungsvor­
lage bedeuten. Und gerade, weil die Materie 
so diffizil ist, wie Sie es immer wieder be­
haupten, liegt es nur in der Natur der Sache, 
daß nach dem fachlichen und interessen­
politischen Durcharbeiten dieser Materie im 
vergangenen Jahr - das hat aber in Wirklich­
keit schon viele Jahre vorher begonnen, noch 
in Ihrer Regierungszeit - natürlich die poli­
tischen Fraktionen des Hauses noch andere 
Gesichtspunkte mit zur Diskussion gestellt 
haben, und der Nationalrat hat dann als 
Souverän eben die letzte Entscheidung zu 
treffen. Wir empfinden es nicht nur als keine 
Schande, daß diese Entscheidung wesentliche 
Abänderungen gegenüber der Regierungsvor­
lage enthält, sondern wir empfinden es gerade 
als das, was es ja auch tatsächlich ist, nämlich 
als eine Dokumentation demokratischen 
Gestaltungswillens der Sozialisten in diesem 
Hause, und zwar nicht nur der Sozialisten 
die nur in den Abgeordnetenbänken sitzen: 
sondern auch derjenigen, die sowohl als auch 
oder die nur auf der Regierungsbank sitzen. 

Herausgekommen ist bei diesen Verhand­
lungen: 

die umsatzsteuerliche Befreiung von Ge­
brauchtwagen im Ausmaß des Erwerbspreises 
des Händlers, 

die unechte Steuerbefreiung ohne Vor­
steuerabzug für Privatschulen, wenn sie All­
gemein- und Berufsbildung wie die öffent­
lid1en Schulen vermitteln, 

die Erweiterung der unechten Steuerbefrei­
ung für Erteilung von Unterricht durch Volks­
bildungsvereine, 

die unechte Befreiung von Umsätzen von 
Bausparkassen- und Versicherungsvertretern, 
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von Schriftstellern, Journalisten und Kompo­
nisten (Abg. DI. Neu n e I: Nicht von Zei­
tungen!), 

die unechte Befreiung für gemeinnützige 
Sportvereine und Sportverbände, 

der halbe Steuersatz für Kuranstalten und 
Einrichtungen für Reinigungsbäder sowie für 
Müll- und Abwasserbeseitigungsbetriebe, 

der halbe Steuersatz für Wein aus Land-
wirtschaftsbetrieben mit Einheitswerten der 
Weinbaufläche von unter 250.000 S - das 
Sl'nd rund 90 Prozent aller Betrl'ebe (Zwischen­
rufe bei der bVP) -, 

die Erhöhung der Jahresumsatzhöchstgrenze 
für die Ist-Besteuerung von 500.000 Sauf 
700.000 S, 

die Erhöhung der Grenze für steuerfreie 
Umsätze von 24.000 Sauf 40.000 Sund 

die gestaffelte Mehrwertsteuerentlastung 
für Kleinstunternehmer mit einem Jahres­
umsatz bis zu 150.000 S. (Abg. S tau d i n geI: 
Das ist ein toller Witz!) - Das ist ein Witz? 
Dann beantragen Sie, daß dieser "Witz" hier 
abgeschafft wird, stellen Sie einen Antrag, 
sagen Sie: Das ist ein Witz, wir stellen den 
Antrag, daß das herauskommt! - Dann wer­
den wir ja sehen, ob das ein Witz ist! 
(Zwischenrufe bei deI avp.) Wissen Sie, wie 
viele Betriebe es allein in Wien gibt, wo 
einer allein arbeitet? Gewerbliche Betriebe, 
die froh wären, wenn sie 150.000 S Jahres­
umsatz machen? Sie dürfen das nicht alles 
aus Ihrer Kettenhandelsperspektive betrach­
ten; da sind sicherlich andere Größenord­
nungen im Spiel. Aber, wie gesagt, wenn es 
Ihnen als Witz erscheint: Wir wollen nicht 
haben, daß im Parlament ein Witz beschlossen 
wird - stellen Sie einen Antrag, und wir 
werden uns überlegen, ob wir dem zustimmen. 
(Abg. Dr. Ne une r: Er ist gestelltl) 

Weiters: die Regelung zur Entlastung der 
verschiedenen Mietzinskategorien, um umsatz­
steuerbedingte Zinserhöhungen praktisch aus­
zuschließen, und schließlich - Herr Abgeord­
neter Dr. Mussil, passen Sie gut auf, viele 
Leute in der Industrie sind deswegen sehr 
böse auf Sie, weil Sie sich nicht darum ge­
kümmert haben, und jetzt gibt es das -

eine 5prozentige Entlastung des Anlagever­
mögens für Exporteure im Ausmaß des An­
teils des Exportumsatzes am Gesamtumsatz. 

Wie Sie gesagt haben, ist das ja sehr wenig. 
Es ;ist natürlich alles viel zuwenig, nur: Sie 
haben ja nichts gebracht, sondern Sie haben 
nur möglichst viele Anfragen und Anträge 
produziert und möglichst ein Klima geschaffen, 
in dem man zwar viel redet, aber wo wenig 

herauskommt. Da haben wir eben nur bis in 
den Mai hinein mitgesplielt. Dann ist uns die 
Zeit zu knapp geworden. 

Ich habe für meine Mehrwertsteuerunter­
lagen einen Koffer gehabt, der ist, wie Sie 
wissen, rot-schwarz kariert, weil idl am 
Beginn angenommen habe, daß wir eine so 
breite Basis finden werden. Ich werde ihn 
jetzt auf rot-blau umfärben lassen müssen, 
und eigentlich müßten Sie dafür die Kosten 
tragen. 

Meine Damen und Herren! Der OVP-Min-
derheitsbericht ist auch hinsichtlich der Höhe 
des Steuersatzes eine Fundgrube, ebenso sind 
es die einschlägigen Ausführungen der Herren 
von der OVP, die bisher hier dazu gesprochen 
haben. Dazu hat es jetzt auf der Basis der 
Regierungsvorlage geheißen: 16 Prozent sind 
zuviel, und da gibt es ein Gutachten, das 
anders ausschaut als das vom Wirtschafts­
forschungsinstitut, und es kommt mit einem 
Wort nur ein aufkommensneutraler Steuersatz 
von 15 Prozent heraus. 

Nun wurden später Verhandlungen geführt, 
und diese Verhandlungen brachten das Er­
gebnis, daß von den ursprünglich nach der 
Fassung der Regierungsvorlage zu erwarten­
den Einnahmen Einnahmenentfälle eintreten 
werden. Der Streit zwischen uns geht nur um 
das Ausmaß, aber daß es Einnahmenentfälle 
sind, können nicht einmal die Abgeordneten 
der OVP bestreiten. 

Aber nun soll man plötzlich, nachdem im 
heute vorliegenden Entwurf ohnehin weniger 
Einnahmen sind als in der Regierungsvorlage, 
noch immer die 15 Prozent als aufkommens­
neutral akzept'ieren. 

Da kiann doch ügendwo etwas nicht stim­
men. Da müssen Ihnen aus irgendeinem Loch 
im Sack ein paar Ziffern durchgerutscht sein, 
die Sie nicht mehr finden. Anders ist das ja 
nicht möglich. Man kann nun einmal Steuer~ 
gesetze nicht so aus der Tasche - noch dazu 
aus einer löchrigen - heraus lösen, sondern 
dafür sind schon seriösere Rechenüberlegun­
gen notwendig. 

Meine Damen und Herren! Erschüttert war 
ich aber von dem Beitrag, den zum Thema 
Steuersatz der Herr Bundesparteiobmann der 
OVP geliefert hat. Der Herr Abgeordnete 
Dr. Schleinzer ... (Zwischenruf bei der OVP.) 
Sie meinen, Sie sind ihn schon gewöhnt, Sie 
erschüttert er nicht mehr so. Das gebe ich 
Ihnen gerne zu. Ich bin ihn weniger gewöhnt. 
(Beifall bei der SPO.) 

Er hat also, meine Damen und Herren ... 
(Zwischenruf bei der OVP.) Bitte, Herr Kollege 
Graf? (Abg. G r a f: Ich habe keinen Zwischen-
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ruf gemachtf) Wenn kein Zwischenruf ge­
wesen wäre, hätte ich auch keine Antwort 
gegeben. (Abg. G r a f: Ich bin momentan 
Ihren lichtvollen Ausführungen nicht gefolgt, 
ich beschäftige mich mit etwas anderem!) Wenn 
ich Ihre Stimme verkannt habe, dann ent­
schuldige ich mich vielmals. 

Meine Damen und Herrenl Der Herr Bundes­
parteliobmann Dr. Schleinzer hat dren Steuer­
satz etwa der Bundesrepublik Deutschland und 
einiger anderer Länder mit den unsrigen 
verglichen. Natürlich hat er nur solche Länder 
genommen, die einen niedrigeren Steuers atz 
als wir haben. Er hat zum Belispiel n:icht 
Frankreich genommen, das einen höheren hat. 
Aber bitte, das ist sein gutes Recht. Bei der 
Auswahl der Länder muß !ihm fre:ie Hand 

und daher bisweilen unglückliche Hand. In 
Neudörfl ist ihm ja drer sogenannte Baby­
Vermögens-Gag eingefallen: beim ersten 
Schrei 50.000 S Vermögen. 

Ich empfehle Ihnen - ohne das Parlament 
heute, weil das in diesem Zusammenhang nur 
am Rande steht, zu befassen -, das elinmal 
nachzurechnen und sich zu überlegen. Wenn 
dann jeder sein mit nur 4 Prozent verzinstes 
Vermögen - das war auch selin Vorschlag, 
denn er sprach davon, daß beim Pensions­
alter dann jeder statt der 50.000 S eigentliich 
500.000 S haben müßte ... (Abg. Dr. K ö n i g: 
Woher haben Sie den Betrag?) Aus Ihren 
PuMikationen! Da müssen Sie halt aufpassen. 
(Abg. Dr. K ö n i g: Dieser Betrag wurde nie 
genanntf) 

gelassen werden. Meine Damen und Herflen! W!issen Sie, was 
Nur überhaupt so zu argumentieren, daß da herauskommt? - Bei einer 4proz,entligen 

man den Steuers atz anderer Länder mit Verzinsung, wenn alle Osterreicher das be­
kommen und alle dann diese halbe Million unserem vergleicht und dann sagt: Unserer 

ist deswegen zu hoch, weH er höher ist als 
der anderer Länder!, das ist denn doch mehr 
als Einfachheit. (Abg. Dr. K ö n i g: Das hat 
er vom Kreisky gelernt! - Heiterkeit.) Glau­
ben Sie? - Nein, da hat Kreisky bei aller 
Fähligkeit einfacher Darstellungen doch einen 
besseren Fundus. Das darf ich Ihnen mit aller 
Offenheit sagen! (Bei/all bei der SPO.) 

Es liegt doch wohl offen auf der Hand 
- und wenn es schon Ihr Vorsitzender nicht 
weiß, so hätten die Ghostwrliterdie Ver­
pflichtung gehabt, dhn vor diesem Ausrutscher 
zu bewahren -: Der Steuers atz für die Mehr­
wertsteuer in anderen Ländern ist ja nicht 
aus irgendeinem Hütchen g'ezogen worden, 
und da stand die Nummer 11 oder die 
Nummer 16 darauf, was dann der Steuersatz 
war. Da hat ja früher, so wie beli uns, ein 
anderes Umsatzsteuersystem bestanden. Das 
hat ein gewJisses Aufkommen gebracht. Um 
sich dieses Aufkommen wieder oder an­
nähernd zu sichern, ist es dann in diesen 
Ländern zu einem bestimmten Mehrwert­
steuersatz gekommen, der sich mithin nach 
dem nach dem alten Umsatzsteuersystem er­
zielten Aufkommen an Umsatzsteuer ,in diesen 
Ländern gerichtet hat. (Abg. Dr. B 1 e n k: Theo­
retisch wäre das alles schön!) Das ist also die 
Basis für die Beurteilung. Was das rechnerisch 
für das Beispiel BUl1Jdesrepublik bedeutet, hat 
der Herr Finanzminister schon dem Herrn Bun­
despartedobmann der OVP gesagt. 

Ich finde es nur erschütternd, daß man 
überhaupt Isolche Argumente, die keine sind 
- nicht einmal schlechte -, ins Treffen zu 
führen versucht. Aber in dieser BeZ'iehung 
hat der Herr Bundesparteliobmann der OVP 
in letzter Zeit überhaupt eline etwas lockere 

mit Eintnitt !ihres Penslionsalters lin Anspruch 
nehmen können, sind das 4000 Mlilliarden 
Schilling. Das würde mehr als 8 Jahres-Brutto­
Nationalprodukte Osterreichs ausmachen. 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Die Märchenstunde!) Das 
ist keine Märchenstunde. Bevor lich näml'ich 
etwas s'age, rechne lich mir das aus (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Aber falsch!), und zwar zum 
Unterschied von Ihrem Bundesparteiobmann. 
Das möchte ich Ihnen nur sagen! (Beifall bei 
der SPo.) 

Darum sei allen präsumtiven Unksüber­
überholern un der OVP gesagt: Wenn Sie 
Vorschläge machen, !die fürs erste vieUeicht 
ganz gut kllingen, seien Slie gewärtig (Abg. 
Dr. Mus s j 1: Ich bin überzeugt, im nächsten 
Wahlprogramm ist das im sozialistischen Pro­
gramm drinnen!): Wir haben Ztins- und Zinses­
zins-Kapitalisierungstabellen, wir können 
auch rechnen, und wir beherrschen auch das 
Einmaleins. Wir werden immer genau nach­
"rechnen, wenn Ihnen wieder so :ein Häschen 
aus dem Sozlialhütchen einfällt, das Sie da 
hervorzaubern wollen. Wir werden nach­
rechnen, was uns dieser "Balg" dann kostet 
und ob Wlir uns das leisten können. Wär 
bleiben auf dem Teppich. Ich will es Ihnen 
nicht empfehlen, denn eigentlich profitieren 
wir ja davon, wenn Sie nicht auf dem Teppich 
bleiben. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich 
mit der Frage des Einführungszeitpunkbes 
nicht noch einmal und ausführlich beschäftli­
gen, obwohl Sie slich in Ihrem Minderheits­
berichtsehr stark damit auselinandersetzen. 
Ich möchte nur noch auf eine Äußerung des 
Herrn Bundespartedobmannes Dr. Schleinzer 
zurückkommen, der Brelispiele für die Einfüh­
rungszeiträume der M'ehrwertsteuergesetze in 
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anderen europäischen Ländern genannt hat. 
Er hat natürMich auch nur diejenigen genannt, 
die im Vergleich zu den unseren mögbichst 
lang waren. Aber das list sein gutes Recht. 
Er hat diese Zeiträume genannt, aber er hat 
nicht - auch nicht lim entferntesten - in 
Rechnung gestellt, was etin elementarer Unter­
schied :in der Gesetzeswerdung von Gesetzen 
:in diesen Ländern und in unserem Land <ist, 
nämlich daß es bei UIJl!S ein gesetzlich ver­
ankertes und weidltich geübtes Begutachtungs­
recht gibt und daß Wlir diese lange parlamen­
tal"äsche Behandlungszeit mit x Hearings von 
mehr oder weniger zufällüg zusammengerotte­
ten Experten nicht notwendig haben, welil wir 
fixe InstJitutionen und lin d!iesen Institutionen 
Experten haben, die das alles schon im Begut­
achtungsverfahren besorgen. 

So gesehen haben Wlir einen Einführungs­
zeitraum und "€!inen Diskussionzeitraum von 
mehr als eineinhalb Jahren gehabt. Dieses 
halbe Jahr ist jetzt nur der praktisch-technische 
Umstellungszeitraum für die Wirtsdlaft, der 
aber durchaus nicht gleichzusetzen ist mit dem 
Beratungszeitraum, so wie das Ihr Bundes­
part€liobmann bier darzustellen versucht hat. 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Die Gutachten werden 
doch abgelehnt!) Di'esen VeI1such werden w.ir 
bloßlegen. Wir werden sehr deutbich den 
Unterschied des Gesetzgebungsverfahrens hier 
und in anderen Ländem, die er zum Vergleich 
herangezogen hat, aufzeigen. 

Meine Damen und Herren! Noch eines zu 
den pol~tJischen Unterstellungen: Sie haben ge­
sagt - es steht auch :in Ihrem Minderheits­
bericht -, die SPO habe aus wahltaktischen 
Gründen den 1. Jänner 1973 für die Einfüh­
rung der Mehrwertsteuer gewählt. (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Davon bin ich überzeugt!) 
Nur sind die Grundlagen für Ihre 
Uberzeugung lin diesem Fall IlIicht sehr glenau 
durchdacht, was mich bei Ihnen, Herr Kollege, 
wundert. Sanst kann man Ihnen solches wirk­
l'ich nicht nachsagen. Wenn wir aus wahl­
taktischen Gründen etwas gemacht hätten, 
dann hätten wiir die Mehrwertsteuer über­
haupt nicht einführen dürfen. Das wäre wahl­
taktisch das Beste gewesen. 

Meine Damen und HeTl1en! Nehmen Sie zur 
Kenntnlis: Wenn Wlir von den österreichischen 
Wählern die Mehrheit bekommen haben und 
diesen österreimischen Wählern veI1sprochen 
haben, die Grundlagen für ein modernes 
Osterreich zu schaffen (Abg. Ve t te r: Sie 
haben sehr viel versprochen!), und wenn w:ir 
di'e Auffassung haben - und nicht nur wlir! -, 
daß eine der steuerlichen Grundlagen von der 
Steuertechnik her dieses Steuersystem ist, 
dann werden w1ir uns zur Einführung dieses 

Steuersystems zum politisch optimalen Zeit­
punkt verstehen, dann werden W1ir das durch­
führen und dann kümmern wir UTIS überhaupt 
nicht darum, ob das wahltaktisch etwas bringt 
oder nicht. Denn lieh glaube: Letzten Endes 
fallen die Wähler lin Osterreich, unsere Mit­
bürger, nicht auf wahltaktJische Winkelzüge 
herein, sondern s~e beurteilen nach wer 
Jahren: Was hat die Partei, der wlir die Mehr­
heit gegeben haben, versprochen, und was hat 
sie gehalten. - Wir halten unselie Ver­
sprechen! (Zustimmung bei der SPO. 
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
es typisch für den Bllickwinkel der Oster­
reichtischen Volkspartei, unter dem sie ,diese 
Materie behandelt, ist, wie si.e !in der ganzen 
bisheIligen Diskussiion um das neue Umsatz­
steuerrecht verfahren ist. Ich glaube, IlIicht 
nur die SoziaDisten in diesem Hause, 'sondern 
auch alle objektiven Beobachter ohne diese 
ParteilJ,indung haben den Eindruck gewonnen 
und müssen den Eindruck gewonnen haben ... 
(Abg. Dr. Mus si 1: Das heißt, Sie sind nicht 
objektiv!) Ich behaupte gar IlJicht, als Mitglied 
einer Partei absolut objektJiv zu selin oder 
sein zu können. (Abg. Dr. Mus s i 1: Sehr 
gut!) Wenn Sie das von sich behaupten, dann 
wird Ihnen das niemand abnehmen. (Abg. 
G rat z: Die OVP hat die Kraft zu Se1bstillu­
sion in höchstem Ausmaß!) Wiir Slind eben 
Parteien, Teile des Ganzen. Teile haben ihre 
eigenen Ansichten; diese Ansichten vertreten 
sie. Insofern können sie IlIicht objektiv sein. 
Das zuzugeben, ist durchaus keine Schande, 
'sondern ein Gebot der Anständigkeit und 
AufrichtJigke:it. 

Meine Damen und Herren! Di·ese Anständig­
keit und Aufrichtigkeit waren es gerade, die 
wir bei der bi:sherigen Debatte, d~e Ihre 
Redner geführt haben, doch einigermaßen 
verrnißt haben. Das Wort "einigermaßen" 1st 
hiefür ein zarter Ausdruck. (Abg. Doktor 
Mus s i 1: Das, was Dr. Tull gesagt hat, war 
anständig und fair?) 

Meine Damen und Herren! Nehmen Sie 
eines zur Kenntnis: Wenn sie bei der Be­
handlung wüchtJiger Gesetzesmaterien - wiCh­
tig nicht für die SPO-RJegiierung, sondern für 
Osterrelich - weiterhin so verfahren wie bei 
der Behandlung der Mehrwertsteuer, dann 
werden Sie zwar in uns timmer einen parla­
mentanischen Gesprächspartner finden, aber 
Sie werden nie für uns ein politischer Ver­
handlungspartner werden. (Lebhafter Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Keimel. Ich erteile 
es ihm. (Abg. Dr. Tu 11: Brauchen Sie eine 
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Präsident Dr. Maleta 
Tafel, Herr Kollege? - Abg. Dr.: K ei m e 1, I und Mittelbet~eben -::- 78 ~rozen: von :ihnen 
der eine verpackte Plakette tragt: Kommt haben nur bIS zu funf Mitarbmter und 
schon! Nur abwarten, Herr Kollege Tull! - andererseits die zwangsläufig für ein kleines 
Präsident Dr. Mal eta gibt das Glocken- Land gegebene hohe Exportabhängigkeit s;ind. 
zeichen.) Dazu zähle ich allerdings auch den Ausländet-

Abgeordneter Dr. Keime} (OVP): Herr Prä­
sident! Me'ine Damen und Herren! Ziemlich 
großartiig spricht der Herr Kollege Tull vom 
größten System des Steuerrechts, das w.ir 
heute behandeln, während Herr Kollege 
Broesigke offenSlichtlich anderer Meinung 'ist. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Tu 11.) Warten 
Sie, Herr Tull! Das kommt alles noch! Auch 
der Herr Kollege Broesigke hat über das 
System gesprochen, was aber offensichtlich 
den Herrn Bundeskanzler, der nidlt lim Aus­
schuß war, nicht daran hindert, während der 
ganzen Debatte durrn Abwesenhelit zu glän­
zen. Scheinbar ist ihm dieses Parlament über­
haupt etwas lästig. (Zustimmung bei der 
OVP. - Zwischenruf des Abg. Dr. Fis c heL) 
Herr Klubsekretär! Vielle~icht könnten Sie zu­
mindest den Herrn Flinanzrnlinlister aus der 
Milchbar oder woanders herholen, wenn wir 
Mer als Volksvertreter über eine derart wich­
tige Materie sprechen. (Neuerliche Zustim­
mung bei der OVP. - Zwischenrufe bei der 
SPO. - Bundesminister Dr. An d r 0 s eh er­
scheint wieder im Sitzungssaal.) Herr Tull! 
Das Beste ist, wenn Sie ein bißehen warten. 
Es kommt alles, wie Sie sehen! (Unruhe.) 

Meline sehr geehrt1en Damen und Herren! 
Ständig 'spI1icht der Herr Kollege Lanc .. , 
(Neuerliche Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Also vielleicht beruhJigt Slich das 
Hohe Haus wieder! (Weitere Zwischenrufe.) 

Abgeordneter Dr. Keimel (fortsetzend): Wie 
wir alle sehen, wirkt der Ruf! (Heiterkeit bei 
der OVP. - Abg. Will e: Wir zeigen den 
Finanzminister nicht immer her! - Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e I: Das ist sehr schlau!) Das 
war allerdings ein sehr schlauer Zwischenruf! 
MÜtssen Sie sich Ihres FrinanzmiIllisters 
schämen'? (Zustimmung und Heiterkeit bei der 
OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Ständig reden 
Sie alle - 'irn habe mir das angehört - über 
das System, wenig, sehr wlenJig über den 
Inhalt dieses Gesetzes. Der Inhalt rist Ihnen 
wahrscheinlich schon wesentlüh peinlicher. 
Darüber werde wieder lieh sprechen. 

Grundsätzlich wliedterhole !ich, was wir alle 
schon gesagt haben, daß die OVP seit langem 

fremdenverkehr. . 

Herr Kollege Lane! Sie haben slich mit dem 
Steuers atz beschäf1ligt und dabei Hervor­
ragendes erwähnt. Der Herr Kollege Lanc ist 
sdlOn wieder weg. (Rufe: Er ist da! - Abg. 
K ern: Er ist verstecktf) Er ist srnon da'? 
(Abg. G rat z: Er ist nicht "schon" da, son­
dern er war immer da!) Er ist für mich ein 
bisserl versteckt. Ich danke Ihnen! - Der 
Kollege Lanc hat erklärt: "Bevor rieh etwas 
sage, rechne ich es mir aus." Das hat er gerade 
bei seinen Ausführungen über den Steuers atz 
gesagt. "Man kann dorn nirnt die Sätze ver­
schiedener Länder e~nfach miteinander ver­
gleichen", und so weiter. Er hat nur ver­
gessen, wie wir ,diese Faustregel aufgestellt 
haben. 

In Deutschland hatte man 'im alten Umsatz­
steuerrecht 4 Prozent. 10 Prozent Mehrwert­
steuer entsprechen viermal 2,5. Das sind dann 
die 10 ProZient. Im alten Umsatzsteuerrecht 
hatten wir in Osterreich 5,5 Prozent; mal 2,5 
ergäbe als Faustriegel 13,75 Prozent. Alle,in 
diese Faustregel beweist, daß der Satz zu 
hoch gegriffen ist. (Abg. Dr. Mus s i 1: Rech­
nen ist Glüdisache! - Heiterkeit bei der 
OVP.) Ich würde Ihnen empfehlen, doch noch 
einmal genauer zu rechnen, bevor Sie ietwa's 
sagen. 

Meine Damen und Herren! Auf die klein­
betriebliche Struktur und auf die Export­
abhängligkeit unserer Wirtschaft war daher 
be1i den Verhandlungen zur Mehrwertsteuer 
unter anderem das Hauptaugenmerk der OVP 
im wirtschaftIkhen Bereich gerichtet. Da 
gerade in diesen beiden Bereichen - nicht 
nur ,im Ubergang, sondern auch lauf Dauer 
gesehen - die größten legistisd1en Mängel 
und Verwaltungserschweriliisse und die größ­
ten materiellen Belastungen dieser Regie­
rungsvorlage lIi1egen und auch n'icht annähernd 
befriedigend durch den SPO-FPO-Pakt verhin­
dert werden konnten, ist das mit ein ganz 
wesentlicher Grund unserer Ablehnung dieses 
Gesetzes dem Inhalte nach. Die Ablehnung 
betrifft aber nicht das System. 

Lassen Sie mich vor meinen weiteren Aus­
führungen zu dJiesen Problemen noch zwei 
Feststellungen treffien. 

zum System der Mehrwertsteuer sehr positiv Immer wieder, so ,auch heute, wollen der 
steht. Dies g,erade zufolge der spezifischen Herr Pinanzminister oder seine FrakNonskol­
Struktur unserer Wirtschaft, deren besondere legen durch verschiedene Aussagen beweisen 
Merkmale einerseits die große Zahl von Klein-I- sie sprechen von der Vergangenheit; es 
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wäre besser, sie würden die Gegenwart bewäl- Beweise unserer Annahmen, meine Damen 
tigen -, daß OVP-Minister einen noch viel und Herren, haben Sie uns auch frei Haus 
kürzeren Fahrplan erstellt haben und daß der geli.efert: 
1. Jänner 1973 noch am 24. Februar 1971 - so 
habe ich es auch im Fernsehen gehört -
vom Generalsekretär der Bundeswirtschafts­
kammer als vertretbar gehalten wurde. Ge­
rade diese beiden Feststellungen bestätigen 
unsere Haltung so hervorragend, daß ich 
darauf zurückkommen möchte. 

Miruister und vor allem Ministenium glaub-
ten einmal, einen Einführungsfahrplan "theo-
retisch" durchziehen zu können, welcher 
schließlich von den betroffenen Bevölkerungs­
und Wirtschaftskreisen als nicht möghch be­

Zum ersten: Ihre ständigen Aussagen, die 
Regierungsvorlage - mit Satz, Investitions­
steuer, landwirtschaftlicher Pauschalregelung 
und so weiter - ergebe nicht einen Schilling 
Mehraufkommen für den Biskus, strafen Sie 
durch die sogenannten "Zugeständnisse" an 
däe FPO selbst Lügen. Ich möchte diese gar 
nicht überbewerten. Trotz dieses Paktes haben 
Sie 40 Milliarden während der ersten fünf 
Einführungsjahre im überhöhten Sat.z, lin der 
InvesttitJionssteuer, der landwirtschaftNchen 
Pauschal regelung und so weiter inbegr:iffen. 

ze:ichnet wurde. Der Erfolg war, daß der Plan Zum zweliten beweist das wilederum die 
eben nicht - nach dem Motto: "Koste es, Aussage Ihres Bundeskanzler.s mit seiner 
was es wolle" - durchgezogen wmde. Dieser Feststellung am 2. Juni gegenüber der Presse, 
Regierungsstlil gegenüber den Tausenden von "für dile OVP wäre noch mehr drtin gewesen". 
Betroffenen bleibt Ihnen vorbehalten. (zustim-I Meine Damen und Herren! Nichts mehr als 
mung bei der OVP.) diese, ich möchte sagen, fast frivole Fest-

I stellung beweist, daß diese Regierung kalte 
Zum zweiten habe auch ich als Mitglied Belastungspolittik betreibt und sonst nichts! 

des Unterausschusses am 24. Februar 1972 (Zustimmung bei der OVP.) 
- nicht nur 1971, Herr FlinanzmiIllister! -
gerade noch geglaubt, daß der Termin 1. Jän­
ner 1973 zu halten wäre, wenn die Sozialisten 
gesprächsbereit und poslitiv zu wesentEehen 
Vorschlägen von unserer Seite stehen. 

Die soziallistische Frakhon hat allerdings 
im Ausschuß geschwiegen. Die me'isten 
unserer Fragen wurden nach zwei bis vier 
Wochen vom Flinanzminister' zum größten Teil 
negativ schIiiftlich beantwortet. 

Sie w:issen schon, meine Damen und Herren, 
was der Herr Bundeskanzler hier der Be­
völkerung unterschweHig verkaufen wollte: 
Seht her, wie euch die OVP schlecht vertritt, 
da wäre ja noch mehr "drin" gewesen. - Herr 
Bundeskanzler, Sie regieren. Halten Sie diese 
Bevölkerung wirklich nur mehr für dumm? 
Sie haben dieses Gesetz gebracht, welches wir 
durch unsere Mitarbeit, zu der Ihre Fraktion 
offensichtmch weder willens oder auch nicht 
fählig war, wesentlich verbesserten. Ich erkläre 

Wir haben daher gegenüber der OVP !im daher dieser österreichischen Bevölkerung, 
Unterausschuß abgewliesene schriftliche Vor- wie slie dJiese sozi:allistische Bundesregierung 
schläge vorlliegen, die wlir jetzt 1m SPO-FPO- schlecht vertritt und auch unverschämt frotzelt. 
Pakt wörtlich oder mit ähnLichem Wortlaut 
wieder finden. So haben Sie, meine Damen 
und Herren, verhandelt beziehungsweise nicht 
verhandelt, wie dies auch mH aHer Schärfe 
und Deutliichkeit letztllieh der Geme:indebund 
zum Finanzausgleich gegenüber dem Herrn 
FinanzmlinilSter wieder feststellte. Das ist 
offensichtlich Ihr Stil! (Zustimmung bei der 
GVP.) 

Meine Damen und Herren I Noch einmal: 
Uber das Syst<em s.ind wir uns einig, nur 
nidlt über das Wie der R1eglierungsvorlage 
mit dhren groben legistJischen und materiellen 
Mängeln. Daraus reifte dann langsam im 
Laufe der Verhandlungen durch Ihr starres 
Verhalten auch d:ie Frage des Wann, des Ein­
führungstermines, heran. Ein schlechtes Wlie 
und ein übereiltJes und konjunkturungünstiges 
Wann durch eben die !im Gesetz eingebauten 
Teuerungseffekte multipliziert die negativen 
und wirtschaftsschädI.ichen Auswirkungen. Die 

Sile haben nicht, Herr Bundeskanzler, der 
OVP elinen Gefallen zu erweisen, daß da mehr 
"drtin" gewesen wäDe, Sie haben für die ge­
samte österreichische Bevölkerung nach 
bestem Wlissen und Gewissen - dafür haben 
Sie den Eid geleistet - zu regieren I Wenn 
in diesem Mehrwertsteuergesetz also gemäß 
Ihren Worten gegenüber der Presse noch 
etwas "dnin" list, was diese Bevölkerung mehr 
belastet, ein Mehr also, das dann selbstver­
ständ~ich zu weiteren PreiJssteigerungen füh­
ren muß, dann haben Sie laIs verantwortungs­
bewußter Bundeskanzler nicht mit Gags 
herumzuschmelißen, sondern e~ne ·einzige 
Pflicht und Schuldigkeit: Dann haben Sie 
dieses Mehr, Herr Bundeskanzler, unverzüg­
lich dieser Bevölkerung wieder zurückzu­
geben! (Beifall bei der OVP.) Sie hätten die 
MJillliarden gar nlicht in das Gesetz so ein­
bauen sollen, wenn Ihr Rinanzminister ständig 
das Gegenteil erklärt, damit Sie dann nachher 
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einer kleinen FPO weniger oder ~iner großen 
OVP eben mehr einräumen können - gegen 
was, bitte? Daher wollten Sie ja auch gar 
nidlt ernstlich mit der großen OVP verhan­
deln, denn Si,e wären da natüdich nicht so 
billig weggekommen. 

Ich frage Sie daher, Herr Bundeskanzler, da 
Sie jetzt im Hause sind: Was haben Sie also 
noch "drän"? Was hätten Sie gemäß Ihren 
Worten der OVP noch mehr zukommen 
lassen? Sagen Sie es hier und jetzt! Ich 
fordere Sie auch auf: Dieses Mehr g,ehört der 
österreichischen Bevölkerung, und dieser 
haben Sie 'es zu geben, und zwar hier und 
heute! (Beifall bei der OVP.) -

Lassen Sie mich nach diesen beiden grund­
sätzlichen Feststellungen, meine Damen und 
Herren, zu eiDligen wesentlichen Punkten im 
wlirtschafHichen Bereich kommen. Wie ich ein­
leHend bereits f.eststellte, ist ein ganz wesent­
Hches Merkmal der Struktur, gewachsen aus 
der Größe oder, ich könnte auch sagen, aus 
der Kleinheit unseres Landes, die große Zahl 
kleiner und mittlerer Betriebe. Tausende 
'Handwerksbetriebe, kleine Handelsbetriebe, 
Fremdenverkehrs- und Verkehrsbetriebe um­
faßt diese kleinbetrliebl,iche Struktur. Auf diese 
kleinbetr1iebliche Struktur der österreichischen 
Wirtschaft, ,im Stinne ;allerdings auch einer 
optimalen Dienstleistung tür den Konsumen­
ten, bekannt auch als das typisch Osterreichi­
sche unserer Hotels, unserer Gaststätten - ein 
sehr gesunder Durchschnitt also -, auf diese 
kleinbetriebliche Struktur haben wlir ,immer 
Rücksicht genommen und hat eine Regierung 
für>das ganze Volk auch Rücksicht zu nehmen. 

In der Regierungsvorlage zur Mehrwert­
steuer war darauf allerdings nicht oder völlig 
unzureichend Bedacht genommen worden. 
Unsere diesbezüglJichen Vorbringen wurden 
von der "Arbeiter-Zeitung" vom 27. 1. 1972 
als "kleinkaJ1ierte Würstelstandspo~itlik" be­
zeichnet - typisch für den Geist einer Zei­
tung, welche offensichtlich nlicht einmal vor 
Fälschung,en zurückschreckt. (Bei/all bei der 
OVP.) Meline Damen und Herren! Wlir lassen 
uns diese "kleinkarierte Po~itik", wenn Sie 
sie so nennen wollen, gerne von einem Regie­
rungsblatt unterstellen, wenn wtir dafür einige 
Zehntausende Kleingewerbetreibende untIer­
stützen können - lin einem Leistungssoll 
maUst der ganzen Familie, den S'ich offensicht­
lich Schreibtisch-So:zJia~istelll nur mehr aus 
Geschichtsbüchern vorstellen könne. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Das PräsJidium 
der Bundeskammer hat di,ese Fonderung ein­
stimmig, also auch mit den Stimmen des 
sozialistischen sogenannten Freien W'irt-

schaftsverbandes erhoben, dessen Vizepräsi­
dent Herr Abgeordneter Mühlbacher :ist. Nur, 
Herr Kollege Mühlbacher, im Unterausschuß, 
wo diese Regelung' auch durchgesetzt werden 
sollte, da schwiegen Sie. Doch in Ihrem Organ 
"Der Selbständige lin der Wirtschaft" vom 
28. April Wlird die Forderung einer Klein­
betriebsregelung Wlieder zu einem Anliegen 
des Freien Wirtschaftsverbandes gemacht. Ist 
Ihnen diese Doppoelsichlligkeit nicht eigenHich 
geradezu peinlich? Herr Kollege Mühlbacher! 
Wir haben es Ihnen limmer schon gesagt: In 
dieser Sozialistischen Partei werden Sie kein 
wirtschafUiches Verständnis finden - obwohl 
es sich hier eigenHich auch um ein zutiefst 
soziales Problem handelt -, wie die ganze 
Wirtschaftspolitik dieser Regierung ja beweist. 
(Beifall bei der OVP.) 

Daher brachte !sch~ießlJich der FPO-SPO-Pakt 
eine Regelung nur mehr für Kleinstbetriebe 
mit einem Jahresumsatz bis zu höchstens 
150.000 S. Ich frage Sie: Haben Sie hier eigent­
lich Umsatz mit Gewtinn verwechselt? Denn 
das Wlird auch IlIicht durch Ihre g,eplante 
Gewerbesteuerfreigrenze mit einer Ertragsfrei­
grenze von 40.000 S kompenSliert. Oder soll 
das Ganze vielleicht überhaupt im letzten 
Abdruck nur mehr ein Alibiantrag sein? (Abg. 
GI a f: Eher schonl) 

Was schreibt das Organ der FPO "Die 
Neue Front" vom 11. 3., vor drei Mönaten? 
"Weniger Selbständig'e. - Innerhalb der 
letzten zwölf Monate .. , hat tsich die Zahl 
der selbständig Erwerbstätigen um 19.856 be­
Zliehurngsweise 9,22 Prozent vermindert. Diese 
Zahl gibt zu denken. Und dabei gibt es noch 
'immer Meinungen, daß es den Selbständigen 
zu gut geht und daß man für S'ie eine eigene 
Steuerprogression schaffen müßte!" 

Sie sind wohl, meine Herren von der FPO, 
mit uns einer Meinung, daß es slich hier um 
die klelinen Unternehmer, um die kleinen Be­
triebe handelt. 

Dem, meJine sehr geehrten Herren, müssen 
wir Einhalt gebieten. Denn darunter leLden 
doch heute ·auch !schon die Konsumenten: Ver­
suchen Sie doch, feiertags offene Lokale zu 
finden, Fachhandwerkier, ganz zu schweigen 
von der gesellschaftspolitischen Wichlligkeit 
eigenverantwortlQcher Selbständiger. 

Wir bringen daher unsere Anträge auch im 
Hohen Haus - das wird ein Kollege von mir 
dann noch machen - ein, welche insbeson.dere 
folgende Schwerpunkte beinhalten: 

Zum ersten; Die Erhaltung und di'e Ver­
besserung der Umsatzpauscha~ierung auch tim 
Mehrwertsteuersy.stem, wobei wir unter der 
Verbesserung die Einbezliehung vlieUeicht auch 
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von Verkehrs- und Fremdenverkehrsbetnieben 
meinen, weil dies der Verwaltungsverein­
f.achung sowohl bei den kleinen Unternehmen 
als aum bei der Finanzverwaltung dient. 

Zum zweiten: Eine Sonderregelung für 
Klein- und Kleinstbetniebe durch Einfügung 
eines Steuerabzugsbetrages von 5 bis 40 Pro­
zent, gestaffelt nach einem Jahresumsatz von 
150.000 bis 500.000 S. Auch !im alten Umsatz­
:steuersystem gibt es ja für Großeinzelhandels­
betriebe schon den "Supersatz" von 6,1 Pro­
zent gegenüber 5,5 Prozent, der jetzt weg­
fällt. In der Bundesrepub1ik Deutschland konn­
ten Unternehmen IIllit Umsätzen bis 60.000 D­
Mark - das wären also ungefähr 450.000 S -
das 'alte Umsatzsteuersystem belibehalten. Die 
dortige Regierung bereitet jetzt eine Gesetzes­
novelle vor, di1e aum für diese Gruppe die 
Mehrwertsteuer vorSlieht, aber fast genau mit 
den von uns, von der OVP, hier beantragten 
Erleichterungen für Kleinbetriebe. 

Zum dritten: Wir werden weiters beantra­
gen die Erhöhung der Bagatellgrenze gemäß 
§ 21 von 24.000 S laut Regierungsvorlage auf 
48.000 S. 

Da mödlte im abschweifen auf die Ver­
handlungen im Aussmuß. So sah - dargetan 
nur an einem Beispiel - unsere intensive 
Mitarbeit, die Sie draußen so gerne als "Ver­
zögerung" bezeichneten, aus. Im Unteraus­
schuß haben wir für unsere Forderung auf 
Erhöhung von 24.000 Sauf 48.000 S kein Ent­
gegenkommen des Finanzministers gefunden. 
Im SPO-FPO-Pakt wurde dann die Grenze 
von 24.000 Sauf 36.000 S angehoben und bin­
nen 24 Stunden im Finanzausschuß weiter bis 
auf 40.000 S. Ich habe dort schon erklärt, meine 
Damen und Herren: Geben Sie doch der OVP 
noch 48 Stunden Zeit zur sogenannten "Ver­
zögerung", und schon ergeben sim Verbesse­
rungen für unsere Bevölkerung oder ganze 
Gruppen, wie ich noch einmal beim Export 
beweisen werde. 

Zum vierten verbleiben wir bei unseren 
Anträgen, welche dem Fiskus keinen Schil­
ling kosten, aber den Tausenden kleinen 
Selbständigen und auch Finanzbeamten zehn­
tausende Stunden - bei den Selbständigen 
wahrscheinlich an Wochenenden, an den Feier­
abenden - ersparen. 

Zum Beispiel: Wir wollen die Ist-Abrech­
nung bis zur Höhe laut BAO, also auf 2 Mil­
lionen Schilling anheben. Im SPO-FPO-Pakt 
wurde der Satz laut Regierungsvorlage von 
500.000 S nur auf 700.000 S gehoben, womit 
eine neue Grenze im Steuerrecht geschaffen, 
aber materiell gar nichts gewonnen wird. 

Zum anderen: Wir verlangen vierteljähr­
liche Abgabe der Vorausmeldungen statt der 
monatlichen bis zu einem Jahresumsatz von 
500.000 S. Der Herr Abgeordnete Mühlbacher, 
Vizepräsident des Freien Wirtschaftsverban­
des, hat sich ja fast - fast - schon zu einem 
Antrag auf eine Erhöhung auf 150.000 S durch­
gerungen. Er hat diesen Antrag auch einge­
bracht. Aber zwei Stunden später hat er ihn 
im Ausschuß dann wieder zurückgezogen -
aus völlig unverständlimen Gründen. Er 
nannte es: "aus formalen Gründen". Wenn 
Sie es, Herr Abgeordneter Mühlbacher, als 
Vizepräsident des Freien Wirtschaftsverban­
des mit Ihrer Vertretung der kleinen Wirt­
schaftstreibenden ernst meinen, wenn d'ieser 
Freie - wie frei ist er denn eigentlich? -
Wirtschafts verband in der Bundeskammer und 
in Ihrer Presse anders redet und schreibt, sol­
len Sie auch - entweder da oder dort -
zu Ihren Worten stehen. Wenn Sie überhaupt 
als angeblicher Vertreter Wirtschaftstreiben­
der in Ihrer Sozialistischen Partei Platz und 
Gewicht haben (Beifall bei der OVP), dann 
müssen Sie unseren Anträgen folgen bezie­
hungsweise Ihre FraktioJ?, überzeugen! 

Meine Damen und Herren! Ein anderes Pro­
blem. Es ersmien uns wesentlich, aus den sehr 
schlechten Erfahrungen in der Bundesrepublik 
zu lernen und eine Regelung in das Gesetz 
einzubauen, welche über Antrag gestattet, daß 
Anlagen und insbesondere Bauführungen bis 
31. Dezember mit der alten Umsatzsteuer ab­
gerechnet und versteuert werden, während für 
die Weiterführung dieser Bauten oder Anla­
gen dann ab 1. Jänner das neue Mehrwert­
steuersystem gilt. Damit sollten die Schwie­
rigkeiten zwischen Bauherren - wozu der 
ganze Wohnbau zählt, auch die öffentlichen 
Bauherren -, Bauführung und Finanzverwal­
tung von vornherein ausgeschaltet werden. 
Damit sollte insbesondere aber auch eine 
Preissteigerung für alle Bauführungen bis 
31. Dezember auf dem Wohn- und Straßen­
bausektor vermieden werden. Unsere Anre­
gungen wurden nicht aufgegriffen. Wir wer­
den daher unsere diesbezüglichen Anträge 
noch einmal im Hohen Haus vorlegen. 

Meine Damen und Herren! Damit komme im 
noch einmal zu den Benzinpreisen und Diesel­
preisen. Der verstärkte und - ich möchte auch 
sagen - "versteckte" Trend der gesamten 
Regierungspolitik gegen den Individualver­
kehr, also gegen den Verkehr mit eigenem 
Fahrzeug, durch eine enorme Belastung der 
Betriebskosten erreicht mit den Bestimmun­
gen in diesem Mehrwertsteuergesetz seinen 
Gipfel, obwohl ich allerdings der lebhaften 
Phantasie unseres Finanzministers bestimmt 
neue Belastungen auch noch zutraue. 

196 
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Es ist uns gelungen, in sehr langwierigen 

Verhandlungen - meine Damen und Herren, 
ich habe selber, glaube ich, zwei Stunden im 
Unterausschuß darüber mit Ihren Herren ver­
handelt - den Finanzminister davon zu über­
zeugen, daß der Gebrauchtwagenan- und -ver­
kauf nicht doppelt belastet werden soll, wie 
die Regierungsvorlage es vorsah. Denn wer 
wird denn schon Gebrauchtwagen kaufen als 
der nicht gerade Begüterte?' Also Arbeitneh­
mer, vielleicht junge Ehepaare und so weiter. 

Wohl aber besteht der Finanzminister auf 
der Doppelbesteuerung bei Benzin und Diesel, 
also auf der Einhebung der Mehrwertsteuer 
auch von der Mineralölsteuer , welche immer­
hin, meine Damen und Herren, etwa an die 
2,20 S pro Liter Benzin beträgt. Benzin wird 
damit - aus diesem Gesetz heraus - um 
zumindest 12 Prozent teurer werden, ebenso 
wie alle Dienstleistungen, das Autoservice, 
Reparaturen und so weiter. 

Wie hat doch die SPO seinerzeit gegen die 
Autosondersteuer gewettert und gemeinsam 
- gemeinsam auch wieder - mit der FPO 
sie auch gleich wieder abgeschafft. Das war 
"transparent", insbesondere aber während der 
Wahlwerbung natürlich auch populär. Und 
jetzt? Ein Partisanenkampf ist jetzt Ihre 
Methode der permanenten Verteuerung aller 
Betriebskosten bis in eine Höhe, welche einen 
PKW zum Luxusgegenstand werden läßt. Dazu 
zählt auch sehr typisch Ihre steuerliche Maß­
nahme zum Beispiel bei der Lohnsteuerreform, 
die Autohaftpflichtversicherung nicht mehr als 
Sonderausgabe anzuerkennen, was eine indi­
rekte Erhöhung dieser Versicherung unter Um­
ständen um weit mehr als 20 Prozent bedeuten 
kann. Während die OVP seinerzeit den ver­
stärkten Straßenbau forcierte, bekämpfen Sie 
ganz einfach den Individualverkehr mit eige­
nem Fahrzeug - in schönem marxistischem 
Trend zum Massenverkehr. 

Wenn schon der Individualverkehr, meine 
Herren, eingeschränkt werden soll, bedarf es 
der Förderung und des modernsten Ausbaues 
der Massenverkehrsmittel. Was tun Sie'? Statt 
Ausbau eines modernen Streckennetzes für 
Fern- und Nahverkehr, für schnellere Nahver­
kehrsverbindungen - erhöhen Sie einfach ab 
Juni die OBB-Tarife. Eine solche Verkehrs-
politik führte schließlich ja dazu, daß von den 

gegen den Individualverkehr mit aller Härte. 
Und alle diese Belastungen, meine Damen und 
Herren, mit hunderten Millionen Schilling 
Mehraufkommen, mit etwa 1000 bis 1500 S pro 
PKW und Jahr, kommen nicht wieder dem 
Straßenverkehr, also dem Straßenbenützer, 
etwa dem Straßenbau zugute, sondern fließen 
dem Finanzminister einfach ohne Zweckbin­
dung zu. 

Meine Damen und Herren! Am 10. Mai 
habe ich daher den Herrn Handelsminister 
hier im Hause gefragt, ob er weiterhin gegen 
jeden Schilling Preiserhöhung, so wie er sich 
ja ausgedrückt hat, kämpfen werde, auch 
gegen seine Ministerkollegen, wenn diese die 
Preistreiber sind. Hier, Herr Handelsminister, 
betätigen Slie sich nun! Hier muß Ihre Preis­
regelung einsetzen, Herr Innenminister Rösch, 
nidlt bei der "vorsorglichen" Diffamierung der 
Wirtschaft, die Sie gar mit Plaketten für 
braves Verhalten auszeichnen wollen. (Beifall 
bei der OVP. - Der Redner bringt an der 
Regierungsbank eine Plakette nach dem 
Muster des Antrages 451 A an, auf der statt 
des Buchstaben "P" das Wort "Preisireiber" 
steht.) 

Meine Damen und Herren! Ich verleihe 
Ihnen hiemit die Preistreiberplakette, die sich 
Ihre Regierung als vorläufigen Höhepunkt mit 
diesem Gesetz verdient hat. (Bundesminister 
Dr. A n d r 0 s c h wendet sich an den Präsi­
denten. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Es hat schon von allen 
Parteien Präjudizfälle gegeben. (Abg. Doktor 
Mus s i 1: Herr Minister, kritisieren Sie nicht 
die Amtsführung des Präsidenten! - Zwi­
schenrufe und Gegenrufe.) 

Meine Damen und Herren! Der Herr Abge­
ordnete Keimel soll es von der Regierungs­
bank wegnehmen und dort hinhalten. Viel­
leicht kann man es dort hingeben. (Mit Unter­
stützung des Abg. Glaser heftet der Redner 
die Plakette an das Rednerpult! - Abg. Dok­
tor Mus s i 1: Der Frau Minister der OVP hat 
man die Schokolade auf den Tisch gelegt! 
Das waren Ihre streitbaren Damen! - Abg. 
Dr. Fis c her: Jetzt pickt's richtig! - Weitere 
Zwischenrufe bei OVP und SPO. - Präsident 
Dr. Mal eta gibt das Glockenzeichen.) 

Meine Damen und Herren! Am Wort ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Keimei, nachdem sich 

etwa 900.000 unselbständig beschäftigten die Aufregung wieder gelegt hat. 
PKW-Besitzern immerhin über 440.000 mit 
ihrem Fahrzeug von und zur Arbeitsstätte Abgeordneter Dr. Keimel (fortsetzend): 
fahren. Viele Pensionisten und Rentner haben Meine Damen und Herren! Wenn die öster­
sich halt ihr Auto erspart, das ihnen einen reichische vVirtschaft schon so hervorragende 
erlebnisreicheren Lebensabend gewährleisten Gewinne macht, wie Sie ihr unterstellen wol­
soll. Alle diese trifft die enorme Verteuerung len - durch überhöhte Preise offensichtlich! -, 
des Benzins wie alle weiteren Maßnahmen warum ist dann die Verschuldung der öster-
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reichischen Wirtschaft so groß geworden? 
Warum, meine Herren, ist die Eigenkapital­
ausstattung un:serer Wirtschaft von se~nerzeit 
60 Prozent auf jetzt knapp 40 Prozent gesun­
ken? Das dürfte wohl einem angeblichen Bank­
fachmann, wie unserem Herrn Kollegen Umc, 
bekannt sein. Aber offensichtlich werde ich 
mich von ihm in dieser Richtung am besten 
nicht beraten lassen. 

Meine Damen und Herren! Damit komme 
ich zur neuen Steuer, die in diesem Gesetz 
eingebaut ist, zur Investitionssteuer. Nachdem 
die Investitionen der österreich ischen Wirt­
schaft - vor allem die für die volkswirtschaft­
liche Produktivität, für das Wachstum so wich­
tigen Industrieinvestitionen - nicht nur stag­
nierten, sondern sogar zurückgegangen waren, 
schaffte die Wirtschaftspolitik der OVP-Regie­
rung Maßnahmen und ein Investitionsklima, 
welches diesen Trend nicht nur stoppte, son­
dern ins Positive verwandelte: Die Investi­
tionen, das heißt also die Ausstattung unse­
rer Arheitsplätze mit Maschinen und Anlagen, 
erreichten einen Umfang, welcher sich auch 
im europäischen Vergleich sehen lassen kann. 
Solche Maßnahmen wirken natürlich - das 
weiß jeder Volkswirtschaftler - zeitlich etwa 
zwei Jahre weiter als das Erhe der OVP­
Regierung. 

Aber insgesamt pro Kopf der Bevölkerung 
ist die Investitionsquote Osterreichs immer 
noch, mit all dem Nachholbedarf der letzten 
Jahre, viel zu gering und nicht eine Frage des 
W ollens, sondern über die Finanzierungsfrage 
eine solche auch des Könnens. Jede wirt­
schaftspolitische Maßnahme der Investitions­
förderung muß ergriffen werden, und jede die­
ses Klima negativ beeinflussende Maßnahme 
muß vermieden werden. In diesem Licht, meine 
Damen und Herren, haben wir auch den Teil 
der Mehrwertsteuer zu sehen, welcher die 
sogenannte Investitionssteuer während der 
ersten fünf Jahre nach Einführung der Mehr-
werts teuer hringt. 

Für alle getätigten Investitionen müssen 
1973 12 Prozent Steuer an den Fiskus bezahlt 
werden, 1974 10 Prozent und dann fallend 6, 
4 und 2 Prozent. Das kostet, auf Basis der 
heutigen Investitionen hochgerechnet, die 
Wirtschaft 34 Milliarden Schilling. 

Meine Damen und Herren! Die österreichi-
sche Wirtschaft leidet chronisch unter Kapital­
mangel. Sie hat, angeregt durch die fördern­
den Maßnahmen zwischen 1966 und 1970 

Strukturverbesserungsgesetz, vorzeitige 
Abschreibung, eine Palette von Kreditmöglich­
keiten und so weiter - trotzdem und Gott sei 
Dank in einem Ausmaß investiert, welches 
zum europäischen Standard führte, aber gleich-

zeitig auch zu einer Verschuldung, die indu­
striepolitisch, staats- und gesellschaftspolitisch 
bereits zutiefst ungesund und bedenklich ist. 
Darüber haben wir anläßlich des ERP-Berich­
tes ausführlich debattiert. Alles das ist der 
Regierung und dem F.inan::minister bekannt. 
Aber vielleicht ist es ihnen auch recht. 

Eine derart einschneidende Maßnahme, eine 
derart einschneidende Belastung der Investi­
tionen mit einer neuen Steuer - beachten 
wir das bitte, meine Damen und Herren: hier 
ist eine neue Steuer eingebaut! - wird 
zwangsläufig dazu führen, daß während der 
nächsten fünf Jahre um 34 Milliarden weniger 
investiert werden kann, daß diese 34 Mil­
liarden Schilling in die Kostenrechnung ein­
gehen werden und damit selbstverständlich 
preiserhöhend wirken. Preiserhöhend - ich 
habe ja die Plakette im voraus, die in Ihrem 
Vorschlag vergessen wurde, dieser Regierung 
schon verliehen - im Inland zum Nachteil 
der Konsumenten, im Export und im Fremden­
verkehr zum Nachteil der Konkurrenzfähig­
keit. 

Meine Damen und Herren! Die Begründung 
für diese neue Steuer war, einen Investitions­
stopp vor Einführung der Mehrwertsteuer zu 
verhindern. Das ist aber bereits durch die tat­
sächlichen Investitionszahlen des Jahres 1972 
als unbegründet bewiesen. Die zweite Begrün­
dung war, daß der Finanzminister für die 
Mehrausgaben beziehungsweise die Minder­
einnahmen bei der Einführung der Mehrwert­
steuer eben einen Ausgleich braud1te. Wir 
haben diesen Ausgleich errechnet und mit 
unserem Antrag, den wir auch im Ausschuß 
eingebracht haben, genau und mit der nötigen 
Reserve dieses Manko bedeckt. Unser Antrag 
lautete: 6 Prozent im Einführungsjahr, 4 Pro­
zent im zweiten und 2 Prozent im dritten Jahr. 
Das brächte dem Fiskus rund 13 Milliarden 
Schilling, womit alle Finanzierungskosten 
weitaus gedeckt wären. 

Meine Damen und Herren! Die Beibehaltung 
der Investitionssteuer in der jetzigen Höhe 
und mit der fünf jährigen Laufzeit ist, Herr 
Finanzminister, wirtschaftsschädlich: weil sie 
Investitionen, damit das stete Wachstum unse­
rer Wirtschaft und auch unserer Massenein­
kommen behindert und trotzdem preistrei-
bende Effekte auslöst. 

In Gesprächen mit freiheitlichen - wirt­
schaftlich und nicht nur tagespolitisch den­
keaden - Abgeordneten wurde mir vor etli­
chen Wochen erklärt: Gerade die Investitions­
steuer sei, was eine Zustimmung der FPO 
betrifft, der Casus belli. Ich kann die Betrof­
fenen nur mehr kopfschüttelnd ob ihrer Kehrt­
wendung bedauern. 
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Wir werden daher auch im Hohen Haus Industrie um Lebensfragen, meine Damen und 

unseren Antrag zum § 27 noch einmal, wie meine Herren Betriebsräte! (Beifal) bei der 
schon im Ausschuß, einbringen und fordern avp.) 
Sie im Sinne einer aktiven Wirtschaftspolitik Lassen Sie es mich also kurz zusammen-
auf, diesem zuzustimmen. (Beifall bei der fassen: 
avp.) 

Meine Damen und Herren! Damit ganz eng 
zusammen hängt der Export. Wie ich schon in 
der Einleitung erwähnte, ist Osterreich seiner 
Struktur nach exportabhängig. Nur der zusätz­
liche Absatz im "großen Markt", im Ausland 
·also, sichert unsere Dauerarbeitsplätze, ermög­
licht es, eine Großserie in der modernen Indu­
strie zu erzeugen, damit die Kosten und damit 
die Preise auch für den einheimischen Markt, 
für die einheimische Bevölkerung niedrig zu 
halten. 

Ich selbst exportiere und kooperiere mit 
dem Ausland seit vielen Jahren; es gibt kei­
nen härteren, oft genug geradezu brutaleren 
Markt. Von Dumping, Antidumping, Zollprä­
ferenzen und so weiter wird viel geredet. Und 
die Staaten, die am lautesten schreien, setzen 
die meisten indirekten Begünstigungen für 
ihre Exportwirtschaft auf steuerlichem Gebiet 
durch verlorene Kredite, Tarifrnaßnahmen und 
so weiter. Man kommt auf die Schliche oft erst 
mit geradezu kriminalistischem Spürsinn oder 
eben mit reicher und dann oft auch für die 
österreichische Wirtschaft teufer Erfahrung. 
Schweden zum Beispiel als der Hauptankläger 
gegen unsere Zollfreizonen entlastet seinen 
Export von den "Sozialbelastungen" mit der 
Begründung, diese hätten andere Staaten eben 
nicht. Da kann ich nur sagen: die kennen offen­
bar unsere Lohnnebenkosten und auch unseren 
Sozialminister nicht. 

Lassen wir deshalb dieses ganze hochge­
spielte Herumgerede um angebliche Export­
subventionierungen im Rahmen der alten 
Umsatzsteuer. Das wurde ja gar nie errechnet. 
Das ganze ist einfach eine Frage der inter­
nationalen Chancengleichheit auf internatio­
nal'en Märkten, und da zählt die Standortfrage 
genauso mit wie die Kapitalausstattung, die 
Kapitalkonditionen, die Tarife und vieles 
andere, und nicht nur die Umsatzsteuer. 

Wenn nun mit der Einführung des Mehr­
wertsteuersystems die gesamte bisherige Aus­
fuhrvergütungstechnik fällt, so verschieben 
sich die Wettbewerbsverhältnisse der Export­
wirtschaft so wesentlich, daß höchste Vorsicht, 
daß ein ganz vorsichtiger Ubergang eine echte 
Lebensfrage bedeutet. Denn an unserer Export­
wirtschaft hängen zeootausende Arbeitsplätze. 
Ohne Verniedlichung der Frage um den Sitz 
einer Generaldirektion: Hier geht es gerade 
auch in der exportorientierten verstaatlichten 

. Zu meinen, die alten Anlagen bleiben mit 
der alten Umsatzsteuer belastet, das führt zu 
einer Art Doppelbesteuerung. 

Zum zweiten: Die Lagervorräte per 31. De­
zember werden von der alten Umsatzsteuer 
nur unzureichend entlastet. 

Zum dritten: Die Vergütung, die Zollfrei­
zonenregelung fallen weg. 

Und letztlich: Die Neuinvestitionen werden 
durch fünf Jahre mit der neuen Investitions­
steuer belastet. 

Und alles das zusammen kann und wird 
dann auch in vielen Bereichen - ich denke 
an Stahl, Aluminium und so weiter - genau 
die Verteuerung bringen, welche die öster­
reichischen Produkte im Ausland endgültig 
konkurrenzunfähig macht. 

Meine Damen und Herren! Wir hatten daher 
nach wochenlangen Berechnungen und Bera­
tungen mit Dutzenden Fachleuten und Bran­
chenexperten, auch aus dem verstaatlichten 
Bereich, welchen es besonders betrifft, bean­
tragt, für den Exportsektor Ubergangsregelun­
gen dadurch zu treffen, daß die derzeitigen 
Vergütungssätze im ersten Jahr der Umstel­
lung mit 50 Prozent festgelegt werden - aber 
darüber hätten wir ja reden können - und 
dann fallend, Jahr für Jahr um 10 Prozent 
weniger, auslaufen. 

Als Dauerlösung nicht nur, aber insbeson­
dere für den Export - und hier wäre dann 
auch der Ausländerfremdenverkehr mitbetei­
ligt - haben wir im Unterausschuß vorge­
schlagen, die Bundesgewerbesteuer als fast 
schon eine Einmaligkeit im europäischen Raum 
und später auch die Lohnsummensteuer etap­
penweise in die Mehrwertsteuer einzubauen. 
Das wäre auch international, nach unseren 
internationalen Verpflichtungen und Verträ­
gen die einzige verbleibende Förderungsmög­
lichkeit für den Export. 

Die zwischen SPO und FPO paktierte Lösung 
ist völlig unzureichend und behandelt ins­
besondere den Export vollkommen differen­
ziert, ob direkt vom Produzenten oder über 
Handelsgesellschaften exportiert wird, ob die 
Investitionsmaßnahmen, welche sich ja 
schließlich über Jahre hinziehen, gerade opti­
mal in diesen Pakt passen oder nicht; es ist 
keine Gleichheit und daher ein wettbewerbs­
verzerrender, ein unüberlegter, ein schlechter 
AIibi-Kompromiß. Er bringt überhaupt keine 
Entlastung für die oft aus Haftungsgründen 
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gerade im Export vorgelagerten Exporthan­
delsgesellschaften. Er bringt gar nichts, nicht 
einen Schilling für den Ausländerfremdenver­
kehr, den ich gerade für unsere österreichi­
schen Verhältnisse als indirekten Export 
betrachten möchte. 

Es war typisch für die zusammengehudelte 
Rechnerei der FPO und SPO, daß sie erst 
einmal eine Entlastung des Alt-Anlagever­
mögens mit 3 Prozent des Buchwertes kundtat, 
was laut Finanzministerium zusammen mit 
der zweijährigen Senkung der Investitions­
steuer auf 6 Prozent etwa 61/2 Milliarden Schil­
ling bringen sollte. "Bringen" ist überhaupt 
gut, wenn nur ein kleiner Nachlaß auf neue 
Steuern gewährt wird. Und dann kamen die 
Experten, kamen wir und haben errechnet, daß 
die ganze Regelung 1,8 Milliarden Schilling 
Entlastung bedeuten würde. Da wurde eben 
der Entlastungssatz schnell im Ausschuß von 
den SPO-FPO-Paktierenden mit der Hand auf 
5 Prozent erhöht: bringt weitere 400 Millionen 
Schilling. Ich habe erklärt und habe es schon 
einmal heute auch gesagt: Laßt die OVP und 
ihre Experten noch 24 Stunden, wie Sie es so 
gerne genannt haben, "verzögern", vielleicht 
werden es dann 7 Prozent! So schmeißen Sie, 
meine Damen und Herren, mit den hunderten 
Millionen Schilling herum, in einem Gesetz, 
wo "gar nichts drin" ist, wie der Herr Finanz­
minister immer erklärte, das vollkommen auf­
kommensneutral sei. (Präsident Pro b s t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Und nun darf die dankbare Exportwirtschaft 
auch noch entgegennehmen, Herr Finanzmini­
ster, 'daß, sollten unsere Berechnungen mit 
jetzt 2,4 Milliarden gegenüber Ihren mit 
61

/2 Milliarden also stimmen, Sie 1974 und 
eventuell auch 1975 schon die weiteren ver­
sprochenen 4 Milliarden Schilling vergüten 
würden. 

Ich frage Sie als Finanzminister - sonst 
werde ich mich an Ihre Wirtschaftstreuhand­
kanzlei um Erklärung diese:s Kunststückes 
wen9.en -: Wie sollen meine Kalkulanten -
ich denke jetzt einmal an meine Firma - die 
Exportpreise jetzt berechnen? Wie sollen die 
Kalkulanten in der verstaatlichten Industrie 
ihre Exportpreise jetzt berechnen? Können 
oder dürfen sie 1974 und 1975 noch mit Ihren 
großzügigen Beiträgen rechnen oder nicht? Sie 
können diese Frage, Herr Finanzminister, nicht 
beantworten. Die ganze Regelung, meine Her­
ren Theoretiker der SPO und - wie ich jetzt 
leider auch dazusagen muß - der FPO, ist 
damit eine hinhaltende und unzureichende 
Farce geworden! (Beifall bei der avp.) 

ExportwirtSchaft einbringen, Maßnahmen, mit 
denen unsere Mitarbeiter in den Betrieben 
auch rechnen können. Im vollen Verantwor­
tungsbewußtsein um die Dauerarbeitsplätze, 
um die Auswirkungen auch auf die heimischen 
Preise fordern wir Sie noch einmal auf, diesen 
Anträgen Ihre Zustimmung zu geben. 

Meine Damen und Herren I Lassen Sie mich 
abschließend sagen: Wie aus meinen bisheri­
gen Ausführungen hervorgeht, werden dem 
Fiskus Mehreinnahmen von über 40 Mil­
liarden Schilling während der ersten fünf 
Jahre zufließen, und es wird damit zwangs­
läufig ein Preiserhöhungseffekt von etwa 
31/2 Prozent entstehen. Ich nehme nicht an, 
daß dies die sozialistische Regierung nicht 
ebenfalls ganz genau weiß, aber im Sinne ihrer 
kalten Belastungspolitik und Umverteilungs­
politik nicht nur hinnimmt, sondern in ihre 
politische Zielsetzung einkalkuliert. Denn 
damit steigt weiter die Belastung des Natio­
nalproduktes mit Steuern und es sinkt damit 
der Anteil, über den die Bevölkerung 
- Arbeitnehmer, Unternehmer und Land­
wirte - frei verfügen kann. 

Die Vorschläge des Finanzministers zur Ein­
kommensteuer und Lohnsteuer zum Beispiel 
mit ihrem Ubergang von Steuerfre,ibeträgen zu 
starren Prämien verstärkt diesen Prozeß noch 
wesentlich, der letztlich leistungs- und wachs­
tumshemmend wirkt und zur totalen Bevor­
mundung des einzelnen Staatsbürgers durch 
den Staat führt. 

Ich habe gerade hier sehr genau hingehört, 
als Abgeordneter Tull sagte: "Das ist ein Teil 
des gesellschaftspolitischen Reformwerkes der 
Sozialistischen Partei"', auch wenn Abgeord­
neter Lanc das wieder bestreiten wollte. Meine 
Damen und Herren! So etwas sagen Sie natür­
lich nicht gerne offen. Deswegen hat es wahr­
scheinlich Herr Lanc später wieder etwas ins 
Lot bringen wollen, so wie der Osterreichische 
Straßentag dem Finanzminister Steuertricks 
vorwirft, der Osterreichische Gemeindetag den. 
Finanzminister über seine Art des Nichtver­
handelns scharf kritisiert. Das ist der Geist 
Ihres Regierungsstils. Das ist auch der Geist 
in diesem Gesetz, und das war der Geist bei 
Ihren politischen Verhandlungen und Absich­
ten. 

Wir lehnen daher nicht das System, sondern 
den Inhalt ab, das, was Sie, allerdings zusam­
men mit der FPO, daraus gemacht haben, 
nämlich eine erhebliche, in die Milliarden 
gehende Mehrbelastung unserer Bevölkerung, 
verbunden mit vielen Mängeln, welche zu Ver-

Wir werden daher wieder auch im Hohen waltungserschwernissen für Tausende Mit­
Haus unseren Antrag zum Einführungsgesetz arbeiter in der Wirtschaft und in der Finanz­
betreffend die Ubergangsmaßnahrnen für die verwaltung führen. 
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Wir laden Sie gleichzeitig noch einmal ein, 
unseren wesentlichen Anregungen und Anträ­
gen zu folgen, was eine gemeinsame Verab­
schiedung dieses Gesetzes zum Wohle unse­
rer gesamten österreichischen Bevölkerung 
ermöglichen würde. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Bevor ich dem nächsten 
Redner das Wort erteile, möchte ich mitteilen, 
daß der Entschließungsantrag, den Herr Abge­
ordneter Dr. König eingebracht hut, ebenfalls 
mit in Verhandlung steht. 

Nädlster Redner ist Herr Abgeordneter Dok-
tor Stix. Er hat das Wort. . 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Jenes sehr plakative 
Schild, das mein Vorredner hier aufgehängt 
hatte, ist interessanterweise eine volkspartei­
liehe Anleihe aus einem sozialistischen 
Gesetzesinitiativantrag. Es handelt sich näm­
lich um das Muster jener Plakette, die nach 
den Vorstellungen des Genossen Hofstetter ... 
(H eitelkeit.) 

letzten Jahren die Zahl der Selbständigen 
wirklich permanent abgenommen hat. Ja das 
ist dom nicht zuletzt eine Folge jenes veralte­
ten Umsatzsteuersystems, das wir durch die 
Einführung des Mehrwertsteuersystems ablö­
sen wollen. Das neue Mehrwertsteuersystem 
ist mittelstandsfreundlich, es ist eine Hilfe 
vom System her für die kleinen und mitt­
leren Betriebe, sich im Wettbewerb gegen die 
Konzentrationsbestrebungen, die das alte Um­
satzsteuersystem fördert, zu behaupten. 

Der zweite wichtige Grund ist darin zu 
sehen, daß das Mehrwertsteuersystem das 
europakonforme Steuersystem ist. Es liegt auf 
der Linie der von der Freiheitlichen Partei 
unentwegt und seit bald 14 Jahren verfolgten 
Europapolitik, die darin besteht, daß die Frei­
heitliche Partei auch auf steuerrechtlicher 
Ebene die Konsequenzen zieht und das Mehr­
wertsteuersystem im Hinblick auf das zusam­
menwachsende Europa bald eingeführt sehen 
will. Es handelt sich also in Wahrheit über­
haupt nicht um eine ideologische Frage, es 
handelt sich um keine weltanschaulichen Präsident Probst: Bitte, das ist ein allge-

meiner p.arlamentarischer Ausdruck! Gegensätze. Wir sind uns - ich halte das 
noch einmal fest - in allen drei Parteien 

Abgeordneter Dr. Stix (iortsetzend): ... der 
Abgeordneten Hofstetter und Genossen jene 
Firmen in das Schaufenster geben sollen, die 
keine Pre!istreiber sind. 

Es hat mich persönlich daher nicht über­
rascht, daß diese Nichtpreistreiberplakette 
beim Herrn Bundesfinanzminister Androsch 
sofort die Reaktion ausgelöst hat, sich von 
der Regierungsbank zu entfernen. (Heiterkeit.) 

Ich möchte mich hier darauf beschränken, 
zu einigen Schwerpunkten der Gesetzesvor­
lage, die wir heute zu beschließen haben, 
einige Anmerkungen zu machen. 

Zunächst einige Anmerkungen zu der grund­
sätzlichen Einführung einer Mehrwertsteuer 
in Osterreich. Ich darf wieder an meinen Herrn 
Vorredner anschließen und das festhalten, was 
schon wiederholt gesagt wurde: In diesem 
Hause sind sich alle drei Parteien darüber 
einig, daß das veraltete Umsatzsteuergesetz 
durdl dieses neue Mehrwertsteuersystem ab-
gelöst gehört. 

Dafür gibt es zwei markante Gründe. Der 
wichtigste Grund ist die Verzerrung des Wett­
bewerbs im Inland. Wir sind uns doch alle 
einig darüber, daß das bisherige und noch in 
Geltung befindliche Umsatzsteuersystem ein 
mittelstandsfeindliches System ist. Ich ver­
stehe es daher nicht ganz, wenn Herr Doktor 
Keimel ausgerechnet jene Feststellungen aus 
der "Neuen Front" zitiert, mit denen mit Be­
dauern darauf hingewiesen wird, daß in den 

darüber einig, daß das Mehrwertsteuersystem 
eingeführt werden soll. Es ist nur bedauer­
lich ... (Abg. Dr. K e i me 1: Herr Dr. Tull 
sprach von einem gesellschaftspolitischen 
Reformwerk!) 

Einen Moment, ich komme gleich darauf 
zurück. Es ist nur bedauerlich, daß die Einig­
keit aller drei Parteien beim Grundsätzlichen 
gegeben ist, aber mit dem Grundsätzlichen 
auch schon endet. 

Der zweite Schwerpunkt und damit die 
zweite Streitfrage, ja vielleicht überhaupt erst 
die erste und große Streitfrage ist die des 
Einführungstermins. Hier scheiden sich die 
Geister. 

Allein die P,estlegung des konkreten Ein­
führungstermins für die Mehrwertsteuer ist, 
sie mag ausgehen, wie sie will, eine histori­
sche Festlegung. Erst die Zukunft wird lehren, 
ob der Termin 1. 1. 1973 ein hi.storisches Ver-
dienst oder eine historische Schuld bewirkt. 
Hier ist auch die eigentliche Bruchlinie zwi­
schen der Osterreimischen Volkspartei und 
der Sozialistischen Partei zu sehen. Im Minder­
heitsbericht der Osterreichischen Volkspartei, 
der dem Ausschußberirnt angefügt ist, steht 
folgender Satz: 

"Die Regierungspartei und die FPO waren 
nicht bereit, die Frage eines konjunktur- und 
preispolitisch günstigeren Einführungstermins 
auch nur zu diskutieren." 
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Meine Damen und Herren von der Oster­

reichischen Volkspartei! Den Teü dieses Sat­
zes in Ihrem Minderheitsbericht, der sich auf 
die Freiheitliche Partei bezieht, muß ich als 
unrichtig zurückweisen. (Abg. Dr. K e j me 1: 
Sie waren ja nicht dabei, Herr Dr. Stix! -
Abg. Dr. Tu 11: Von Ihnen reden auch Leute, 
welche nicht im Ausschuß waren: Schleinzer, 
Mock!) 

Wir Freiheitlichen waren uns sehr wohl 
ke1ineswegs von Anfang an und hundertpro­
zentig schlüssig ,darüber, ob der 1. 1. 1973 
wohl der gee~gnebe Einführungstermin wäre. 
Aber die Sozialisten haben sich auf ddesen 
Einführungstermin festgelegt. 

Ich habe den 1. 1. 1973 wlirkliich nicht zu 
vertelidigen. Ich persönlich möchte sagen, daß 
ich !in der Argumentation hier durchaus 'in 
weiten Teilen mit den Abgeordneten der 
Osterreichischen Volkspartei übereinstimme. 

, Auch ich halte den 1. 1. 1973 für einen ungün­
sHgen Binführungstermin. Diese Beurteilung 
erlaube ich mir jetzt in allererster LiI1Jie als 
Wiirtschaftsfachmann, der ich, beruflich 
bedingt, nun einmal auch bin. 

Es ist tatsädüich so, daß die konjunktur­
und prelispollitJische Situation diesen Einfüh­
rungstermin als wenig geeignet erscheinen 
läßt. Es ist überflüssig und Meße Eulen nach 
Athen tragen, jetzt noch einmal alle Argu­
mente dm einzelnen zu wiederholen. 

Nun, wü hatten und haben selbstverständ­
liich nie dJie Möglichkeit, die Entscheidung der 
Osterre'ichischen Volkspartei zu beeinflussen. 
Aber wir mußten für uns eine Entscheidung 
treffen. Unsere Entscheidung lautete nach lan­
gem Uberlegen, daß wir verhandeln werden. 

Da muß ich nun eine Feststellung treffen 
zu jenem Zitat des Herrn Bundeskanzlers in 
der Presse vom 2. JUIlli, das ja schon wieder­
holt heute lIDer im Hause zitiert wurde und 
übrigens auch in Ihrem Minderheitsbericht des 
UnteIlausschusses. Wenn es ridltig ist, dann 
hat der Herr BUIlJdeskanzler gesagt, das alles 
hätte die OVP nach Hause bI1ingen können 
und noch mehr. 

Diese Aussage - ich wiederhole noch ein­
mal, wennSlie wiirkllich so gefallen ist - ent­
hält zwei Elemente. Das eine Element zdelt 
auf die FreiheiUiche Partei und enthält eine 
nachträgliche Desavoui1erung der freiheiUichen 
VerhandlungsdelegatJion. Ich stelle das aus­
drückldch m/it dem gebotenen Befremden fest. 
Und das Befremden ist umso größer, als gerade 
der Hauptverhandler auf freiheitlicher Seite, 
mein Freund und Fraktionskollege Doktor 
Broesigke, es nicht verdient hat, bei seiner 
geduldigen, objektiven, sachlichen, sehr zähen 
und immer wieder neu begonnenen und neu 
fortgesetzten Verhandlungsführung sich nach­
träglich so etwas anhören zu müssen. Das hat 
Broesigke nicht verdient. (Beifall bei der FPO.) 

Ich sagte, es sind zwei Elemente in dieser 
Die Zeitmarke 1. 1. 1973 war von der SO:l)ia- Kmisky-Äußerung enthalten, und das zweite 

llistischen Partei lin den Boden gerammt und Element geht schon wieder lins Grundsätzliiche. 
gewissermaßen einbetoDfiert worden. Es bescheinigt nämllich bei aller Ironie, die 

drin liegen mag, doch der Volkspartei, daß 
Die Verantwortung für diesen Termin kann lihr vielleicht schuldhaftes AbseHsstehen doch 

und muß ich ausschliemich bei der Sozialism- bewlirkt hat, daß Dinge nicht erreicht werden 
schen Partei belassen, denn es hat zu keiner konnben, die ansonsten doch das Gesetz wahr­
Zeit eine Möglichkeit gegeben, den Termin scheinbich verbessert hätten. Ich sehe in die­
selbst in Frage zu stellen. Die So:malistische sem Element der Äußerung des Herrn Bundes­
Partei hatte sich seit langem auf diesen Ter- kanzlers eben doch auch wieder die Bestäti­
mlin festgelegt. Angesichts dieser unbestreit-
baren Tatsache standen wir Freihelitlichen vor 
einer sehr schwerwiegenden Entscheidung; wir 
hatten uns zu entscheiden, ob wir entweder 
ID'itgestalten wollten am Inhalt des Gesetzes 
oder ob Wlir uns ähnlich wie die Volkspartei 
abseits stellen sollten. Und sehen Sie, hier 
trennten sich zu meinem Bedauern die Wege 
zwischen Volkspartei und Freiheitlicher Par­
tei. Ich glaube, daß wir linsgesamt ein besse­
res Mehrwertsteuergesetz bekommen würden, 
als Wlir es heute bekommen, wenn die grund­
sätzliiche Einigkeit aller drei Parteien angehal­
ten hätte und auch dazu geführt hätte, daß 
alle drei P1arteien das Gesetz weiter verhan­
deln. (Abg. Dr. K e i m e 1: Glauben Sie das 
auch, was drinnen ist?) 

gung dafür, daß es besser gewesen wäre, wenn 
alle drei Parteien, nicht :nur dm Grundsätz­
lichen, sondern dann auch im Methodischen, 
be1ieinandergeblieben wären. Ich bin Siicher, 
daß wir dann ein noch besseres Gesetz erhal-
ten hätten, ,aIs es heute beschlossen werden 
wüd. Ich persönlich bedaure das. Wlir Frei­
heitl:ichen hätten ~ieber einer Drei-Parte!ien-
lösung in diesem Fall zugestimmt. 

Und nun als dnitter Schwerpunkt ennige An­
merkung,en zur inhalHichen Ausgestaltung des 
Gesetzes. Es ist nicht meine Absicht, auf alle 
Einzelheiten einzugehen. Es geht mir nur 
darum herauszusteHen, daß die Bereitschaft 
der Freiheitlkhen Partei, über den Reg,ierungs­
entwurf zu verhandeln, immerhin zu mehr als 
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70 Abänderungen geführt hat. Es Slind einige 
wesentliche Verbesserungen erreicht worden. 
Ich will es mir ersparen, sie alle hier aufzu­
zählen, sde sind lalle schon genannt worden. 

Wür hatten selbstverständlich nicht die Mög­
lichkeit, rnlit jedem und allem durchzudringen. 
Das ver.steht sich. Aber wir haben auf zwei 
Dinge größtes Augenmerk gelegt: Das ist ein­
mal, d1ie Steuer so zu gestalten, daß die 
Arbeitsplätze nicht gefährdet werden, und im 
Zusammenhang damit dJie Steuer auf jeden 
Fall so zu gestalten, daß lirgendwo eine Hilfe 
für den Export enthalten ist. Wir haben dabei 
WesenUiches erreicht. Der Erstattungssatz für 
die Buchwerte von Altanlagen für den Export 
ist eine bedeutsame Sache. Daß wir gerne 
mehr erreicht hätten, räume Iich ein, und ich 
gebe dem Herrn Dr. Keimel recht !in der Fest­
stellung, daß man für den Export noch eliniges 
mehr wird tun müssen, als jetzt in d1iesem 
Gesetz enthalten ist. 

Im übrjgen sehen wir Freiheitlichen keines­
wegs nur das Mehrwertsteuergesetz für sich 
allein. Wlir sehen es eingebettet in das 
gesamte Steuersystem, und aus ,diesem 
Grund, weil man das Mehrwertsteuergesetz 
nicht isoliert für sich allein betflachren kann, 
haben w:ir auch in die Vereinbarung mit der 
Sozialistischen Partei Verbesserungen mit auf­
genommen, die andere Steuergesetze betref­
fen. Sehen Sie, das muß heute hier gesagt 
werden. Es ist zwar nur vom Mehrwertsteuer­
gesetz die Rede, aber man muß die Sache im 
ganzen sehen, und lim ganzen gesehen gehört 
eben auch dazu, daß die freiheitlriche Ver­
handlungsdelegation Verbesserungen erreiicht 
hat bei der Einkommensteuer, bei der Ver­
mögensteuer, bei der Körperschaftsteuer, bei 
der Gewerbesteuer und im Gewerbestruktur­
verbesserungsgesetz. 

Freilich, das ist keineswegs Wlirkbich in jeder 
Hinsicht befriedigend. Es bleiben erhebliche 
Bedenken. Meine Herren von der Osterreichi­
schen Volkspartei! Das schwerste Bedenken 
bezieht sich ganz zweifelsohne auf die Inve­
stitJionssteuer. Ich persönlich bin gerade in 
diesem PUIDkte überzeugt davon, daß eline 
Drei-Parteien-Vorgangsweise, also ein Mitzie­
,hen der OsterreidlJismen Volkspartei lim Inter­
esse der gesamten österreichischen VolksW1irt­
schaft gerade in diesem Punkt die äußerst 
harte und wenig konziliante Haltung des 
Flinanzministers hätte aufweichen können. 

Bin weliterer Punkt, der schwere Bedenken 
bei. uns wrursaCht, list die Treibstoffverteue­
rung. Es bleibt leliJder festzustellen, daß wir 
diesbezüglich zwar sehr wohl Vorstöße unter­
nommen haben, uns aber nicht ;in diesem 

Punkt durChsetzen konnten. (Abg. Dr. H a u­
se r: Die Zugeständnisse sind Ihrer Partei­
größe angemessen gewesen!) Herr Kollege! 
Ich sagte schon, iCh bin siCher, es wäre mehr 
zustande gekommen, wenn die OsterreichlisChe 
Volkspartei nicht abseits gestanden hätte, son­
dern mitgezogen hätte. ICh fürchte, daß srich 
das einmal noch ,aIs die Schuld der Volkspartei 
herausstellen Wlird. 

Ich fasse zusammen zum sachlichen Inhalt. 
(Abg. Dr. Hau se r: Sie wollten die Zwei­
Parteien-Lösung!) Was wir erreichen konn­
ten, ist zwar nicht restlos befriedigend, dom 
es ist ein genügend großer Erfolg für die 
gesamte österreicbJisChe Wirtschaft. Wir erach­
ten jedenfalls diesen Erfolg für so geWlichtig, 
daß die Waag:schale unserer Entscheidung 
trotz offenblelibender Bedenken zugunsten des 
siebzigfach labgeänderten Gesetzesantrages 
dann doch den Aussmlag gab. Soweit zum 
Mehrwertsteuergesetz. 

Uns allen list klar, daß die Auswirkungen 
und die Folgen weitreichend sind und daß 
sie wahrscheinlich lin allen ihren Aspekten 
noch gar ruicht völlig I€rfaßt und verstanden 
werden. Es ist das wichtigste Problem 'in die­
sem Zusammenhang selbstverständlich das 
Problem des Preis anstiegs. Ich komme auf das 
zurück, was ich eingangs sagte: Ich halte den 
Eilllführungstermin 1. Jänner 1973, den die 
S02'Jialisnischle Partei zu verantworten hat, für 
ungünstJig, gerade weil wir um in einer Phase 
starken PreisauftI1iebes befinden und weil der 
aus der Umstellung auf das neue System 
zwangsläufig mitentstehende kleinere Preis­
auftrJieb addJiert wird und somit eine brenzlige 
Situation entstehen kann. 

Es !ist daher schon die Debatte angegangen, 
Wlie man diese Pr~isentwicklung !in den Griff 
bekommt, und ich bin sicher, daß uns die 
Debatte über Preisregelung und Preiskontrolle 
in den nächsten Monaten oft und oft und sehr 
intensiv befassen würd. Es liegt ja der schon 
erwähnte InJitiatlivantrag der Abgeordneten 
Hofstetter und Genossen vor, der auf dem 
Rösch-Plan basiert und von dem lich heute 
hur die Beurteilung deponieren möchte, daß 
ich dieses Preiskontrollgesetz 1972, das Sie, 
meine Herren Abgeordneten von der Soziali­
stisChen Partei, vorschlagen, für denkbar unge­
eignet halte.· 

WOmlit haben wJir es denn bei den Preisen 
zu tun? 'Mir haben 'es mit zwei versmiedenen 
Fr.agenkre'isen zu tun, nämlich erstens mit 
dem Problem des allgemeinen Preisansuiegs, 
also mJit jenem Preis anstieg , der ein Problem 
der ganzen Wirtschaftspolitik ist, mit jenem 
'Preisanstieg, der sich nach vollzogener Eln-
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führung der Mehrwertsteuer ruicht anders dar­
stellt als vorher, nicht anders als in den letzten 
Jahren, als in der jüngsten Zeit und jetzt. 

Wir haben es zweitens mit einem ganz ande­
ren Fragenkreis zu tun, und das sind eben die 
Pre.'isveränderungen infolge des Systemwech­
sels auf die neue Mehrwertsteuer. 

Mir scheint nun für die Wirtschaftspolitik 
das WuChtige zu seli.n, diese beiden Problem­
kreise des Preisarustiegs ause'inanderzuhal­
ten, und dafür r meine Damen und Herren von 
der sozialistiscben Seite, brauchen Wlir keines­
wegs ein umf assendes bürokratJ~sChes Pretis­
kontrollgesetz. Wir brauchen statt dessen 
nichts anderes als e!ine gezielte Preisüberfüh­
tungsregelung. 

Ich will jetzt nicht 'auf Einzelheiten eingehen 
und will Ihnen nicht einen gan~en Vorschlag 
unterbreiten - d~e freiheitliChe Fraktion arbei­
tet an dieser Materie -, aber einen Grund­
gedanken möchte liCh hier und heute deponie­
ren. 

NoCh einmal: Ausgangspunkt ist die Tren­
nung des Problems des allgemeinen Preis­
anstiegs von dem Problem des Preisanstiegs 
wegen Systemwechsels. Aus dem Tritel des 
Systemwechsels wärd es ganz unvermeidlich 
zu Preisverschiebungen kommen, und es wird 
in einer ganzen Reihe von Fällen auCh zu 
Erhöhungen kommen. Mir scheint jetzt wlichNg 
zu sein, daß man das iso~iert sichtbar macht, 
und dafür benötigen wir in Wahrheit nur 
- lich spreche immer nur von dem Grund­
gedanken - eine Sonderregelung für einen 
sehr, sehr kurz begrenzten Zeitraum. Wenn 
Slie mich fragen, wie kurz? -: ich könnte mü 
einen so kurzen Zeitraum vorstellen, der etwa 
mit Anfang Dezember 1972 beginnt und bereits 
,im Februar 1913 - Mitte oder Ende Februar -
endet. 

Ich könnte mir vorsbellen - und das ist 
nun meine persÖlJll1iche Sicht zu diesem Pro­
blem -, daß man etwa Anfang oder Mitte 
Dezember einen absoluten Preis- und Lohn­
stopp einführt, von dem es dann im Jänner 
nur eine einzige Ausnahme gibt, daß näml:ich 
alle diejelliigen Preisänderungen zulässig sein 
sollen, di,e sich aus der Umstellung auf das 
Mehrwertsteuersystem ergeben, und zwar sol­
len dlie Betriebe, die Unternehmungen, die 
Firmen diese Umstellung völlig eigenverant­
wortlich und fred. machen können. Aber eben 
nur aus dem Titel der Mehrwertsteuere'infüh­
rung. 

Dann list ja bekannt, daß das Handelsmini­
sterium an einem Katalog der RiChtlinJien und 
Richtsätze für alle Branchen und Warengrup-

pen arbeitet, und dann gibt es ja eine Ver­
gleichsmögllichkeit. Dann kann rich auf der 
einen SeHe diesen Katalog mlit den frei 
zustande gekommenen Preiskorrektur- und 
Preisüberführungsmaßnahmen in den einzel­
nen Unternehmungen vergleichen. Wenn es da 
irgendwo gravierende Abweichungen geben 
sollte, liegt es ganz selbstverständbich bei den 
Sozialpartnern, die bestehenden rechtliichen 
Möglichkeiten auszunützen, von ihnen Ge­
brauch zu machen und diese Fälle zu unter­
suchen. 

Meine Damen und Herren! Wir brauchen 
dafür also ledJighlch ein sehr gezieltes und 
zeiUich sehr eng eingeschränktes Preisüber­
führungssystem und keiineswegs ein bürokra­
tisches, aufgeblähbes Preiskontrollgesetz 1972. 

Es gelingt nun folgendes: Es gelingt, die aus 
der Mehrwertsteuer resultierenden Preiserhö­
hungen isoltiert und niCht verfälsCht durch 
Preiserhöhungen aus anderen Gründen sicht­
bar zu machen. Wenn dann nach Ablauf dieses 
begrenzten Zeitraumes die Flirmen vielleicht 
aus sehr guten Gründen - Rohstoffverteue­
rung, Marktentwicklung, Lohnerhöhungen, 
andere Kostenauftriebsfaktoren -, also nach 
diesem eng begrenzten Zeitr!aum, etwa im 
März oder lim ApI1iI, wiederum ihre Preise 
anpassen und erhöhen, dann ,ist das ein Pro­
bl,em der allgemeinen Wlirtschaftspolitik. Man 
wird aber nicht mehr sagen können, daß das 
eine Auswirkung der Mehrwertsteuer <ist, denn 
die der Mehrwertsteuereinführung zuzurech­
nel1!den Preis erhöhungen hätte man mit die­
sem Preisüberführungssystem !isol'iert sichtbar 
'gemacht. 

Der psychologische Effekt liegt auf der Hand 
und di'e Verwaltungsvereinfachung lim Ver­
gleich zu einem bürokratischen Preiskontroll­
gesetz auch. 

SelbstverständI:ich k'ann man IlIicht immer 
über Preise sprechen und den Schwarzen Peter 
der sogenannten Wlirtschaft zuschlieben, wäh­
rend soundso viele Preise in unserem Land 
von der öffentllichen Hand bestimmt werden. 
Denn bisher schon war dtile öffentliche Hal1!d, 
war der Staat in den letzten Monaten der 
Preistreiber Numero 1, wlie das mein Partei­
freund Zelilltinger selinerzeit so unnachahmlich 
und unwiderlegbar Mer in den Raum gestellt 
hat. Ich persönNch bin der Auffassung, daß 
die öffentliche Hand mit gutem Beispiel voran­
zugehen hätte, wörtlich genommen als Indika­
tor fÜr die Wiirtschaft, UIJld daß für alle öffent­
}lich bestimmten Tarife und Gebühren - Ge­
bühren !im Sinne von Preisen - etwa ab 
1. September dieses Jahres ein Preisstopp für 
wienligstens ein volles Jahr einzutreten hätte. 
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Ich bin sicher, daß das die beste Maßnahme kierende Maßnahme zum Einführungstermin 
zur Preisberuhigung wäre, die die Regierung für die Mehrwertsteuer 1. 1. 1973 sein kann. 
beitragen könnte. 

Abe: von all dem abgesehen bleibt festzu­
halten, daß eine admin:istl1ative Preispolitik 
keine Lösung ist. Ich darf hier einen gew~ch­
tigen Zeugen zitireren, und zwar niemand 
geriingeren als den Herrn Flmanzminister Dok­
tor Androsch, der ja bei der Fern:sehdebatte 
gesagt hat - ich habe mir das damals sofort 
aufgeschrieben -: "Mit Preispolizei rist gar 
nichts zu erreichen'" (Abg. Mi n k 0 w i t sc h: 
Jawohl!) 

Meine Damen und Herren von der sozlilal~­

sUschen Seite dieses Hauses! Flinden Sie nicht 
auch, daß dieses Androsch-nitat "Mit Preis­
polizei ist gar nlichts zu erreichen'" eigentlich 
ein ganz netter Binleitungssatz für das von 
Ihnen eJingebrachte Preiskontrollgesetz 1972 
wäre? In einer geordneten Marktwirtschaft 
g'ibt es in Wahrheit kein besseres Preliskon­
trollsystem als e~nen funktionierenden Wett­
bewerb, einen Wettbewerb innerhalb Ulnd 
außerhalb, das heißt über di'e Grenzen. Daher 
rist der Zollabbau Iim Rahmen des AssoZliie-
rungsabkommens zWlischen Osterreich und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft auch so 
wichtig. 

Es gibt selbstverständlich keine Preispolitik 
für sich allein, es gibt nur eine Preispolitik 
im Rahmen einer ganzheitlichen Wirtschafts­
politik. Bis jetzt ist uns die sozialistische 
Regierung die überzeugende ganzheitliche 
Wirtschaftspolitik schuldig geblieben. Weil sie 
dieses überzeugende Konzept bis jetzt nicht 
vorlegen konnte, ist ihr auch in den letzten 
Monaten die Preisentwicklung aus der Hand 
geglitten. Und weil sie kein wirtschaftspoli­
tisches Gesamtkonzept hat, das sich überzeu­
gend in die Marktwirtschaft einfügt, daher 
macht diese Regierung auch den Versuch einer 
Flucht in einen Preisüberwachungsbürokratis­
mus, der aber von vornherein kein Ersatz 
für eine ausgewogene ganzheitliche Wirt­
schaftspolitik sein kann. 

Ich komme zum Schluß. Der österreichische 
Nationalrat faßt heute einen für die künftige 
wirtschaftliche Entwicklung in diesem Land in 
der Tat historischen Gesetzesbeschluß. (Abg. 
M j n k 0 w i t s c h: Wieso heute? Wer weiß 
das?) Wir Freiheitlichen stellen uns dazu posi­
tiv. Keineswegs unbekümmert und keineswegs 
leichten Herzens stimmen wir zu. Eine Reihe 
unserer Wünsche und unserer Vorstellungen 
kamen in dem nun vorgelegten Gesetzentwurf 

Bekanntlich tritt, wenn alles gut läuft, was zu kurz. Aber im Abwägen aller Gesichts-
man heute noch nicht wirklich 100prozentig punkte entschieden wir uns letztlich dafür, 
sagen kann, die erste Stufe des Zollabbaues dem europagerechten System auch in Oster­
mit April 1973 ein, und das bedeutet, daß eben reich den Weg zu bereiten. Nicht für alles, 
die Importwaren billiger werden müssen. Es aber für unseren Anteil der Mitwirkung an 
wäre das eine ausgezeichnete flankierende diesem Gesetz nehmen wir die Mitverantwor­
Maßnahme zur Einführung des Mehrwert- tung auf uns. Wir sind gewohnt, schwierige 
st~uersystems. Aber ~a sind wir jetzt wie~er Entscheidungen durchzustehen, und so werden 
bel dem auch von mu festgestellten ungun- wir es auch in diesem Falle halte'n. (Beifall 
stigen Einführungszeitpunkt 1. Jänner 1973. bei der FPO.) 
Denn deT liegt ,eben um einige Monate zu früh I 
für diese ideale flankierende Maßnahme als Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Folge des EvVG-Arrangements Osterreichs. Es Herr Abgeordnete Dr. Mock. Er hat das Wort. 
gibt vielleicht noch einen Ausweg, und das ist Abgeordneter Dr. Mock (OVP): Herr Präsi­
der des Interimsabkommens. Wenn es zu- dent! Es fällt einem eigentlich sehr leicht, an 
stande kommt, wenn es gelingt, könnte das diese ausgewogene und kritische Würdigung 
Interimsabkommen bewirken, daß diese erste des Herrn Abgeordneten Stix bei einer Stel­
Stufe des Zollabbaues, wahrscheinlich sogar lungnahme zum Mehrwertsteuergesetzentwurf 
eineinhalb Stuft;n nicht erst im April 1973, son- anzuschließen. 
dem vielle.icht schon mit dem 1. Jänner 1913, Herr Abgeo d et St' I S· h b t . . r n er IX. le a en gesag : 
also gleIchzel~ig mit der Mehrwertsteuer, in Eigentlich wurde durch die Ausführun des 
Kraft treten konnte. ... g Herrn Bundeskanzlers "da ware Ja auch mehr 

Weil ich dieses Interimsabkommen aus die- drinnen gewesen" der Herr Kollege Broesigke 
sem Grunde für eine der wichtigsten preis- desavouiert. Das kann ich nur unterstreichen: 
flankierenden Maßnahmen zur Einführung der nicht nur der Kollege Broesigke, sondern die 
Mehrwertsteuer halte, appelliere ich hiemit an ganze Fraktion der Freiheitlichen Partei hier 
den federführenden zuständigen Minister, an im Hohen Haus. Aber das ist nun einmal die 
den Herrn Handelsminister Dr. Staribacher, Art von ihm, Politik zu machen. Solange man 
dafür zu sorgen, daß das Interimsabkommen jemanden brauc..1.t, arbeitet man zusammen, 
zustande kommt und daß es so rechtzeitig und wenn man ihn nicht mehr braucht, wirft 
zustande kommt, daß es eine wirksame flan- man ihn weg. 
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Ich erinnerte mich, als Sie das gesagt haben, 

an die Stellungnahme des Herrn Bundeskanz­
lers vor einigen Tagen zur Position des Herrn 
Generaldirektors Geist, wo er auch festgestellt 
hat, er hätte ohnehin jemand anderen, jemand 
Jüngeren, sogar jemand von der VOEST ge­
sucht, aber er mußte eben diesen General­
direktor Geist nehmen. Ich kann mir so eini­
germaßen vorstellen, was sich dieser Mann, 
als er das gehört hat, gedacht hatte. Immerhin 
ist er vom Herrn Bundeskanzler, der in seinem 
Namen Politik gemacht hat, aus der Bundes­
republik hereingeholt worden. Das ist so eine 
parallele Vorgangsweise. 

Ich glaube, nach einer vielstündigen Diskus­
sion ist es notwendig, daß man einige wichtige 
Punkte aus dieser ganzen Problematik wieder 
herausnimmt, um zu vermeiden, daß man durch 
eine Vielzahl von Einzelheiten den Einblick in 
die wesentlichen Mängel dieses Gesetzes­
beschlusses vergiBt. 

Es wurde immer wieder von der Europa­
reife gesprochen, die wir mit diesem Gesetz 
beweisen. Der Herr Abgeordnete Tull hat von 
dem integrationskonformen Charakter des 
Mehrwertsteuergesetzes gesprochen, und der 
Herr Finanzminister sagte, es handelt sich 
dabei um einen Akt, der dem europäischen 
Umsatzsteuerrecht entspricht. 

Meine Damen und Herren! Das wurde ja 
überhaupt nicht bestritten. An der Vorberei­
tung eines Gesetzentwurfes für die Einfüh­
rung der Mehrwertsteuer haben wir schon 
gearbeitet. Was hier im Haus und in der 
Offentlichkeit immer wieder festgestellt 
wurde, ist, daß der Zeitpunkt für die Ein­
führung dieses Gesetzes falsch gewählt wor­
den ist. Es verdient festgehalten zu werden, 
daß doch immerhin der Finanzminister selbst 
in einer Anfragebeantwortung am 14. August 
1970 gesagt hat, daß man bei der Einführung 
der Mehrwertsteuer die Aufmerksamkeit 
darauf ric~1ten muß, daß der Dbergang in eine 
Phase der Konjunkturverflachung fällt. Es ist 
wert, das mit Datum festzuhalten. Vielleicht 
kann ich Ihnen das sagen, Herr Abgeordneter 
Tull, Sie haben ja gemeint: Sie sprechen 
immer von einer konjunkturellen Verflachung, 
das ist ja Rezession, und das wollen wir nicht! 
(Abg. DI. Tu 11: Ich nichtI) So habe ich mir 
das notiert. (Abg. DI. Tu 11: Da haben Sie es 
falsch notiertJ) Bitte, ich spreche nicht davon. 
Der Herr Finanzminister, Ihr Parteikollege, 
sprach von der Konjunkturverflachung. Und 
das ist auch wirklich etwas anderes als Rezes­
sion. Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch 
noch sehr nachdrüdclich zurückweisen die 
Unterstellung des Herrn Finanzministers 
- mit seinen Worten -, Arbeitslosigkeit ist 

kein Preis für Stabilität. (Abg. Dr. Tu 11: 
Herr Kollege Mock, ich habe gesagt, die Re­
zession wäre vielleicht ein günstigerer Zeit­
punktf) Arbeitslosigkeit ist kein Preis für 
Stabilität, das wissen wir. Aber, Herr Finanz­
minister, nehmen Sie zur Kenntnis: Eine OVP­
Regierung war in der Lage, eine optimale 
Preisstabilität und Vollbeschäftigung in die­
sem Land zu vereinen. Wir verlangen das­
selbe von der Nachfolgeregierung! (Beifall bei 
der GYP. - Abg. DI. Tu 11: Herr Dr. Mock! 
Wirlschaftswachstum! Wie war das Wirt­
schaf tswachstum?) 

Ich habe mir ja nicht eingebildet, daß Sie 
eine bessere Wirts<;haftspolitik machen. Sie 
haben es ja groß verkündet. Es haben zumin­
dest einige erwartet, daß Sie es ebenso gut 
machen. Aber es ist eben nicht der Fall. Und 
man soll endlich einmal aufhören, mit dieser 
Unterstellung zu spielen,· wenn wir Stabilität 
verlangen, daß wir in irgend einer Form einer 
Arbeitslosigkeit das Wort reden; das ist kein 
Entweder-Oder, sondern ein Sowohl-Als auch. 
(Beifall bei der OYP.) 

Ich darf übrigens bei dieser Gelegenheit 
daran erinnern, daß im Jahr 1968 die Preise 
um 2,8 Prozent gestiegen sind, das Wachstum 
um 4,4 Prozent, daß im Jahre 1969 die Preise 
um 3,1 Prozent gestiegen sind und das Wachs­
tum sich auf 6,1 Prozent belief. Im Jahre 1972 
war es umgekehrt, hier haben wir eine Preis­
steigerung von 5 bis 6 Prozent bei einem nur 
4prozentigen Wachstum. Da kann man doch 
sehr schön die verschiedenen Ergebnisse der 
Wirtschaftspolitik der SPO und der seiner­
zeitigen OVP-Regierung vergleichen. (Zwi­
schenruf bei deI SPO.) Das sind Zahlen, Herr 
Kollege Blecha, die man zur Kenntnis nehmen 
wird müssen. 

Ubrigens haben sich auch andere. Länder 
an den von Ihnen, Herr Finanzminister, ver­
kündeten Grundsatz gehalten, in einer Phase 
der Konjunkturverflachung die Mehrwert­
steuer einzuführen. 

In der Bundesrepublik wurde die Mehrwert­
steuer im Jahre 1968 eingeführt, zu einem 
Zeitpunkt, da sich der Preisauftrieb ungefähr 
auf eineinhalb Prozent belief. Aber das war 
halt noch ein CDU-Bundeskanzler, der damals 
die Verantwortung getragen hat. (Abg. Herta 
"V j n k 1 e I: Und Osterreich?) Auch in Oster­
reich. Als in Osterreich ein christlich-demokra­
tischer Bundeskanzler die Verantwortung ge­
tragen hat, gab es durch vier Jahre hindurch 
e~ne durchschnittlich 3prozentige Preissteige­
rungsrate. Seit Sozialisten die Verantwortung 
tragen, steigen wir immer mehr in eine infla­
tionäre Entwicklung hinein. (Beifall bei der 
GYP. - Abg. Dr. Tu 11: DI. Mock! Warum 
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beantworten Sie die Frage nicht, wie das mit 
der Wachstumsrate war?) Das konnte nicht 
widerlegt werden. 

Herr Finanzministerl Es war gerade kein 
Kompliment, als im Fernsehen der Herr Abge­
ordnete· Broesigke gemeint hat - so hinge­
worfen -: Hofft denn irgend jemand, daß 
die Preissteigerungen in den Jahren 1974 oder 
1975 geringer sein werden als in diesem Jahr? 
Diese Feststellung, daß, solange eine SPO­
Regierung die Verantwortung trägt, wir mit 
Preissteigerungsraten zwischen 5 und 7 Pro­
zent jährlich redmen müssen, wird auch den 
österreichischen Konsumenten freuen. 

In der Debatte konnte auch die Feststellung 
nicht widerlegt werden, daß uns ein Abkom­
men mit der EWG in keiner Weise zwingt, 
am 1. Jänner 1973 die Mehrwertsteuer in 
Osterreich einzuführen. 

Es ist Italien erwähnt worden. 15 Jahre lang 
ist dieses Land Mitglied der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und hat bis heute das 
Mehrwertsteuersystem nicht eingeführt. 

Die deutsche Bundesrepublik ist Gründungs­
mitglied der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft und hat auch erst 1968 die Mehrwert­
steuer eingeführt. 

Sogar ein Regierungsmitglied hat diese Fest­
stellung getroffen, als am 8. April der Herr 
Bundesminister Staribacher gegenüber der 
"Kleinen Zeitung" erwähnte, daß das Mehr­
wertsteuersystem Osterreich in keiner Weise 
von der EWG aufgezwungen werde. Wer hat 
nun recht? (Abg. DI. S ta r i b ach e I: Herr 
Kollege Mock! Die "Kleine Zeitung" hat nicht 
ganz zitieIt! Die Geiahr liegt beim Grenzaus­
gleich!) Dann müssen Sie sich bei der "Klei­
nen Zeitung" beklagen; ich nehme das gerne 
zur Kenntnis. (Abg. Dr. S t ar i b ach e r: Sie 
dürfen nUI sagen, was Sie wissen!) Selbst 
wenn Sie jetzt Ihre Meinung ändern würden 
(Abg. DI. StaIibacher: Nein, ich habe 
sie nicht geändertf) und sagen, wir brauchen 
es trotzdem, ändert das nichts daran, daß 
niemand uns dazu zwingt. 

Man soll nicht darauf anspielen: Weil wir 
am 1. Jänner 1973 einen Vertrag mit der 
EWG bekommen, brauchen wir zu diesem 
Zeitpunkt auch das Mehrwertsteuersysteml 
Viele andere, Vollmitglieder haben es auch 
nicht notwendig gehabt. 

Noch etwas, Herr Bundesminister Stari­
bacher. Dies alles umso weniger, als wir in 
den Gemeinsamen Markt weder voll integriert 
werden noch bekanntlich die volle Mitglied­
schaft erwerben. Was immer wir vielleicht 
am 1. Jänner 1973 bekommen, ob das ein 
Freihandelszonenvertrag ist oder ein qualifi-

zierter Handelsvertrag mit sektoralern Frei­
verkehr und formellen Bedingungen, die 
schlechter sind als heute im EFTA-Vertrag, 
jedenfalls ist es keine Vollmitgliedschaft. Wie 
gesagt, selbst Mitglieder der EWG haben es 
nicht für notwendig befunden, im Moment 
ihrer Mitgliedschaft oder in dem folgenden 
Jahrzehnt die Mehrwertsteuer einzuführen. 
Also ist es auch keine absolute Notwendig­
keit. 

Man könnte vielleicht zitieren - ich glaube, 
der Herr Finanzminister hat das auch 
gemacht -, daß es Kollegen von der OVP­
Fraktion gegeben hat, die schon früher gesagt 
haben, wir würden für den 1. Jänner 1972 
die Mehrwertsteuer in Osterreich wünschen. 
Ich glaube, es war Kollege Bassetti. 

Im Jahre 1970 hat aber wirklich noch nie­
mand angenommen, daß die Preissteigerungen 
in Osterreich ein solches Ausmaß erreichen 
würden. (Abg. SkI i t e k: Das ist eine billige 
Ausrede!) Damals, in einem Zeitpunkt, in dem 
die Preisentwicklung zwischen 3 und 4 Pro­
zent lag, wäre die Erwartung, am 1. Jänner 
1972 einen konjunkturgerechten Zeitpunkt zur 
Einführung des Mehrwertsteuersystems zu fin­
den, durchaus angebracht gewesen. Die Politik 
der SPO-Regierung hat uns eines Besseren 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Eines Schlechteren!) oder 
eines Schlechteren belehrt, wie man will. 

Heute wurde gesagt: Man kann das nur so 
verstehen, daß der Termin eben doch politisch 
fixiert ist. Das wurde in Abrede gestellt. Da 
aber niemand beweisen konnte, daß es irgend­
einen Zwang gibt, weder von der Konjunktur­
politik her noch steuerpolitisch noch auch 
EWG-vertragstechnisch, zu diesem Zeitpunkt 
das Mehrwertsteuersystem in Ost erreich ein­
zuführen, wird man uns auch nicht veranlas­
sen können, irgendeine objektive Notwendig­
keit dafür anzunehmen. 

Der nächste Punkt ist, daß nach unserer 
Auffassung der Zeitpunkt falsch gewählt 
wurde. 

Ein weiterer Punkt ist nun einmal der 
Steuersatz. Keiner der Redner konnte die Be­
rechnungen der Experten oder des Wirtschafts­
forschungsinstitutes schlüssig widerlegen, daß 
der Steuersatz von 8 beziehungsweise von 
16 Prozent zu hoch ist. ICh darf vielleicht daran 
erinnern, daß es in der seinerzeitigen Studie 
heißt: Der wahrscheinlichste Wert des neutra­
len Mehrwertsteuersatzes beträgt 15 Prozent. 
(Abg. Dr. Staribacher: Ohne die Aus­
nahmegenehmigungen, die dann gekommen 
sind!) Ich komme noch darauf zu sprechen. 
Der wahrscheinlichste Wert war aber nur eine 
der möglichen Berechnungen. 
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Das Wirtschaftsforschungsinstitut hat auch sind. Gerade zu diesem Zeitpunkt müssen wir 

andere Berechnungen angestellt. Bei einer Be- sowohl durch die Regelung des Mehrwert­
messungsgrundlage nach der Umsatzsteuer- steuersatzes als auch der Investitionssteuer 
statistik kommt man auf 4,9 Prozent, bei einem nicht mit einer Exportförderung, sondern eher 
Vergleich mit der Bundesrepublik Deutsdlland . mit einer Belastung der Exportindustrie rech­
kommt man auf einen Satz von 14,3 bis 15 Pro- nen. 
zent, der einnahmensneutral wäre. Und bei Sowohl die Mehreinnahmen aus dem Mehr­
einer neutralen Belastung des Verbraucher- wertsteuersatz als auch die Mehreinnahmen 
preisindexes kam man wieder auf 15 Prozent. aus der Investitionssteuer kommen ja irgend­
Das heißt, die 15 Prozent sind nur ein Wert. woher. Das bedeutet dann weniger Investi­
Es gibt aber '<lurchaus Aussagen, daß der ein- tionen, weniger einkommenspolitische Mög­
nahmensneutrale Mehrwertsteuersatz even- lichkeiten für den Arbeitnehmer und vor allem 
tuell auch darunter liegt. Auch das muß man natürlich, wie ich gesagt habe, weniger .Wett­
einkalkulieren. bewerbsfähigkeit im Ausland. Das werden Sie 

Für den Finanzminister ergeben sich im 
Jahre 1973 allein 2,5 Milliarden Schilling 
Mehreinnahmen. Der Herr Finanzminister 
selbst hat im Ausschuß festgestellt, daß 1 Pro­
zentpunkt 2,1 Milliarden Schilling ausmacht. 

Ich möchte kurz einen Vergleich anstellen. 
Der Herr Finanzminister selbst hat zugegeben, 
daß sich die Mehreinnahmen auf 29,6 Mil­
liarden belaufen. Davon sind verschiedene Be­
träge abzuziehen, vor allem, wenn man die 
Investitionssteuer nimmt, die Exportrü<kver­
gütung in der Höhe von 4 Milliarden, dann 
die sonstigen Kosten in der Höhe von 3 Mil­
liarden und die Umsatzsteuerrückvergütung in 
der Höhe von 11 Milliarden. Der Finanzmini­
ster selbst kam nach seinen Zahlen zur Auf­
fassung eines echten Mehrertrages von 9 Mil­
liarden Schilling. 

Jetzt hätte mich interessiert, womit der 
Finanzminister zumindest die 9 Milliarden 
Schilling begründet. Wir karnen ja auf einen 
Investitionssteuerertrag von 34 Milliarden 
Schilling und, wenn man diese Gegenkosten 
abzieht, auf rund 19 Milliarden Schilling. Aber 
wenn ich seine Zahlen nehme, ergeben sich 
Mehreinnahmen von 8 bis 10 Milliarden Schil­
ling. 

Ist das jener Betrag, von dem der Herr Bun­
deskanzler gemeint hat, er wäre noch drinnen 
gewesen? Es wurde heute schon gesagt, wie 
frivol diese Aussage ist. Entweder ist das ein 
einnahmensneutraler Mehrwertsteuersatz oder 
er ist es nicht. Wenn er es ist, dann ist nichts 
mehr drinnen,' und wenn er es nicht ist, dann 
soll man die Courage haben, auch in einem 
vorgeschrittenen Zeitpunkt der parlamentari­
schen Behandlung eine Vorlage abzuändern, 
sonst wird doch dieses Parlament in der 
Offentlichkeit nicht mehr ernst genommen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Wir nehmen jedenfalls zur Kenntnis, daß 
wir zu einem Zeitpunkt, zu dem wir wahr­
scheinlich einen Vertrag mit der EWG bekom­
men, einem erhöhten Wettbewerb ausgesetzt 

verantworten müssen. Vielleicht wissen Sie 
noch gar nicht, welchen Mühlstein Sie sich 
damit um Ihren Hals gehängt haben. 

Auch hier ist wieder der Gegensatz: Auf 
der einen Seite wird Stabilitätspolitik ver­
kündet. Vor kurzem konnte man in einem 
Papier des Herrn Finanzministers lesen, daß 
die Stabilitätspolitik ein permanentes Anlie­
gen der Bundesregierung ist. Es hat heute 
auch - wenn ich mich richbig eflinnere - der 
Kollege Tull gemeint, die zuständigen Mini­
ster werden alles in ihrer Macht Stehende tun, 
um die Preise in .den Griff zu bekommen. 
Das hören wir schon zwei Jahre, meine Damen 
und Herren. Zwei Jahre hören wir, daß man 
alles tut, daß man mit Sorge die Preisentwick­
lung verfolgt. Und zwei Jahre steigen die 
Preise permanent! Permanent! Bei jeder gra­
phischen Darstellung, Herr Handelsminister, 
werden Sie sehen, daß der Preisanstieg vom 
April 1970 bis in diesen Monat hinein im 
Durchschnitt genommen eine ansteigende 
Kurve hat. Wie soll man dann diesen Dingen 
Glauben schenken? 

Und da macht der Herr Abgeordnete Wodica 
einen Zwischenruf: Und bei den Bauern soll 
es anders sein? - Ja, meine Damen und 
Herren, dazu muß einmal ein offenes Wort 
gesagt werden: Wo haben die Preise zu lau­
fen begonnen? Den Bauern wirft man den 
teuersten Diesoelölpreis von ganz Europa hin. 
Da gibt es Steigerungen bei ihrem Kunst­
dünger um 20 Prozent. D~e landW'irtschiaft­
lichen Maschinen werden zwischen 20 und 
40 Prozent teurer. Der Strom wird um 14 Pro­
zent teurer. Und dann wundert man sich, 
wenn sich auch jener Bevölkerungsbereich, 
der im letzten Jahr als einziger eine absolute 
Einkommenseinbuße hinnehmen mußte, be­
müht, sein Einkommen wieder zu stärken. (Bei­
fall bei der OVP.) Da gibt es keine Zwiespäl­
tigkeit. Die ZwiespäUigkeit }liegt bei der Bun­
desregierung, die dauernd nach der Preis rege­
lung ruft und selbst mit Zentralpreisen - ich 
darf doch erinnern: Bahn, Strom - diese infla­
tionäre Entwicklung anheizt. 
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Es wurde auch schon ein sehr harter Aus- schuß bericht bereits wieder vorsichtiger aus­

druck gebraucht, wenn man von der Preis- gedrückt hat. Hier heißt es: "Durch die weitere 
treiberei des Staates gesprochen hat. Absenkung der Tabaksteuersätze um je ein 

Glauben können Sie da von unserer Seite Prozent soll versucht werden, die Verteuerun-
nicht mehr erwarten. gen bei Tabakwaren zu vermeiden." 

Es ist nach meiner Ansicht unfair - der Wenn ich nun daran erinnere, daß im Jahre 
Kollege Tull ist leider nicht hier (Abg. Doktor 1971 der Herr Finanzminister in e'iner schrift­
T u 1 I, hinter den tJVP-Bänken stehend: Doch, lichen Fragebeantwortung zugesagt hat, im 
hier!) -, wenn man für diese Kritik das Wort Jahre 1971 keinen Antrag auf Tabakpreis­
"Doppelzüngigkeit" anwendet. erhöhung einzubringen, und fünf Monate spä-

ter diesen Antrag im Hauptausschuß des Na-
Wir werden diese inflationäre Politik, so- t· al at . eb a ;\.,.t h t f . ;\.,. ;\.,. Ion r es elng r Cl1 a, so rage lCIl aucll: 

lange Sie sie machen, auch hier, vor allem Wie soll man solchen Aussagen noch Glauben 
hier im Parlament, kritisieren. (Beifall bei der schenken? Das kann man von uns nicht mehr 
avp.) Vor allem deswegen, weil eine infla- verlangen! 
tionäre Politik zutiefst unsozial ist. Sie 
behaupten doch. immer, daß soziale Politik Eine besonders heikle Frage ist die Behand­
und soziale Anliegen im Vordergrund Ihrer lung der Mieten durch den Mehrwertsteuer­
politischen Motive stehen. Eine inflationäre gesetzentwurf. Es ist ja interessant und gleich­
Politik ist zutiefst unsozial, weil sie vor allem zeitig unverständlich, daß im Regierungsent­
den bescheidenen Einkommensbezieher trifft. wurf keinerlei Ubergangsmaßnahmen vorge-

sehen waren. Wenn man es so beschlossen 
Wir lehnen diese inflationäre Politik auch haOOtte w'e d'e Re 'e n d V J..l , 1 1 gl ru g en orsell ag 

ab, weil Sie ja damit die Spekulation fördern. gemacht hat, wären die Mieten durchschnitt-
Sie fördern mit Ihrer Inflation die Spekula- lieh um rund 8 Prozent angestiegen. Audl das 
tion, und dann schreien Sie nach der Kommu- kann man unter Stabilisierungsbemühungen 
nalisierung, nach speziellen Gesetzen für Fra- . verstehen, von denen die Regierung immer 
gen der Assanierung und der Bodenbeschaf- wieder spricht, die sich aber offensichtlich in 
fung. Machen Sie vorher eine andere Wirt- ihren Gesetzesvorlagen nicht niederschlagen. 
schaftspolitik, die solche Entwicklungen nicht Erst nach intensiven Anfragen im Ausschuß 
erlaubt, dann sind auch die staatlichen Ein- durch die OVP entschloß sich die Regierungs­
griffe in dem Ausmaß nicht notwendig. partei, diese Bestimmung abzuändern. In der 

Wir lehnen diese inflationäre Politik auch Folge hat man das noch viermal abgeändert. 
ab, weil sie letztlich gerade die Spareinlagen Das beweist auch nicht gerade die Sorgfältig-
des kleinen Mannes besonders trifft. keit des Entwurfes. 

Und hier fällt mir ein: Es hat doch der 
Herr Finanzminister meines Wissens im Fern­
sehen gesagt, daß es keine Erhöhung der 
Tabakwarenpreise geben wird. Auch hier, muß 
ich sagen, kann ich mich nur sehr wundern. 
Es heißt in der seinerzeitigen Regierungsvor­
lage, daß die Tabaksteuersätze für Zigaretten 
auf 56 Prozent, für Feinschnitt auf 48 Prozent 
und für alle anderen Tabakwaren auf 35 Pro­
zent festgelegt sind. Es hat dann geheißen: 
"Die unvermeidlichen Preiserhöhungen" -
bitte, das ist die Regierungsvorlage - "dürf­
ten dann im Durchschnitt bei rund 6,5 Prozent 
für Zigaretten, bei rund 4,5 Prozent für Fein­
schnitt und bei rund 3 Prozent für alle ande­
ren Tabakwaren liegen." 

Nun kann man mir entgegenhalten: Es hat 
ja immerhin Verhandlungen zwischen der SPO 
und der FPO gegeben, wo man einen Prozent­
punkt heruntergegangen ist. Aber das ist in 
keiner Weise genug, um hier schon von der 
Regierungsseite prophezeite Preiserhöhungen 
in der Höhe von 6,5 Prozent auf Null zu redu­
zieren. Diese Aussage im Fernsehen ist umso 
weniger glaubhaft, als man sich ja im Aus-

Und jetzt wird groß verkündet: Der Mieter 
wird durch die Mehrwertsteuer nicht belastet. 
Meine Damen und Herren! Es heißt jetzt in 
der letzten Version: Der Mieter braucht die 
Mehrwertsteuer nur zu bezahlen, wenn er dies 
ausdrücklich verlangt. Wer wird das schon 
verlangen? Eine psychologisch raffinierte For­
mulierung! 

Aber das Vvichtige besteht darin, daß die 
Mehrwertsteuer nun aus der Hauptmietzins­
rücklage bezahlt wird. Bekanntlich darf, wenn 
diese Hauptmietzinsrücklage erschöpft ist, der 
Vermieter die Mieten erhöhen. Das heißt: 
Der Dumme ist am Ende wieder der Konsu­
ment und der Mieter. Auch das sollte man, 
glaube ich, in der Offentlichkeit sehr klar 
herausarbeiten. Man geht hier einfach, um es 
so zu nennen, mit Roßtäuschermethoden vor, 
wenn man verkündet, daß die Mieten nicht 
mehr durch die Mehrwertsteuer belastet wer­
den. (Beifall bei der avp.) 

Durch die Einführung der Mehrwertsteuer 
wird auch das Bauen um rund 4 Prozent teurer. 
Das kommt noch zu dem ohnehin schon 
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beträchtlichen Kostenanstieg auf dem Bausek­
tor dazu, der allein in diesem Jahr 9 Prozent 
betrug und im nächsten Jahr darüber hinaus­
gehen wird. 

Zu diesem Zeitpunkt hat die sozialistische 
Fraktion einen Antrag abgelehnt, bei der Dar­
lehens gewährung im Rahmen der Wohnbau­
förderung diese Teuerungsquote zu berück­
sichtigen. Meine Damen und Herren! Sie alle 
kennen Fälle, wo vor allem junge Familien in 
verzweifelte Situationen gebracht werden. Sie 
haben 100.000 S, vielleicht sogar mehr als 
100.000 S hart angespart für eine Wohnung; 
wenn sie dann bezogen werden kann, müs­
sen sie 50.000 oder 80.000 S nachzahlen. Die 
Dsterreidlische Volkspartei hat einen Antrag 
eingebracht, daß im Hinblick auf die inflatio­
näre Entwicklung auch auf dem Baukosten­
sektor der Darlehensgeber diese Teuerungs­
quote berücksichtigen soll. Am 30. Mai wurde 
dieser Antrag mit den Stimmen der Soziali­
stischen Partei abgelehnt. - Das Ergebnis ist 
nicht "mehr bauen, besser bauen und schnel­
ler bauen", wie die sozialistischer. Wahlpla­
kate verkündet haben, sondern weniaer 
bauen - das zeigt sich bereits in den ersten 
Zweijahresziffern -, billiger bauen und wahr­
scheinlich auch langsamer bauen. So baut man 
das moderne Osterreich ! 

Der Herr Finanzminister und, ich glaube, 
auch der Herr Abgeordnete Tull haben sich 
heute bei den Beamten für die umfasende 
Arbeitsbewältigung im Zuge der Erstellung 
des Mehrwertsteuergesetzentwurfes bedankt. 
Dieser Dank ist im vollen Ausmaß angebracht, 
aber man hat anscheinend nicht an die Beam­
ten, auch nicht an die Angestellten in der 
Wirtschaftsverwaltung gedacht, die nun inner­
halb eines halben Jahres mit der Umstellung 
auf die Mehrwertsteuer fertig werden müs­
sen. Man hat nicht an die unterbesetzten 
Finanzämter gedacht, die heute schon von 
Anfragen überlaufen werden, wie denn wohl 
das neue System funktioniere, und die nur 
schwer eine Auskunft geben können, vor allem 
deswegen, weil sie nicht nur keinen endgül­
tigen Entwurf in der Hand haben, sondern 
weil sie ja auch personalmäßig unterbesetzt 
sind. Man hätte auch auf diese Beamten mehr 
Rücksicht nehmen können, die einerseits in die 
unangenehme Situation gebracht werden, ohne 
Unterlagen Auskunft geben zu müssen und 
die dann eventuell zum Strafrecht greifen müs­
sen, statt daß man eine ordentliche Behand­
lung sichergestellt hätte. 

Es war einmal, ich glaube, der sozialistische 
Klubobmann Gratz, der im Jahre 1969 von 
einer Husch-Pfusch-Methode gesprochen hat. 
Wenn dieses Wort stimmt - ich glaube mich 

erinnern zu können, ich lasse midl gerne 
korrigieren -, wenn dieses Wort stimmt 
(Abg. G I atz: Damals hat es sicher 
gestimmt/), dann möchte ich es auf alle Fälle 
hier anwenden: Das ist Husch-Pfusdl-Methode! 
(Beifall bei deI DVP.) Wenn das eine unbe­
deutende Novelle wäre, meine Damen und 
Herren, müßte man es auch kritisieren, aber 
so wird das Auswirkungen haben, unter denen 
unser ganzes Wirtschaftsleben leidet. 

Meine Damen und Herren! Die Osterreichi­
sche Volkspartei hat in der laufenden Gesetz­
gebungsperiode als Opposition mehr als 
114 Gesetzesanträge mit der SPO gleichzeitig 
beschlossen, darunter ein Großteil Regierungs­
vorlagen der SPD-Alleinregierung. 

Ich möchte im Zusammenhang auch mit den 
Beratungen über den Mehrwertsteuergesetz­
entwurf noch eine grundsätzliche Frage an­
schneiden, die man vielleicht als rein äußerlich 
ansehen könnte. Ich bin der Auffassung, daß 
die Zusammenarbeit der großen politischen 
Gruppen in den zentralen Fragen unseres 
Gemeinwesens - und die Einführung der 
Mehrwertsteuer ist eine solche zentrale 
Frage - immer wieder gesucht werden muß, 
unabhängig davon, ob es sich um da.s Ver­
hältnis Alleinregierung - Opposition oder 
um eine Koalitionsregierung handelt und daß 
diese Bemühungen um eine Ubereinstimmung 
in den zentralen Fragen unseres Gemein­
wesens von einem gegenseitigen Respekt ge­
tragen werden müssen, auf den jede politische 
Gruppe, ob klein oder groß, Anspruch hat. 

Mit dieser Zustimmung und dieser Koope­
rationsbereitschaft zu mehr als 100 Regierungs­
vorlagen, mit dieser Mitarbeit am Mehrwert­
steuergesetz-Entwurf, wobei bekanntlich die 
Volkspartei - das wurde heute schon wieder­
holt erwähnt - über 140 begründete Abände­
rungsanträge eingebracht hat, haben wir ge­
zeigt, daß wir in diesen zentralen Fragen 
zusammenarbeiten, daß uns an einem gemein­
samen Konsens über ein Mehrwertsteuer­
gesetz sehr viel gelegen ist. Wir mußten fest­
stellen, daß in den letzten Sitzungen des 
Unterausschusses unwahre oder überhaupt 
keine verwertbaren Antworten gegeben wor­
den sind. Wir mußten feststellen, daß auf die 
Bereitschaft des Bundesparteiobmannes der 
Osterreichischen Volkspartei vom 4. Mai 1972: 
Wir sind bereit, über eine temporäre ver­
stärkte Preisregelung zu verhandeln!, kein 
Gesprächstermin vorgeschlagen worden ist. 
Vor drei Tagen wirft man wieder einmal, 
14 Tage vor Schluß der Sommersession, einen 
Gesetzentwurf für eine verstärkte Preisrege­
Jung auf den Tisch des Hohen Hauses. Es ist 
sicherlich die alleinige Entscheidung der Frak-
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tion der Sozialistischen Partei und vor allem 
auch die alleinige Entscheidung des Herrn 
Bundeskanzlers, der heute wie normalerweise 
nicht hier ist, wie sie dem Nationalrat und der 
Opposition gegenüber auftreten. Uns kann 
dieses provokante Benehmen nirnt beeindruk­
ken. Wir müssen daraus schließen, daß vor 
allem der Herr Bundeskanzler an einer Zusam­
menarbeit in zentralen Fragen nicht inter­
essiert ist. Wir werden ihm deswegen weder 
nachlaufen noch die hergeworfenen Vorlagen 
apportieren. (Beifall bei der OVP.) Das wird 
der Herr Bundeskanzler zur Kenntnis nehmen 
müssen. 

Der Herr Bundeskanzler wird auch seinen 
Stil provokanter Herablassung ändern müs­
sen, oder er trägt eben die Verantwortung 
dafür, daß die Gesprächsbereitschaft zwischen 
den großen politischen Gruppen im Land per­
manent abgebaut wird. Zu einem Gespräch 
gehören zwei, meine Damen und Herren. Er 
ist heute Reg,ierungschef, er ist Obmann der 
Mehrheitspartei und trägt daher die Verant­
wortung, die Hauptverantwortung dafür. (Bei­
fall bei der OVP.) Wenn er sich dessen nicht 
bewußt ist, so wird man ihm das im Parlament 
einmal deutlich in Erinnerung rufen müssen. 
Der nächste Zug in der Frage der Wirtschafts­
politik liegt bei ihm. Es wird der Schaden 
unseres Landes, unserer Gemeinschaft und 
ihrer Zukunft sein, wenn man sirn auch in 
Zukunft so verhält. Wir werden es zur Kennt­
nis nehmen, ohne - wie ich gesagt habe -
zu apportieren. Die Bevölkerung draußen 
wünscht jedenfalls bei aller Notwendigkeit 
einer demokratischen Konfrontation in Sach­
fragen, daß sich in zentralen Fragen zwischen 
allen politischen Gruppen die Gesprächsbereit­
schaft immer wieder einstellt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Als nächster Redner 
kommt zum Wort der Herr Abgeordnete MÜhl­
bacher. 

Abgeordneter Mühlbacher (SPO): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Verehrte Damen und 
Herren! Auch der Herr Abgeordnete Doktor 
Mock hat zum Ende seiner Ausführungen auf 
die Verhandlungen im Mehrwertsteuer-Unter­
ausschuß hingewliesen, obwohl er ja dort gar 
nicht anwesend war. Es dürfte aber dorn so 
gewesen seoin, daß er bereits beeindruckt war 
von den Rechenschaftsberichten der Ausschuß­
mitgllieder der Osterreichischen Volkspartei, 
'angeführt von Dr. Neuner, Dr. Keimel und 
Dr. ZJittmayr. (Abg. Dr. Z i t tm a Y I: Bei euch 
hat eI nicht beeindruckt sein können, ihl habt 
nämlich nichts gewußtJ) ICh habe mich nur 
gefragt, warum Sie hier einen Rechenschafts­
bellicht über Ihre Tätigkeit im Unterausschuß 

abgegeben haben. Für uns, verehrte Herren, 
bestimmt nicht. Vtielleicht müssen Sie aber 
jetzt der eigenen Fraktion Rechensrnaft ab­
legen, warum Sie bei di'esen Unterausschuß­
verhandlungen Srniffbruch erlitten haben. 
(Zwischenrufe bei deI OVP.) 

Herr Dr. Kedmel! Ihr Ausspruch lim Unter­
ausschuß hat gekennzeichnet, wie die Ver­
handlungen Ihrerseits geführt wurden. Sie 
sagten: Wir werden hier im Unterausschuß 
jeden Wunsch, der an uns herangetragen 
wurde, egal von welcher Branche und von 
welcher Gruppe, ungeprüft vortragen. Das hat 
Dr. Kedmel gesagt. (Abg. DI. K e i me 1: Na 
und, Hell Kollege?) 

Verehrte Damen und Herren! Wozu brau­
chen wir dann ein Begutachtungsverfahren, 
und wie weit k,ann man Sie ernst nehmen, 
wenn Sie dort :in dieser' Form zu Vlerhan­
deIn beginnen? Aber es war uns ja doch klar. 
und Sie waren ja nicht diCht genug, weil aus 
Ihren Presseaussendungen zu dieSer Zeit 
schon hervorgegangen list, daß Sie als Haupt­
punkt den Zeitpunkt angeset~t haben und für 
uns erkennbar war, daß Sie überhaupt nicht 
ernsthaft verhandeln. (Abg. DI. K e i me 1: Sj~ 
haben nicht veIhandelt! Da haben Sie recht! 
Sie haben geschwiegen! Bis zu dem Tag, wo 
ich das gesagt habe, haben Sie tatsächlich im 
Ausschuß geschwiegen!) RJichtig, aber nicht 
dort, sondern Wlir haben außer Haus verhan­
delt, und wir haben das gebracht. Das war 
schon in den ersten Tagen. Sie sind dann lei­
der nur mit Anfragen an den Finanzminister 
gekommen, wobei diese Fragen - das darf 
ich hlier sagen und Kollege Dr. Neuner wüd 
mir das bestätigen (Abg. DI. Neu n e I: 
Nein!) - zum Teil derart waren, daß es rein 
systematische Fragien waren, deren Kenntnis 
schon vorausgesetzt hätte werden müssen. 

Aber das wlar Ihr Stil lim Unterausschuß. So 
ist es also gegangen. Das war Ihre Bereit­
schaft zu den Verhandlungen. (Abg. DoktOI 
Sc h w i m m e I: Das nennt man Nichtstun!) 
Natürlddl waren auch konstruktive Sachen 
dabei. (Abg. DI. Neu ne I: Abel nicht von 
Ihnen!) Das mache ich Ihnen nicht streitig. 
(Abg. DI. Sc h w i m me I: Ihl Stil wal Nichts­
tun und NichtsIeden!) Kollege Lane hat Ihnen 
das sChon im Ausschuß bestätigt. 

Aber der Ausspruch war von Ihnen, Doktor 
Keimei, und der hat also diese Verhandlungs­
methode gezeigt! (Abg. Dr. K ei m e 1: Ich 
frage noch einmal: Na und? Ich vertlete jede 
BevölkeIUngsgruppe!) RJichtig. Aber was soll 
man sich dabei denken, wenn Sie all das 
- und wtir wissen, was an uns herangetragen 
worden ist; und Sie betonten: ungeprüft -
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nur so dorthin gelegt haben? (Abg. Dr. K e i­
me 1: Das sagen Sie! Das habe ich nicht 
erklärt!) Sie haben gesagt: ungeprüft! (Ruf 
bei der avp: Es gibt kein ProtokolJ!) Ich kann 
Ihnen alle UnterausschußmitglJieder bringen. 
Sie haben gesagt: Ungeprüft werden Sie es 
vorbringen! (Neuerlicher Ruf bei der avp: 
Es gibt kein Protokoll!) Aber wir hören ja 
noch, wir haben ja noch Ohren. (Abg. Doktor 
Neu ne r: Sie haben geschwiegen, Herr 
Mühlbacher! - Abg. Dr. K e im e 1: Ich sage 
noch einmal: Ich vertrete jede Bevölkerungs­
gruppe!) 

Verehrte Damen und Herren! (Zwischen­
rufe bei der avp.) Noch einmal zum Herrn 
Dr. Neuner, weil er heute so schön gesagt 
hat: Das gibt nur Preiserhöhungen. Das haben 
anschließend lauch alle andeI'en Redner Ihrer 
Fraktion gesagt. Nur hat es mich gewundert, 
daß Dr. Neuner das gesagt hat. Er müßte 
zumindest v~m System her wissen, daß es 
auch Preisverr.ingerungen geben muß. Von 
diesen wurde heute von Ihrer Seite überhaupt 
noch nricht gesprochen. Das ist ja be'stätigt 
worden. (Zwischenruf des Abg. Dr. G r u b er.) 

Jetzt kommt noch dazu, daß der Herr Abge­
ordnete Dr. Mock hlier davon spricht, daß sich 
daraus feststellen lasse, es würden 36 Mil­
liarden Schilling Mehreinnahmen entstehen, 
und das bezeuge, daß der Steuersatz zu hom 
seiL 

Verehrte Damen und Herren! Ich muß hier 
sagen, wie wichtig der Entschliießungsarntrag 
für d~e Aufklärung bezüg~ich der Mehrwert­
steuer ist. Denn naCh Dr. Mock müßten wir 
das als erstes machen. Sie wissen doch genau, 
daß doch diese 34 Milliarden Schming von der 
Investdtionssteuer mit dem Steuers atz über­
haupt nimts zu tun haben. Das sind zwei 
Fdnanzierungskreise. Der eine mit dem neutra­
len Mehrwertsteuers:atz von 16 Prozent .. , 
(Abg. G ra f: Dr. Mock hat sich auch gegen 
die Mehrwertsteuer ausgesprochen! Verdre­
hen Sie nicht alles!) Also nicht der neutrale 
Mehrwertsteuersatz, weil, wie Säe ja schon 
wissen, nur aus preisbedJingten Gründen der 
16prozentige Satz gehalten wird, zumal man 
damit sicher gar IlIicht das Aufkommen der 
alten Umsatzsteuer tatsächlich bekommen 
wird. Das haben Wlir bereits aus dem Munde 
des Herrn F,inanzminister:s gehört. (Abg. 
G r a f: Ja, aber nicht geglaubt! Das ist es, 
was wir bestreiten!) Sie glauben also nicht, 
daß der Steuersatz mit 16 Prozent aufkom­
mensneutral sein wird? (Rufe bei der avp: 
Nein!) 

Sie haben nebenbei Rechnungen angestellt, 
die wli.rklich nicht stimmen können. Eines 
düfen Sie nicht vergessen, wenn Sie mit der 

Faustregel, mit der Buntdesrepublik Deutsch­
land kommen, daß dJie Struktur unserer Be­
triebe in Osterreich ganz landers gelagert list 
als !in der Bundesrepublik DeutsChland. Wenn 
W1ir jetzt sagen: Wir brauchen das alte Auf­
kommen der Umsatzsteuer!, dann wnssen Säe, 
daß wir mehr mehrphasige Betriebe haben als 
in der Bundesrepub~ik Deutschland, wo d~e 

Konzentration der Betriebe fortgeschrittener 
ist als [n Osterretich. 

Wenn Slie jetzt noch von dem Gutachten 
ausgehen, das den neutralen Steuersatz mit 
15 Prozent bestätigt hat, und jetzt an das, 
aUe diese Begünstigungen, die nom mlit dem 
Zeitpunkt der Gutachtenserstellung her ein· 
gebaut wurden, zurechnen, dann können Sie 
gewiß sein, daß di€- 16 Prozent die unterste 
Grenze sind. 

Aber das list ja Ihre Methode. ICh komme 
dann auf all das Weitere zurÜ(K.. (Abg. Ha h n: 
Aui was kommen Sie zurück?) Auf dlie Preis­
treiberei, die Sie zurZieit da betreiben. Es äst 
sicher richtig, wenn Herr Abgeordneter Doktor 
Keimel sozusagen als Preistreiber hergestellt 
wurde, denn Sie machen Prei:spsychose, und 
zwar aus folg,endem Grund - auch hier ein 
Ausspruch aus dem Unterausschuß -: Dr. Zitt­
mayr sagte dort, es müsse nach Einführung 
der Mehrwertsteuer jeder Preis faktisch um 
10 Prozent höher werden, weil niemand weiß, 
wie der Preis des VorLieferanten selin wind, 
Das list doch die Ursache all Ihrer Verbreitung 
der Tendenz, daß aUes teurer werden muß. 
(Abg. Dr. Mus s i 1: Das hat niemand behaup­
tet, Herr Kollega!) Mir erzählien Sie nichts 
von Deutschland ... (Zwischenrufe bei der 
avp.) Das hat Dr. ZJittmayr lim Unteraus­
schuß gesagt. Sie waren nicht dortr (Abg. 
Dr. Mus si I: Da haben Sie die ganze Zeit 
geschlafen!) Herr Generalsekretär! Säe waren 
an diesem Tag nicht dort! (Zwischenrufe.) 
Vi'elleicht versteht er es nicht. Aber lim nehme 
an, daß er es nur so gesagt hat. (Abg. Doktor 
Mus si 1: Ich bekomme meine Berichte aus 
dem Unterausschuß! Ich werde ständig aut 
dem laufenden gehalten!) Das wird er Ihnen 
ja I1!icht gesagt haben, oder? (Neuerliche Zwi­
schenrufe bei der avp.) Ich muß Ihnen doch 
Zeit lassen. (Abg. H i e tl: Erzählen Sie, was 
Sie gesagt haben!) Sie hatten doch so viele 
Anfragen gestellt. Sie wurden doch überhaupt 
nicht fertig mdt Ihren Anfragen. (Abg. Doktor 
Mus s i I: Sie haben die Wirtschait überhaupt 
nicht vertreten in dem Ausschuß! - Weitere 
Zwischenrufe bei der avp.) Das muß ich nicht 
vertreten. Außerdem war lich bei der Beschluß­
fassung ruicht dabei. (Abg. G r a f: Sie sind 
einer der Kapos! Sie hätten das dort vertreten 
müssen!) Die Flirmenchefs sind bei Ihnen, bei 
uns gibt es keine Kapos. 

197 
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Verehrte Damen und Herren! Es hat sich 

jedenfalls gezeigt, daß Sie diesbezüglich dort­
hlin tre\iben, daß Sie also schwarzmalen und 
daß Sie, !statt der Wirtschaft aufklärend zur 
Seite zu stehen, nur sagen: Es muß alles teurer 
werden!, wobei Sie ja doch - wie heute hier 
schon erwähnt wunde - stufenwelise zurück­
gehen, wie beim Friseur von 10 Prozent auf 
7 Prozent, und zwar auf Grund Ihres Minder­
heitsberlichtes. (Bei/all bei der SPO. - Abg. 
G r a f: Unverdienter Applaus!) 

Verehrte Damen und Herren! Es wird Ihnen 
bekannt sein, daß das System der Mehrwert­
steuer in Reinkultur k~ine Ausnahmen UIIld 
sonstige Sonderregelungen verträgt. Das wäre 
eine Durchlöcherung des Mehrwertsteuer­
systems. (Abg. Dr. Mus s i 1: Nur für die 
freien Berufe!) Alle Begünstigungen bezlie­
hungsweiise Sonderregelungen können daher 
nur auf Grund preisausgerichteter oder sozilal­
ausgerichteter Grundsätze gegeben werden. 

Wenn man nun Ihre 130 oder 134 Anträge 
anSlieht, kann man sich nicht des Eindrucks 
erwehren, daß da auch Lizita1JionspoHtik be­
tnieben wird. (Rufe bei der SPO: Jawohl!) Sie 
haben es ja leicht: Sie brauchen, weiH Sie dem 
Gesetz nicht zustimmen, nicht die Verantwor­
tung zu übernehmen. Sie brauchen ja nur ver­
sprechen, wie Sie es zu machen gedacht 
hätten. 

haben -, und dann über Christbäume ver­
handeln, so kann ich nur sag;en, daß das keine 
intensiven und konstruktiven Verhandlungen 
waren. (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
Dr. K ei m e 1: Wollen Sie jetzt, daß das, was 
drinnen ist, noch zurückgegeben wird? Der 
Bundeskanzler soll erklären, was drinnen ist!) 
Das list das Ergebnlis. (Abg. Dr. K e i m e 1: 
Er soll es zurückgeben!) Auch wenn wir nichts 
gesprochen haben im Unterausschuß, haben 
wir verhandelt. (Heiterkeit.) Sicher! Wenn 
Sie die Kleinbetriebsregelung ansehen, wer­
den Sie sehen: Das ist gegeben, das ~st not­
wendig, das :ist so:nial notwendig! (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr.K e i m e 1: Das gehört 
protokolliert: auch wenn wir nicht geredet 
haben, haben wir verhandelt! Das stimmt, 
Herr MühJbacher!) 

Aber, verehrte Damen und Herren, lich darf 
dazu sagen: Sie haben auch zum Schluß nicht 
verhandelt. (Abg. Mit t er e r: Sie haben ver­
handelt ohne zu reden!) Der Herr Finanzmini -
ster hat doch noch über Ihre Anträge mit 
Ihnen gesprochen. Sie haben das Verhand­
lungsangebot großzügig hinweggewischt. 
(Zwischenruf des Abg. H i e t 1.) Selbstver­
ständliich. Sie wollen ja nicht. Sie wollen ja 
nicht mitarbeiten, Sie wollen ja n:icht die Mit­
verantwortung übernehmen! (Zustimmung bei 
der SPO.) 

Sie wollen die Mitverantwortung :aus einem 
Jetzt komme ich zu der Kleinbetriiebsrege- bestimmten Grund nlicht tragen, weil Ihnen 

lung, die der Herr GenenaIsekretär mit Elends- der Termin 1. Jänner 1973 nlicht paßt. Das ist 
betrtiebsregelung abgetan hat. (Abg. Doktor selbstverständlich! Warum Ihnen der Termin 
Mus s i 1: Stimmt auch!) Verehrter Herr Gene- nicht paßt, das brauchen wir nicht mehr zu 
ralsekretär! Slie wissen ganz genau um die saglen. Das liegt lin der Luft und list allen 
Zusammensetzung un:serer Betriebe. Aus- bekannt. (Abg. G r a f: Wo liegt es in der 
gehend davon, daß dieses System !<teine Luft?) Soll 'ich es aussprechen, warum Sie ihn 
Durchlöcherungen zuläßt, müssen aber unsere nicht wollen? (Abg. Dr. K ei me 1: Wir bitten 
Alleinmelister und hier insbesondere unsere Sie darum! - Rufe bei der OVP: Wir bitten 
älteren Alleinmeister geschützt werden. (Abg. Sie darum! - Abg. G rat z: Es ist auf der 
Dr. Mus s i 1: Denen die 150.000 S genügend OVP-Seite schon ein Chor!) 
hoch sind!) Genau: Diese 150.000 S mit den 
Abschlägen beli der Zahllast. (Abg. Dr. M u s- Verehrte Damen und Herrenl Ich habe Ihnen 
si 1: Wir sind bei 500.000 SI) Das sage ich ja: schon gesagt, daß diese Sonderregelungen, 
Sie können all das verlangen, weil Sie dafür diese Begünst~gungen auf der Basiis der Realli­
nicht verantworHich slind. Sie verlassen den tät, auf der BaSlis der Verantwortung erstellt 
realen Boden, wobei Sie aber n~cht bedenken, worden sind. 
daß das das Aufkommen der alten Umsatz- Sie haben nun in Ihrem Bellicht die Umsatz-
steuer nicht bringen wüme. (Abg. Mit t e­
re r: Der Bundeskanzler hat gesagt: und noch 
mehr! Geben Sie es her!) Hätten Sie Unteraus­
schuß verhandelt I (Heiterkeit. - Abg. Mi t­
te re r: Wir haben ja verhandelt I) 

Wenn Slie unter verhandeln verstehen, sich 
durch 50 Stunden hlindurch aufklären zu las­
sen und vom Finanzministerium leinen sol­
chen Pack mit 200 oder 300 Seiten zu verlan­
gen was Sie "Information" genannt 

steuergrenze von 150.000 S mit der Rückver­
gütung. Sie haben bis zu 150.000 S die Vor­
anmeldung nur vierteljährlIich. 

Ich darf Sie, Herr Dr. KeimeI, jetzt aufklä­
ren, warum ich zuerst den Antrag gestellt und 
dann wlieder zurückgenommen habe. Das w.ar 
wirklIich nur formell begründet (Abg. Doktor 
K ei me 1: Das war Ihnen peinlich!), weil man 
nicht zwei Anträge bringen kann. Man hat 
lediglich 'in dem Antrag, tin dem der Para-
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graph schon behandelt wunde, den Betrag aus­
gebessert und dementsprechend berichtigt. 
(Abg. Dr. K ei me 1: Vor lauter "gutem" Ge­
setz, ist man nachher daraufgekommen!) Ich 
habe den Antrag nicht unbegründet zurück­
gezogen, sondern der Antrag ist durchgegan­
gen. Wir haben heute in dem Antrag die 
150.000 S enthalten. Sie haben daraus wie 
übllich enne Staatsaffäre gemacht, um vielleicht 
Ihren "Erfolg" ,im Unterausschuß zu verdek­
ken, der danebengegangen ist und der Ihnen 
vJielleicht in der eigenen Bartei SchWlierigkei­
ten gemacht hat. Das ist aber Ihr Geschäft! 
(Abg. Dr. K ei me 1: Das war aber eine "gute" 
Vorbereitung für ein solches Gesetz: einbrin­
gen, zurückziehen! - Abg. Mit t er e r: Sie 
handeln, ohne zu reden! Das ist ein Künstler!) 
Sie müssen erst etwas bringen. Herr Abgeord­
neter Mitterer, Sie kennen doch gar nicht die 
Stimmung, die lim Unterausschuß war. (Abg. 
Mit te r er: Sie haben doch gesagt: Sie ver­
handeln, ohne zu reden!) Wenn der Partner 
nicht hier ist? (Abg. G rat z: Die OVP redet, 
ohne zu verhandeln! Das ist der Kontra­
punkt! - Weitere Zwischenrufe.) 

Die weiÜere BegünstJigung von 40.000 S 
wupde bereits erwähnt. Darüber hinaus auch 
die Hinaufsetzung beli der Ist-Besteuerung von 
500.000 Sauf 700.000 S. Das sind alles Begün­
stigungen, die wohl nur für den Kleinen, aber 
dennoch notwendig sind. (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Wir haben 2 Millionen Schilling beantragtl) 
Die Kleinen werden Ihnen kaum dankbar sein, 
wenn Sie, Herr Generalsekretär, sich so ab­
fällig über diese Lösung äußern. (Zustimmung 
bei der SPtJ.) 

Außerdem wird es noch laut § 14 möglich 
sein, daß als Erleichterung für uns,ere Klein­
betriebe eine Pauschalierung für die Vor­
steuern vorgenommen werden kann, und zwar 
im Befreiungsweg durch den Finanzminister. 
(Abg. Dr. Mus s i 1: Und für die Steuern sel­
ber?) 

Die übI1i.gen Befreiungen haben wir heute 
auch schon gehört: Es sind das Privatschulen, 
Bausparkassenvertreter, VerSicherungsvertre­
ter, Schriftsteller, Journa~isten, Komponisten 
und Sportvefleine. 

Verehrte Damen und Herren! Sie sehen, daß 
wir gearbeitet haben. (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Enorm!) Wir haben gearbeitet, aber nicht so, 
wie Slie es gemacht haben. (Abg. Dr. W i t­
haI m: Die schweigende MehrheitJ) Ich setze 
fort: Die Einbeziehung zum halben Steuer­
satz für Weinbauern, Kuranstalten, Bäder, 
Müllbeseitigung, Beseitigung von Spülwäs­
sern. Das wurde heute bereits erwähnt. 

Ich möchte noch ·auf die Regelung bezüg­
Nch der Gebrauchtfahrzeuge für den Ge­
brauchtfahrzeughandel hinweisen, die heute 
auch schon erwähnt wurde. Das ist auch eine 
Lösung, die notwendig list. Sie wurde aber 
- glaube ich - insofern nicht verstanden, 
da es beim Verkauf, wenn es sdch um einen 
Privaten handelt, effektliv eine PreiserhöhU'llg 
gegeben hat. Um solche Preisungerechtligkei­
ten aus der Welt zu scha(flen, haben wir diese 
Begünstigungen getroffen. (Abg. Dr. K e i­
me 1: Ich habe persönlich zwei Stunden mit 
dem Finanzminister darüber verhandelt!) 
Ohne Erfolg! Das .ist Ihr Pech! (Abg. Doktor 
K e i me 1: Jetzt ist es drinnen! Das nennen 
Sie "ohne Erfolg"?) Jetzt haben wir es drin­
nen. Gott sei Dank! 

Verehrte Damen und Herren! Heute wurde 
dann bei der Behandlung der Getränke­
besteuerung gesagt, warum der Entschlie­
ßungsantrag notwendig list. Ich kann Ihnen 
versichern - und der Herr Finanzmiruister hat 
es Ihnen auch iim Flinanz- und Budgetausschuß 
gesagt -, daß bereits an einer Erleichterung 
für die Getränkebesteurerung im g.anzen gear­
beitet Wlird. (Abg. Dr. Mus s i 1: Das wird 
lange dauern, bis das fertig wird!) Wir wollen 
zumindest €line einheitlliche Bemessungsgrund­
lage bekommen (Abg. Dr. Mus s i 1: Einbe­
ziehung des Biers in die Getränkesteuer!), um 
so unseren Gastwirten, den Inhabern von Be­
herbergungsbetrieben und den Lebensmittel­
händlern die Arbeit zu erleichtern. (Abg. Dok­
tor Mus s i 1: Die Fremdenverkehrsbetriebe 
haben Sie sehr schlecht behande1t!) Aber Sie 
negieren alles. Alle Arbeit, die getätJigt wird, 
negieren Sie! 

Darüber hinaus wurde uns vom Fiinanz­
mlinJist'er zugesagt und versichert - Sie negie­
ren auch das -, daß im Jahre 1973 bei Bin­
führung der Mehrwertsteuer lim ersten Jahr 
großzügige Toleranz geübt wird. (Abg. 
G r a f: Wer weiß, ob das wahr ist!) Man wird 
Toleranz üben hinsichtlich der Fehler, die ver­
ständhlcherweise sowohl bei der Bevölkerung 
als auch bei der Finanzverwaltung auftreten 
können. (Abg. Dr. K e i m e 1: Die Antwort 
vom Finanzminister auf unsere Frage haben 
wir im Ausschuß gehörtJ) 

Verehrter Herr Dr. Keimel! Bezüglich der 
Information möchte lieh folgendes .sagen: Es 
besteht natürlich schon die Verpflichtung der 
Interessenvertretungen, für ihre Mitg~ieder 
die Information zu bvingen. An erster Stelle 
hat natürllich diese Verpflichtung die Bundes­
wirtschaftskammer und die Handelskiammer. 
(Abg. Dr. Mus s i 1: Erfüllt! - Abg. Mi t­
terer: Erfüllt! - Abg. Dr. KeimeI: Er­
fülltf) Das gehört ja auch dazu! Das Wlird nicht 
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nur die Bundeswtirtschaftskammer machen, 
sondern das werden auch alle anderen Inter­
essenvertretungen für lihre Mitglieder durch­
führen. Darüber hinaus wird auch die Finanz­
verwaltung diese Aktion durchführen. 

Zum Abschluß möchte ich bezüg~ich des 
Entschließungsantrages von Dr. Neuner fest­
stellen: Er hat wtieder - es dürfte sicher ein 
Kammertag bei den Wirtschaftstreuhändern 
nahen - einen Entsdlließungsantrag e:inge­
bracht, wonadl das Finanzstrafverfahren ge­
ändert werden soll. Zugegeben, daß .das zu 
überprüfen ist! R!ichtig! 

Aber daß man das be/i der erstbesten Gele­
genheit und bei der Behandlung der Mehr­
wertsteuer jetzt unbedingt anhängt, um Wlie­
der einen Erfolg zu bringen - und zu sagen: 
Das machen die Sozlialisten Il!icht I - und um 
den Sbeuerberater Mühlbacher wieder drlin-
nen zu haben - das werden wär dem Abge­

einer vernünftigen Steuergesetzgebung vor­
stellen. Das ist allerdings nicht drinnen. Der 
Herr Firuanzminister hat Wlieder das Pliinzip 
der halben Wahrheiten gewählt. Das Pninzip 
der halben Wahrheiten scheint jetzt überhaupt 
zum Programm oder zum Stil seiner Partei 
geworden zu sein. 

Me,ilI1e Damen und Herren! Ich möchte auf 
einige Worte zurüCkkommen, die der Herr 
Kollege Tull im Zusammenhang lIlIit unseren 
Experten gebraucht hat. Unsere Experten 
haben sich bei den, lich glaube, dreimonatigen 
Verhandlungen wirklich bemüht, haben lihr 
Bestes dabei gegeben lind hätten Dank ver­
dient und keine unqualifizierte Knitik, meine 
Damen und Herren! (Zustimmung bei der 
OVP.) Noch dazu, wenn diese Kriflik - wie 
hat der Herr Kollege Tull so schön gesagt? -
mit wunden Uppen' und einer fasrigen Zunge 
ausgesprochen worden äst. 

ordneten Dr. Neuner nicht abnehmenl Dieses Meine Damen und Herrenl Der Kollege 
Problem hat mit der Mehrwertsteuer nichts Lane hat sieh in seinem BeHrag zu folgenden 
zu tun. Wenn Dr. Neuner dann achtgibt - er Dingen verstiegen - lich habe hier das Pro­
braucht gar nicht achtzugeben! -, dann wird tokoll-j er hat gesagt: 
er sehen, daß ;ich ,diesem Entschl:ießungsantrag 
nicht zustimmen werde. - Danke Vlielmals. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. G r a f: Das 
haben wir erwartetf) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Abgeordnete Dr. Mussil. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Mussll (OVP): Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Kollege Mühlbacher hat verhandelt, ohne 
zu reden. Ich habe ihm derartige telepathische 
Fähigkeiten nicht zugetraut. Ich bewundere 
Sie, Herr Abgeordneter Mühlbacher! Wo list 
er jetzt? (Abg. Dr. K e i m el: Er will gerade 
gehen! Er ist auf der Flucht!) Das habe ich 
Ihnen, Herr Kollege, gar micht zugetraut. Sie 
sind in diesem Ausschuß gesesssen. Aber 
nicht Sie allein, sondern alle Ihre Kollegen 
waren die schweligende Mehrheit in diesem 
Ausschuß. Sie VIerhielten sich wie P:agoden, 
die ihre Hände in den Schoß legen, und haben 
die Dinge treiben lassen. Das war Ihr neuer 
Verhandlungsstil, den Sie kreiert haben. 

"Meine Damen und Herren f Nehmen Sie 
'eines zur Kenntruis: VI enn Sie bei der Be­
handlung wichtJiger Gesetzesmatertien - wich­
tig IlIicht für die SPO-Regierung, sondern für 
Osterreich - weiterhin so verfahren wiie bei 
der Behandlung der Mehrwertsteuer, dann 
werden Sile zwar in uns immer einen parla­
mentanischen Gesprächspartner finden, aber 
Sie werden nie für uns ein po~itischer Ver­
handlungspartner werden." 

Idl bitte Sie, darüber nachzudenken - vor 
allem den Herrn Bundeskanzler Kreisky als 
Parteiobmann -, was das heißt. Das ,ist eine 
Aussage, die vollkommen gegen j'ede demo­
kr,atische Gesinnung verstößt. Wir verwahren 
uns gegen e;ine derartJige Aussage, meine 
Damen und Herren; es sdleint aber die Ge­
sinnung zu sein, die von Bundesparteiobmann 
Kreisky ausgeht. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Im möchte noch 
folgendes wtiederholen, was schon mehrmals 
von uns unterstnichen, von Ihnen aber immer 

M~nister Androsch hat mim in dem Fern- Wlieder !in den Vordergrund gesdloben wor-
sehgespräch und auch heute 7Jitiert, weil ich den ist, einsch~j.eßlich der Erklärungen, die der 
erklärt habe, daß lich den Termin 1. Jänner Herr Finanzminister abgegeben hat: Die 
1973 als realristism ansehe, und zwar zu einem Mehrwertsteuer _ meine Damen und Her­
Zeitpunkt, als die Regierungsvorlage .ins Par- ren, lich bitte Sie, ISlich das etinzuprägen - ist 
lament gekommen ist. kein EintIlittsprelis in die Freihandelszone mit 

Ich habe das gesagt. Ich habe aber eine der EWG. Wir lassen uns derartige Dinge von 
Reihe von anderen Sachen dazugesagt. Ich Ihnen nidlt ,in der Offentlichkeit unterschwel­
habe dazugesagt, daß diese Steuer in allen lig einreden. D.as stimmt nicht, das [st eine 
Dingen wettbewerbsneutral sein muß und Unwahrheit (Zustimmung bei der OVP), und 
einen nichtigen Grenzausgleich bringen muß. w.ir werden diesen Dingen entgegentreten. 
Ich habe aU das gesagt, was wir uns unter Und wenn Sie es weiterhin behaupten, so ,ist 
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Dr. Mussll 
das eline Täuschung der Bevölkerung. Meine 
Damen und Herren! Ich weiß schon, Sie 
haben ... (Ruf bei der SPO: Der Mitterer und 
der Schmitz haben es gesagt! - Gegenruf 
des Abg. Mit te re r.) 

Meline Damen und Herrenl Der Ubergang 
zur Mehrwertsteuer ist für Sie zweifellos auch 
von Ihrer Verhandlungsposition aus nicht 
EWG-bedingt. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß Sie so plötzlich von ausgesprochenen Bür­
gerbloCkgegnem, wie es Pittermann vor eini­
ger Zeit noch ausgedrückt hat, zu ausgespro­
chenen EWG-Musterknaben geworden sind. 
Das stimmt doch gar nicht, meine Damen und 
Herren, :SO'lldern Sie wollen den Systemwech­
sel nur deswegen haben, um die nötigen Mit­
tel zu finden für eine Finanmerung der Ein­
kommensteuepnovelle und für Reserven, die 
Sie slich schaffen wollen, und zwar beträcht­
Hche Budgetreserven für d~e Jahre 1974 und 
1975, damit Sie dann auf unsere Kosten Wahl­
geschenke verteilen können. Aber das werden 
wir der Bevölkerung aufzeigen. (Beifall bei 
der tJVP.) 

Der zweite Grund außer einer Reihe von 
anderen parteipolitische'll Erwägungen, warum 
Sie für den Zeitpunkt 1. Jänner 1973 einge­
treten sind, äst der, daß Sie genau wissen, daß, 
wenn die Mehrwertsteuer eingeführt wird, der 
Index einen verhältnismäßig hohen Sprung 
machen wlird. Der Sprung im Jahr 1973 - ich 
nenne ... (Abg. Se k an i n a: Das sind Ihre 
Vermutungen, Herr Mussil!' Das müssen Sie 
uns erst beweisen!) Passen Sie auf, das werde 
ich Ihnen auch beweisen. (Abg. Se k an i n a: 
Das sind doch lauter demagogische Außerun­
gen von Ihnen! Das müssen Sie uns erst be­
weisen!) Der Sprung, meine Damen und Her­
ren, rist die Basis für den Index 1974 und 1975. 
(Abg. Se k an in 0: Das sind lauter demagogi­
sche Außerungen!) Darf lich Ihnen eJines sagen, 
Herr Kolleg.e Sekaninal (Abg. Se k an i n 0: 

Sie sagen mir überhaupt nichts! Das sind dem­
agogische Äußerungen!) Herr Kollege I Das 
sind keine dJemagog~schen Äußerungen. Das 
Institut für Wirtschaftsforschung hat festge­
stellt, daß die volkswirtschaftlichen Ums tel­
lungskosten allein 11/2 Prozent ausmachen, 
und in Belgien, das immer als Musterkind hin­
gestellt worden ist, sind 6 Milliarden Francs 
vom Finanzminister geopfert worden, um die 
Preise stabil zu halten. Dort war auch die Ent­
wicklung nach oben 11/2 Prozent. Das ist also 
das Minimum. Dazu kommt noch der steuer­
liche Umstellungsgewinn, den der Herr 
Finanzminister einsteckt. 

Meine Damen und Herren! Die Absprung­
basis wird also 1913 verhältnismäßig hoch 
sein, und Sie rechnen damit, daß dann im 

Jahr 1974 oder 1975 keine mehrwertsteuer­
bedingten Erhöhungen mehr vorhanden sind, 
daß die Differenz geringer wird. Das ist eine 
rein statistische Angelegenheit. 

Meine Damen und Herren! Wir werden die 
Bevölkerung aufzuklären wissen, wie das 
liegt. Es ist so, daß diese Jahresdifferenzen 
nicht maßgeblich sind (Abg. Se k an in a und 
Li ba 1: Tatsachenverdrehungen!); maßgeblich 
ist, wann die Regierung Kreisky ins Amt ge­
kommen ist und wie hoch der Index bis zu 
dem Zeitpunkt gestiegen ist, da wir erneut 
zur Wahl antreten werden (Beifall bei der 
OVP), und das werden wir Ihnen mit Heller 
und Pfennig vorrechnenl 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zwei 
oder drei Worte zu den Prinzipien sagen, die 
Sie immer in den Vordergrund gestellt haben. 
Das erste ist die Wettbewerbsneutralität. 

Ich darf Ihnen zwei Beispiele nennen. Zu­
nächst die freien Berufe. Ich begrüße es außer­
ordentlich, daß die freien Berufe den halben 
Satz bekommen haben. Aber daß etwa 
3500 Betriebe der gewerblichen Wirtschaft, die 
halb oder ganz in Konkurrenz mit freien Be­
rufen stehen, diesen halben Satz nicht be­
kommen haben, ist eine himmelschreiende 
Ungerechtigkeit. Das ist der erste Punkt, wo 
das Gesetz novelliert werden muß. 

Meine Damen und Herren! Zum Wein wird 
mein Kollege Hietl sprechen. Das ist die zweite 
Ungerechtigkeit: eine völlige Wettbewerbs­
verzerrung zwischen den Bauern, zwischen 
den Bauern und den Winzergenossensc'haften, 
zwischen den Bauern und den Händlern, zwi­
schen den Winzergenossenschaften und den 
Händlern. Was Sie machen wollen, ist, alles 
durcheinanderzubringen (Abg. Se k an in a: 
Sie!) und effektiv den Bauern nur ein Schein­
ergebnis zu bieten. (Zustimmung bei der 
avp.) Das ist eine reine Alibi-Handlung, die 
Sie hier machen. 

Der Fremdenverkehr hat in Osterreich heute 
schon die höchsten Steuern, die meisten Steu­
ern und die kompliziertesten Steuern. Jetzt 
wird neuerdings verkompliziert. Und damit 
die Bevölkerung ja nicht aus der Ubung 
kommt, wird ununterbrochen in der Zeitung 
eine neue Steuer angekündigt, die Erhöhung 
der Kfz-Steuer um 50 Prozent, die Einbezie­
hung des Biers in die Getränkesteuer und 
so weiter. Ich könnte mir vorstellen, wenn 
wir in der Regierung wären und hätten das 
gemacht, was die Bauarbeiter und die Hitze­
arbeiter in der VOEST und in Donawitz getan 
hätten. Denen muß man diese Sachen sagen. 
(Abg. U 1 b r ich: Kollege Mussil! Sie sind 
aber nicht in der Regierung!) Nur Geduld, 
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Dr. Mussil 
lieber Freund, das ist eine Frage einer kur­
zen Zeit, Sie brauchen keine Angst zu haben. 
(Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herrenl Der exakte 
Grenzausgleich: Es wird so sein, daß auf 
Grund der Investitionssteuer, auf Grund der 
Nichtentlastung der Altinvestitionen trotz die­
ser Vereinbarung durch Jahre hindurch noch 
eine Belastung der österreichischen Export­
wirtschaft vorhanden sein wird. 

Die Verhandlungen mit der EWG laufen 
schlecht. Der Herr Bundeskanzler und die zu­
ständigen Minister müßten eigentlich zwi­
schen dem 16. und 26. in die EWG-Länder fah­
ren, um dort zu intervenieren. Das wäre der 
richtige Zeitpunkt, Herr Bundeskanzler. Sie 
haben seinerzeit einen ungünstigen Zeitpunkt 
gewählt. Jetzt müßte man dort nicht knieweich 
auftreten, sondern mit aller Energie unseren 
Standpunkt geltend machen. (Beifall bei der 
OVP. - Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. 
S e k a n i n a: Den Mitterer haben sie von 
Brüssel nach Hause geschicktI) 

Aber Sie, meine Damen und Herren, gehen 
von der falschen These aus. Ich habe wieder­
holt aus dem Munde Ihrer Angehörigen ge­
hört, daß das mit dem Export gar keine so gute 
Sache für die österreichische Wirtschaft ist, 
denn je mehr exportiert wird, desto weniger 
Angebot ist im Inland; das gilt nicht nur für 
die Bauern, das gilt auch für uns. Daher wirkt 
der Export preissteigernd. Trotz Ihrer 1400 
legendären Experten ist niemand draufgekom­
men, daß man nur dadurch größere Serien 
erzeugen und im Inland verbilligen kann, und 
nicht umgekehrt, meine Damen und Herren! 
(Beifall bei der tJVP.) 

Ich möchte nicht auf die Kumulativwirkung 
zurückkommen, ich könnte Ihnen eine Reihe 
von Beispielen aufzählen, wo jetzt noch Um­
satzsteuer von der Umsatzsteuer bezahlt wer­
den muß. Obwohl es angeblich eine Zielset­
zung Ihres Ministers gewesen ist, ist es ihm 
leider nicht gelungen, das aus dem Gesetz 
herauszubringen. (Der Prä s i den t über­
nimmt den Vorsitz.) 

Zur Kleinbetriebsregelung: 150.000 S Um­
satz für einen Betrieb. das ist nicht einmal 
eine Elendsbetriebsregelung. Daß Sie eine 
Pauschalierung nur für den Vorsteuerabzug 
einräumen und nicht für die Umsatzsteuer­
pauschalierung selbst, bedeutet. daß Sie durch 
diese Verwaltungsmehrarbeit und die Buch­
führungsabrechnungsvorschriften und so wei­
ter die kleinen Handels- und Gewerbetreiben­
den, die Sie politisch nicht in die Knie zwin­
gen konnten - ich habe das gestern schon 
angedeutet -. jetzt wirtschaftlich in die Knie 
zwingen wollen. Das ist Ihre Gewerbefreund­
lichkeit. meine Damen und Herren! 

Jetzt zum Schluß zwei Worte zur Auswir­
kung auf den Index. Ich habe darüber schon 
einiges gesagt, ich möchte aber eines mit allem 
Nachdruck betonen: Am 1. Jänner des näch­
sten Jahres wird folgendes passieren: Das 
Mehrwertsteuergesetz wird in Kraft treten. 
(Abg. Se k a n i n a: Sicherl) Das wird - in 
Milliarden umgerechnet - eine Mehrbela­
stung der Bevölkerung in der Größenordnung 
zwischen 3. 4 oder 5 Milliarden Schilling brin­
gen (Zwischenrufe); dann die Räuber-Novelle 
Häuser. die in. der Sozialversicherung die ge­
samte arbeitende Bevölkerung mit etwa einer 
Milliarde Schilling belastet. (Ruf bei der SPtJ: 
Das ist eine Beleidigung!) 

Demgegenüber steht die Einkommen- und 
Lohnsteuernovelle mit 5,3 Milliarden Schilling. 
Das Et:gebnis ist, daß der Finanzminister der 
Bevölkerung das, was er ihr durch die Ein­
kommen- und Lohnsteuernovelle an Steuer­
erleichterung gewährt, mit der anderen Hand 
wieder aus der Tasche zieht. Die Bevölkerung 
wird um keinen Groschen weniger Steuer zah­
len, aber der Preisindex wird um 2 Prozent 
höher sein. Das sind die Gründe, warum wir 
diesem Gesetzesentwurf unter keinen Um­
ständen die Zustimmung geben können. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn jetzt von 
Ihnen mit der Methode begonnen wird, daß 
diese mehrwertsteuerbedingten Preis steige­
rungen den Unternehmern in die Schuhe ge­
schoben werden und dann also ein ganz radi­
kales Preisregelungsgesetz verlangt wird, 
dann werden wir diesen Dingen mit allem 
Nachdruck entgegentreten. Dieser Trick wird 
Ihnen nicht gelingen! Schuld an den Preis­
steigerungen sind nicht die Wirtschaftstrei­
benden, schuld an der Preissteigerung, die am 
1. Jänner 1973 - das befürchte ich - in Kraft 
treten wird, mit der wir zu rechnen haben, hat 
das schlechte Gesetz, das Sie gemacht haben, 
und schuld an diesen Preissteigerungen hat 
die SPO-Regierung! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Erich Hofstetter. 

Abgeordneter Erich Hofstetler (SPO): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Bevor ich auf das eigentliche Thema 
eingehe, möchte ich doch einige Worte zur 
gestrigen Debatte zur Einkommensteuer sagen. 
Es paßt nämlich genau in die Situation hinein, 
die sich heute bei der Diskussion um das Um­
satzsteuergesetz, um die Einführung der Mehr­
wertsteuer, abzeichnet. Es wurden von den 
Sprechern der Osterreichischen Volkspartei 
Behauptungen aufgestellt - von einigen Her­
ren wie Sandmeier, Mussil, Schwimmer und 
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Eridl Hofstetter 
so weiter -, wonach der Osterreichische Ge­
werkschaftsbund beziehungsweise führende 
Funktionäre, wie Präsident Benya, einen Ter­
min mit 1. Jänner 1972 gestellt hätten. 

Zur Steuer der Wahrheit, damit das nicht 
im Raum stehen bleibt, damit die Offentlkh­
keit auch richtig informiert ist, möchte ich viel­
leicht zitieren: Bei der Pressekonferenz nach 
dem 7. OGB-Bundeskongreß im September 
1971 erklärte Präsident Benya, daß bei der 
Lohnsteuerreform keine Festlegung bezüglich 
des Termins zu erwarten sei. Man werde schon 
für 1972 "eine Korrektur ähnlich der Art wie 
1967" anstreben. Es wurde auch zum Ausdruck 
gebracht, daß die Forderungen des Gewerk­
schaftsbundes, nämlich die Änderung der Pro­
gression und eine Systemänderung , wie es 
durch die Steuerkommission des Gewerk­
schaftsbundes später festgesetzt wurde, am 
1. Juli 1973 in Kraft treten solle. Auch vom 
Bundesvorstand und in anderen Mitteilungen 
vom 17. November 1971 wurde erklärt, man 
könne sich eine Milderung der Steuer Mitte 
des Jahres 1972 vorstellen - einen Vorgriff 
auf die große Lösung. 

Der Bundesvorstand hat im November 1971, 
am 2. März 1972 und im Mai 1972 einstimmig 
diese Beschlüsse gefaßt, und nirgends wurde 
der Termin 1. Jänner 1972 festgelegt. Das 
möchte ich hier nur zur Steuer der Wahrheit 
ausgesprochen haben. 

Und nun zur Mehrwertsteuer. Der Herr 
Generalsekretär Dr. Mussil hat sich wieder 
einmal recht, recht stark gemacht. Und die 
ganze Diskussion, die gelaufen ist, glaube ich, 
zeigt: man sucht irgend wie eine Modifikation 
dafür, dem Gesetz nicht zuzustimmen, aber 
nicht vielleicht aus der Uberlegung, daß es 
so schlecht ist, sondern man sucht ein Argu­
ment, um für die Preisentwicklung hier irgend­
wie einen Schuldigen zu finden. Denn gerade 
die heutige Debatte hat, wenn man sie auf­
merksam verfolgt hat, eines klargemacht: 
Auch Sie, meine Damen und Herren der OVP, 
wissen ganz genau, daß unser Land - und 
das wurde von den Sprechern der FPO, von 
Ihnen, von den sozialistischen Sprechern zum 
Ausdruck gebracht - aus volkswirtschaft­
lichen Gründen und aus der Situation der 
internationalen Handelspolitik heraus je frü­
her, desto besser zum Mehrwertsteuer­
system übergehen muß. Ihre Minister haben 
das auch festgestellt. Auch der Herr Doktor 
Neuner ... (Abg. Dr. K e i me 1: Sie brauchen 
uns von Ihrem System nicht zu überzeugen!) 
Natürlich sind die Meinungen, die Auffassun­
gen andere. Aber wir haben die Hoffnung, 
daß aus dieser Umstellung entstehende 
Schwierigkeiten, die überall auftreten, voll be-

seitig werden können. Es gibt kein hundert­
prozentiges Rezept, nirgends, meine Damen 
und Herren! Deshalb sind auch in anderen 
Ländern nachträglich Korrekturen notwendig. 
Aber das ist die Streitfrage. (Abg. Dr. K e i­
m e 1: Die haben mit niedrigen Sätzen begon­
nen in Deutschland und Belgien!) Herr Dok­
tor, andere Verhältnisse bedingen auch andere 
Maßnahmen! 

Sie versuchen, aus den durch die Umstellung 
entstehenden Schwierigkeiten vielleicht doch 
politisches Kapital schlagen zu können. Sie 
wollen sich selber von jedweder Arbeit und 
Verantwortung drücken. Das ist keine Behaup­
tung, die ich aufstelle. Mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten darf ich vielleicht aus den "Finanz­
nachrichten" zitieren: 

"Die Gemütlichkeit hört sich aber auf, wenn 
jetzt die OVP, brüskiert durch ihr Ausmanöv­
rieren als Verhandlungspartner der Regierung 
wissentlich und willentlich in die ,Teuerungs­
rakete' Mehrwertsteuer den Treibsatz füllt, 
aus keinem anderen Grunde als der vagen 
Hoffnung, von einer Inflationswelle, die sie 
hätte hintanhalten (helfen) können, wieder in 
die Wählergunst gehievt zu werden." (Abg. 
Dr. K ei me 1: Der Herr Bundeskanzler hat 
am 2. Juni gesagt, es sei noch was drin!) 

Was sagt denn das, meine Herren? Es ist 
ein Zitat des Herrn Professors Knapp, "Finanz­
nachrichten" . Das ist schon gesagt: 9. Juni 
1972. (Abg. Dr. K e i m e 1: Am 2. Juni hat der 
Bundeskanzler gesagt, es wäre noch was drin 
gewesen! Das ist die Teuerungsraketel) 9. Juni 
1972! 

Aber ich gehe vielleicht doch jetzt mehr auf 
die Materie ein. Ein wichtiges Problem ist 
zweifellos die Preisentwicklung. Denn wie die 
Erfahrungen in den anderen Ländern, die bis­
her zum Mehrwertsteuersystem übergegangen 
sind, eindeutig beweisen, bringen gerade die 
Umstellungsschwierigkeiten eine verstärkte 
Tendenz zur Gefahr der Preisaufwärtsentwick­
lung. Dies kann auf eine Reihe von Ursachen 
zurückgeführt werden, die man untersucht. 

Der Herr Bundesminister für Finanzen hat 
wiederholt erklärt - hier gibt es eine Streit­
frage bezüglich der Höhe des Satzes -, daß 
der in Osterreich gewählte Steuersatz von 
16 Prozent in Verbindung mit den vor­
gesehenen Steuerermäßigungen auf 8 Prozent 
- gewisse Gruppen werden ja eine totale 
Steuerbefreiung erhalten - einnahmenneu­
tral sei. Das heißt also, daß der Staat mit dem 
Steuersystem praktisch keine Mehreinnahmen 
erzielen wird. Das ist die Streitfrage. (Abg. 
Dr. K e i m e 1: Plötzlich waren im FPO-Pakt 
die Milliarden drin!) Herr Doktor! Sie haben 
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noch nie verhandelt und sind auch noch nie 
mit einem Vorschlag in ein Gremium gegan­
gen. Das Ganze wird sich noch zeigen, und 
ich komme noch darauf zurüCk. 

Diese Behauptung - das hat auch der Herr 
Finanzminister zum AusdruCk gebracht - ist 
durch Gutachten des Osterreichischen Insti­
tutes für Wirtschaftsforschung untermauert. 
Ich verweise also gerade auf die Erstellung 
dieses GutaChtens. Durch die im Finanzaus­
schuß beschlossenen Änderungen an der Vor­
lage werden noch weitere Steuerausfälle ent­
stehen. Durchaus ernsthafte Berechnungen an­
erkannter Fachleute kommen zu dem Schluß, 
daß der gewählte Steuersatz vielleicht sogar 
eine gewisse, wenn auch sehr kleine Verringe­
rung der Staatseinnahmen zur Folge haben 
könnte. (Abg. Dr. K ei m e 1: Dieses Gutachten 
spricht von 15 Prozent!) 

Wenn aber der Steuers atz .einnahmenneu­
tral gewählt wurde, wenn also der Staat nicht 
mehr Steuer einnimmt, dann dürfte aber aus 
den Preisen insgesamt nicht mehr Steuerbe­
lastung als bisher entstehen. (Abg. Dr. K e i­
me 1: Wo sind die Gutachten?) Die Umstellung 
würde daher keine Ursache für ein Ansteigen 
der Preise ,sein. Aber diese Uberlegung - das 
werden wir beide zugeben - ist nur vom 
Gesamtwirtschaftlichen her gesehen ein Durch­
schnitt. Bei den einzelnen Waren und Leistun­
gen wird es natürlich sehr wohl ... (Abg. 
Dr. K e i me 1: Wo sind die Gutachten?) Wir 
haben unsere Berechnungen in unseren Insti­
tuten und in den Kammern genauso, wie Sie 
welche haben. - Hier wird es dann natürlich 
sehr wohl zur Veränderung der Steuerbe­
lastung kommen, wobei diese Veränderungen 
allerdings - das ist entscheidend - sowohl 
Erhöhungen, von denen Sie immer gesprochen 
haben, aber auch Senkungen der Steuerbe­
lastung einschließen. Sie gestehen mir Gott sei 
Dank einmal zu, daß wir auch von der Steuer­
senkung sprechen. 

Das heißt also, daß bei manchen Waren, vor 
allem aber bei Dienstleistungen die Steuer­
belastung zunehmen wird und daher ein Grund 
für Preiserhöhungen gegeben wäre. Das heißt 
aber ebenso, daß es bei anderen Waren zu 
einer Verminderung der Steuerbelastung kom­
men wird und daher ein ebenso zwingender 
Grund für Steuersenkungen gegeben wäre. 

"Würden" im Zug der Umstellung auf die 
Mehrwertsteuer die Preiserhöhungen nicht 
über das notwendige Ausmaß hinausgehen 
und die möglichen Preissenkungen tatsächlich 
in allen Fällen durchgeführt werden, "dürfte" 
es zu keiner wesentlichen Erhöhung des Preis­
niveaus kommen! 

Ich sage mit vollem Bewußtsein "würden" 
und "dürfte". Denn es ist sich natürlich jeder 
der Gefahr bewußt, daß bei der Preiserhöhung 
über das notwendige Ausmaß hinausgegangen 
werden könnte und daß die möglichen Preis­
senkungen nur teilweise oder gar nicht durch­
geführt werden. 

Hier haben wir gewisse Erfahrungswerte 
aus den anderen Ländern zu berücksichtigen. 
Das kann eine ganze Reihe von Ursachen 
haben. Vorerst einmal das Problem der Un­
wissenheit: Es muß die notwendige Aufklä­
rung erfolgen. (Abg. S tau d i n ger: Informa­
tion!) Die Frage der Information. Sehr richtig! 
Es geht darum, das System der Mehrwert­
steuer der Offentlichkeit, der Bevölkerung so 
vorzutragen, daß sie es versteht und daß in 
erster Linie nicht immer praktisch nur von den 
Preiserhöhungen gesprochen wird, die nicht 
immer in diesem Ausmaß, wie es heute mit 
Ziffern von Ihnen angedeutet wurde, kommen 
müßten. 

Es ist daher notwendig, eine entsprechende 
Aufklärungskampagne, die schon - ich er­
kenne das an - von einigen Interessensge­
meinschaften, der Bundeswirtschaftskammer 
unter anderem, eingeleitet ist und die noch 
verstärkt werden wird, durchzuführen. 

Solche Bemühungen müssen alle unterneh­
men, meine Damen und Herren! Wenn Sie alle 
von der österreichischen Wirtschaft, vom Inter­
esse des österreichischen Staates sprechen, 
dann haben Sie, dann haben alle Instanzen, 
alle Fraktionen, die ganze österreichische 
Wirtschaft, die gleichen Verpflichtungen, denn 
nur so können wir praktisch leben oder exi­
stieren beziehungsweise die Zeit, die vor uns 
liegt, richtig überdauern. Ich glaube, das muß 
einmal ausgesprochen werden. 

Nicht nur die Interessensvertretungen, son­
dern auch die Zeitungen, Zeitschriften, der 
ORF, alle diese Faktoren, die Massenmedien, 
müssen zusammenwirken, um hier eine posi­
tive und objektive Aufklärungsarbeit zu lei­
sten. 

Doch selbst der Unternehmer hat, wenn er 
das neue System exakt anwenden will, seine 
Schwierigkeiten. Ihm entgegenzukommen, ihm 
behilflich zu sein, ist auch eine der Fragen, die 
zu lösen sind! Eine der Alternativen besteht 
natürlich darin, die Belastung bei den Vor­
lieferanten zu schätzen. Das könnte man tun. 
Aber wer schätzt gerne? 

Das ist deshalb in der letzten Sitzung der 
Paritätischen Kommission überlegt worden, 
und es sind zwei Kommissionen eingesetzt 
worden, die die Möglichkeiten einer effektiven 
Wirkung und Hilfe geben sollen. 
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Unter diesen Umständen ist es daher gut, 

daß neutrale Stellen objektive Berechnungen 
über die Auswirkungen der Mehrwertsteuer 
auf die einzelnen Preise durchführen. 

Wir könnten es eigentlich einfach machen, 
meine Damen und Herren! Immerhin war ja 
hier schon einmal die Rede von den Exporten. 
Die Umsatzsteuerneubelastung, die in den 
Waren steckt, ist genau berechnet worden. Ich 
meine, wie Sie erwarten werden, die Fest­
legung der Sätze für die Ausfuhrvergütung. 
In unserem derzeitigen Steuersystem dient ja 
die Ausfuhrvergütung dazu, die auf den 
Waren liegende Umsatzsteuer vor dem Export 
zurückzuerstatten. Die UVP-Alleinregierung 
hat gegen unsere Stimmen die derzeitigen 
Ausfuhrvergütungssätze festgelegt. Es wurde 
nicht nur gegenüber uns, sondern auch gegen­
über unseren Handelspartnern betont, daß es 
sich hier um keine Uberkompensation, um 
keine Subvention, sondern nur um eine echt 
berechnete Entlastung von der Umsatzsteuer 
handle. Damit wäre ja schon die Basis der Be­
rechnung gegeben. (Abg. Dr. K e i me 1: Was 
soll man im Ausland sagen: Wir hatten eine 
Uberkompensation oder?) Sehen Sie! 

Man kann einfach nicht ausschließen, daß es 
solche Fälle gibt, weil auch in anderen Ländern 
einwandfrei bewiesen ist, daß hier auch falsche 
Spannungen vorliegen beziehungsweise 
Rechenfehler, wenn ich so sagen darf, gemacht 
wurden. 

Wenn das in Osterreich tatsächlich nur ganz 
wenige Außenseiter sein sollten, dann wird 
es uns sicherlich leichter möglich sein, eine 
Einigung auch darüber zu erzielen, daß gegen 
solche Außenseiter mit aller Schärfe vorge­
gangen wird, dies im Interesse der gesamten 
Wirtschaft, im Interesse der anständigen, be­
wußt kalkulierenden Unternehmungen. 

Deshalb möchte ich eine grundsätzliche Be­
merkung machen. Es ist mir natürlich klar, 
wie groß die Versuchung für eine Oppositions­
partei sein muß, eine solche Situation auszu­
nützen, um der Regierung dann vorzuwerfen, 
sie habe alles falsch gemacht, und das Ergeb­
nis dieser unrichtigen Handlungen würde zu 
einem raschen Steigen der Preise führen. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von 
der OVP, eine solche Politik einschlagen wol­
len, sollten Sie sich doch auch genau über­
legen, wohin das führt: für die Wirtschaft, für 
den sozialen Frieden und nicht zuletzt für 
die gesamte österreichische Entwicklung. 

Wenn Sie den Unternehmern sagen oder 
der Bevölkerung weismachen, daß die Mehr­
wertsteuer sowieso automatisCh zu Preiser­
höhungen führen muß, dann ist ja das, was 

wir bekritteln, eine indirekte Aufforderung, 
die Preise zu erhöhen. 

Wenn Sie, statt mit uns Wege zur Dämp­
fung des Preisauft:[1iebs zu suChen, lieber den 
Weg einer haltlosen Demagogie beschreiten, 
dann laden Sie eine große Verantwortung auf 
sich. Das ist Ihnen schon von vielen Stellen 
gesagt worden. Nicht umsonst habe ich auch 
hier die "Finanznachrichten" zitiert. Deshalb 
überlegen Sie grundsätzlich ... (Zwischenruf 
des Abg. S tau d i n ger.) Es irren viele. Auch 
Sie haben schon sehr viel und einige Male 
geirrt in Ihrer Politik der Jahre 1966 bis 1969. 

Daß die Oppositionspartei in einer solchen 
Situation verantwortungsbewußt handeln 
kann, mögen Sie an ausländischen Beispielen 
sehen, aber auch an der Haltung der FPO 
heute in diesem Haus. 

Persönlich bin ich davon überzeugt, daß sich 
jetzt noCh ein gemeinsamer Weg zur Verhü­
tung starker und ungerechtfertigter Preisent­
wicklung beim Ubergang zur Mehrwertsteuer 
finden läßt, und ich hoffe sehr, daß Sie bereit 
sein werden, diesen Weg gemeinsam mit uns 
zu gehen, nämlich in der Form einer Verschär­
fung, beziehungsweise mit uns zu gehen bei 
den Verhandlungen über den eingebrachten 
Initiativantrag des Preiskontrollgesetzes. Es 
hat im übrigen der Herr Partei obmann Schlein­
zer ja eine gewisse Bereitschaft angekündigt. 

In ihrer letzten Sitzung hat die Paritätische 
Kommission zwei Ausschüsse . eingesetzt, 
denen genau diese Aufgaben gestellt wurden. 
Der eine Ausschuß, er steht unter dem Vorsitz 
des Herrn Bundesministers für Handel, Ge­
werbe und Industrie, soll jene neutrale Stelle 
sein, die die tatsächliche Auswirkung der Um­
stellung auf die Mehrwertsteuer für die ein­
zelnen Preise berechnet. Dieser sogenannte 
"Entlastungsausschuß" hat bereits seine Arbeit 
aufgenommen. In ihm wirken alle mit: Fach­
leute der Ministerien, die großen Interessens­
vertretungen. Als Ergebnis seiner Arbeiten 
soll schließlich der Katalog von Entlastungs­
sätzen vorgelegt werden, aus dem der Unter­
nehmer ersehen kann, wie sich die Mehrwert­
steuer auf seine Preise auswirkt, ob er diese 
gleich lassen, erhöhen oder senken muß, und 
um wieviel. 

Diese Arbeit des "EntIastungsausschusses" 
hat aber nur dann einen Sinn, meine Damen 
und Herren, wenn tatsächlich sichergestellt 
werden kann, daß die einzelnen Unterneh­
mungen sich an die Berechnungen des Aus­
schusses letztlich auch halten und das nicht 
nur auf dem Papier steht. 

Der zweite von der Paritätischen Kommis­
sion eingesetzte Ausschuß - er steht unter 
dem Vorsitz des Herrn Bundesministers für 
Inneres - sollte hier nach einer Lösung 
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suchen, eben zur Durchführung, zur Admini- wieder einmal in Gefahr, es habe keinen Sinn 
stration. Dieser Ausschuß hat auch seine mehr, und anderes mehr. Man sollte sich diese 
Arbeit aufgenommen. Vorlage oder den Initiativantrag doch besser 

Zugegebenermaßen ist die Problematik ge­
rade hier nicht einfach. Es geht darum, wirk­
lich sicherzustellen, daß sich die Unterneh­
mungen an die Berechnungen halten, also 
Preiserhöhungen keineswegs über das berech­
nete Ausmaß hinaus durchführen und jeden­
falls die berechneten Preissenkungen vorneh­
men und weitergeben. Es besteht aber die 
Gefahr, daß die Unternehmungen in ihrer Kal­
kulation die Auswirkungen der Mehrwert­
steuer mit anderen Kostenveränderungen ver­
mischen und das Ergebnis dieser Mischkalku­
lation jede Uberprüfung der tatsächlichen Ein­
haltung der Berechnungen des "Entlastungs­
ausschusses" unmöglich macht. 

Es müssen deshalb gerade für diese Zeit be­
sonders strenge Regeln für die Genehmigung 
von Preiserhöhungen aus anderen als mehr­
wertsteuerbedingten Ursachen festgelegt wer­
den. Und schließlich kommt es darauf an, auch, 
so unangenehm es liist, entsprechende Sank­
tionen gegen jene Unternehmungen zu ergrei­
fen, die sich nicht an die Preisdisziplin halten. 
Wenn das tatsächlich, wie immer behauptet 
wird, nur Außenseiter sind, dann, glaube ich, 
steht nichts im Weg, daß wir uns bald bei 
den Beratungen und Verhandlungen finden 
werden. 

"Vir könnten uns eine Lösung nämlich in 
folgender Form vorstellen: Die Unternehmun­
gen werden verpflichtet, alle Preissenkungen, 
die im "Entlastungskatalog" berechnet wurden, 
tatsächlich durchzuführen, und keinesfalls 
über die berechneten Preiserhöhungen 
hinauszugehen. Unternehmungen, die zusätz­
liche Kostenerhöhungen geltend machen wol­
len, müssen dies jeweils bei der Paritätischen 
Kommission wie bis jetzt anmelden. Dies soll 
auf jeden Fall für Importwaren gelten, wobei 
bei den Importen gegebenenfalls schon im 
Entlastungskatalog auf die Auswirkungen der 
Zollsenkungen Rücksicht genommen werden 
sollte. Denn es kommt zu dem EWG-Vertrag. 
Mit 1. April können wir dlie Erwartung aus­
sprechen, daß er kommt, vielleicht sogar im 
Falle eines Interimsabkommens, was sehr gün­
stig wäre, ab 1. Jänner 1973 im Zusammen­
hang mit der Einführung der Mehrwertsteuer. 

Und nun, meine Damen und Herren, hat der 
Herr Bundesobmann der Osterreichischen 
Volkspartei erklärt: Die Partnerschaft ist wie­
der so groß in Gefahr, nur auf Grund des 
Initiativantrages des Preiskontrollgesetzes. Ich 
glaube, er ist schlecht beraten. Auch General­
sekretär Mussil hat wieder einmal stark ge­
sprochen: Die Paritätische Kommission sei 

anschauen. Denn eines ist klar: daß immer 
wieder der Hinweis, man sei bereit zu ver­
handeln auf der Basis des Dezemberabkom­
mens, unzulänglich ist. Das Dezemberabkom­
men gilt nämlich nur im Falle von Preiser­
höhungen, es gibt keine Aussage für Preis­
senkungen. Hier sind die Verhandlungsfragen 
zu lösen. Es gibt keine Bestimmungen, falls 
einer dagegen verstößt, daß er bestraft wird. 

Gegen jene Unternehmungen, die diese 
Spielregeln nicht einhalten, muß aber ent­
sprechend vorgegangen werden. Sie sollen der 
amtlichen Preisregelung, gegen die sie wettern, 
unterwoffen werden, wobei der amtliche Preis 
vorerst auf das Niveau vor der Mehrwert­
steuer festzusetzen ist. Darüber hinaus müßten 
aber diese Unternehmungen ihren ungerecht­
fertigten Gewinn - und hier sind die Presse 
und die Wirtschaft so stark dagegen -, also 
die Differenz zwischen den Preisen, die sie bei 
Einhaltung der Spielregeln hätten verlangen 
dürfen, und den Preisen, die sie tatsächlich 
verlangt haben, an den Staat abführen. Außer­
dem wären entsprechende Geldstrafen vorzu­
sehen. 

Das ist keine Marotte von uns, sondern das 
hat einen sehr guten Grund: Wenn man, wie 
es verschiedentlich vorgeschlagen wurde, bei 
festgestellten Verstößen lediglich eine amt­
liche Preisregelung einführt, ohne den bisher 
erzielten Ubergewinn für verfallen zu erklä­
ren, wird doch im Effekt - das werden Sie 
doch zugeben - derjenige finanziell besser 
abschneiden, der überhöhte Preise verlangt. 
Denn das ärgste, was ihm passieren kann 
- bei den Vorschlägen und Uberlegungen, 
die in der Diskussion schon geäußert wur­
den -, ist, daß er nam einiger Zeit diese über­
höhten Preise nicht mehr verlangen kann, 
wenn man daraufkommt, wenn die Uberprü­
fung das ergibt, das kann sein nach zwei, drei 
oder vier Monaten. Uberspitzt formuliert 
könnte man sagen, daß das so ist, wie wenn 
man jemandem, den man bei regelmäßigen 
Veruntreuungen ertappt hat, zwar verbietet, 
weiterhin zu veruntreuen, aber ihm die bisher 
veruntreuten Beträge beläßt. Und das wäre 
dom wirklich nicht sinnvoll. 

Es ist natürlim klar, daß solche preispoli­
tische Maßnahmen einer gesetzlichen Veranke­
rung bedürfoen. Es list klar, daß diese gesetzliche 
Verankerung bei der bestehenden Kompetenz­
verteilung in der Bundesverfassung von die­
sem Hohen Haus nur mit Zweidrittelmehrheit 
beschlossen werden kann. Wir haben von 
vornherein erklärt, um alle unbegründeten 
Ängste auszuräumen, daß wir diese Sonder-
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maßnahmen nur befI1istet, für den Zeitraum 
der Einführung der Mehrwertsteuer, festgelegt 
w,i:ssen wollen. 

Die Regierungspartei hat entspremend ihrer 
Verantwortung gegenüber der Wirtschaft und 
Bevölkerung dieses Landes im Haus einen 
entsprechenden Antrag eingebracht. Auf jeden 
Fall, meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei, wird eine solche Ge­
setzesänderung nur mit Ihrer Zustimmung er­
folgen können. Wir nehmen die heutige Er­
klärung der Bereitschaft, hier einen Weg zu 
suchen, gerne auf. Auch einige Gruppen in 
Ihrer Partei vertreten diese Meinung. Es wird 
sich zeigen, wo sich da und dort die Geister 
scheiden. Wir hoffen sehr, daß es ein gutes 
Gesetz wird. 

Ich möchte Sie jetzt schon darauf aufmerk­
sam machen, daß es unklug wäre, aus irgend­
welchen parteitaktismen Dberlegungen heraus 
der Regierung die notwendigen Preisgesetze 
zu versagen. Sie können sicher sein, daß die 
österreichische Bevölkerung Ihr Verhalten in 
dieser so wichtigen Frage aufmerksam verfol­
gen wird und wir alle eventuellen parteitak­
tischen Manöver Ihrerseits aufdecken werden. 
(Abg. S tau d in ger: Die Methode, mit einem 
Initiativantrag einzuleiten, läßt schließen, daß 
die Kompromißbereitschaft nicht sehr groß istl) 
Sie wissen gut, Herr Kollege Staudinger, daß 
es Zwischengespräche gab, die in den ganzen 
Jahren immer bloCkiert wurden, wo wir stär­
kere Maßnahmen verlangt haben. Sie, und Sie 
allein, hätten dann für die daraus entstehen­
den Konsequenzen die Verantwortung zu tra­
gen. 

Ich darf daher der Hoffnung, ja der Erwar­
tung Ausdruck geben, daß es zu den notwen­
digen Vereinbarungen auf preispolitischem 
Gebiet im Zusammenhang mit der Einführung 
der Mehrwertsteuer kommen wird. Dann, aber 
nur dann wird hier eine Situation geschaffen 
werden können, die einen möglichst leichten 
Ubergang vom derzeitigen Umsatzsteuer­
system ins Mehrwertsteuersystem in Oster­
reich finden läßt, im Interesse der österreichi­
schen Wirtschaft und der Bevölkerung unserer 
Heimat. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Pfeifer. 

Abgeordneter Pfeifer (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der OVP-Abgeordnete Dr. Kei­
mel hat heute bei seinen Ausführungen im 
Hause anerkennenswerten Mut bewiesen. Er 
konnte ganz einfach seine Plaudereien am 
Pult nur mit der optischen Hilfe des Plakates 
"Preistreiber" durchführen. Noch besser hätten 
Sie, Herr Abgeordneter, die Preistreiberge-

sinnung der Bundeswirtschaftskammer nicht 
dokumentieren können. Jedermann in Oster­
reich weiß längst - und Sie haben das ein­
deutig bewiesen -, daß die Preistreiber in der 
Bundeswirtschaftskammer sitzen. (Beifall bei 
der SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Lustig und treffend - lassen Sie mich das 
vielleimt noch sagen - ist nur, daß der 
OAAB-Abgeordnete Glaser dem Wirtschafts­
bund die passende Preistreibertafel aufs Red­
nerpult gehängt hat. (Neuerlicher Beifall bei 
der SPO.) 

Hohes Haus! Ich habe mir diese stunden­
lange Debatte sehr genau angehört, und ich 
habe auch die Kritik, die Sie von der rechten 
Seite dieses Hauses vorgebracht haben, sehr 
aufmerksam verfolgt. 

Da kommt der Kollege Dr. Zittmayr und 
meint: Ja, aus der Landwirtschaft, da wandern 
ja jährlich 30.000 Menschen ab. Große Frage: 
Wie war denn das seinerzeit bei der OVP? 
Ist da niemand abgewandert? (Abg. Dipl.-Ing. 
T s chi da: Nicht so viele!) 20.000 waren es 
auch bei Ihnen. Und Sie wissen alle ganz ge­
nau, Sie wissen genauso gut wie wir, daß es 
ganz einfach, auch mit den besten Methoden 
der Agrarpolitik, kaum möglich ist, eine Ab­
wanderung in andere Berufe zu stoppen. Wir 
halten das an und für sich auch für keinen 
echten großen Fehler, wenn Landwirte mit zu 
kleinen Betrieben zu der Entscheidung kom­
men, daß sie auch einen anderen Nebenerwerb 
anstreben. 

Wenn es nun heißt, meine Damen und Her­
ren von der OVP - auch der Abgeordnete 
Dr. Zittmayr hat das gesagt -, daß die Bauern 
sieben Tage dafür arbeiten müssen, daß es 
allen anderen möglichst gut geht, wenn er das 
generalisierend für alle Bauern sagt, dann muß 
man doch sagen, daß es richtiger heißen 
müßte: Sicherlich gibt es einige Berufssparten 
bei den Bauern in Osterreich, die einen langen 
Tag haben. Das weiß ich als Bauer genauso gut 
wie Sie. Aber man kann doch nicht hergehen 
und generalisierend sagen: Alle Bauern arbei­
ten sieben Tage die Woche. Da müssen Sie 
aber die Sonntagsmesse und die Kellerstunden 
auch einkalkuliert haben. Seien Sie ehrlich 
genug, um das zuzugeben. (ZwischenruJe bei 
der OVP.) Im weiß schon, Sie werden mit mir 
nie einverstanden sein, das ist ganz klar, 
und es ist üblich, daß, wenn ich zum Redner­
pult komme, der Bauernbund gewöhnlich laut 
wird oder zu smreien beginnt; das bin ich 
gewöhnt. 

Aber ich möchte hier nur eines sagen: Der 
Kollege Neuner meinte in seiner Argumenta­
tion, daß durch diesen schrecklichen Antrag 
der Abgeordneten Pfeifer, Broesigke, Wie-
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landner und Genossen bezüglich der 250.000-S- mayr und mehrere andere Ihrer Herren erklärt 
Einheitswertgrenze die Weinbauern - ich haben. Es heißt dann weiter, der Mehrwert­
hube mir das aufgeschrieben - mit einem steuerentwurf sei - wie dies Kollege Doktor 
Einheitswert von mehr als 300.000 S allmählich Mussil x-mal formulierte - nicht wettbe­
einen Computer brauchen werden. werbsneutral. Im Minderheitsbericht der OVP 

Darf ich Ihnen eines sagen: Das glaubt der 
Herr Dr. Neuner nicht, das glauben Sie, die 
Sie von der Materie etwas verstehen, nicht, 
und das glauben auch wir nicht. Aber ich habe 
das Gefühl, und das war auch so richtig aus 
der Diskussion herauszuhören, daß Sie bei 
Ihrer Ablehnung des heute in Rede stehenden 
Mehrwertsteuergesetzes nicht nur die Gründe 
an den Haaren herbei gezogen haben. Sie haben 
es ja auch nicht leicht. Sie machen nämlich 
eines, und zu diesem Schluß bin ich als Abge­
ordneter gekommen: Sie versuchen, mit der 
Mehrwertsteuer der Bevölkerung Angst zu 
machen. Ich möchte hier keinen hinkenden 
Vergleich ziehen, aber ich glaube, man sollte 
den Osterreichern von diesem Pulte aus sagen: 
Die Leute, die euch heute vor der Mehrwert­
steuer Angst machen, die haben euch doch 
schon einmal Angst gemacht vor den Kapuzen­
männern und vor der roten Katze! (Zustim­
mung bei der SPO.) 

sind dann noch weitere Ablehnungsgründe 
nachzulesen. 

Wenn man die Zeitungen liest, so kann man 
vielen Berichten entnehmen, daß sehr oft die 
Frage aufgeworfen wird - nachdem in Exper­
tenkreisen natürlich überall darüber Einigkeit 
besteht, daß die Einführung des Mehrwert­
steuersystems notwendig ist -, ob es sich 
die OVP überhaupt als große Oppositions­
partei leisten kann, dieses Mehrwertsteuer­
gesetz, das für die österreichische Wirtschaft 
so notwendig ist, rundweg abzulehnen. Jeder­
mann weiß, daß die Volkspartei während ihrer 
Regierungszeit ebenfalls die Einführung der 
Mehrwertsteuer erwogen hat, dann aber aus 
Angst vor der eigenen Courage dieses Problem 
so lange vor sich herschob, bis sie keine Regie­
rungsverantwortung mehr zu tragen hatte. 

Hohes Haus! Ich möchte nun als sozialisti­
scher Bauer zur vorliegenden Regierungsvor­
lage Mehrwertsteuergesetz Stellung nehmen. 

Wenn sich Herr Dr. Mussil über unsere Der Arbeitsbauernbund, also die sozialisti­
Bauerninitiative ärgert, dann kann ich das sehen Bauern, haben in vielen Gesprächen mit 
irgendwie verstehen. Ich möchte das ganz dem Herrn Finanzminister alle Probleme der 
leidenschaftslos ausdrücken: Na, ein aufrichti- österreichischen Landwirtschaft bezüglich der 
ger Freund der Bauern war ja der Herr Gene- Mehrwertsteuer sachlich diskutiert und er­
ralsekretär Abgeordneter Dr. Mussil nie. (Abg. reicht, daß wir heute ein Gesetz beschließen, 
Dipl.-Ing. T sc h i d a: Aber Sie auch nichtJ) daß kein einziger Bauer in Osterreich von 
Na, das werden Sie schon den Bauern über- diesem Mehrwertsteuergesetz auch nur das 
lassen müssen. Wenn die Bauern mehr für Sie geringste zu befürchten hat. Da nützen auch 
gewesen wären, dann würden Sie jetzt nicht alle Kassandrarufe der Volkspartei und 
auf den Oppositionsbänken sitzen. (Beifall bei Bauernbündler nichts. Jeder österreichische 
der SPO.) Bauer, der sich von Ihnen, meine Damen und 

Hohes Hausl Das vorliegende Bundesgesetz Herren von der OVP, noch ein Trugbild vor­
über die Besteuerung der Umsätze nach dem machen läßt, wird spätestens nach der Ein­
Mehrwertsteuersystem - Umsatzsteuergesetz führung der Mehrwertsteuer erkannt haben, 
1972 - ist eines - das ist schon wiederholt daß diese Entscheidung der sozialistischen 
festgestellt worden - der bedeutendsten Ge- Regierung und einer großen Mehrheit dieses 
setze für die gesamte österreichische Wirt- Hohen Hauses notwendig, sinnvoll und daher 
schaft, die in den letzten Jahrzehnten im öster- richtig war. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
reichischen Parlament behandelt wurden. Die Dipl.-Ing. T s chi da: Das goldene Zeitalter 
in Rede stehende Regierungsvorlage wurde brid1t an tür die Bauern!) 

im Unterausschuß und im Finanzausschuß in Jeder Bauer in Osterreich muß wissen, daß 
vielen Arbeitssitzungen ausgiebig durchbera- sein landwirtschaftlicher Betrieb, gleich ob 
ten. groß oder klein, ein Unternehmen ist. Jeder 

Bereits während der Ausschußberatungen Unternehmer hat natürlich auch in seinem 
ließ die große Oppositionspartei deutlich er- Betrieb immer und jederzeit ein gewisses 
kennen, daß sie diesem wichtigen Gesetz nicht Risiko zu tragen, das ihm niemand, auch nicht 
zustimmen wird. Die Ablehnungsgründe sind die jeweilige Regierung, abnehmen kann. 
bekannt. Sie sind heute x-mal vorgetragen Jeder Betriebsführer hat in seinem Betrieb 
worden. Sie lauten da etwa: Der Einführungs- täglich Entscheidungen zu treffen, die nur er 
zeitpunkt 1. Jänner 1973 ist aus Umstellungs- selbst zu verantworten und zu tragen hat. Wer 
gründen eine ausgesprochene Zumutung an das Mehrwertsteuersystem kennt, der weiß, 
die Wirtschaft, wie uns das Kollege Dr. Zitt- daß eine Pauschalierung systemwidrig ist. Wir 
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alle wissen aber, daß gerade die ganz große 
Zahl der österreichischen Landwirtschaftsbe­
triebe pauschalierte Betriebe, also nicht buch­
führende Betriebe, sind. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich betonen, 
daß in Osterreich die BuChführungspflicht in 
der Landwirtschaft bei einem Einheitswert von 
mindestens 600.000 S liegt. Wenn sich ein 
Bauer mit einem Einheitswert unter 600.000 S 
freiwillig zur Buchführung bereit erklärt und 
die Pauschalierung verläßt, so ist das nach 
wie vor seine freie EntsCheidung, die nur er 
zu treffen hat. Ich bin der Meinung, daß in 
diesem Gesetz sichergestellt sein muß, daß 
man sich einerseits über die Pauschalierung 
nicht eine Subvention holen kann und anderer­
seits für die freiwillige Entscheidung zur Buch­
führung nicht vom Staat, sprich vom Finanz­
amt, bestraft werden soll. 

Der § 22 dieses Gesetzes erleichtert die Er­
füllung der umsatzstcuerlichen Verpflichtun­
gen für nichtbuchführende Land- und Forst­
wirte. Für diese Unternehmer, die Umsätze im 
Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebes ausführen, wird die Steuer pauschal 
mit 6 Prozent der Bemessungsgrundlage fest­
gesetzt. (Abg. Dipl.-Ing. T s chi d a: Ist das 
hoch genug?) Die diesen Umsätzen zuzurech­
nenden Vorsteuerbeträge werden in gleicher 
Höhe, also ebenfalls mit 6 Prozent, veran­
schlagt. (Abg. Dipl.-Ing. T sc h i d a: Genügt 
das?) Ich komme dann schon bei meinen Aus­
führungen auch auf das Problem, Herr Kollege. 
Nur ein bißehen Geduld, ein bißehen abwarten, 
es kommt schon. Es ist sicherlich knapp kalku­
liert (Abg. Dipl.-Ing. T sc h i d a: Sehr, sehr 
knapp!), aber es wird für Sie immer zu knapp 
sein, das wissen wir ganz genau. 

Im Hinblick darauf, daß die Steuer für die 
eigenen Umsätze und die abziehbaren Vor­
steuern in gleicher Höhe festgesetzt sind, ent­
steht für nichtbuchführungspflichtige Land­
und Forstwirte demnach weder eine Zahllast 
noch ein Vorsteuerüberschuß. In diesen Fällen 
kann daher die Ermittlung der Steuer und 
ihrer Berechnungsgrundlagen unterbleiben. 

Mit dem Durchschnittssatz von 6 Prozent ist 
anzunehmen, daß die österreichische Land- und 
Forstwirtschaft weder begünstigt noch zusätz­
lich belastet wird. Mit dieser Art der Besteue­
rung kann für die nichtbuchführungspflichtigen 
Land- und Forstwirtschaftsbetriebe gesagt wer­
den, daß sie durch die Mehrwertsteuer, wie 
man auch den Erläuternden Bemerkungen des 
Gesetzes entnehmen kann, weder belastet noch 
belästigt werden. Bucb.führungspflichtige Land­
und Forstwirte, also alle nicht pauschalierten 
Betriebe, haben den halben Steuers atz mit 
8 Prozent zu verrechnen. 

Hohes Haus! Gestatten Sie mir, daß ich 
mich, nachdem ich selbst auch Weinbauer bin, 
mit den Auswirkungen der Mehrwertsteuer 
für die österreicb.ischen Weinbauern besdläf­
tige. Die OVP verlangt heute eine gleiche 
steuerliche Behandlung des Produktes Wein 
mit den übrigen landwirtschaftlichen Produk­
ten. Sie haben anscheinend schon vergessen, 
meine Damen und Herren der UVP, daß Sie, 
als Sie an der Regierung waren, das Produkt 
Wein niemals mit· anderen landwirtsChaft­
liChen Produkten gleich behandelt haben. Im 
Gegenteil! Ihr Finanzminister Koren hat gene­
rell auch für die Selbstvermarkter bei niedri­
gen Weinpreisen - die Weinpreise waren 
damals bei 4 und 5 S - zusätzlich generell 
für alle Weinbaubetriebe in Gsterreich 10 Pro­
zent Alkoholsondersteuer eingeführt, und der 
Bauernbund und seine Abgeordneten haben 
das fast stillschweigend zur Kenntnis genom­
men. (Abg. H i e t 1: Und Sie haben sie dann 
wieder eingeführt! Sie war terminisiert! -
Abg. S u p pan: Herr Pfeifer! Befristet ein­
geführtf) Die Masche mit der Befristung - ich 
komme schon darauf zurück - haben Sie da­
mals als persönlichen Ministerschutz vor den 
erregten Weinbauern erfunden und gebraucht 
und als letzte Beruhigungspille für die Wein­
bauern auf den damaligen heillosen OVP­
Regierungsmarkt geworfen. 

Ich stehe nicht an einzugestehen, daß der 
damalige Oppositionsabgeordnete und jetzige 
Finanzminister Dr. Androsch für meine Partei 
1969 am SPO-Parteirat erklärt hat, daß, wenn 
wir von der Bevölkerung beruf,en wer.den, 
die Regierung zu übernehmen, die von der 
Osterreichischen Volkspartei eingeführten 
Sondersteuern, natürlich auch die Alkohol­
sondersteuer, weiter Geltung haben müssen, 
da wir bereits 1969 erkannten, daß Ihr Regie­
rungserbe, was die Staatsfinanzen betraf, 
trostlos aussah. (Abg. Dipl.-Ing. T s chi da: 
Wie lange noch?!) Solange Sie wollen! ICh 
kann noCh eine halbe Stunde reden, wenn Sie 
wollen I (Abg. Dipl.-Ing. T sc h i d a: Nein, wie 
lange Sie sich noch auf die OVP ausreden wol­
len! - Abg. S u p pan: Herr Pfeifer, wie 
trostlos waren denn die Staatsfinanzen?) Wenn 
man Ihnen die Wahrheiten ins Gesicht sagt, 
dann werden Sie nervös. Das ist ja nichts 
Neues. (Beifall bei der SPO.) Fragen Sie ein­
mal den Finanzminister, er hat das sChon 
Dutzende Male erklärt, aber Sie werden es 
nie zur Kenntnis nehmen. (Abg. S u p pan: 
Nennen Sie Zahlen!) 

Die Mehrwertsteuer wird bei den Faßwein­
verkäufern deshalb nicht belastend wirken, 
weil sie in der Unternehmerkette an den 
Letztverbraucher weitergegeben wird. Bei den 
BuschensChenkern wird diese Steuer ebenfalls 

34. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 109 von 124

www.parlament.gv.at



2842 Nationalrat XIII. GP - 34. Sitzung - 15. Juni 1972 

Pfeifer 

an den Letztverbraucher weitergegeben, eine 
Ermäßigung ist aus Gründen der Wettbewerbs­
verzerrung leider nicht möglich. 

Hohes Haus! Mit besonderer Befriedigung 
stelle ich gemeinsam mit lJirka 20.000 bis 
30.000 selbstvermarktenden Wednbauern fest, 
daß es bei den Gesprächen mit dem Herrn 
Finanzmiruster möglich war, jene v,iele Tau­
sende kleine Weinbaubetriebe, die seit Jahren 
mühselig und oft unter schwieI1igsten Umstän­
den 'ihre Ware direkt als Weinhauer an den 
Letztverbraucher, den Weinkonsumenten, ver­
kaufen, von der Mehrwertsteuerbelastung ,im 
wesentl!ichen durch die beiden Abänderungs­
anträge der Abgeondneten Pfeifer, Dr. Broe­
sigke, Wielandner und Genossen zu entlasten. 
Mit diesen Abänderungsanträgen wird sicher­
gestellt, daß für alle Weinbauern, eHe ihre 
Ware an den Letztverbraucher verkaufen, so­
weit der Einheitswert der weinbaumäßig ge­
nutzten Fläche einen Wert von 250.000 S nicht 
über:steigt und der Erzeuger den We,in im 
Rahmen seines landwirtschaftlichen Betriebes 
liefert, der halbe Satz, also 8 Prozent, zu be­
rechnen ist. Für einen pauschalierten Selbst­
vermarkter bedeutet das, daß er 6 Prozent 
Vorsteuer abztiehen kiann. 1,7 Prozent hatte er 
bisher Umsatzsteuerbelastung, sodaß er durch 
die Mehrwertsteuer nur eine echte Zahllast 
von 0,3 Prozent ausweisen kann. (Abg. H i e t 1: 
Muß!) Diese Maßnahme war bei den Selbst­
vermarktern deshalb notwendig, weil diese 
meist kleinen Betriebe den vollen Satz der 
Mehrwertsteuer an ihre Kunden nicht weiter­
geben können. 

Festhalten möchte ich noch, daß durch diese 
Abänderungsanträge eine Erleichterung für 
mehr als 80 Prozent aller selbstvermarktenden 
Weinbaubetrilebe geschaffen wurde. Ein Ein­
heitswert der weinbaumäßig genutzten Fläche 
von 250.000 S entspnicht einer Weingarten­
fläche von 5 bis 7 ha. (Abg. Ing. Ho ist e t tel: 
Wo?) Nennen Sie mlir ein Beispiel, nennen 
Sie mir Ihren Einheitswert, Herr Kollege. 
R!eden wir von Langenlais, reden wir von 
Retz. Es ~st ja ganz klar: Ich weiß doch, Herr 
Kollege, wlie unangenehm Ihnen die:ser Antrag 
ist. Slie dürfen ja nicht zustimmen, weil Sie 
das Gesetz ablehnen müssen. Es list doch ganz 
klar, daß Ihnen das unter die Haut geht. Nur 
so billig geht es ruicht, meine Herren, daß Sie 
sich hier als Bauernvertreter aufspielen und 
dann geglen die Bauern stimmen. (Beifall bei 
der SPtJ. - Abg. Dip1.-Ing. T s chi da: In 
Jois 37 Prozent bei den VollerwerbsbetliebenJ) 

Hohes Hausl Diese für Tausende Wein­
bauern in unserem Lande wichtige Entschei­
dung bedeutet nicht, wlie di'e OVP und lihre 
Weinbauernvertreter behaupten, eine Grenz-

ziehung quer durch eine Gruppe von Land­
wirten, sondern eine Agrar- und Flinanzpol'i tik 
,aus einem Guß, die s'ich nach vernünftigen 
Uberlegungen den wirtschaftlichen Notwen­
digkeiten n:icht verschließt, sondern !im Rah­
men des Möglichen anpaßt. 

Hohes Haus! Die OVP, die große Opposi­
tJionsparteii dieses Hauses, wird diese:s Gesetz 
ablehnen. Ihre LandW!irtschaftsabg<eordneten 
und We<inbauvertreter - der Kollege Hietl 
wird das dann gleich tun - werden auch 
gegen die Landwirtschaft und g'egen die Inter­
essen ihrer eigenen Weinbauern stimmen. Wir 
Sozialiisten aber stimmen diesem großen 
Reformwerk der Steuergesetzgebung zu, weH 
wü wissen, d:aß wir nlicht mit den Mitteln von 
gestern die Probleme von morgen lö:sen 
können. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident: Als näChster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Hietl. 

Abgeordneter Bietl (OVP): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Fast 
neun Stunden beschäftigen wir uns heute mit 
der Materie der Mehrwertsteuer, 'einem 
Thema, das siCherlich 'l1icht nur umfangreich, 
sondern auch sehr wesentlich ist und in der 
gesamten Gestaltung des Steueraufkommens 
,eine derartlige Rolle spiielt, daß es notwendig 
list, auch nach neun Stunden dazu das Wort 
zu ergreifen und vielleicht 'einige Sachen ins 
richtige Lot zu stellen. SoziaListische Vertreter 
- wde sagte MühlbaCher? - waren im Unter­
ausschuß schweigende Unterhändler und haben 
hJier groß das Wort ergniffen, was sie alles 
bei den Verhandlungen geleistet haben. Ich 
glaube. es ist notwendig, dazu kurz Stellung 
zu nehmen. 

Der für mich interessanteste Ausspruch .im 
Lauf der heutigen Debattenbeiträge von Sozia­
;l,tsten und FreiheitliChen war jedoCh der, den 
Kollege Dr. Stix von siCh gegeben hat. Kollege 
Dr. Stix hat erklärt, der Binführungstermün 
1. 1. 1973 sei ihm ebenso unangenehm wie uns 
von der OVP und hat die Erkenntnis g,ehabt, 
daß der nichtige Zeitpunkt ein Jahr später 
wäre, aber dieser Termin im Plan der Soziali­
sten einbetonliert war. 

Ich muß dazu sagen: b~i aller Ehre und aller 
meliner Wertschätzung, die ich dem Herrn Ab­
geOIdneten Dr. Broesigke als sachlichen Ver­
handlungspartner entgegenbringle, hier ist ein 
Bruderzwist lim Hause der FPO ausgebrochen. 
Aber das :sei Sache der FPO selbst. Das sei Ihre 
Sache. Dazu wollen wir uns in Ihre Angelegen­
heiten !llIicht einmengen. Es sei nur f€stgestellt, 
daß sich auch aus Ihren Reihen so manches 
Unbehagen bei diesem Gesetzesbeschluß er­
gab. Ich weiß auCh von Funktionären draußen, 
daß sie ähnlicher Meinung sind. 
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Und nun noch zu Herrn Abgeordneten Lane! 
Sie haben lin Ihren Ausführungen erklärt, die 
Vertretung der OVP-Abgeordneten im Unter­
ausschuß wären Spielbuben gewesen und 
haben dabei Kollegen Dr. König Z1itiert. Ich 
weise diesen Vorwurf zurück. W'ir haben sach­
lich und ernst an diesen Beratungen teilge­
nommen, während Sie dazu geschwiegen oder 
polemische Bemerkungen von sich gegeben 
haben. (Beifall bei der OVP.) 

Auf die Ausführungen meines Vorredners 
und Herrn Berufskollegen werde ich noch im 
Laufe mein,er Ausführungen zurüc:kkommen. 

Ich darf feststellen, daß so manche Beiträge, 
die wlir im Unter ausschuß geNefiert haben, auf 
unsere Initiative und durch unsere Vorschläge 
jetzt 'in diese Gesetzesmaterie eingebaut 
wurden und daß die Damen und Herren 
der Sozlialistischen Partei das j1etzt als das Ihre 
herausstellen. 

Eine Fest'ellung: Der Herr Abgeordnete Lane 
hat angeblich - ich hoffe, lieh bin hier IlIicht 
falsch !inform.iert - ,als Präsident des ASKO 
der Presse groß erklärt, die unechte Befreiung 
der Sportvereine sei die Leistung der SPO­
Abgeordneten im Unteraussmuß. 

Ich muß hier richtigstellen, der erste Debat-
1lenredner dazu, der das verlangt hat, war ich 
selbst. Ich bitte, das auch zur Kenntnis zu 
nehmen. Als Funktionär, der Jahrzehnte lang 
draußen in kleinen Sportvereinen tätig list, 
kenne ich diese Sorgen und Anliegen. WIÜ 
werden das auch unseren Freunden, die in den 
Sportvereinen tätig sind, dementsprechend mit­
teHen. (Beifall bei der OVP.) 

Bin weiteres: die Befreiung der Feuerwehren 
- ebenfalls ein Antrag von uns, den wir 
Ihnen so nahegelegt haben, daß Sie sich nicht 
verschließen konnten, belizutreten, obwohl Sie 
von Haus· aus sicherhch anderer Meinung 
waren, sonst wäre der Gesetzentwurf von 
Haus aus anders gewesen und hätte anders 
gelautet. (Abg. L an c: Stimmen Sie jetzt für 
die Steuerbeireiung?) Ich bitte, auch das zur 
Kenntnis zu nehmen, damtit hier alles ins 
r.ichtige Lot kommt. 

Der Kostenersatz bei der Sozialversiche­
rungsanstalt list wieder etwas, wo die Bauern­
schaftecht benachtetiligt list, da wir, die wir 
zum Teil unsere Honorarbeiträge zu den 
Soz~alverslicherungsanstalten selbst leisten 
müssen, nicht vorsteuerabzugsbereeh1ligt sind. 
Anderen wtird der gesamte Betrag von den 
Sozial versicherungsanstalten bezahlt. - Auch 
das nur zur KlarsteIlung. 

Und nun zu uns,erem Abänderungsantrag, 
zum § 10: Erdölprodukte mit 16 Prozent, mit 
vollem Steuers atz. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es ist 
sdlOn oft genug dn den letzten beiden Jahren 
in diesem Hause darüber gesprochen worden, 
daß die Belastungen der Landwirtschaft .immer 
größer werden. Im vergangenen Jahr mußten 
wir durch diese Reg.ierung eine Erhöhung des 
Dieselölpreises hlinnehmen und nun weiterhin 
den vollen Steuersatz leisten, was eine weitere 
kalkulierte Preoiserhöhung von rund 40 Gro­
schen pro l1iter Dieselöl in erster Linie für die 
Landwtirtschaft bringen wird. Sie haben kein 
Verständnis. Ich werde diesen Abänderungs­
antrag noch einbringen. Wenn Sie Verständ­
nis tür die Landwirtschaft haben, dann werden 
Sie berent sein, dafür zu stimmen, daß hier 
eine günstigere Regelung getroffen wird. 
Wenn Sie 'seit den Ausschußberatungen Ihre 
Metinung nicht geändert haben, dann darf an­
genommen werden, daß Sie kein Verständnis 
für tdlie Landwirtschaft haben. 

Ein weiteres: Düngemittel - ebenfalls vol­
ler Steuersatz. Kein Verständnis von Ihnen. 
Düngemittel, die bisher, meine Damen und 
Herren, umsatzsteuerfroeri für den Landwirt 
waren ... Sie lachen dazu, Herr Abgeordneter 
Wodica; lieh kann Sie verstehen. Sie haben 
ja kein Interesse an der gesamten Landwirt­
schaft. 

W1e sagte doch der Herr Bundeskanzler? 
51 Prozent der Osterre.icher interessi,eren uns, 
die restlichen 49 Prozent nicht. Und da Sie 
sich von der Landwirtschaft politisch nichts 
erwarten, sind Ihnen aueh die Anlliegen der 
Landwirtschaft völlig gleichgültig. So kann 
man auch PoHtik machen. (Beifall bei der OVP.) 

Kollege Pfeifer hätte hier die Möglichkeit 
gehabt, anders zu reden. Die Verteuerung 
dieser Produkte, mit denen die Landwrirtsd1aft 
zu tun hat, die lassen Sie ruhig links Hegen. 
Ebenso unsere ForstIandwirte, die wegen der 
gedrückten Holzpreise derzeit schwer ~m 

Existenzkampf liegeI!. Auch dafür genauso 
wenig Verständnis, wie Sie es beli allen Zwei­
gen der Landwirtschaft haben. 

Und nun, Kollege Pfeifer, zu der Regelung 
in unserem bekannten Berufszweig, den man 
oft so mit einer lächerlichen Geste abtut, den 
Weinbau. Ich weiß ja nicht, wer der Initiator 
war! Ihre Regelung, dle Sie getroffen haben, 
war schlecht. Viele rühmen sich heute, den 
Herrn Finanzminister darauf aufmerksam ge­
macht zu haben. Ich wetiß nur, daß ~ch immer 
wieder iin jeder Sitzung des Unterausschusses 
vom Mlinister eine Regelung des Weinbaues 
verlangt habe, aber auch in diesem Falle zeigte 
sich der Mdnister :so wie seine Abgeordneten 
im Unteraussehuß schweigend, keine Antwor­
ten dazu. Mlit allen möglichen Minigruppen 

34. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 111 von 124

www.parlament.gv.at



2844 Nationalrat XIII. GP - 34. Sitzung - 15. Juni 1972 

Hietl 
wurden Verhandlungen geführt. Mein Berufs­
verband hat einige Male beim Herrn MiIllister 
vorgesprochen. Vielleicht konnte er den Mini­
ster überzeugen, zu einer Teillösung zu kom­
men, die aber nicht befriedigend 'ist. 

Uberlassen Sie mir die Sorge um meine 
Kollegen, ob wir dazu ja oder nein sagen 
können. W:ir wissen, daß das eine Regelung 
ist, die den gesamten Weinbau nicht befrie­
digen kann. Ich könnte Ihnen hier Beispiele 
noch und noch aufzählen. 

Und hrier darf iich Ihnen - ich glaube, Sie 
kennen sie - die "BurgenläIlldische Freiheit" 
zitieren. Diese burgenländische Wochenzei­
tung, die "Burgenländische Freiheit" - und 
hier darf lich zitieren -, schreibt: 

Wohl hat vor kurzem erst der OVP-Bauern­
bund des Landes die Zeitungen mit einer Aus­
sendung belästigt, ,in der er sich über die Be­
lastungen der Weinbauern durch die Einfüh­
rung der Mehrwertsteuer besorgt zeigte. Aber 
in der lentscheidenden Phase der VerhandlU!D.­
gen verließ er die Beratungen und überließ 
es den SO:zJialtisten, die Interessen der Wein­
bauern zu wahren. 

Meine Damen und Herren I Wir haben von 
der ersten bis zur letzten Minute sehr energ,isch 
und sehr sachlich unseren Standpunkt vertr·e­
ten. Uns jetzt unwahre Vorhaltungen zu 
machen, wir wären ausgezogen und hätten 
den Sozial:isten die Regelung überlassen, das 
ist eine ganz gemeine, brutale Lüge, die ich 
zurückweisen mußt (Beifall bei der OVP.) Nur 
deswegen S1ind wir ausgezogen, weil der Herr 
Minister nicht bereit war, uns auf unsere Fra­
gen Antworten zu geben - das war die Ent­
scheidung! -, und nicht deswegen, weil wir 
die Interessen des Weinbaues nicht vertreten 
wollten. (Zwischenruf des Abg. Dr. F 1 eis c h­
man n.) 

Der Herr KoUege Pfeifer hat hier erklärt, 
die Belastungen der Landwirtsdlaft und des 
Welinbaues würden durch die Einführung der 
Mehrwertsteuer wesentlich geringer. Ich darf 
Ihnen sagen, daß in den nächsten fünf Jahren 
durch diese Regelung allein aus dem Weinbau 
4,9 Mlilliarden Schilling Mehreinnahmen für 
den Staat kommen werden. Und da haben Sie 
den Mut, davon zu sprechen, eine wesentliche 
Erleichterung werde hier getroffen. (Beifall bei 
der OVP.) Diese RegelU!I1g kann nur dazu füh­
ren, daß im Endprodukt, wenn man die Land­
wirtschaft und die Weinbauproduktion etwas 
entlasten will, nur eine Verteuerung kommen 
kann. Dafür, meine Damen und Herren, tragen 
eben Sie, die hier für diese Gesetzesmaterie 
stimmen, die Verantwortung. 

Im könnte Ihnen Beispiele noch und noch 
anführen, Wlie sich die Steuerabgaben für die 
ProdukNon und für das Produkt firn gesamten 
wesentlich erhöhen. Ich bin überzeugt, der 
Herr Mlintster ist sich über die Problematik 
im klaren, aber aus einem reinen Politikum 
hemus hat er diese Regelung getroffen. 

Diese Teilregelung, meiine Damen und Her­
ren, trifft aber ein weiteres. Man wirft uns 
gerne vor, wir wären nicht /in der Lage, die 
Absatzvermarktung selbst zu regeln. Nun 
haben wir uns mlit Mitteln, die die einzelnen 
Landwirte und die einzelnen Weinbauern 
selbst leisten mußten, was ihnen schwerftel, 
unsere Genossenschaften aufgebaut. Und ge­
rade gegen diese Genossenschaften Z'iehen Sie 
jetzt zu Felde, indem Sie keine 8 Prozent­
Regelung treffen, sondern den vollen Steuer­
satz für diese Genossenschaften gesetzl1ich ver­
ankern, deren Mitglieder KleinbetI1iebe und 
Kleinstbetriebe sind und die in der Endphase 
die 16 Prozent-Rüdewirkung haben. Wenn Sie 
das Genossenschaftswesen verstehen, dann 
würden Sie etwas anders denken, aber ich muß 
sehen, Sie haben keine Ahnung davon I 
Zwischenrufe können Sie machen. (Beifall bei 
der OVP.) . 

Herr Minister! Ich hätte ein paar Fragen, 
die -ich bitte mir zu beantworten, die für mich 
auf Grund der Sachlage unklar sind. 

Wie ist das Verhältnis ... (Zwischenrufe bei 
der SPO. - Der Prä s i den t gibt das Glok­
kenzeichen.) Ich werde dann schließen, wenn 
ich glaube, daß ich mit meinen Ausführungen 
zu Ende bin und nicht, wann es Ihnen recht 
ist. (Beiiall bei der OVP.) 

Herr Minister! Eine Frage. Im bin ein Bauer, 
der unter 250.000 S Einheitswert hat, habe 
20 Prozent meiner eigenen Ernt'e zugekauft, 
weil es absatzmäß:ig notwendig war, wie ist 
hier die Versteuerung? Muß ich nur diese 
20 Prozent mit 16 Prozent vellsteuern, weil es 
Zukauf list, oder muß /im auch meine eigene 
Produktion mit 16 Prozent versteuern? Das 
geht aus dem Gesetz nicht klar hervor! Hier, 
glaube ich, ist es notwendig, etwas klarzu­
stellen! (Neuerliche Zwischenrufe bei der 
SPO.) Wenn Sie mich stören wollen, meline 
Damen und Herren, wird es halt ein bisserl 
länger dauern. (Zustimmung bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich darf auch 
-eine wesenHime Regelung erwähnen, die sehr 
notwendig list um die, ich weiß nicht warum, 
ein besonderes "lJiebkind" - im umgekehrten 
Sinn - des Herrn Rinanzmmisters ist. Das list 
die Regelung des Buschenschankes. 

Wlissen Sie, daß auf GrunJd der Einführung 
der Mehrwertsteuer jedes Glas, das Sie im 
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Hietl 

Buschenschank konsumieren, mit 42 Prozent 
jenes Preises, den Sie bezahlen, mit Steuer 
belastet iist? Denken Sie einmal darüber nach, 
wenn Sie für e;in Produkt gleich 42 Prozent 
dem Fliskus abliefern müssen! WÜ wollen den 
Buschenschank. Wir wollen eine Regelung, um 
es dem Kleinbetrieb durch Einsatz seiner Fami­
lie zu ermöglichen, ein günsNgeres Hinkom­
men zu erhalten, und S!ie sind es, die diese 
Leute bestliafen, nur deswegen, weH sie bei­
tragen, auch draußen in den einzelnen Dörfern 
vor allem für den Fremdenverkehr zu sorgen. 
Denn jeder von Ihnen, der in (He Dörfer hin­
auskommt und sich seinen Urlaub in irgend­
einer Weise vergönnt, möchte auch ganz gerne 
einmal einen solchen Buschenschankbetrieb 
besuchen. Aber mit dieser Regelung, mit dieser 
Methode bestrafen Sie gerade unsere Klein­
betriebe, die die Last auf sich nehmen und 
auch samstags und sonntags arbe'iten. Wenn 
hier Herr Kollege Pfeifer gesagt hat, es gibt 
nicht solche, die sieben Tage ,arbeiten, außer 
sie zählen die Küchen- und die Kellerstunden 
dazu, kann ich Ihnen sagen: Jawohl, das kann 
man auch aLs Kellerstunden bezeichnen, wenn 
s,ich diese Familie'11 draußen auch samstags 
und sonntags hinsetzen, um !ihre Gäste zu be­
dienen. Und dafür bestliaft man sie, weil man 
ihnen statt bisher 1,7 Prozent nun 16 Prozent 
Steuer auflastet. Haben Sie schon einmal dar­
über nachgedacht? (Beifall bei der avp.) 
15.000 Betriebe, meine Damen und Herren, be­
schäftigen sich in Niederösterreich und Burgen­
land mH diesem Buschenschank, und Sie sind 
es, die diese Betniebe unbedingt umbringen 
wollen. 

Ich darf nun ellJl!lge Abänderungsanträge 
einbringen, und ich bitte, daß der Schriftführer 
sie zur Verlesung bringt. 

Meine Damen und Herren! Der Herr F:inanz­
minister hat sie mir so bereitwdllig aus den 
Händen genommen, daß lich annehme, daß das 
ein Fingerzeig für Sie sein soll, unseren Ab­
änderungsanträgen, die zWe!ifellos besser sind 
als die Ihren, beizutreten! (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Zum Wort meldet sich der Herr 
Minister. Bitte. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Nur weil eine 
Fragebeantwortung erbeten wurde, möchte ich 
sie gerne geben. Ich wollte nur darauf ver­
weisen: Service des Finanzministeriums, wo 
immer es geht, auch lin diesem Fall. (Beifall 
bei der SPtJ.) 

Herr Abg'eoI1dneter Hietl! Sie haben heute 
das Problem des selbsterzeugten Weines und 
des Zukaufes. Und dieses Problem haben Sie 

in gleicher W~ise bei der künftigen Regelung, 
das heißt, für einen Zukauf 16 Prozent und 
für den anderen, für den selbst produzierten 
Wein 8 Prozent, sofern der Einheitswert 
250.000 S ruicht übersteigt. 

Präsident: Die vom Herrn Abgeordneten 
Hietl eingebrachten Anträge sind genügend 
unterstützt. Es wird der Herr SChriftführer 
Dr. Fiedler sie zur Verlesung bringen. Bitte, 
Herr Doktor. 

Schriftführer Dr. Fiedler: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, 
Dr. Keimei, DDr. König, Hietl, DDr. Neuner 
und Genossen zur Regierungsvorlage 
(145 d. B.) betreffend ein Bundesgesetz über 
die Besteuerung der Umsätze - (Umsatz­
steuergesetz 1972) in der Fassung des 
BeriChtes des Finanz- und Budgetaus­
schusses (382 d. B.) 

Der Nationalrat wolle besChließen: 

1. Im § 2 Abs. 4 Z. 2 ist der Punkt durch 
einen Beistrich zu ersetzenj folgende Z. 3 
ist anzufügen: 

,,3. die Tätigkeit der öffentlich-rechtlichen 
Fonds." 

2. Dem § 2 Abs. 5 ist folgender Satz 
anzufügen: 

"Die Tätigkeit der Freiwilligen Feuer­
wehren ist grundsätzlich keine Tätigkeit 
gewerbliCher Art, soweit diese nicht im 
Rahmen einer GewerbebereChtigung aus­
geübt wird." 

3. Im § 10 Abs. 2 Z. 3 lit. a tritt an die 
Stelle der Zitierung "Anlage Z. 1" die 
Zitierung "Anlage Z. 2". 

4. Im § 10 Abs. 2 ist nach Z. 3 folgende 
neue Z. 4 einzufügen: 

.. 4. sonstige Leistungen, die für einen 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
erbraCht werden und deren Hauptzweck auf 
die Land- und ForstwirtsChaft gerichtet ist 
(§ 22 Abs. 3 und 4) j" 

5. Im § 10 Abs. 2 erhalten die Z. 4, 5, 6 
die Bezeichnung Z. 5, 6, 7. 

6. Im § 10 Abs. 2 erhält die Z. 7 die 
Bezeichnung Z. 8, wobei folgende lit. e anzu­
fügen ist: 

"e) ferner die Umsätze der tedmisdlen 
Büros und projektierenden Baumeister, der 
Betri1ebsberater, Betriebsorganisatoren . und 
Vermögensberater, der Gebäudeverwalter, 
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Sdlriftführer 
Realitätenvermittler, Geschäfts- und Woh­
nungsvermittler, der Vermögensverwalter, 
der Inkassoinstitutionen, der Zahntedmiker, 
der Detektive, der Ubersetzungsbüros, der 
Pressephotographen, der Holzbildhauer und 
Steinbildha uer ... 

7. Im § 10 Abs. 2 erhalten die bisherigen 
Z. 8 bis 20 die Bezeichnung Z. 9 bis 21. 

8. Im § 10 Abs. 2 erhält die bisherige 
Z. 21 die Bezeichnung Z. 22 und hat zu 
lauten: 

,,22. die Aufgabe von Bestandrechten 
sowie die Stillegung von Betrieben, soweit 
hiefür Entgelte gezahlt werden;" 

9. Im § 10 Abs. 2 erhält die bisherige 
Z. 22 die Bezeichnung Z. 23. 

10. Im § 26 treten an die Stelle der Zitie­
rungen ,,31. Dezember 1972", ,,1. Jänner 
1973", ,,31. Dezember 1977" und "des 
Kalenderjahres 1972" jeweils die Zitierun­
gen ,,31. Dezember 1973", ,,1. Jänner 1974", 
,,31. Dezember 1978" und "des Kalender­
jahres 1973", an die Stelle der Zitierung 
,,§ 12 Abs. 10" die Zitierung ,,§ 12 Abs. 8", 
an die Stelle der Zitierung ,,§ 10 Abs. 2 
Z. 7 und 8" die Zitierung ,,§ 10 Abs. 2 
Z. 8 und 9". 

11. Im § 21 treten an die Stelle· der Zitie­
rungen "des Kalenderjahres 1972", 
,,31. Dezember 1972", ,,1. Jänner 1913", "im 
Jahre 1973", "vor Ablauf des Jahres 1972", 
,,31. Dezember 1970", ,,1. Jänner 1911" und 
,,31. Jänner 1973" die Zitierungen lIdes 
Kalenderjahres 1973", ,,31. Dezember 1973", 
,,1. Jänner 1974", "im Jahre 1974", "vor 
Ablauf des Jahres 1973", ,,31. Dezember 
1971", ,,1. Jänner 1972" und ,,31. Jänner 
1974". 

12. Dem § 27 Abs. 2 werden folgende 
Sätze angefügt: 

"An Stelle dieser Entlastung kann der 
Unternehmer über Antrag den Vorsteuer­
abzug durch Anwendung eines einheitlichen 
Entlastungssatzes von 4 Prozent der 
Bemessungsgrundlage (Abs. 13) geltend 
machen. Soweit der Unternehmer für Teile 
des Vorratsvermögens eine Zuordnung zu 
den Gruppen nicht vornimmt, ist an Stelle 
dieser Entlastung ein Pauschal entlastungs­
satz von 2 v. H. der Bemessungsgrundlage 
(Abs. 13) anzuwenden." 

13. Im § 27 Abs. 9 Z. 1 lit. b tr€ten an die 
Stelle der Zitierungen ,,§ 6 z. 7 bis 15" 
und ,,§ 12 Abs. 11" die Zitierungen ,,§ 6 
Z. 8 bis 16" und ,,§ 12 Abs. 9". 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. KeimeI, DDr. König, 
Hietl, DDr. Neuner, Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 
und Genossen zur Regierungsvorlage 
(145 d. B.) betreffend ein Bundesgesetz über 
die Besteuerung der Umsätze - (Umsatz­
steuergesetz 1972) in der Fassung des 
Berichtes des Finanz- und Budgetaus­
schusses (382 d. B.) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. § 4 Abs. 2 hat wie folgt zu lauten: 

,,(2) Zum Entgelt gehört auch, was ein 
anderer als der Empfänger dem Unter­
nehmer für die Lieferung oder sonstige 
Leistung gewährt. Dies gilt nicht für bundes­
gesetzlich oder landesgesetzlich geregelte 
Zuwendungen aus öffentlichen Kassen oder 
aus Mitteln öffentlich-rechtlicher Fonds." 

2. § 4 Abs. 3 hat wie folgt zu lauten: 

,,(3) Nicht zum Entgelt gehören 

1. Beträge, die der Unternehmer im 
Namen und für Rechnung e'ines anderen 
vereinnahmt und verausgabt (durchlaufende 
Posten). 

Das gleiche gilt für die Beträge, die ein 
Spediteur oder Frachtführer für Zölle, Ein­
fuhrumsatzsteuern und sonstige Eingangs­
oder Ausgangsabgaben sowie für Gebühren, 
Verwaltungsabgaben und Barauslagen für 
kostenpflichtige Amtshandlungen für seine 
Auftraggeb'€r entridltet. 

2. Beträge bis zur Höhe der Anschaffungs­
kosten von Gegenständen, die der Unter­
nehmer anläßlich deren Wiederveräußerung 
vereinnahmt oder gemäß § 11 in Rechnung 
stellt, wenn er diese Gegenstände in 
gebrauchtem Zustand von einer Person er­
worben hat, di€ nicht Unternehmer im Sinne 
des § 2 ist, die insoweit geminderte Umsatz­
steuer auf der Rechnung gesondert ausweist 
und über die Anschaffung und Veräußerung 
des Gegenstandes einen gesonderten Buch­
nachweis führt." 

3. § 4 Abs. 9 hat wie folgt zu lauten: 

,,(9) Im Falle des § 1 Abs. 1 Z. 2 tritt an die 
Stelle des Entgelts der Teilwert des ent­
nommenen Gegenstandes." 

4. Die Uberschrift des § 14 hat zu lauten: 
"Besteuerung nach Durchschnittssätzen". 

5. Im § 14 haben die Abs. 1 und 2 zu 
lauten: 

11 (1) Der Bundesminister für Finanzen 
kann mit Verordnung für die Ermittlung 
des Umsatzes für Gruppen von Unter­
nehmern Durchschnittssätze aufstellen. Die 
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Sduiflführer 
Durchschnittssätze sind auf Grund von 
Erfahrungen über die wirtschaftlic:hen Ver­
hältnisse bei der jeweiligen Gruppe von 
Unternehmern festzusetzen. 

(2) In der Verordnung werden bestimmt: 

1. die Gruppen von Betrieben, für die 
Durchschnittssätze anzuwenden sind; 

2. die für die Einstufung jeweils maß­
geblic:hen Betriebsmerkmale. 

Als solc:he kommen insbesondere in Be­
tracht: 

a) bei land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben die Betriebsart und der Einheits­
wert, 

b) bei gewerblichen Betrieben die ört­
lic:he Lage, die Ausstattung, die Konkurrenz­
verhältnisse, der Wareneingang oder 
Wareneinsatz und die Zahl der Arbeits­
kräfte der Betriebe; 

3. die Art der Umsatzermittlung für die 
einzelnen Gruppen von Betrieben durc:h 
Aufstellung von Kennzahlen zur Verviel­
fältigung des Einheitswertes, von Rohauf­
sc:hlagssätzen auf den Wareneinsatz oder 
von Kennzahlen zur Vervielfältigung von 
Reingewinnsätzen beziehungsweise von 
Reingewinnsätzen einsc:hließlich Zuschlägen 
für beschäftigte Arbeitskräfte; 

4. der Veranlagungszeitraum, für den die 
Durchschnittssätze anzuwenden sind; 

5. der Umfang, in dem Abgabepflichtigen, 
deren Umsatz nach diesen Durchschnitts­
sätzen zu ermitteln ist, Erleichterungen in 
der Führung von Aufzeichnungen gewährt 
werden." 

6. Im § 14 erhalten die bisherigen Abs. 1 
bis 4 die Bezeichnung 3 bis 6. 

7. Im § 21 hat der Abs. 1 wie folgt zu 
lauten: 

,,(1) Der Unternehmer hat - soweit nicht 
Abs. 6 gilt - binnen einem Kalendermonat 
und zehn Tagen nach Ablauf eines 
Kalendermonats (Voranmeldungszeitraum) 
eine Voranmeldung abzugeben, in der er 
die für den Voranmeldungszeitraum zu ent­
richtende Steuer (Vorauszahlung) unter ent­
sprechender Anwendung des § 20 Abs. 1 
und 2 und des § 16 selbst zu berechnen 
hat. Der Unternehmer hat innerhalb der­
selben Frist die Vorauszahlung zu ent­
richten. Ist bis zum Ablauf des Vor­
anmeldungszeitraumes, in dem die Steuer­
schuld nach § 19 Abs. 2 Z. 1 entstanden ist, 
eine Rechnungserstellung noch nicht erfolgt 
und steht die Höhe des Entgeltes noc:h nicht 

fest, so sind die Vorauszahlungen von den 
bis zu diesem Zeitpunkt vereinnahmten 
Teilentgelten zu entrichten. Für später ver­
einnahmte Teilentgelte ist die Voraus­
zahlung im Voranmeldungszeitraum der 
Vereinnahmung zu entrichten. Das gleiche 
gilt sinngemäß für den Untersc:hiedsbetrag 
zwisc:hen erhaltenen Teilentgelten und- dem 
Rec:hnungsbetrag. Ergibt sic:h in der Vor­
anmeldung ein Uberschuß zugunsten des 
Unternehmers, so ist dlieser Uberschuß als 
Gutsc:hrift zu behandeln. Diese Gutsc:hrift 
wird mit Abgabe der Voranmeldung, 
frühestens jedodl mit Ablauf. des Vor­
anmeldungszeitraumes, wirksam. Unbe­
schadet der Bestimmungen der Bundes­
abgabenordnung sind auf Antrag Gut­
schriften innerhalb eines Monats nadl 
Antragstellung zurückzuzahlen. Solange 
innerhalb eines Veranlagungszeitraumes 
ein Uberschuß zugunsten des Unter­
nehmers besteht, entfällt die Verpflichtung 
zur Abgabe einer Voranmeldung. Unter­
nehmen, die im Inland weder einen Sitz 
noch eine Betriebsstätte haben, können die 
ihnen innerhalb eines Veranlagungszeit­
raumes in Rechnung gestellten abzugs­
fähigen Vorsteuern (§ 12) in jenem Vor­
anmeldungszeitraum geltend machen, in 
dem sie erstmals eine Voranmeldung ab­
geben." 

8. Im § 21 Abs. 2 ist die Zahl 150.000 
durdl die Zahl 500.000 zu ersetzen. Dem 
Abs. 2 sind folgende Sätze anzufügen: 

"Bei der Feststellung des Gesamtumsatzes 
ist bei der Sollbesteuerung von den steuer­
baren Lieferungen und sonstigen Leistungen 
und dem Eigenverbrauch, bei der Ist­
besteuerung von den vereinnahmten Ent­
gelten und dem Eigenverbrauch auszugehen. 
Außer Betracht bleiben die Geschäfts­
veräußerungen nach § 4 Abs. 7 sowie die 
steuerfreien Umsätze mit Ausnahme der 
nach § 6 Z. 1 bis ., befreiten Umsätze. 
Ist die Besteuerung von der Summe der 
Umsätze eines Kalenderjahres abhängig und 
ist der Veranlagungszeitraum kürzer als 
ein Kalenderjahr, so ist der tatsächliche 
Umsatz in einen Jahresumsatz umzurech­
nen," 

9. In § 21 Abs. 3 ist der erste Satz zu 
streichen. 

10. § 23 hat wie folgt zu lauten: 

,,§ 23. Unternehmer, deren Gesamtumsatz 
einsdlließlich der steuerfreien Umsätze im 
Veranlagungszeitraurn 500.000 S nicht über­
steigt, erhalten einen Steuerabzugsbetrag, 
Der Steuerabzugsbetrag berechnet sich nach 
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Sduiftführer 
einem Vomhundertsatz der Steuer, die sich 
für die Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 
Z. 1 und 2 nadt Abzug der Vorsteuer­
beträge ergibt. 

Der Vomhundertsatz beträgt bei einem 
Gesamtumsatz einsdtließlidt der steuer­
freien Umsätze: 

1. bis einsdtließlich 150.000 S 40 v. H. 

2. bis einsdtließlidt 200.000 S 35 v. H. 

3. bis einschließlich 250.000 S 30 v. H. 

4. bis einschließlidt 300.000 S 25 v. H. 

5. bis einsdtließlich 350.000 S 20 v. H. 

6. bis einsdtließlich 400.000 S 15 v. H. 

7. bis einschließlidt 450.000 S 10 v. H. 

8. bis einschließLich 500.000 S 5 v. H. 

Bei der Beredtnung des Steuerabzugs­
betrages bleibt die Steuer außer Ansatz, 
die der Unternehmer gemäß § 11 Abs. 12 
und 14 oder gemäß § 16 Abs. 1 schuldet." 

11. § 28 samt Uberschrift hat zu lauten: 

"Dbergangsregelung im Zusammenhang mit 

Ausfuhrumsätzen 

§ 28. (1) Weist ein Unternehmer nach, 
daß er Gegenstände in das Ausland nach 
dem 31. Dezember 1973 ausgeführt hat, ist 
ihm auf Antrag ein Betrag nach Maßgabe 
der folgenden Absätze zu vergüten. 

(2) Vergütungsfähig sind die in § 17 
Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes 1959 in 
der zum 31. Dezember 1973 geltenden Fas­
sung genannten Vorgänge. 

(3) Die Vergütung wird nicht für Gegen­
stände gewährt, für die b~i Anwendung 
der Bestimmungen des § 17 des Umsatz­
steuergesetzes 1959 in der zum 31. Dezem­
ber 1973 geltenden Fassung eine Ausfuhr­
vergütung ausgeschlossen ist. 

(4) Die Bemessungsgrundlage ist unter 
sinngemäßer Anwendung des § 16 Abs. 10 
und 11 des Umsatzsteuergesetzes 1959 in 
der zum 31. Dezember 1973 geltenden 
Fassung zu ermitteln. Ist der Gegenstand 
zur Zeit der Antragstellung nodt nidtt ver­
kauft, ist Bemessungsgrundlage der Ein­
kaufspreis frei österreichischer Zollgrenze 
oder, wenn der Gegenstand durch den 
Antragsteller im Inland be- oder verarbeitet 
worden ist, der Wert, der im Ort und zur 
Zeit der Verbringung in das Ausland für 
einen Gegenstand gleicher oder ähnlicher 
Art von Wiederverkäufern gezahlt zu 
werden pflegt. 

(5) Die Vergütung beträgt für Gegen, 
stände 

in den Jahren 

1974 1975 1976 1977 1978 

der Gruppe I: 0,4 0,3 0,3 0,2 0,1 

der Gruppe 11: 1,3 1,0 0,8 0,5 0,3 

der Gruppe III: 2,0 1,6 1,2 0,8 0,4 

der Gruppe IV: 2,9 2,3 1,7 1,2 0,6 

der Gruppe V: 3,6 2,9 2,1 1,4 0,7 

der Gruppe VI: 4,3 3,4 2,6 1,7 0,8 

v. H. der Bemessungsgrundlage; die Zuge­
hörigkeit der Gegenstände zu den einzelnen 
Gruppen wird in der Anlage F zum Um­
satzsteuergesetz 1959 in der zum 
31. Dezember 1973 geltenden Fassung 
bestimmt. 

(6) Die Bestimmungen des § 17 Abs. 3 
Z. 4, 5 und 6 sowie Abs. 8 vorletzter 
Absatz mit Ausnahme des Klammeraus­
druckes (§ 16 Abs. 18 in Verbindung mit 
§ 17 Abs. 9) des Umsatzsteuergesetzes 1959 
in der zum 31. Dezember 1973 geltenden 
Fassung sind sinngemäß anzuwenden. 

(7) Die Vergütung gilt als Vorsteuer im 
Sinne des § 12 Abs. 1 und Abs. 3 letzter 
Satz des Umsatzsteuergesetzes 1972; sie ist 
nicht Gegenstand einer gemäß § 12 Abs. 5 
des Umsatzsteuergesetzes 1972 zu erfol­
genden Aufteilung. 

(8) Die Bemessungsgrundlage sowie die 
Voraussetzungen für die Vergütung 
(Abs. 1 bis 6) sind buchmäßig nachzuweisen 
(§ 18 Abs. 8 des Umsatzsteuergesetzes 
1972). 

(9) Die Bestimmungen des § 16 Abs. 1 
Z. 2 des Umsatzsteuergesetzes 1972 gelten 
sinngemäß." 

12. Der § 29 samt Uberschrift hat wie 
folgt zu lauten: 

"Ubergangsregelung für das Anlage­
vermögen (Investitionssteuer) 

§ 29. (1) In der Zeit vom 1. Jänner 1974 
bis zum 31. Dezember 1976 unterliegen 
neben den im § 1 Abs. 1 Z. 1 bis 3 ange­
führten Umsätzen auch die 'folgenden V OI­

gänge der Umsatzsteuer: 

1. Die Zuführung von körperlichen Wirt­
schaftsgütern, die der Abnutzung unter­
liegen und deren Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten nach den Vorschriften des 
Einkommensteuergesetzes 1967 im Kalen­
derjahr der Anschaffung oder Herstellung 
nicht in voller Höhe als Betriebsausgaben 
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Sduiftführer 
abgesetzt werden können, durch einen 
Unternehmer im Inland zur Verwendung 
oder Nutzung als Anlagevermögen; 

2. Aufwendungen durm einen Unter­
nehmer im Inland. die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit körperlichen Wirt­
schaftsgütern des Anlagevermögens getätigt 
werden und die nach den Vorschriften des 
Einkommensteuergesetzes 1967 aktivie­
rungspflichtig sind. 

(2) Abs. 1 findet keine Anwendung 
1. bei Wirtschafts gütern, die der Unter­

nehmer durch einen nach § 6 Z. 10 lit. a' 
und lit. b steuerfreien Umsatz erworben 
hat; 

2. in den Fällen, in denen ein Unter­
nehmer ein Wirtschaftsgut durch einen 
nichtsteuerbaren Umsatz erworben hat. I 

wenn für diesen Vorgang - wäre er steuer­
bar gewesen - die Steuerfreiheit nach § 6 
Z. 10 lit. a und lit. b hätte in Anspruch 
genommen werden können; 

3. bei Wirtschaftsgütern, die anläßlidl der 
Veräußerung eines Geschäftes im Ganzen 
an Abkömmlinge. Stiefkinder oder deren 
Abkömmlinge veräußert werden; 

4. bei Wirtschaftsgütern, die anläßlich 
einer Veräußerung eines Geschäftes im 
Ganzen an eine Personengesellschaft ver­
äußert werden, der außer dem Veräußerer 
nur die in Z. 3 genannten Personen ange­
hören; 

5. bei Wirtschaftsgütern, die anläßlich 
einer Erbauseinandersetzung zwischen Mit­
erben veräußert werden; 

6. bei Wirtschaftsgütern aus einem Privat­
vermögen, die als Sacheinlagen in ein 
Unternehmen eingebracht werden. 

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß 
für Wirtschaftsgüter, die nicht zu einem 
Betriebsvermögen gehören. 

(4) Die Steuerpflicht nach Abs. tritt 
nicht ein, wenn der Unternehmer nur Um­
sätze bewirkt, die nach § 12 Abs. 2 zum 
Ausschluß vom Vorsteuerabzug führen, 
oder wenn auf seine Umsätze § 21 Abs. 6 
und 7 oder § 22 anzuwenden sind. Liegen 
die Voraussetzungen des § 12 Abs. 3 oder 4 
vor, so tritt die Steuerpflicht insoweit nicht 
ein, als der Unternehmer zum Vorsteuer­
abzug nicht beredltigt ist. Die Steuerpflicht 
tritt ferner nicht ein, wenn die im Abs. 1 
Z. 1 genannten Wirtschaftsgüter im Wege 
eines gemäß Strukturverbesserungsgesetz, 
BGBI. Nr. 69/1969, in der Fassung BGBl. 
Nr. 417/1970 genannten Vorganges erwor­
ben worden sind. 

(5) Bemessungsgrundlage ist der Wert, 
der im Zeitpunkt der Zuführung zur Ver­
wendung oder Nutzung als Anlage­
vermögen nach den Vorschriften des Ein­
kommensteuergesetzes 1967 bei der Berech­
nung der Absetzung für Abnutzung für die 
Wirtschaftsgüter oder für die aktivierungs­
pflichtigen Aufwendungen anzusetzen ist; 
die Investitionssteuer gehört nicht zur 
Bemessungsgrundlage. 

(6) Die Investitionssteuer beträgt im 
Kalenderj ahr 

1914 6 v. H. 
1975 4 v. H. 
1976 2 v. H. 

der Bemessungsgrundlage. Die Investitions­
steuer ist vom Vorsteuerabzug ausge­
schlossen. 

(7) Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf 
des Voranmeldungszeitraumes, in dem die 
Voraussetzungen des Abs. 1 für die Steuer­
pflicht eingetreten sind. 

(8) Wird ein Wirtschaftsgut, das bei dem 
Unternehmer nach Abs. 1 besteuert wurde, 
vor dem 1. Jänner 1977 geliefert oder zum 
Eigenverbrauch entnommen und sind diese 
Umsätze steuerpflichtig oder nach § 6 Z. 1 
steuerfrei, so kann der Unternehmer die 
von ihm geschuldete Umsatzsteuer kürzen. 
Der Kürzungsbetrag ergibt sich aus der 
Anwendung des im Kalenderjahr der lie­
ferung oder der Entnahme geltenden 
Steuersatzes (Abs. 6) auf das Entgelt der 
Lieferung oder den Teilwert des Eigen­
verbrauches; weder das Entgelt noch der 
Teilwert dürfen jedom höher sein als der 
nach Abs. 5 anzusetzende Wert. Liegen im 
Kalenderjahr, in dem die Steuerpflicht nach 
Abs. 1 entstanden ist, die Voraus­
setzungen des § 12 Abs. 3 und 4 vor, so 
vermindert sich der Kürzungsbetrag inso­
weit, als der Unternehmer in diesem 
Kalenderjahr zum Vorsteuerabzug nicht 
berechtigt war. 

(9) Für die Berechnung, Veranlagung, 
Voranmeldung und Entrichtung der Steuer 
sind die Bestimmungen des § 20 Abs. 1 bis 3 
und des § 21 Abs. 1 bis 5 sinngemäß anzu­
wenden. Die Bestimmung des § 18 Abs. 1 
ist mit der Maßgabe anzuwenden. daß aus 
den Aufzeichnungen des Unternehmers die 
Bemessungsgrundlage und der Zeitpunkt 
der Entstehung der Steuerschuld sowie der 
Kürzungsbetrag (Abs. 8) zu ersehen sein 
müssen. Abweichend davon ist die Investi­
tionssteuer bei selbst hergestellten Wirt­
schaftsgütern des Anlagevermögens sechs 
Monate und zehn Tage nach Ablauf des 
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Sdu'iftführer 
Kalendermonats, in dem die Steuerschuld 
entstanden ist, zu entrichten. 

(10) Hat ein Wirtschafts gut am Schluß 
des Kalenderjahres 1973 in fertigem oder 
. unfertigem Zustand zum Anlagevermögen 
eines Unternehmers gehört und wurde 
dafür ein Vorsteuerabzug nach § 27 nicht 
in Anspruch genommen, so erfolgt die 
Besteuerung hinsichtlich dieses Wirtschafts­
gutes nur insoweit, als die Bemessungs­
grundlage (Abs. 5) den Buchwert des Wirt­
sdlaftsgutes zum Schluß des Kalenderjahres 
1973 zuzüglich eines nach § 6 c Einkommen­
steuergesetz 1961 abgeschI1iebenen Betrages 
übersteigt. Abs. 8 gilt entsprechend." 

Abänderungsantrag 
der Abgeordneten DDr. König, Hietl, 
DDr. Neuner, Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, 
Dr. Keimel und Genossen zur Regierungs­
vorlage (145 d. B.) betreffend ein Bundes­
gesetz über die Besteuerung der Umsätze -
(Umsatzsteuergesetz 1912) in der Fassung 
des Berichtes des Finanz- und Budget­
ausschusses (382 d. B.). 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
1. Im § 6 wird nach Z. 6 folgende neue 

Z. 1 eingefügt: 

,,1. die Umsätze von Zeitungen und Zeit­
schriften, auch mit Bildern (Nummer 49.02 
des Zolltarifes);" 

2. Im § 6 erhalten die bisherigen Z. 7 
bis 15 die neue Bezeichnung Z. 8 bis 16. 

3. Im § 18 hat im Abs. 2 die Z. 5 wie folgt 
zu lauten: 

,,5. die für eingeführte Gegenstände ent­
richtete Einfuhr-Umsatzsteuer unter Angabe 
des Tages der Entrichtung fortlaufend auf­
gezeichnet wirdj" 

4. Im § 18 Abs. 2 hat die Z. 6 wie folgt 
zu lauten: 

,,6. die aufgezeichneten Entgelte (Z. 1) und 
Steuerbeträge mindestens zum Schluß jedes 
Voranmeldungszeitraumes, die Bemessungs­
grundlagen für den Eigenverbrauch zum 
Sdlluß des Veranlagungszeitraumes aufge­
rechnet werden." 

5. Im § 18 Abs. 4 tritt an die Stelle der 
Zitierung ,,§ 12 Abs. 3" die Zitierung ,,§ 12 
Abs.2". 

6. Im § 18 Abs. 5 tritt an die Stelle der 
Zitierung ,,§ 12 Abs. 4" die Zitierung ,,§ 12 
Abs. 3" und an die Stelle der Zitierung 
,,§ 12 Abs. 3" die Zitierung ,,§ 12 Abs. 2". 

7. Im § 18 Abs. 6 tritt an die Stelle der 
Zitierung ,,§ 12 Abs. 1" die Zitierung ,,§ 12 
Abs. 5" und an die Stelle der Zitierung 

,,§ 12 Abs. 10 und 11" die Zitierung ,,§ 12 
Abs. 8 und 9". 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Hietl, DDr. Neuner, 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Dr. Keimei, 
DDr. König und Genossen zur Regierungs­
vorlage (145 d. B.) betreffend ein Bundes­
gesetz über die Besteuerung der Umsätze -
(Umsatzsteuergesetz 1972) in der Fassung 
des Berichtes des Finanz- und Budget­
ausschusses (382 d. B.) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
Die Anlage zu § 10 Abs. 2 Z. 1 wird wie 

folgt geändert: 
1. In der Anlage zu § 10 Abs. 2 hat die 

Z. 1 zu lauten: 
"I. Nahrungs- und Genußmittel ein­

schließlich Gewürze (aus den Kapiteln 02 
bis 21 und 23 bis 25 des Zolltarifes), 
Traubenmost, (Nummer 22.04 des Zoll­
tarifes), Wein aus frischen Weintrauben 
- ausgenommen Schaumwein - mit Alko­
hol in der Gärung gehemmter Most aus 
frischen Weintrauben (aus Nummer 22.05 
des Zolltarifes), Apfelwein, Birnenwein oder 
andere gegorene Getränke - ausgenommen 
Met und Obstsdlaumwein - (aus Nummer 
22.01 des Zolltarifes), Zubereitungen der 
in dieser Ziffer genannten Gegenstände ein­
schließlich Zwischenprodukte sowie künst­
liche Süßstoffe." 

2. Die Z. ,,1, 2, 6, 1, 8, 9, 10, 12, 15, 18, 19, 
20, 21, 22, 23, 31, 25" erhalten die Bezeich­
nung ,,2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 
14, 15, 16, 17,18". 

3. Die bisherige Z. 32 erhält die Bezeich­
nung Z. 19. 

4. Die Z. ,,35, 36, 38" erhalten die Bezeich­
nung ,,20, 21, 22". 

5. Die Z. 23 hat zu lauten: 
,,23. Erdölprodukte der Nummern 21.10 A 

bis E des Zolltarifes." 

6. Die Ziffern ,,40 bis 44" erhalten die 
Bezeichnung ,,24 bis 28". 

7. Die Z. 29 hat zu lauten: 
,,29. Heilmittel aus den Kapiteln 29, 30 des 

Zolltarifes. " 

8. Die Z. ,,46" erhält die Bezeich­
nung ,,30". 

9. Die Z. 31 hat zu lauten: 

,,31. Natürlidle tierische oder pflanzliche 
und andere Düngemittel (ausgenommen 
Guano) auch untereinander gemischt 
(ZTNm. 25.10 B, 29.25 K und Kapitel 31 des 
Zolltarifes) ... 
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Sdlliftfiibrer 
10. Die Z. ,,41" erhält die Bezeichnung I 

Z. ,,32". 

10 a. Die Z. ,,48" erhält die Bezeichnung 
Z. ,,33", wobei nach lit. c folgende lJit. d ein­
zufügen ist: 

"d) Holz in der Längsrichtung gesägt, ge­
messert oder gesdlält, aber nicht weiter 
bearbeitet, mit einer Stärke von mehr als 
5 mm (Nummer 44.05 des Zolltarifes}." 

Die bisherige lit. derhält sonadl die Be­
zeiChnung "e". 

11. Die Z. 34 bis 36 haben zu lauten: 

,,34. Waren des Budlhandels und Erzeug­
nisse des graphisdlen Gewerbes, u. zw. 

a) Bücher, Broschüren und ähnlidle Druck­
erzeugnisse, auch in losen Bogen (Nr. 49.01 
des Zolltarifes), 

b) Informationsbulletins der Nachrichten­
dienste, 

c} Bilderalben, Bilderbücher, Zeidlen- und 
Malbücher für K1inder, brosdlürt oder 
gebunden (Nr. 49.03 des Zolltarifes), 

d) Musikalien (Noten) handgesdlrieben 
oder gedruckt auch mit Bildern, audl gebun­
den (Nr. 49.04 des Zolltarifes), 

e) kartographische Erzeugnisse aller Art, 
einschließlidl der Wandkarten und topo­
graphischen Pläne, gedruckt; gedruckte 
Erd- oder Himmelsgloben (Nr. 49.05 des 
Zolltarifes), 

für diese Umsätze mit 8 vom Hundert der 
Bemessungsgrundlage festgesetzt. Die die­
sen Umsätzen zuzuredlnenden Vors teuer­
beträge werden in gleicher Höhe fest­
gesetzt. Die Befreiungsbestimmungen des 
§ 6 Z. 8 bis 16 und die Bestimmungen des 
§ 11 sind anzuwenden." 

2. Im § 22 hat der bisherige Abs. 2 zu 
entfallen. 

3. Im § 22 erhalten die bisherigen Abs. 3 
und 4 die Bezeidlnung 2 und 3, wobei dem 
neuen Abs. 3 folgender Satz anzufügen ist: 

"Zu den Tätigkeiten im Rahmen eines 
Nebenbetriebes gehören jedenfalls audl die 
Nebengewerbe der Land- uild Forstwirt­
sdlaft sowie die häuslichen Neben­
beschäftigungen im Sinne der Gewerbe­
ordnung." 

4. Im § 22 erhält der bisherige Abs. 5 die 
neue Bezeidlnung Abs. 6, wobei an die 
Stelle der Zitierung ,,§ 12 Abs. 7" die 
Zitierung ,,§ 12 Abs. 5" tritt. 

5. Der bisherige Abs. 6 des § 22 erhält 
die neue Bezeichnung Abs. 5, wobei die 
Zitierung "Abs. 1 bis 5" durdl die Zitierung 
"Abs. 1 bis 4" zu ersetzen ist. 

Präsident: Danke. Es liegt keine Wortmel­
dung vor. Die Debatte ist geschlossen. - Der 
Herr Berichterstatter wünscht kein Schlußwort. 

Wir kommen nun nach einer langen Sitzung 
und nadl einer langen Debatte, bei der Sie 
speziell bei der Verlesung der Abänderungs­
anträge so ruhig zugehört haben, jetzt zur 
Ab s tim m u n g. 

f) Rohdruckbogen und Einbände, soweit 
sie zur Herstellung der unter lit. abis e 
genannten Gegenstände bestimmt sind oder 
verwendet worden sind. Ich werde sicherlich nicht fehlgehen, wenn 

Sie sich über die Gymnastikübungen ein 
35. Heilbehelfe aus den Kapiteln 87 und wenig freuen werden. 

90 des Zolltarifes, soweit sie unmittelbar 
dem Kranken zu dienen bestimmt sind. Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 

36. Gegenstände des Kapitels 99 des Zoll- über den Entwurf des Umsatzsteuergesetzes 
tarifes." 1972. 

Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Hietl, DDr. Neuner, 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Dr. Keimei, 
DDr. König und Genossen zur Regierungs­
vorlage (145 d. B.) betreffend ein Bundes­
gesetz über die Besteuerung der Umsätze -
(Umsatz:steuergesetz 1972) in der Fassung 
des Berichtes des Finanz- und Budget­
aussdlusses (382 d. B.). 

Der Nationalrat wolle besdlließen: 

1. Im § 22 hat der Abs. 1 zu lauten: 

,,(1) Bei Unternehmern, die Umsätze im 
Rahmen eines land- und forstwirtschaft­
lichen Betriebes ausführen, wird die Steuer 

Ich werde in einer Weise vorgehen, daß ich 
zunächst über die §§ I, 3, 7, 12, 13, 17 und 19, 
zu denen ein Abänderungsantrag der Abge­
ordneten Dr. Neuner und Genossen vorliegt, 
abstimmen lasse; sodann über die §§ 4, 14, 
21,23, 28 und 29, zu denen ein Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Keimel und 
Genossen vorliegt; weiters über die §§ 2, 10, 
26 und 27, zu denen ein Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Zittmayr und Genossen,. 
weiters über die §§ 6 und 18, zu denen ein 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Doktor 
König und Genossen und schließlich über § 22 
und über die Anlage zu § 10 Abs. 2, zu denen 
je ein Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Hietl und Genossen vorliegt. 
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Präsident 
Sollte ein Abänderungsantrag keine Mehr- Damen und Herren. die hieiu ihre Zustim­

heit finden. werde ich jeweils über die mung geben. sich von den Sitzen zu 
betreffenden Teile des Gesetzentwurfes in der erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange-
Fassung des Ausschußberichtes abstimmen nommen. 
lassen. Wir gelangen jetzt zur Abstimmung über 

Sodann werde ich über jene Teile abstim- die §§ 6 und 18. Hiezu liegt ein Abänderungs­
men lassen. zu denen keine Abänderungs- antrag der Abgeordneten Dr. König und 
anträge vorliegen und über die noch nicht Genossen vor. 
abgestimmt wurde. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die §§ 1. 3, 7. 12. 13. 17 und 19. Hiezu 
liegt ein Abänderungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Neuner und Genossen vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren. die diesen 

Ich bitte jene Damen und Herren. die diesen 
Paragraphen samt Uberschriften in der Fas­
sung. des Abänderungsantrages der Abgeord­
neten Dr. König und Genossen zustimmen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Minderheit. Abgelehnt. 

Paragraphen samt Uberschriften in der Fas- Ich lasse nunmehr über diese Paragraphen 
sung des Abänderungsantrages der Abgeord- samt Uberschriften in der Fassung des Aus­
neten Dr. Neuner und Genossen ihre Zu- schußberichtes abstimmen und bitte jene 
stimmung geben. sich von den Sitzen zu Damen und Herren. die hiezu ihre Zustimmung 
erheben. - Minderheit. Ist abgelehnt. ,geben. siCh von den Sitzen zu erheben. -

Ich lasse nunmehr über diese Paragraphen 
samt Uberschriften in der Fassung des Aus­
schußberichtes abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren. die hiezu ihre Zustimmung 
geben. sich von den Sitzen zu erheben. -
Mehrheit. Somit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die §§ 4, 14. 21. 23. 28 und 29. Hiezu 
liegt ein Abänderungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Keimel und Genossen vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren. die diesen 
Paragraphen samt Ubersmriften in der Fas­
sung des Abänderungsantrages der Abgeord­
neten Dr. Keimel und Genossen ihre Zustim­
mung geben. sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Ich lasse nunmehr über diese Paragraphen 
samt Uberschriften in der Fassung des Aus­
schuß berichtes abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren. die hiezu ihre Zustimmung 
geben. sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Mehrheit. Angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die §§ 2. 10, 26 und 27. Hier liegt ein 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Doktor 
Zittmayr und Genossen vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Paragraphen samt Uberschriften in der Fas­
sung des Abänderungsantrages Dr. Zittmayr 
und Genossen ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Minderheit. 
Abgelehnt. 

Mehrheit. Angenommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über § 22 und über die Anlage zu § 10 Abs. 2. 
Hiezu liegt je ein Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Hietl und Genossen vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren. die dem 
§ 22 samt Uberschrift sowie der Anlage zu 
§ 10 Abs. 2 in der Fassung der Abänderungs­
anträge der Abgeordneten Hietl und Genossen 
zustimmen. sich von den Sitzen zu erheben. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) - Minderheit. 
Abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über § 22 samt Uber­
schrift sowie über die Anlage zu § 10 Abs. 2 
in der Fassung des Ausschußberichtes 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren. 
die hiezu ihre Zustimmung geben. sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Angenommen. 

Ich lasse nunmehr über jene Teile des 
Gesetzentwurfes. zu denen keine Ab­
änderungsanträge vorliegen und über die noch 
nicht abgestimmt wurde, sowie über Titel und 
Eingang abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren. die diesen 
Teilen des Gesetzentwurfes sowie Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
zustimmen. sich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist die Mehrheit. Angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. Wird 
Einwand erhoben? - Nicht der F,all. 

Ich lasse nunmehr über diese Paragraphen Ich bitte jene Damen und Herren. die dem 
samt Uberschriften in der Fassung des Aus- vorHegenden Gesetzentwurf auch lin dritter 
schußberichtes abstimmen und bitte jene Lesung ;ihre Zustimmung erteilen, sich von 
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Präsident 
den Sitzen zu erheben. - Das ast die Mehr- gang des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
heit. Der Gesetzentwurf ist somit auch in Aussmußberi<htes ihre Zustimmung geben, 
dritter Lesung an gen 0 m m e n. (Lebhafter sich von den Sitzen zu erheben. - Das ~st die 
anhaltender Beifall bei der SPO. - Abg. Mehrheit. 
Dr. K 0 h 1 mai e r: In einem halben Jahr ist 
der Applaus aus! - Abg. Mit te r e r: Wie 
die Russen, die applaudieren sich auch 
selber! - Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Das wird 
noch traurig werden!) 

Zu diesem Gesetz,entwurf läegt edn E n t­
s chi i e ß u n g san t rag vor, der dem Aus­
schußbericht beigedruckt ist. Ich bitte jene 
Damen urud Herren, die diesem Ent­
schließungsantrag unter Berücksichtigung der 
vom Berichterstatter vorgebrachten Druck­
fehlepberichtigungen ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. An gen 0 m m e n. (E 15.) 

Wlir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den E n t s chi i e ß u n g san t rag der 
Abgeordneten Dr. König und Genos'Sen 
betreffend Abgeltung zusätzlicher Belastungen 
für die Studierenden in Form einer Wohn­
beihilfe. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ,ihre Zustimmung geben, 
sic:h von den SHzen zu 'erheben. - Das ist die 
Minderheit. Ab gel eh n t. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf des Bundesgesetzes über 
die Einführung des Umsatzsteuergesetzes 1972. 

Ich werde lin der Weise vorgehen, daß ich 
zunächst über die Artikel II und IV bis ein­
schheßlich XIV !in der Fassung des vor­
H1egenden Abänderungsantrages der Abge­
ordneten Dr. Neuner und Genossen abstimmen 
lasse. Findet sich hiefür keine Mehrheit, werde 
ich über diese Artikel ;in der Fassung des 
Ausschußberichtes iabstimmen lassen, sodann 
über die übrigen Teile des Gesetzentwurfes 
some Titel und Eingang. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die den 
Artikeln II und IV bis einschließlich XIV /in 
der Fassung des Abänderungsantrages der 
Abgeordneten Dr. Neuner und Genossen 
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über Artikel II und IV 
bis einschlließlIich XIV in der Fassung des 
Ausschußberichtes abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Mehrheit. Angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Absbimmung 
über jene Teile des Gesetzentwurfes, über 
die noch nicht abge::-timmt wurde. 

Ich bitte j1ene Damen und Herren, die den 
Artikeln I, III und XV sowiie Titel' und Ein-

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch 'in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, stich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
die MehrheH. Der Gesetzentwurf ist :somit 
auch in dritter L,esung a n gen 0 m m e n. 

Zu diesem Gesetzentwurf Liegen zwei 
E n t sc h I i e ß u n g san t r ä g e vor, die 
dem Ausschußbericht betlgedrudct sind. 

Falls kein Einwand erhoben wird, lasse ich 
über beide Entschließungsanträge unter einem 
absttimmen. - Ke:in Einwand. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 
den beiden dem Ausschußbericht bei­
gedruckten Entschließungsanträgen ihre Zu­
rstimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Mit Mehrheit an gen 0 m m e n. 
(E 16 und E 11.) 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den E n t s chi i e ß u n g san t rag der 
Abgeordneten Dr. Neuner und Genossen 
betreffend gesonderter Ausweis der durch das 
Umsatzsteuergesetz 1972 und durch das 
Bundesgesetz über die Einführung des Um­
satzsteuergesetzes 1972 veruTISachten Ein­
nahmen und Ausgaben lim Budget und ~m 
Amtsblatt der österreichischen Finanzverwal­
tung. Ich bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, slich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist die Minderheit. Ist ab gel eh nt. 

3. Punkt: Bericbt des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (180 der Beilagen): 
Notenwemsei gemäß Artikel 2 Absatz 1 Iit. b 
des Auslieferungsvertrages zwischen der 
Republik Osterreich und dem Vereinigten 
Königreim von Großbritannien und Nord­
irland vom 9. Jänner 1963 in der Fassung 
des Protokolls vom 15. Jänner 1969 (356 der 

Beilagen) 

4. Punkt: Beriebt des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (212 der Beilagen): 
Notenwechsel zwismen der Republik öster­
reich und dem Königreich Swaziland betref­
fend die Weiteranwendung des österreichism­
britischen Recbtshilfeabkommens vom 
31. März 1931, BGBI. Nr. 45/1932 (357 der 

Beilagen) 
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S. Punkt: Bericht des Justizaussdmsses über 
die Regierungsvorlage (223 der Beilagen): 
Vertrag zwischen der Republik Osterreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über die 
Ergänzung des EuropäisdIen Auslieferungs­
übereinkommens vom 13. Dezember 1957 und 
die Erleichterung seiner Anwendung (358 der 

Beilagen) 

6. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (224 der Beilagen): 
Vertrag zwisdIen der Republik OsterreidI und 
der Bundesrepublik Deutschland über die 
Ergänzung des Europäischen Ubereinkommens 
über die Rechtshilfe in StrafsadIen vom 
20. April 1959 und die ErleidIterung seiner 

Anwendung (359 der Beilagen) 

irland list am 12. August 1970 in Kraft getreten. 
Im Artikel 2 dieses Vertrages Slind die 
Gebiete, auf weldle er anzuwenden ist, ange­
führt. 

Das Vereinigte Königreich von Groß­
britannien und Nordirland hat nun den 
Wunsch geäußert, einen Notenwechsel 'im 
Sinne von Artikel 2 Abs. 1 l'it. b des Aus­
lieferungsvertrages durchzuführen, mit dem 
der Anwendungsbereich des Vertrages auf die 
britischen Uberseegebiete ausgedehnt wlird. 

Der vorliegende Notenwechsel ist gesetz­
ändernd und darf daher nur mit Genehmigung 
des Natiorualrates gemäß Artikel 50 Abs. 1 
Bundes-Verfassungsgesetz abgeschlossen wer­
den. 

Präsident: Wir gelangen nun zu den Der Justizausschuß hat die gegenständNdle 
Punkten 3 bis einschließlich 6 der heutigen Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
Tagesordnung, über die die Debatte ebenfalls 6. Juni 1972 :in Anwesenheit des Bundes­
unter einem abgeführt wird. ministers für Justiz DI. Broda in Verhandlung 

Es sind dies die Berichte des Justizaus- gezogen. 
schusses über 

Notenwechsel gemäß Artikel 2 Abs. 1 lit. b 
des Auslieferungsvertrages mit Groß­
britannien und Nordirland vom 9. Jänner 1963 
in der Fassung des Protokolls vom 15. Jänner 
1969; 

Notenwechsel mit Swaziland betreffend die 
Weiteranwendung des österreidlisch-bri­
tischen ReChtshilfeabkommens vorn 31. März 
1931 ; 

Vertrag mit der Bundesrepublik Deutschland 
über die Ergänzung des Europäischen Aus­
lieferungsübereinkommens vom 13. Dezember 
1957 und die Erleichterung seiner Anwendung 
und 

Vertrag mit der Bundesrepublik Deutschland 
über die Ergänzung des Europäischen Uber­
einkommens über die Rechtshilfe in Straf­
sachen vom 20. April 1959 und die Erleich­
terung seiner Anwendung. 

Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Genehmigung des 
Notenwechsels zu empfehlen. 

Der Justizausschuß üst der Meinung, daß in 
dielsem Falle die Erlassung eines Bundes­
gesetzes - !im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der geltenden 
Fassung - zur Uberführung dieses Vertrags­
inhaltes lin die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht notwendig ist. 

Der Just'izausschuß stellt somit durch mich 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
Notenwechsel gemäß Artikel 2 Abs. 1 Nt. b 
des Auslief.erungsvertrages zWlischen der 
Republ:ik Osterreich und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannilen und N ord­
irland vom 9. Jänner 1963 in der Fassung 
des Protokolls vom 15. Jänner 1969 samt 
Anhang (180 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Genehmigung erteilen. 

Berichterstatter zu Punkt 3 ist der Herr 
Abgeordnete DI. König. Ich ersuche um seinen Für den Fall, daß Wortmeldungen vorLiegen, 
Beridlt. bin lich ermädltigt, General- und Spezial­

Beridlterstatter DDr. König: Hohes Haus! 
Ich berichte im Auftrag des Justizausschu:sses 
über die Regierungsvorlage (180 der B.ei­
lagen): Notenwechsel gemäß Artikel 2 Abs. 1 
Ht. b des Auslieferungsvertrages zwischen der 
Republik OsteIfoe'ich und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nord­
~rland vom 9. Jänner 1963 lin der Fassung 
des Protokolls vom 15. Jänner 1969. 

Der Auslieferungsvertrag zwischen der 
$.epublik Osterreich und dem Vereinigten 
Königreich von Großbnitannien und Nord-

debatte unter einern zu beantragen. 

Präsident: Berichterstatter zu Punkt 4 ist 
der Herr Abgeordnete DI. Halder. Ich ersuche 
um seinen BeriCht. 

Berichterstatter DI. Halder: Hohes Haus! 
Ich berichte namens des JustizaUJsschusses 
über die Regierungsvorlage (212 der Bei­
lagen): Notenwechsel zwischen der Republik 
Osterreich und dem Kön'igreich Swaziland 
betreffend die Weiteranwendung des öster­
reichisch-britischen Rechtshilfe abkommens 
vom 31. März 1931, BGBl. NI. 45/1932. 
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Dr. Halder 
Der Geltungsbereich des österreichisch~ 

britischen RechtshiUeabkommens wurde am 
16. April 1932 auf da'S damalige Protektorat 
Swaziland ausgedehnt. Am 6. September 1968 
hat Sw,aziland als Königreich Swaziiland seine 
Unabhängigkeit erlangt. 

Mit Note vorn 3. September 1970 hat sich 
das KöIlligreich Swaziland Osterreich gegen~ 
über bereit erklärt, die Rechte und Verpflich~ 
tungen des österreichisch~britischen Rechts~ 

hilfevertrages zu übernehmen, und vorge­
schlagen, mittels Notenwechsel ein Vertrags~ 
verhältnis mit der Republik asterreich zu 
begründen. 

Der vorliegende Notenwechsel ist gesetz­
ändernd und darf daher nur mit Genehmigung 
des Nationalrates gemäß Artikel 50 Abs. 1 
Bundes~Verfassungsgesetz abgeschlossen wer­
den. 

Der JustJizausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorl:age in seiner Sitzung am 
6. Juni 1972 in Anwesenheit des Bundes­
ministers für Justiz Dr. Broda in Verhandlung 
gezogen. 

Der Ausschuß hat einstimmig beschloss-en, 
dem Hohen Hause die Genehmigung des 
Notenwechsels zu empfehlen. 

Der Justizausschuß ist der Meiinung, daß in 
diesem Falle die ErlaSisung eines Bundes­
gesetzes - im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der geltenden 
Fassung - zur Uberführung dieses Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht notwendig ~Ist. 

Namens des Justlizausschusses stelle ich 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
dem Notenwechsel zwischen der Republik 
Osterrelich und dem Königreich Sw;aziland 
betreffend die Weiteranwendung des öster~ 

reichlisch~ bri tischen Rechtshilfeabkommens 
vom 31. März 1931, Nr. 45/1932 (212 der 
Beilagen) die verfaSisungsmäßige Genehmi~ 

gung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bin ich ermächtigt zu beantragen, General­
und Spezialdebatte unter einem durch~ 

zuführen. 

übereinkommens vorn 13. Dezember 1957 und 
die Erleichterung seiner Anwendung. 

Die Auslieferung ist zwischen Osterreich 
und der Bundesrepublik Deutschland derzeit 
in dem Auslieferungsvertrag vom 22. Septem~ 
ber 1958, BGBl. NI. 194/1960, geregelt~ Dieser 
Vertrag wird jedoch mit dem Inkrafttreten 
des Europäischen Auslieferungsübereinkom~ 

mens im Verhältnis zwischen Osterreich und 
der Bundesrepublik Deutschland seine Wirk­
samkeit verlieren. Es ergibt sich daher das 
Bedürfnis nach dem Abschluß eines 
bilateralen Zusatzvertrages zwischen Oster~ 
reich und der Bundesrepublik Deutschland. 

Der vorliegende Vertrag ist gesetzändernd 
und darf daher nur mit Genehmigung des 
Nationalrates gemäß Artikel 50 Abs. 1 
Bundes~Verfassungsgesetz abgeschlossen wer~ 
den. 

Der Justizausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
6. Juni 1972 in Verhandlung gezogen. Hiebei 
nahm der Ausschuß folgende Druckfehler~ 

. berichtigung vor: Im Artikel VII Abs. 2 soll an 
Stelle des Wortes "ersuchte" das \Vort 
"ersuchende" treten. 

Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Genehmigung des Ver­
trages zu empfehlen. 

Der lustizausschuß ist der Meinung, daß in 
diesem Falle die Erlassung eines Bundes­
gesetzes - im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der geltenden 
Fassung - zur Uberführung dieses Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht notwendig ist. 

Der Justizausschuß stellt somit durch mich 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
Vertrag zwischen der Republik Osterreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über die 
Ergänzung des Europäischen Auslieferungs~ 

übereinkommens vom 13. Dezember 1957 und 
die Erleichterung seiner Anwendung (223 der 
Beilagen) unter Berücksichtigung der ange­
führten Druckfehlerberichtigung die ver~ 

fassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
Präsident: Berichterstatter zu den Punkten 5 soll ich beantragen, General- und Spezial­

und 6 ist die Frau Abgeordnete Edith Dobes~ debatte in einern durchzuführen. 
berger. Ich ersuche sie um ihre beiden Weiters habe ich namens des Justizaus~ 
Berichte. schusses über die Regierungsvorlage (224 der 

Berichterstatterin Edith Dobesberger: Ich Beilagen): Vertrag zwischen der Republik 
berichte namens des Justizausschusses über Osterreich und der Bundesrepublik Deutsch~ 
die Regierungsvorlage (223 der Beilagen): land über die Ergänzung des Europäischen 
Vertrag zwischen der Republik Osterreich und Ubereinkommens über die Rechtshilfe in Straf~ 
der Bundesrepublik Deutschland über die Er~ \ sachen vom 20. April 1959 und die Erleich~ 
gänzung des Europäischen Auslieferungs- terung seiner Anwendung, zu berichten. 
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Editb Dobesberger 
Die Rechtshilfe in Strafsachen ist zwischen 

Osterreich und der Bundesrepublik Deutsch.­
land derzeit in dem Vertrag über die Remts­
hilfe in Strafsachen vom 22. September 1958, 
BGBI. Nr. 193/1960, geregelt. Dieser Vertrag 
wird jedoch mit dem Inkrafttreten des Euro­
päischen Dbereinkommens über die Rechts­
hilfe in Strafs~chen im Verhältnis zwischen 
Osterreich und der Bundesrepublik Deutsch­
land seine Wirksamkeit verlieren. Es ergibt 
sich daher das Bedürfnis nach dem Abschluß 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
den Notenwechsel gemäß Artikel 2 Abs. 1 
lit. b des Auslieferungsvertrages zwischen der 
Republik Osterreich und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nord­
irland vom 9. Jänner 1963 in der Fassung 
des Protokolls vom 15. Jänner 1969. 

Ich bitte jene Damen und Herren. die dem 
Antrag des Berichterstatters beitt:eten. dem 
vorliegenden Notenwemsei samt Anhang die 
Genehmigung zu erteilen. sich von den Sitzen 

eines zweiseitigen Zusatzvertrages zwischen zu erheben. Ein s tim m i g a n g e-
Osterreich und der Bundesrepublik Deutsch- no m me n. 
land. 

Der vorliegende Vertrag ist gesetz ändernd 
und darf daher nur mit Genehmigung des 
Nationalrates gemäß Artikel 50 Abs. 1 
Bundes-Verfassungs gesetz abgesChlossen wer­
den. 

Der Justizausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
6. Juni 1972 in Verhandlung gezogen. Hiebei 
stellte der Ausschuß zu Artikel XIV des Ver­
trages fest, daß diese Bestimmung die 
bestehende Rechtslage. wonach im Ausland 
begangene Tathandlungen, die nach öster­
reiChischem Recht Verwaltungsübertretungen 
darstellen, in Osterreich nicht verfolgbar sind 
(§ 2 Abs. 1 Verwaltungs strafgesetz) , unbe­
rührt läßt. 

Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Genehmigung des Ver­
trages zu empfehlen. 

Der Justizausschuß ist der Meinung, daß in 
diesem Falle die Erlassung eines Bundes­
gesetzes - im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der geltenden 
Fassung - zur Uberführung dieses Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche ReChtsordnung 
nicht notwendig ist. 

Der Justizausschuß stellt somit durch mich 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
Vertrag zwischen der Republik OsterreiCh und 
der Bundesrepublik Deutschland über die 
Ergänzung des Europäischen Ubereinkommens 
über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 
20. April 1959 und die Erleichterung seiner 
Anwendung (224 der Beilagen) die ver­
fassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den NotenweChsel zwischen der Republik 
Osterreich und dem KönigreiCh Swaziland 
betreffend die Weiteranwendung des öster­
reichisch-britischen Rechtshilfeabkommens 
vom 31. März 1931. BGBI. NI. 45/1932. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, dem 
gegenständlichen Notenwechsel die Genehmi­
gung zu erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Ein s tim m i g an gen 0 m­
men. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Vertrag zwischen der Republik 
Osterreich und der Bundesrepublik Deutsch­
land über die Ergänzung des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens vom 13. De­
zember 1957 und die Erleichterung seiner 
Anwendung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag der Frau Berichterstatter beitreten, 
dem gegenständlichen Vertrag unter Berück­
sichtigung der im Ausschußbericht angeführten 
DruCkfehlerberichtigung die Genehmigung zu 
erteilen, siCh von den Sitzen zu erheben. -
Ein s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Vertrag zwischen der Republik Osterreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über die 
Ergänzung des Europäischen Uberein­
kommens über die ReChtshilfe in Strafsachen 
vom 20. April 1959 und die ErleiChterung 
seiner Anwendung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag der Frau Berichterstatter beitreten, 
dem gegenständlichen Vertrag die Genehmi­
gung zu erteilen. sich von den Sitzen zu 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor- erheben. _ Ein s tim m i g an gen 0 m­
liegen, beantrage ich. wieder. General- und m e n. 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 
Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. Die n ä c h s te Sitzung wird auf schrift-

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim m u n g. lichem Weg einberufen. 
die ich über jede der vier Vorlagen getrennt 
vornehme. Die Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Schlu.fi der Sitzung: 22 Uhr 

österreichische 8taatsdruckerei L61 10342 
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